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Das Kosovo ist ein Gebiet, dessen Fläche 10.887 km2 umfasst und das ca. 2.1 Mio. Einwoh-
ner hat. Es ist, historisch gesehen, seit Jahrhunderten wie die anderen Länder Südosteuropas 
allzu oft als eine notorisch gewaltsame Region charakterisiert worden und wird weiterhin, 
auch nach der jüngsten NATO-Intervention, in der westlichen Diplomatie und den westlichen 
Medien als Pulverfass in Verruf gebracht. Das Land wurde kurz nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges als eine autonome Provinz innerhalb Serbiens gegründet. Serbien war damals 
eine der sechs Republiken, die unter der Führung Titos zur Bundesrepublik Jugoslawien ge-
hörten. Titos Tod ließ im ehemaligen Jugoslawien ein Machtvakuum entstehen. Die einstigen 
Führer der Republiken Jugoslawiens strebten nach Machterweiterung und sahen jeweils die 
Chance, die Situation für sich auszunutzen. Zu den schon vorherrschenden wirtschaftlichen 
und politischen Problemen des Landes kamen die nationalen Bestrebungen der einzelnen Re-
publiken hinzu. Nationalistische Strömungen wurden dazu genutzt, eine Abspaltung von Ju-
goslawien zu erreichen und die knapper werdenden Ressourcen sowie Privilegien für das ei-
gene Land zu sichern, was mit der Zeit immer grausamere Formen annahm. Dies war auch bei 
den Bewohnern des Kosovos zu sehen, die nach einer eigenen Republik innerhalb der BRJ 
strebten.1 
Mit dem Tod Titos geriet auch die föderale Verfassungskonstruktion von 1974 in eine Krise. 
Die Albaner verlangten die Loslösung des Kosovos von Serbien, was die übrigen Teilrepubli-
ken und die jugoslawische Bundesregierung entschieden verweigerten. Die Aufhebung der 
Autonomie Kosovos seitens der Milošević-Regierung führte bei den Kosovo-Albanern zur 
Gründung eines Schattenstaates „Kosovo“ und zur Erklärung des Kosovos zur Republik. Kurz 
darauf wurde Anfang der 1990er Jahre eine neue Verfassung beschlossen, die als politischer 
Widerstand mit friedlichen Mitteln die albanische Frage beantworten sollte, in der Hoffnung, 
das Kosovoproblem internationalisieren zu können. Gegen die zunehmende Unterdrückungs-
politik Serbiens wuchs auch der zumeist gewaltfreie Widerstand der Kosovo-Albaner. Nach 
dem Daytonvertrag (1995), der die Kosovofrage nicht in der politischen Agenda berücksich-
tigte, wuchs bei den Albanern die Unzufriedenheit mit der gewaltfreien Politik Rugovas. In 
                                                          
1
 Deichmann, Thomas: NATO-Rollback im Kosovo. http://www.novo-magazin.de/40/novo4036.htm, Vgl. Horst 
Grabert/Paul Schäfer: Kosovo – Gewalt löst keine Probleme. http://www.iwif.de/wf499-40.html.  
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demselben Jahr verübte die albanische Untergrundorganisation (UÇK) mehrere Bombenan-
schläge. Die bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen serbischen Staatsorganen und den 
zunächst schlecht organisierten und bewaffneten albanischen Guerilleros nahmen daraufhin 
zu. Ab 1998 eskalierte der Konflikt aufgrund der bewaffneten Offensiven der serbischen Ar-
mee, die in den Kosovo einmarschierte. Deren Ziel war es, die UÇK-Truppen zu vernichten, 
worunter aber vor allem die Zivilisten zu leiden hatten. Der Krieg führte im Kosovo zu Mas-
senvertreibung, zahlreichen Massakern, zur Tötung von Zivilisten, Verfolgung, Plünderung, 
Zerstörung von Häusern, Schulen, kulturellen und religiösen Objekten seitens der serbischen 
Armee. Diplomatische Lösungsversuche des Konflikts zwischen den Konfliktgruppen seitens 
der internationalen Präsenz scheiterten. Milošević hat sich auf keinen der Punkte von Ram-
bouillet eingelassen, sondern weigerte sich beharrlich, die Herrschaft über das Kosovo aufzu-
geben. Nach dem Scheitern der Rambouilletverhandlungen begannen die Luftangriffe der 
NATO auf Serbien. Erst durch den ersten Einsatz in der Geschichte der NATO konnte damit 
der zweijährige offene Krieg im Kosovo eingedämmt werden. Seit dem Ende des Luftkrieges 
der NATO stand das Kosovo vom Juni 1999 bis 2008 unter der Verwaltungshoheit der Ver-
einten Nationen (VN). Die United Nations Interim Administration Mission in Kosovo 
(UNMIK), die als neuartige und besondere Form des Regierens im Kosovo gebraucht wurde, 
bildete sich am 10. Juni 1999 auf der Basis der Resolution 1244 als eingesetzte Steuerungs-
instanz des Landes. Sie hatte den umfassenden Auftrag, den Frieden wiederherzustellen und 
den Wiederaufbau des Landes zu betreiben bzw. die postkonfliktäre Transformation und die 
demokratische Weichenstellung einzuleiten. Sie hatte neben Peacekeeping auch die Aufgabe, 
Peacebuilding zu betreiben und die Entwicklung provisorischer Einrichtungen zur demokrati-
schen Selbstregierung – das institution building – zu überwachen. Ein wesentlicher Punkt in 
diesem Fall ist eine kritische Durchsicht der Post-Konflikt-Entwicklungen, bei denen die Ver-
einten Nationen zum ersten Mal ein Territorium in Form der Unterstützung des Aufbaus von 
Institutionen auf lokaler Ebene zu verwalten versucht haben. Die Kosovomission der UNMIK 
zählte neben den Einsätzen in Afghanistan, Liberia, Sudan, der Demokratischen Republik 
Kongo und Haiti zu den größten State-Building-Operationen, die von der internationalen Ge-
meinschaft unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen durchgeführt wurden.2 Das 
Kosovo war einer der ersten Fälle der UN-Missionen, die zugleich als letzte UN-
Friedensoperation galten, bei denen die UNO volle richterliche Gewalt innerhalb eines Terri-
toriums ausübte, und zwar mit dem Auftrag, Wahlen zu organisieren und politische Institutio-
                                                          
2
 United Nations: Peacekeeping. Online via Internet: URL: siehe online unter: 
http://www.un.org/en/peacekeeping/currentops.shtml (abgerufen am 29.05.2012). 
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nen zu etablieren sowie Recht und Ordnung nach dem Krieg wiederherzustellen, ein markt-
wirtschaftliches System zu errichten, durch Initiierung von Dialogen die Feindseligkeit zwi-
schen den beiden ethnischen Konfliktgruppen zu beseitigen, die Achtung der Menschenrechte 
zu etablieren und eine grundlegende Gesundheitsfürsorge und ein Bildungssystem zu errich-
ten. Um eine erfolgreiche State-Building-Mission und Demokratisierung des Landes durchzu-
führen, wurde seitens der UN von Anfang an eine langfristige Strategie für das Kosovo entwi-
ckelt. Die anderen Erfahrungen aus Friedensmissionen der UN haben deutlich gezeigt, dass 
kurzfristige Interventionen mit unzureichenden Ressourcen kaum vielversprechend sind. Laut 
Bruno Schoch wurden für die Missionen in Bosnien und Herzegowina und im Kosovo mehr 
internationale Ressourcen als für alle anderen vergleichbaren Nachkriegsgesellschaften be-
reitgestellt. Seit dem Ende des Krieges im Juni 1999 hat die internationale Gemeinschaft im 
Kosovo enorme Mengen an Geld ausgegeben, um die staatlichen Strukturen sowie die Infra-
struktur aufzubauen. 
Bis zu seiner Unabhängigkeitserklärung im Februar 2008 befand sich das Kosovo mehr als 
acht Jahre lang in einem völkerrechtlichen Schwebezustand. Ungeachtet des modernistischen 
Charakters des von der Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen (VN) im Ko-
sovo (United Nations Interim Administration Mission in Kosovo, UNMIK) im Einklang mit 
der Strategie der Konditionalität und der Idee der „verdienten Souveränität“ geprägten Ansat-
zes „Standards vor Status“ agierte die internationale Gemeinschaft ein halbes Jahrzehnt lang 
ausgesprochen naiv, indem sie die ungebrochene Bedeutung von Eigenstaatlichkeit schlicht 
leugnete.3 Im Endeffekt verstärkte sie damit ein Klima der Unsicherheit, in dem der Konflikt 
eingefroren blieb statt gelöst zu werden. Erst mit der Veröffentlichung des (ersten) „Eide-
Reports“ erhielt die Klärung des völkerrechtlichen Status des Kosovos auf der internationalen 
Agenda Priorität. Höhepunkt dieser Entwicklung war der Bericht des Sondergesandten des 
VN-Generalsekretärs Martti Ahtisaari vom März 2007. Es schien, als habe die internationale 
Gemeinschaft endlich begriffen, dass sie die Souveränitätslücke, die entstanden war, als sie 
1999 auf unbestimmte Zeit die Funktionen einer Übergangsregierung übernahm, schließen 
musste. Obwohl das Ahtisaaripaket Ergebnis langer Verhandlungen war und bis in Details 
hinein Kompromisse in strittigen Fragen regelte, endeten die Verhandlungen ebenso wie die 
anschließenden Bemühungen der Troika4 (EU, Russland, USA) Ende 2007 ohne Ergebnis. 
                                                          
3
 Knoll, Bernhard: From Benchmarking to Final Status? Kosovo and the Problem of an International 
Administration’s Open-Ended Mandate, in: European Journal of International Law 4/2005, S. 637-660. 
4
 The Troika was able to facilitate high-level, intense and substantive discussions between Belgrade and 
Pristina. Nonetheless, the parties were unable to reach an agreement on the final status of Kosovo. Neither 
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Serbien legte sein Veto gegen jeden Entwicklungsschritt ein, der die Lösung der Statusfrage 
in Richtung Unabhängigkeit hätte öffnen können. Gleichwohl ließ sich der einmal begonnene 
politische Prozess nicht mehr bremsen. Offen unterstützt durch die USA und in Erwartung 
einer einmütigen Zustimmung der EU erklärte Prishtina am 17. Februar 2008 die Unabhän-
gigkeit. Mit der Unabhängigkeitserklärung vollzog das Kosovo die Separation von Serbien 
und schien den historischen Konflikt um seinen Status geklärt zu haben. Tatsächlich markiert 
dies aber den Beginn eines schwierigen Staatsbildungsprozesses unter prekären internationa-
len Bedingungen. Am 15. Juni trat die erste Verfassung des neuen Staates in Kraft. Sowohl 
die Unabhängigkeitserklärung als auch die Verfassung der Republik Kosovo beziehen sich 
auf den Ahtisaariplan und bekennen sich zu dessen Implementierung. Die Demokratie und die 
Staatswerdung im Kosovo blieben unvollendet. Dessen Lösung aus dem serbischen Staatsver-
band bedeutete vorerst keine Souveränität, sondern – nach dem Ahtisaariplan – „überwachte 
Unabhängigkeit“.5 Letztlich entschied nicht das Volk, sondern eine ganze Reihe internationa-
ler Akteure: UNMIK, Europäische Union, NATO, das zur Überwachung der Unabhängigkeit 
eigens geschaffene International Civilian Office (ICO) bis hin zur OSZE. Nach der Erklärung 
der Unabhängigkeit wurde die UN-Verwaltung deutlich reduziert, während gleichzeitig ein 
Mechanismus der internationalen Aufsicht erstellt wurde. Der Hauptunterschied zwischen 
dem neu gegründeten internationalen Monitoring-Prozess der Internationalen Zivilen Reprä-
sentanten (ICR) und der bisherigen UNMIK-Verwaltung besteht darin, dass die Institutionen 
des Kosovos formell das ICR nach der Erklärung der Unabhängigkeit eingeladen haben, wäh-
rend die UNMIK durch externe Faktoren gegründet wurde. Die internationale Gemeinschaft 
bemühte sich vor allem um die Umsetzung seiner State-Building-Strategie und um die 
Rechtsstaatlichkeit im Kosovo. Die gemeinsame EU-Außenpolitik stand hier vor einer Her-
ausforderung, an der sie nicht scheitern durfte. Die EU hatte vor der Unabhängigkeits-
erklärung Einigkeit suggeriert. Alle 27 EU-Mitgliedstaaten hatten noch am 4. Februar 2008 
den Willen bekundet, eine führende Rolle zu übernehmen, wenn das Kosovo sich auf die Im-
plementierung des Ahtisaariplans verpflichte. Die Entsendung der EU-Rechtsmission EULEX 
sowie eines EU-Sonderbeauftragten für das Kosovo wurden einmütig beschlossen. Doch seit 
der Erklärung der Unabhängigkeit des Kosovos war die EU nicht mehr einig. Während mitt-
                                                                                                                                                                                     
party was willing to cede is. UN document (S/2007/723) abrufbar online unter: 
http://daccessdds.un.org/doc/UNDOC/GEN/N07/634/56/PDF/N0763456.pdf? 
position on the fundamental question of sovereignty over Kosovo.“ 13 
5
 Ahtisaari Plan. UNSC Document:  S/2007/168  
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lerweile 91 UN-Staaten6 – darunter auch die Nachbarstaaten Albanien, Kroatien, Mazedonien 
und Montenegro – das Kosovo anerkannten, waren fünf EU-Staaten – Griechenland, Rumäni-
en, Slowakei, Spanien und Zypern – nicht dazu bereit. Sie verweigerten die Anerkennung des 
Kosovos aufgrund innenpolitischer und völkerrechtlicher Bedenken. 
Trotz der Reduzierung der UN-Verwaltung nach der Unabhängigkeitserklärung des Kosovos 
wurde es entsprechend Ahtisaaris Plan weiter durch Mechanismen der internationalen Auf-
sicht und der EU in Bereichen wie der Gewährleistung der Rechtsstaatlichkeit, der Staatsfüh-
rung und der institutionellen Zuständigkeiten für die Bereitstellung grundlegender Dienstleis-
tungen für die Bevölkerung des Kosovos unterstützt. Darüber hinaus bedurfte das Kosovo 
erheblicher wirtschaftlicher Hilfe seitens der EU, der Weltbank und anderer internationaler 
Weltorganisationen. Hinsichtlich der Sicherheit des Territoriums übernahmen NATO-
Truppen entsprechende Aufgaben. Wenn es um die Frage der Souveränität des Kosovos ging, 
ließ die internationale Gemeinschaft verlauten, dass der Staat noch viele Aufgaben zu erfüllen 
hatte, um als legitimer Staat mit voller Souveränität anerkannt zu werden. Seitens der interna-
tionalen Gemeinschaft fanden jahrelang Debatten über die Souveränität und das State-
Building des Kosovos statt. Im Allgemeinen sollte die Souveränität anerkannt werden, wenn 
der Staat als oberste Autorität über ein klar definiertes Gebiet herrscht und über dieses Gebiet 
die exekutive Macht durch ein Gewaltmonopol ausübt. Die Unabhängigkeit des Kosovos 
wurde deshalb auch als eine Unabhängigkeit ohne Souveränität bezeichnet. Jenseits der finan-
ziellen Abhängigkeit von ausländischer Hilfe und Sicherheitskräften (NATO-geführte Streit-
kräfte und Polizisten von EULEX) gab es mehrere geschäftsführende Akteure im Kosovo: die 
Regierung, UNMIK, EULEX und das International Civilian Office (ICO). Zusätzlich gab es 
die Leitlinien der internationalen Lenkungsgruppe für das Kosovo sowie die informelle, aber 
einflussreiche Macht der Botschaften der Quint-Länder, vor allem der USA, die einen großen 
Einfluss auf die Politik des Landes hatten. Die Politik im Kosovo war so vermischt worden, 
dass die Herrschaft der internationalen Gemeinschaft ohne klare Richtlinien und Strategien 
darin verwickelt war. Die Verteilung der Kompetenzen auf die UNMIK, EU-Mission und die 
lokale Regierung enthielt eine deutliche Schwäche hinsichtlich des State-Building und des 
Demokratisierungsprozesses, was wiederum auch andere Probleme nach sich zog. Die koso-
varische Regierung konzentrierte sich nach der Unabhängigkeitserklärung auf die internatio-
nale Anerkennung des Staates, wobei die territoriale Integrität und die Souveränität sowie die 
wirtschaftliche Entwicklung des Staates eher vernachlässigt wurden. Die ehrgeizigen Ziele, 
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die in der Resolution 1244 festgelegt sind (Bedingungen für ein friedliches und normales Le-
ben für alle Einwohner im Kosovo, wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung der Kri-
senregion, Schaffung effektiver politischer Institutionen und demokratischer Strukturen, För-
derung einer demokratischen und unabhängigen Zivilgesellschaft, Bekämpfung der Korrupti-
on und der organisierten Kriminalität), scheinen auch nach zwölf Jahren immer noch schwie-
rig zu realisieren zu sein.  
Trotz des gewaltigen Mitteleinsatzes der internationalen Gemeinschaft seit 1999 in den zent-
ralen gesellschaftlichen Bereichen blieb das Land weitgehend krisenhaft und instabil, weshalb 
es auch in internationalen Beiträgen und Diskussionen als fragiler Staat bezeichnet wurde – 
vor allem aufgrund von schwachen Institutionen, unzureichenden zivilgesellschaftlichen 
Strukturen, informellen Netzwerken, Kriminalität, Korruption und ethnischem Separatismus, 
Defiziten im sozialen Bereich und einem chronisch schlechten wirtschaftlichen Zustand. Im 
Land wurden im Laufe von 12 Jahren zahlreiche Organisationen der Zivilgesellschaft gegrün-
det, die aber kaum durch irgendein bürgerschaftliches Engagement organisiert waren. Denn 
das Land besaß keine starken Gewerkschaften oder Wirtschaftsverbände oder andere starke 
Institutionen. Diese Dissertation wurde aus einer kritischen Perspektive verfasst und analy-
siert die historischen Wurzeln und den Verlaufsprozess der Entstehung des Staates im Kosovo 
nach dem Krieg. Dadurch wird deutlich, was erforderlich war, um Fortschritte hin zu mehr 
Frieden und Stabilität zu erzielen und die Perspektive der Balkanregion zu verstehen. Alfred 
Fried beschreibt dies wie folgt: „if we wish to eliminate an effect, we must first remove its 
cause, and if we wish to set a new and desirable effect in its place, we must substitute the 
cause with another which is capable of creating the desired effect.“7 
Zu denken ist an das Vermächtnis der mächtigen Clans, deren Macht auf politisch-krimineller 
Verwobenheit beruhte, und an die extreme ethnische Polarisierung, ferner an die Dynamik der 
parallel bestehenden Einrichtungen, die zueinander im Wettbewerb um die Legitimität stan-
den. Diese Eigenschaften führten zu harter Kritik an beiden Seiten, der internen und der ex-
ternen. Denn seit zwölf Jahren haben sie keinen echten Staat im demokratischen Sinne (nach 
westlichem Vorbild) und starke Institutionen geschaffen. Allerdings wurden die anfänglichen 
Bemühungen der internationalen Gemeinschaft im Kosovo von der Bevölkerung sehr optimis-
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tisch gesehen, da sie sich auf die Abhaltung von Wahlen und die Gründung der Rechtsstaat-
lichkeit und die Fortsetzung des Kampfes gegen die kriminellen und korrupten Strukturen 
konzentrierten. In diesem aussichtslosen Kampf gegen die Hindernisse des State-Building-
Prozesses scheiterte die UN-Mission letztlich, sodass auch das Vertrauen der Bevölkerung 
kontinuierlich abnahm. Der lokalen Bevölkerung wurde ziemlich schnell klar gemacht, dass 
Korruption nicht nur ein lokales Phänomen ist, sondern dass es diese auch unter den internati-
onalen Vertretern gibt. Sie fand auch heraus, dass die internationalen Verwalter und Berater 
nicht immer ausreichend qualifiziert oder motiviert waren, um ihre Aufgaben vernünftig zu 
erfüllen. Dies trug schließlich wesentlich zum Verlust der Akzeptanz der UNMIK seitens der 
Bevölkerung bei. Die EULEX-Mission und ihre Politik, die gegen die Verwicklung von Poli-
tikern in Korruption und Kriminalität vorging, und darauf abzielte, einen Rechtsstaat aufzu-
bauen, hatte mit zahlreichen Komplikationen zu kämpfen. Die misslichen Machenschaften der 
lokalen und internationalen Politiker stellten die EU-Mission vor eine große Herausforderung, 
weshalb sie sich schwertat, eine erfolgreiche und funktionsfähige Rechtsstaatlichkeit aufzu-
bauen. Zudem hatte die Festigung des Friedens nach einem gewaltsamen Konflikt sehr wenig 
Aussicht auf Erfolg, solange die Wirtschaft und die Rechtsstaatlichkeit nicht stabilisiert wur-
den. Das Wichtigste war nach wie vor, Arbeitsplätze zu schaffen, da – auch nach Chesterman 
– die positive Beschäftigungsentwicklung innerhalb kurzer Frist entscheidend ist.8 Denn dies 
kann den langen, komplexen und teuren Prozess der Wiedereingliederung ehemaliger Kom-
battanten, Rückkehrer und Vertriebener in die Gesellschaft und in produktive Aktivitäten er-
leichtern. Diese Erkenntnis wurde seit dem Beginn der Mission von der internationalen Ge-
meinschaft weitgehend ignoriert.  
Die großen Probleme, die im Kosovo auftreten, weisen nach wie vor auf die Schwachpunkte 
der Strategien und der Wahl der Prioritäten sowie auf die Ineffizienz aufgrund eines Mangels 
an Koordination der internationalen Gemeinschaft hin. Diese Probleme haben den Prozess des 
State-Building und die Demokratisierung des Landes erschwert. Die IG (internationale Ge-
meinschaft) wechselte mehrmals die Strategien und die Wahl der Prioritäten. Der primären 
Strategie nach der Unabhängigkeitserklärung des Kosovos, Frieden und Stabilität im Land zu 
bewahren, folgte die Mission der EU, die aus dem Einsatz von 1.400 internationalen Polizis-
ten bestand. Diese hatten aber wenig Einfluss auf den Entwicklungsprozess des Landes. Und 
obwohl diese Mission kostenintensiv war und seitens der Bevölkerung hohe Erwartungen 
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sowohl an die EUals auch die internationale Gemeinschaft insgesamt geknüpft wurden, wird 
sie auch heute noch als eine schwache Mission betrachtet und infrage gestellt. Die primären 
Ziele der internationalen Organisationen sollten besser auf Wirtschaft und Finanzen kon-
zentriert sein, sodass der soziale Wohlstand und die Lebensbedingungen der Bevölkerung 
verbessert werden können. Neben dem Aufbau der Rechtsstaatlichkeit und der wirtschaftli-
chen Förderung sollte die Strategie der internationalen Gemeinschaft auf die Stärkung der 
zivilgesellschaftlichen Strukturen sowie die Förderung des Bildungswesens und des Gesund-
heitssystems ausgerichtet sein, da diese Bereiche bisher von der UNMIK vernachlässigt wur-
den. Darüber hinaus kann der Prozess mit der Lösung des endgültigen Status des Kosovos 
nicht als abgeschlossener State-Building-Prozess bezeichnet werden. Denn trotz der Unab-
hängigkeitserklärung und obwohl das Kosovo von 91 Ländern weltweit als unabhängiger 
Staat anerkannt wurde, bleibt die allgemeine Anerkennung für den Staat noch ein langer Weg 
mit vielen offenen Fragen und Problemen. Im Übrigen ist von dem neuen Staat ein Teil (der 
Norden) abgespalten, der nach wie vor als  Unruheherd bezeichnet wird. Insofern besitzt der 
Staat nicht die volle Souveränität über dieses Gebiet, sodass wir in diesem Sinne auch nicht 
von einem abgeschlossenen State-Building-Prozess reden können.  
Das Kosovo bleibt heute ein Post-Konflikt-Land mit niedrigem Einkommen, das durch 
schwache institutionelle Kapazitäten und fehlende Souveränität über das gesamte Territorium 
gekennzeichnet ist. Im Land fehlt die Kontrolle über das gesamte Staatsgebiet, das Gewalt-
monopol des Staates, um die Kernfunktionen und grundlegenden Dienstleistungen für die 
Bürger zu sichern. Der Staat wird durch die internationale Gemeinschaft unterstützt, weil er 
„jung und unerfahren“ ist. Des Weiteren lässt sich der Staat „Kosovo“ auch so als Hypothese 
definieren, dass die Fragilität des kosovarischen Staats Teil eines Übergangsprozesses ist. 
Obwohl das Kosovo auch nicht als gescheiterter Staat zu definieren ist, weist es als Staat un-
terschiedliche Aspekte der Fragilität auf, die zu einer schlechten Performance der Regierung 
führen. Dies beruht auf klientelistischen Strukturen und Korruption in allen staatlichen Berei-
chen. Mit diesen Erscheinungsformen der Fragilität müssen sich die externen Akteure ausei-
nandersetzen. Das Land wurde aufgrund der Armut und der ethnischen Zersplitterungen von 
der Weltbank als fragil kategorisiert, was für die weitere Entwicklung ungünstig und ange-
sichts der diplomatischen Bemühungen der Akteure, insbesondere der Europäischen Union 
(EU), ein Rätsel ist. 
Seit dem Ende des Krieges wurden von der internationalen Gemeinschaft die Wahlen im Land 
organisiert und demokratische politische Institutionen etabliert, sodass mit dem Einverständ-
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nis der politischen Parteien und der Politiker sowie der Bürger des Kosovos, die formalen 
Regeln zu akzeptieren, eine Demokratie aufgebaut wurde. Allerdings hat sich eine demokrati-
sche politische Kultur, in der Werte wie gegenseitige Toleranz und Achtung der Menschen-
rechte respektiert werden, in der Praxis nicht entwickelt. Enge Verbindungen zwischen kor-
rupten Clan-Gruppen, ungebildeten Politikern sowie Strukturen der organisierten Kriminalität 
stellen gravierende Hindernisse für die Entwicklung einer politischen Kultur dar. Die politi-
sche Klasse im Kosovo leidet erheblich unter Klientelismus und Korruption, wobei die Clan-
strukturen verfestigt und mit der Politik eng verknüpft sind. Der Kampf gegen Korruption und 
organisierte Kriminalität bildet einen weiteren Bereich, der zum Scheitern der UNMIK und 
der KFOR führen kann. Ihre eher passive Politik und ihre halbherzigen Bemühungen, gegen 
organisierte Kriminalität, Korruption und Verbrechensstrukturen vorzugehen, behindert eine 
weitere Stabilisierung des gesamten Entwicklungsprozesses im Kosovo. Eine starke demokra-
tische Kultur und eine politische Klasse, die ernsthaft die Probleme des Landes adressieren 
und die Interessen des Volkes vertreten, haben sich bei Weitem noch nicht etabliert. Džihić 
und Kramer haben deutlich gezeigt, dass die Strategie der internationalen Gemeinschaft, also 
der UNMIK, OSZE und EU, durch ihre Missionen im Kosovo den Aufbau des Staates zu er-
reichen, nur mäßig erfolgreich war.9 Einer der Gründe dafür war, dass die Vertreter der Inter-
nationalen Gemeinschaft im Kosovo eine Protektoratsstruktur errichteten. Darüber hinaus 
wurde auch von vielen Beobachtern darauf hingewiesen, dass es der internationalen Gemein-
schaft kaum gelungen war, ein sicheres Umfeld zu schaffen und zu erhalten. Sie tat sich 
schwer, eine tatsächliche Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage des Landes zu 
erreichen. Die EU besaß nach Angaben der UN-Resolution 1244 die Aufgabe, unter der UN-
Schirmherrschaft die wirtschaftliche Stabilisierung des Landes zu fördern, indem sie über drei 
abgestufte Mandate verfügte. 
1. Wiederaufbau der grundlegenden Infrastruktur und wirtschaftliche Entwicklung 
2. Errichtung von Wirtschaftsinstitutionen 
3. Förderung von Frieden und Stabilität 
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Während der Wiederaufbau der grundlegenden Infrastruktur erreicht wurde, gelang die wirt-
schaftliche Entwicklung nicht. Dieser Fehler kann auf die Wahl falscher Prioritäten zurückge-
führt werden. Die ursprüngliche Priorität war es, die Sicherheitslage zu verbessern, die Ent-
wicklung einer umfassenden wirtschaftspolitischen Strategie wurde hingegen vernachlässigt. 
Ein markantes Beispiel für das Fehlen einer wirtschaftspolitischen Strategie der ländlichen 
Entwicklung ist der Agrarsektor des Kosovos, der immerhin als Wirtschaftsmotor des Landes 
bezeichnet wird, bisher aber weitgehend ignoriert wurde. Ein dauerhafter Frieden kann jedoch 
nicht erreicht werden, solange das Kosovo nicht auf der Grundlage einer klaren Strategie ge-
staltet wird, die dem Staat eine klare Perspektive bietet, indem Rechtsstaatlichkeit und Wirt-
schaftswachstum geschaffen und kriminelle Machenschaften, Korruption und Klientelismus 
beseitigt werden. 
 
1.2  Untersuchungsgegenstand 
Die vorliegende Studie untersucht im ersten Teil die Möglichkeiten der konkreten Ausgestal-
tung der theoretischen Überlegungen zu Friedensbemühungen, deren Entwicklungen zum 
State-Building, die als wichtige Konzepte gelten, um durch die internationale Gemeinschaft 
Frieden in Post-Konfliktgesellschaften zu etablieren und weitere potenzielle Krisen zu ver-
meiden. Es wird also hier auf die Transformation der Friedensmissionen der Vereinten Natio-
nen und deren Konzepte eingegangen; insbesondere werden die Weiterentwicklungen in den 
späten 1990er Jahren und die dazu führenden Faktoren erläutert. Daher wird in der vorliegen-
den Fallstudie das State-Building als Friedenskonzept der internationalen Gemeinschaft für 
Post-Konfliktgesellschaften thematisiert. Demzufolge wird versucht, die genannten Thesen, 
Fakten und Daten mit den theoretischen Erkenntnissen zum State-Building in Verbindung zu 
setzen. Herausgestellt werden die verschiedenen Ansätze und Herausforderungen, vor denen 
die Vereinten Nationen standen, diese werden in der Arbeit analysiert. Die Schwerpunkte 
liegen bei der Erforschung von normativ-strategischen Handlungen der UN bezüglich des 
State-Buildings im Kosovo sowie beim Versuch, die Rolle und den Einfluss der internen Ak-
teure auf diesen Prozess zu erforschen. Darüber hinaus werden in dem Forschungsprojekt die 
Schwerpunkte des Demokratisierungsprozesses als Bedingungen für den Erfolg in den Post-
Konfliktgesellschaften beleuchtet. Mithilfe theoretischer Überlegungen zur Bedeutung von 
Staatlichkeit für die Demokratie sowie zu Hindernissen und Risiken für den Demokratisie-
rungsprozess soll diese These überprüft werden. Konzepte zur kontrollierten Demokratisie-
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rung sollen die Beantwortung der Frage ermöglichen, inwiefern sich ein State-Building-
Prozess nach westlichem Muster im Fall des Kosovos identifizieren lässt. Der Friedenspro-
zess, der Wiederaufbau und die Demokratisierung werden nicht als separate thematische Ge-
genstände analysiert, sondern allgemein im Rahmen des State-Building-Konzeptes erforscht. 
Das zu untersuchende Kosovothema ist sehr umfassend. Ich habe absichtlich den historischen 
Hintergrund nicht ausgelassen, obwohl das Thema dieser Arbeit sich mit den gegenwärtigen 
Problemen beschäftigt, denn ohne Überlegungen hinsichtlich der vergangenen Ereignisse und 
deren Bedeutung lässt sich das Thema nicht erschließen. Der zweite Teil beschäftigt sich mit 
einem kurzen historischen Überblick über das Land. Anschließend erfolgt eine gründliche 
Analyse des politischen Systems des Landes, der Wirtschaft und der Rolle des Nordteiles des 
Landes (Parallelstrukturen, denen in den politischen Diskussionen die Hauptverantwortung 
für die Verletzung der Souveränität, die Verhinderung des Rechtsstaates und die konkreten 
Zukunftsperspektiven eines demokratischen und stabilen Kosovo zugeschrieben wird). Des 
Weiteren wird versucht, die Situation im Kosovo mittels der Erforschung des Kampfes für 
Unabhängigkeit, der Statusverhandlungen, der ethnischen Frakturen, der Art der überwachten 
Souveränität und der aktuellen Erscheinungsformen der Zerbrechlichkeit zu verstehen. Die 
Arbeit analysiert die Lösungsansätze und Bemühungen der internationalen Gemeinschaft, mit 
denen sie die Statusfrage des Kosovos zu klären suchte. Dadurch werden die diplomatischen 
Bemühungen um die Erreichung eines Kompromisses zwischen den Konfliktparteien aufge-
zeigt. Die Arbeit konzentriert sich in diesem Teil auf die Vorschläge des sogenannten Ah-
tisaariplans über den politischen Status des Kosovos und zeigt weitere Lösungsversuche der 
internationalen Gemeinschaft auf, wie die Sicherheitssituation und die Situation des Landes 
unter der Leitung eines internationalen Protektors zu bewerten sind. 
Danach wird die vorliegende Studie im empirischen Teil zwölf Jahre nach Beendigung des 
Krieges im Kosovo analytisch untersuchen, inwieweit das State-Building und die Demokrati-
sierung durch die internationale Gemeinschaft erfolgreich im Land integriert wurden, wobei 
auch das Mandat, die Merkmale und die Strukturen der UN-Übergangsverwaltung (UNMIK) 
näher erforscht werden. Zugleich wird analysiert, in welchem Ausmaß der Prozess des State- 
Building nach dem Krieg über die vorhandenen Herausforderungen hinaus im Kosovo erfolg-
reich war, wobei besonders beachtet wird, welche Form von Rechtsstaatlichkeit implemen-
tiert, welche demokratischen Standards konkret verwirklicht und welche Maßnahmen und 
Strategien ergriffen wurden, um den Staat erfolgreich aufzubauen, und inwiefern ein Weg in 
Richtung einer westlichen Demokratie eingeschlagen wurde. 
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Diese Fallstudie soll das Verständnis der Faktoren verbessern sowie den von den internen und 
externen Akteuren nach dem Krieg im Kosovo geführten Prozess untersuchen. Die Arbeit 
versucht, aus den Vorgängen Lehren zu ziehen, wie man sowohl die Verwaltung als auch die 
Ansätze der internationalen Akteure zur Verbesserung des Staatsaufbaus als Friedens-
konsolidierung ausgestalten kann. Der Fallstudie wird im empirischen Teil des Forschungs-
projektes durch die ausführlichen Analysen bzw. kritischen Reflexionen zu den politischen 
Prozessen im Kosovo ausgeweitet. Hierzu werden die sozio-politischen Entwicklungen im 
Kosovo und die parteipolitischen Zusammenhänge in der Postkonfliktperiode diskutiert. In 
dem Zusammenhang möchte ich im dritten und vierten Kapitel vor allem aufzeigen, wie die 
politischen Strukturen, das politische System und dessen Funktionen durch die IG nach dem 
Krieg aufgebaut wurden. Dabei werden insbesondere die Bemühungen der externen Akteure 
einbezogen, eine multiethnische Gesellschaft zu schaffen, mit dem Ziel, weitere Konflikte im 
regionalen Raum des Balkans zu vermeiden. Des Weiteren wird in diesem Teil der Arbeit die 
These überprüft, ob die Bestimmungen der UN-Resolution auch dazu führen können, den 
Wiederaufbau des Staates und den Demokratisierungsprozess zu beeinträchtigen. Hier wird es 
eine klare Erörterung in mehreren Schritten geben: Zunächst, indem die Strukturen, Funktio-
nen und Einflüsse der Akteure – der UNMIK und der kosovarischen politischen Kräfte – so-
wie ihre Wechselwirkungen, Verhältnisse und Kooperationen aufgezeigt werden, anschlie-
ßend erfolgt eine kritische analytische Auseinandersetzung mit den wichtigsten Aspekten die-
ses Prozesses. Ausgangspunkt soll dabei die Untersuchung der Erfolgsbedingungen sein, nach 
denen der bisherige State-Building-Prozess gemessen werden kann. Damit sind gemeint: die 
Etablierung von stabilen und funktionsfähigen politischen Institutionen, Erhöhung wirtschaft-
licher Kapazitäten, Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, Aufbau der zivilgesellschaftlichen Struk-
turen sowie die Unterstützung von demokratischen Prozessen. Diese Maßnahmen sollen zu 
einer wirksamen Durchsetzung des Staates führen, da der eigentliche Sinn und Zweck von 
State-Building nach den Ansätzen der politischen Theoretiker Ulrich Schneckener und Fran-
cis Fukuyama in der Schaffung und Konsolidierung nachhaltiger staatlicher Strukturen liegt.10  
Die Fallstudie sucht weit darüber hinaus die Defizite des State-Building-Prozesses aufzuzei-
gen sowie die Erfolge und Misserfolge der internationalen Gemeinschaft und die mangelnden 
Fortschritte wie auch die falsche Auswahl der Prioritäten in diesem Prozess der Staatsbildung 
zu erforschen. Die Forschungsarbeit konzentriert sich im Wesentlichen auf Probleme, mit 
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denen im Prinzip jede Postkonfliktgesellschaft in der Wiederaufbauphase konfrontiert ist. 
Hierbei sollte der fragile und unvollendete Staat Kosovo genau vor dem Hintergrund der 
künftigen Herausforderungen und Themen und der vielen Problembereiche des Landes analy-
siert werden, da das Kosovo seinen Bürgern bis heute kein angemessenes Leben und entspre-
chende Zukunftsperspektiven in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht bieten kann – was im 
Ergebnis ein schlechtes Licht auf die Bemühungen der internationalen Staatengemeinschaft 
seit 1999 wirft. Hierzu werden in der Arbeit die Passivitätspolitik sowie die Schwäche der 
politischen Institutionen gegenüber eingerichteten illegalen Nachrichtenagenturen und korrup-
ten Machenschaften beschrieben. Dies ist von Bedeutung, da immer wieder Korruptionsskan-
dale an die Öffentlichkeit gelangen, in denen auch Mitglieder der IG oder EU durch eine enge 
Kooperation mit den lokalen Politikern in schmutzige Tätigkeiten verwickelt sind. Dušan Rel-
jić beschreibt deutlich den Nexus zwischen Politik und grenzüberschreitender Kriminalität 
und das Phänomen sogenannter Multifunktionspersonen, die gleichzeitig politische, wirt-
schaftliche und kriminelle Interessen verfolgen.11 Deshalb wird im fünften Kapitel der Arbeit 
die politische Kultur des Landes dargestellt, sowie auch die sogenannten Ursachen, welche 
die Konsolidierung des Staates erschweren: So die Bedeutung der Clans, Banden und familiä-
ren Strukturen, der Mangel an sozialem Kapital,das Ausmaß an Kriminalität und Korruption, 
die jeweils im Hintergrund eine Rolle beim Stocken des Demokratisierungsprozesses spielen, 
worunter die kosovarische Gesellschaft leidet. Auf dieser Grundlage werden wichtige Überle-
gungen angestellt und näher untersucht, wie die Regierungsführung und die politische Elite in 
diesem werdenden Staat die Souveränität des Landes mit den beiden anderen Strukturen – der 
informellen und der kriminellen – teilt. Hinsichtlich der Unabhängigkeit des Landes entstan-
den in der ganzen Welt Diskussionen, daher wird in der Fallstudie das letzte Kapitel VI im 
Rahmen eines Schlussworts herausarbeiten, wie es zu den genannten Verwerfungen gekom-
men ist, welche Parteien in die Statusfrage des Kosovos involviert sind und wie die Zukunft 
der Region nach meiner Auffassung aussehen wird. Hier wird auch diskutiert, ob der Aufbau 
des Staates durch die internationale Gemeinschaft als gelungen zu bewerten ist und ob zu-
künftige Risiken bestehen. 
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1.3  Forschungslage 
In der Fallstudie wird zunächst der theoretische Rahmen dargelegt. Dieser umfasst eine ein-
gehende (Begriffs-)Diskussion und die Verortung von State-Building und Demokratisierung. 
Um die Friedensentwicklungsprozesse und Begriffe in dem Forschungsprojekt thematisieren 
zu können, ist ein begrifflicher Rahmen zu eruieren, den ich anhand der unten angeführten 
Literatur mittels kritischer Analyse und Reflexion entwickeln werde. Obwohl es viele unter-
schiedliche Darstellungen und Ansätze zu Demokratie und zum State-Building gibt, werde ich 
für die vorliegende Arbeit dabei vor allem die Ausführungen von Francis Fukuyama, Ulrich 
Schneckener, Simon Chesterman, Ramesh Thakur, Michael Ignatieff, Roland Paris, Julia 
Stütz, Juan Linz und Alfred Stephan usw. in Betracht ziehen.  
Wie bereits erwähnt, wird Francis Fukuyama (Professor für politische Ökonomie) als einer 
der wichtigsten State-Building-Experten einbezogen, der mit bedenkenswerten Argumenten 
für einen schlanken, von drei Säulen getragenen starken Staat plädiert, der seinen Bürgern ein 
potentes Bildungssystem, Rechtssicherheit sowie eine funktionstüchtige und korruptionsresis-
tente Verwaltung bietet. Dies legt er in seinem wissenschaftlichen Werk „Staaten-Bauen“ 
dar.12 In meiner Fallstudie werden Fukuyamas wissenschaftliche Ansätze, die im Zusammen-
hang mit State-Building stehen, analytisch betrachtet. Seine wissenschaftlichen Forschungen 
berücksichtigen für das Thema wichtige Aspekte, so werden die theoretische Betrachtung des 
State-Buildings und das Fallbeispiel „Kosovo“ als schwacher Staat als Herausforderungen für 
die internationale Sicherheit dargestellt, was hier analytisch zu reflektieren ist. Der Autor ist 
für die vorliegende Arbeit also von besonderer Relevanz, da er in seinen wissenschaftlichen 
Werken für starke staatliche Institutionen plädiert, die unabhängig geleitet werden sollten. 
Deshalb bedingen die Ansätze von Fukuyama die Fragestellung meiner Fallstudie: „Mit wel-
chen Herausforderungen ist das State-Building in Post-Konfliktgesellschaften konfrontiert 
und mit welchen theoretischen Ansätzen können wir State-Building-Prozesse analysieren?“ 
Fukuyama  weist darauf hin, dass die globale Politik der IG nicht darin bestehen sollte, die 
Staatlichkeit zurückzustutzen, sondern sie aufzubauen, da ein Verfall des Staates eine einzelne 
Gesellschaft in eine Katastrophe mit regionalen oder auch globalen Auswirkungen führen 
könnte.13 
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Die theoretische Grundlage der Arbeit wird unter Einbeziehung zahlreicher Friedenskonsoli-
dierungs-Experten entwickelt, analysiert und kritisch reflektiert. Einer von ihnen ist der deut-
sche Friedens- und Konfliktforscher Ulrich Schneckener, der sich mit wissenschaftlichen An-
sätzen zum Frieden und zu Konflikten beschäftigt. Er weist darauf hin, dass der akute oder 
drohende Zerfall von Staaten die internationale Politik sowohl vor entwicklungs- als auch vor 
sicherheitspolitische Herausforderungen stellt. Den relevanten, wissenschaftlichen Ansätzen 
und dem Buch von Schneckener „State at Risk“14 kommt im Rahmen meiner Forschungsar-
beit eine herausragende Bedeutung zu, da sie die nachhaltige Stärkung von Staatlichkeit – das 
State-Building – als zentrales weltpolitisches Thema zu Beginn des 21. Jahrhunderts zu erklä-
ren helfen. Um jedoch das Konzept des State-Building sinnvoll in die Fallstudie einbeziehen 
zu können und vereinfachende Antworten auf die Forschungsfrage nach den Ursachen für die 
Erosion von Staatlichkeit zu verhindern, erfolgt innerhalb der Entwicklung der Theorie der 
Arbeit eine Analyse seiner wissenschaftlichen Ansätze zu den vielschichtigen Phänomenen 
fragiler Staatlichkeit. Schneckener expliziert in seinen wissenschaftlichen Werken, worum es 
sich bei fragiler Staatlichkeit handelt und welche Dynamiken und Probleme mit ihr verbunden 
sind. Dies wird in vorliegender Fallstudie zum einen hinsichtlich der Defizite staatlicher 
Funktionsfähigkeit in den Bereichen Sicherheit, Wohlfahrt und Legitimität/Rechtsstaatlichkeit 
und zum anderen bezüglich der destabilisierenden bzw. stabilisierenden Faktoren und Prakti-
ken erforscht. Für die Erforschung bestimmter Aspekte im State-Building-Prozess, die für ein 
Forschungsprojekt von größter Bedeutung sind, wurde die Literatur vom Simon Chesterman 
als bedeutend angesehen, da er sich intensiv wissenschaftlich mit den Entwicklungen und 
Einflüssen von State-Building bzw. mit Übergangsverwaltungsmissionen beschäftigt. Ebenso 
untersuchte er im Vorfeld empirisch die Herausforderungen, mit welchen diese Missionen 
konfrontiert werden. In der einleitenden Passage des Buches „You, the People“ identifiziert 
Chesterman die fundamentalen Defizite und Hindernisse bei der Planung und Realisierung 
von State-Building-Missionen.15 Andererseits zeigt er alternative Lösungsansätze auf, die 
auch in dieser Forschungsarbeit thematisiert werden. Er gilt als relevanter Wissenschaftler zur 
Thematik „State-Building“ und zu internationalen Übergangsverwaltungsmissionen, da diese 
seine Forschungsfelder darstellen, die zugleich für meine Forschungsarbeit wichtig sind. 
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Chestermans Ausführungen ermöglichen eine Vertiefung der Erkenntnisse zum State-
Building, da seine Ansätze zum State-Building weniger als bei Fukuyama oder Schneckener 
von einer staatszentrierten Auffassung geprägt sind. Das heißt, ihm zufolge sollten sich die 
Promotoren der Demokratie auf jeden Fall mit den großen Fragen wie Rechtsstaatlichkeit, 
wirtschaftliche Entwicklung oder die Stärkung der Zivilgesellschaft auseinandersetzen und 
sich ferner mit den gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Faktoren befassen, um 
erfolgreich State-Building und Demokratisierung betreiben zu können. 
Auch Roland Paris und Timothy Sisk untersuchen die Widersprüche, die beim internationalen 
State-Building in von Krieg zerrütteten Gesellschaften entstehen. Das Werk „The Dilemmas 
of Statebuilding“16 untersucht die Konflikte seit dem Ende des Kalten Krieges, die aus inter-
nen Konflikten heraus entstanden. Dieses Buch argumentiert, dass die internationalen Bemü-
hungen um effektivere, legitime staatliche Strukturen in diesen Ländern notwendig sind, was 
auch für das Fallbeispiel „Kosovo“ erläutert wird. Das Buch präsentiert politisch relevante 
Erkenntnisse zu Sicherheitsstudien, internationalen Entwicklungen und Friedens- und Kon-
fliktforschungen. Seine wissenschaftlichen Schwerpunkte sind für das Thema relevant, da die 
Autoren die Herausforderungen und Dilemmata des State-Building-Prozesses wie Sicherheit, 
Wahlen, Herstellung und Lieferung von Entwicklungshilfe usw. analysiert. Wie Chesterman 
argumentieren auch Paris und Sisk in ihremWerk, dass extern gesteuertes State-Building nicht 
möglich ist, da sich die internationalen Organisationen nicht hinreichend mit den gesellschaft-
lichen, kulturellen und wirtschaftlichen Faktoren befassen, die als entscheidend für eine effi-
ziente Förderung der Demokratie in Nachkriegsgesellschaften gelten. Daher explizieren sie, 
dass sich Demokratisierungsbemühungen von außen oft nur wenig auf die soziale Entwick-
lung auswirken. 
Zur Erklärung der State-Building-Definition ist hier Julia Stütz mit ihrem wissenschaftlichen 
Buch „State-Building“17 anzuführen, deren Ausführungen für das Thema meiner Arbeit sehr 
hilfreich sind, da sie die vorgenommene gründliche Untersuchung der historischen und theo-
retischen Entwicklungen sowie der verschiedenen nicht immer unproblematischen Eigen-
schaften von „State-Building“ liefern. Diese Ausführungen werden in vorliegender Arbeit 
mittels einer analytisch-kritischen Reflexion näher erläutert. Des Weiteren gehe ich in diesem 
einführenden Punkt auf die grundlegenden Arbeiten zum Aufbau von Staaten und zu Demo-
kratisierungsprozessen ein und verweise dabei auf die Ausführungen von Juan Linz und Alf-
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red Stephan, da Demokratisierung bzw. Demokratie-Konsolidierung nach ihren wissenschaft-
lichen Ansätzen dann möglich ist, wenn ein Staat eingerichtet wird, der eine freie und unab-
hängige Zivilgesellschaft, eine relativ autonome politische Gesellschaft, Rule of Law, eine 
staatliche Bürokratie, funktionsfähige politische Institutionen  und eine institutionalisierte 
Wirtschaftsgesellschaft garantiert. Ferner muss die Policy des State-Buildings darauf ausge-
richtet sein, möglichst alle Gruppen und Bürger zu repräsentieren und deren Anliegen zu be-
rücksichtigen. Diese Konsolidierungskriterien der Demokratie hängen eng mit den Schwer-
punkten der Fallstudie zusammen, die in dem Fallbeispiel erforscht werden. Das Werk von 
Simon Chesterman, Michael Ignatieff und Ramesh Thakur „Making States Work“18 ist für das 
Forschungsthema sehr interessant, da die Strategien und Taktiken der internationalen Akteure, 
der lokalen politischen Eliten und Gruppen, der Zivilgesellschaft und der öffentlichen Institu-
tionen beim Wiederaufbau erforscht werden. Dieses Werk ermöglicht im Fall eines geschei-
terten Staates zu erklären, wie nicht-staatliche Akteure in solchen Situationen politische 
Macht über die lokale Bevölkerung ausüben können, was eine Herausforderung für die Reak-
tion der internationalen Akteure auf Krisen und Konflikte darstellt. Hiermit wird in Betracht 
gezogen, dass State-Building eine im Grunde undurchführbare Mission ist, wenn sie nun vor 
externen Akteuren gesteuert wird. Die Autoren äußern, dass im Fallbeispiel einer State-
Building-Mission auch die internen Konfliktursachen sowie die sozio-kulturellen Strukturen 
untersucht werden sollten. Um über das Konzept „State-Building“ kritisch reflektieren zu 
können, kann das Buch von Michael Ignatieff „Empire Lite: Nation Building in Bosnia, Ko-
sovo and Afghanistan“19 einbezogen werden. Ignatieff kritisiert die internationale Gemein-
schaft scharf, da er das State-Building im Sinne einer Strategie, Zusammenbrüche der politi-
scher Ordnungen auf der ganzen Welt zu vermeiden, als ein Instrument der USA betrachtet, 
um eine neue politische Weltordnung entstehen zu lassen, die amerikanischen imperialen Zie-
len und Interessen dient. Die Fokussierung auf Nation-Building in Bosnien, im Kosovo und in 
Afghanistan interpretiert Ignatieff so, dass amerikanische militärische Macht, europäisches 
Geld und humanitäre Motive kombiniert würden, um eine Form imperialer Herrschaft für ein 
post-imperiales Zeitalter zu produzieren. Das Buch ist sehr wichtig für die Forschung, da der 
Autor die externen Akteure in Postkonfliktgesellschaften heftig kritisiert, weil diese die fakti-
sche Macht und die Verwaltung für sich behalten und nicht an die demokratisch gewählte 
Regierung übertragen würden. Diese Strukturen seien formal nicht zur Rechenschaft gegen-
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über den Bürgern in diesen Staaten verpflichtet, wobei solche Missionen als Friedenskonsoli-
dierungsmissionen die Demokratisierung tief untergraben hätten.20 
In dem empirischen Teil der Arbeit wird neue Literatur einbezogen, so das wissenschaftliche 
Werk „Kosovo Bilanz“ von Vedran Džihić und Helmut Kramer,21 das auf der Grundlage einer 
eingehenden Analyse der Bereiche „Sicherheit“ und „organisierte Kriminalität“ die Situation 
der Flüchtlinge und der Minderheiten, die Einrichtung demokratischer Strukturen und den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau berücksichtigt, womit der gesamte State-Building-Prozess 
unter Leitung der internationalen Gemeinschaft im Kosovo bis 2005 kritisch dargelegt wird. 
Das Buch ist sehr wichtig und relevant für das Thema „Kosovo“ und den Wiederaufbaupro-
zess, da die Untersuchung der Autoren auch die großen offenen Fragen wie die bis 2005 un-
gelöste Statusfrage und die konkreten Perspektiven für die Zukunft eines demokratischen und 
stabilen Kosovo thematisiert. 
Das Kosovo stellt ein hervorragendes Beispiel und gleichzeitig ein interessantes Forschungs-
objekt dar, in welches das State-Building durch die internationale Gemeinschaft und das an-
gespannte Verhältnis während des Aufbauprozesses zwischen den lokalen und den internatio-
nalen Akteuren einzubeziehen sind. Deshalb wird auch die Publikation von Bekim Baliqi als 
relevant für das Thema betrachtet, da er sich mit wesentlichen Aspekten des State-Buildings 
im Kosovo befasst und analytisch die Erfolgsbedingungen des Prozesses untersucht.22 Der 
Autor ermöglicht durch sein wissenschaftliches Werk, die gesamte Transformation im Koso-
vo zu verstehen, nicht nur den historischen Prozess der Staatswerdung, sondern auch die Be-
mühungen der Übergangsverwaltungsmission nach dem Krieg, die das Ziel verfolgte, Frieden 
und den Wiederaufbau des Landes zu erreichen. Dies ist auch ein wichtiger Ausgangspunkt 
des Autors, indem er für die Anerkennung der höheren Bedeutung der zivilen gegenüber der 
militärischen Komponente in den Postkonfliktgebieten plädiert. Auch Aidan Hehir mit seinem 
Buch „Kosovo, Intervention and Statebuilding: The International Community und The Transi-
tion to Independence“23 erbringt eine realistische Reflexion des internationalen Engagements 
im Kosovo, die sich am Anfang mit der NATO-Intervention im Jahr 1999 beschäftigt und drei 
Phasen der Entwicklung des Kosovos untersucht: Intervention, State-Building und Unabhän-
gigkeit. 
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Um die Schwerpunkte des Themas zu behandeln und ein klares Verständnis des Kosovo-Falls 
zu gewinnen, wird auch das Buch „Kosovo-Kosova“24 von Wolfgang Petritsch und Robert 
Pichler als wichtig erachtet, da in Petritschs und Pichlers Buch die gesamte Situation ein-
schließlich der historischen Wurzeln des Konfliktes bis hin zu den Unruhen im März 2004 
aufgearbeitet werden, womit die Hintergründe des Kosovo-Konfliktes und die nur schwer zu 
lösenden Probleme dieser Region Beachtung erhalten. Petritsch wurde zum EU-
Sonderbeauftragten für das Kosovo ernannt. Als solcher war er 1999 EU-Chefunterhändler 
bei den Friedensverhandlungen von Rambouillet und Paris. Nach der Mission schrieb er das 
Buch und lieferte damit eine klare Darstellung und Analyse vor dem Hintergrund der von ihm 
gesammelten Fakten, Daten und Dokumente. Auch das Buch „Kosovo-Konflikt“25 von Jakob 
Kreidl ist für das Thema meiner Forschung sehr wichtig. Dieses widmet sich in einer umfas-
senden Analyse dem jahrhundertealten Kultur- und Territorialkampf, dessen Eskalation 1999 
zur militärischen NATO-Intervention führte. Aufgrund des ungeklärten völkerrechtlichen 
Status war die Zukunft des Kosovo auch Jahre nach Kriegsende ungewiss und das State-
Building kam nicht entscheidend voran. Kreidl plädierte in seinem Buch für eine schnelle 
Lösung der Statusfrage, wenn die internationale Gemeinschaft die dauerhafte Stabilisierung 
dieser Krisenregion erreichen möchte. Sami Ukelli schrieb im Jahre 2006 das Werk „Ist der 
Frieden im Kosovo von Dauer?“26, worin er das Spannungsfeld zwischen den lokalen, regio-
nalen und internationalen Ereignissen beschreibt und die wichtigsten politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen der kosovarischen Nachkriegsgesellschaft chronologisch analy-
siert. Das Buch wird hier als relevant errachtet, da Ukelli die Herausforderungen der interna-
tionalen Gemeinschaft und die kosovarische Gesellschaft in dem Demokratisierungsprozess 
untersucht und unsere Forschungsfrage analytisch erklärt. 
Ein weiteres interessantes und wichtiges Buch ist das wissenschaftliche Werk von Nathalie 
Ceasar „Die Rolle von NGO beim Nation- und State-Building“,27 welche die Rolle der nicht-
staatlichen Strukturen in Krisengebieten mit hohem ethnischem und politischem Konfliktpo-
tenzial untersucht. Beim Eingriff externer Akteure wird NGO der Vorteil zugeschrieben, über 
direkten Kontakt zur Bevölkerung zu verfügen. Daher hilft das Buch von Ceasar, die Frage zu 
klären, inwieweit NGOs in der Arbeit mit der Zivilgesellschaft unter Berücksichtigung gesell-
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schaftlicher Gegebenheiten Stabilität schaffen können. Ferner wird ihre Arbeitsweise und 
Wirkungskraft in dem Aufbauprozess des Staates untersucht. 
Im Jahre 2008 wurde das Buch „Kosovo“ des Historikers und Südosteuropa-Experten Oliver 
Jens Schmitt veröffentlicht.28 Das Werk wird in der vorliegenden Studie als eine wichtige 
Quelle einbezogen, da der Autor eine politisch instrumentalisierte oder einseitige Interpretati-
on der Ereignisse vermeidet und durch seine neutrale Position ein umfassendes Verständnis 
der Hintergründe und Zustände mit einer Fülle sehr interessanter Informationen zum jüngsten 
europäischen Staat ermöglicht. Schmitt löste durch seine veröffentlichten Werke im Kosovo 
eine große öffentliche Debatte aus. Von albanischer Seite wurde Schmitt heftig kritisiert, da er 
die Idee einer „illyrisch-albanischen Kontinuität“ kritisierte. 29 In der Fallstudie werden unter 
anderem auch Autoren wie Predrag Jureković einbezogen, der in seinen wissenschaftlichen 
Beiträgen Lösungsszenarien analysiert und den Einfluss regionaler Entwicklungen auf den 
Friedensprozess untersucht. 
Dina Rossbacher schrieb im Jahre 2005 das Werk „Friedenssicherung – am Beispiel der Inte-
rimsverwaltung der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK): Die Zivilverwaltung als neue 
Form der Friedenssicherung“30 Dieses Buch ist insofern für meine Fallstudie relevant, als es 
eine erste exakte und umfassende Analyse der United Nations Mission in Kosovo liefert und 
einen klaren Überblick über die geschichtlichen Ereignisse bietet. Dieses Werk beschränkt 
sich nicht auf die Beschreibung der UNMIK, vielmehr analysiert die Autorin die erste Inte-
rimsverwaltung dieser Art der VN und ihre Umsetzung vor Ort, wobei sie für eine Stärkung 
der staatlichen Strukturen und ihrer Funktion durch externe State-Building-Maßnahmen plä-
diert. 
Des Weiteren wird in vorliegender Forschungsarbeit das Buch von Norbert Mappes-Niediek 
„Balkanmafia“31 als eine wesentliche Quelle herangezogen, da es über die Hintergründe und 
Machtinteressen berichtet, welche dem Verfasser zufolge zum Ausbruch der Balkankriege 
geführt haben. In dem Werk werden die Mafiastrukturen und die kriminellen Machenschaften 
untersucht, die noch heute auf dem Balkan allgegenwärtig sind, wobei er diese herrschende 
Unterwelt und die informellen Machtstrukturen als Hindernisse für das State-Building und die 
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Transition im Balkangebiet sieht. Durch die Objektivität des Autors ist das Buch sehr relevant 
für wissenschaftliche Feldforschungen, die sich seriös mit den Balkanproblemen auseinander-
setzen möchten. 
 
1.4  Forschungsfragen – Forschungshypothesen 
Für die Arbeit ist es notwendig, eine passende Fragestellung und im weiteren Verlauf eine 
Hypothese zu formulieren, welche die Basis für die Arbeit bilden sollen. Diese Fragen sollen 
im Verlauf der Arbeit ausführlich analytisch behandelt werden. Sodann sollen die Antworten 
auf die unten genannten Fragen entscheidend dabei helfen, zu Schlussfolgerungen zu gelan-
gen, sowie die gestellten Hypothesen zu kritisieren und zu modifizieren bzw. gegebenenfalls 
neue aufzustellen. Die Fragen sind die Folgenden: 
- Wie wirkt sich State-Building im Kosovo auf den gesellschaftspolitischen Transfor-
mationsprozess aus, und mit welchen Herausforderungen und Problemen wird der Sta-
te-Building-Prozess aufgrund des Demokratisierungsprozesses im Kosovo konfron-
tiert? 
- Welche Rolle und Funktion nehmen die kosovarischen politischen Institutionen und 
die zivilgesellschaftlichen Strukturen im Aufbauprozess des Staates ein? Inwiefern 
üben sie ihre Macht und Funktion unter Schirmherrschaft der internationalen Gemein-
schaft aus? Wie erfolgreich war bzw. ist das internationale und lokale Engagement im 
Kosovo aus der Sicht der Kosovaren? Wie ist das Verhältnis zwischen lokalen und in-
ternationalen Akteuren zu bewerten? 
- Welche Faktoren fördern bzw. behindern die demokratische Entwicklung? Wie hat 
sich die politische, wirtschaftliche und soziale Lage im Kosovo seit 1999 entwickelt? 
Welche Auswirkungen hat der Ahtisaariplan, welches Konzept einer multiethnischen 
Gesellschaft proklamiert er für das Kosovo? Wie ist die Perspektive des Landes nach 
zwölf Jahren einzuschätzen? 
Diese Fragen sind erstens der Grund für die Wahl meines Themas und zweitens der Weg mei-




1. Die Erweiterung der Friedensmissionen ist stark mit der Annäherung von Sicherheitspoli-
tik und Entwicklungspolitik verbunden. Der Paradigmenwechsel in der Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik, die Annäherung der beiden Bereiche sowie die Erweiterung der Zie-
le und Aufgaben der Missionen führen zu einer entwicklungspolitisch-militärischen Inter-
aktion. Dadurch werden die neuen Entwicklungskonzepte der Friedensherstellung als 
wichtig erachtet, die mit der zivilen und der militärischen Komponente sowie mit der 
Übernahme der Regierungs- und Verwaltungsstrukturen in den Postkonfliktgebieten ein-
gesetzt werden, wo diese staatlichen Strukturen entweder zu schwach oder gar nicht vor-
handen sind. Das neue Konzept für die Friedenskonsolidierung und Konfliktlösung, das 
State-Building genannt wird, soll die Erfolgsbedingungen für den Aufbau von funktions-
fähigen politischen Institutionen, die Schaffung von Sicherheit und Rechtsordnung sowie 
die Errichtung der Legitimität der staatspolitischen Strukturen implementieren.  
2. Die Fortschritte der internationalen Gemeinschaft in Richtung des Ziels, durch externes 
Eingreifen in den Staatsaufbau des Kosovos Demokratie und Marktwirtschaft zu erwirken, 
sind trotz aller Teilerfolge geringer als erhofft. Auch zwölf Jahre nach der Intervention der 
NATO und der Errichtung der UN-Übergangsverwaltungsmission (UNMIK) bleiben 
drängende Probleme weiterhin ungelöst. Die fehlende politische Orientierung der UNMIK 
bzw. ihr widersprüchliches Mandat stellte sich als zentrales Hindernis des State-Building-
Prozesses heraus, wobei die Klärung der Statusfrage lange offenblieb und sich das Pro-
longieren einer Entscheidung über die Statusfrage äußerst negativ auf den gesamten Pro-
zess des State-Buildings auswirkte. Prominente Erklärungsmuster für die Rückschläge 
und Verzögerungen im State-Building-Prozess werden in den folgenden Einflussfaktoren 
gesehen: nationalistische politische Eliten, unfähige Staatsgewalt, passive Politik der ex-
ternen bzw. internen Akteure, korrupte Personen, unprofessionelle politische und wirt-
schaftliche Eliten, den Staat schwächende parallele Machtstrukturen, schattenwirtschaftli-
che Praktiken ökonomischer Reproduktion. 
3. Trotz zwölf Jahren umfangreicher internationaler Beteiligung und beispielloser Mengen 
an Geberhilfe bleiben für das Kosovo weiterhin enorme politische, soziale und wirtschaft-
liche Herausforderungen, welche die Nachhaltigkeit und Integrität des neuen Staates be-
drohen. Serbien bestritt die Rechtmäßigkeit der Unabhängigkeitserklärung und durch sei-
ne fortgesetzte Unterstützung paralleler Institutionen in serbischen Gemeinden (vor allem 
im Norden des Kosovos) wurde die De-facto-Teilung des Landes unterstützt. Internationa-
le Differenzen über den Status des Kosovo haben den effektiven Einsatz von ICO und 
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EULEX behindert. Die kosovarischen Institutionen sind als fragil zu bezeichnen und die 
Wirtschaft des Landes bleibt unterentwickelt. Nach dem Erreichen der Unabhängigkeit ist 
die Erreichung der Einheit als Zweck der kosovo-albanischen politischen Elite fast voll-
ständig verschwunden. Dies offenbart eine tief gespaltene politische Klasse, die zu per-
sönlichen Rivalitäten tendiert, anstatt ein Engagement für programmatische Lösungen der 
sozioökonomischen und politischen Herausforderungen des Kosovos an den Tag zu legen.  
4. Das heutige Kosovo ist trotz der Ausrufung der Unabhängigkeit 2008 souverän einge-
schränkt (unfinished state), es soll weiterhin unter internationaler Aufsicht bleiben, mit ei-
ner katastrophalen wirtschaftlichen und sozialen Situation, grassierender Korruption und 
organisierter Kriminalität. Es ist de facto in zwei Teile geteilt: den serbischen Norden und 
den albanischen Süden. Weder UNMIK noch EULEX konnten bislang etwas an dieser 
Teilung des Landes ändern. In Anbetracht der politischen Situation und der ethnischen 
Spannungen im Kosovo auch nach der Bestimmung des künftigen Status gibt es weiterhin 
die Notwendigkeit eines aktiven internationalen Engagements innerhalb des Landes. Beim 
Aufbau der Institutionen wird sich die internationale Präsenz künftig einer schwindenden 
Akzeptanz und neuen Herausforderungen hinsichtlich der Stabilität des Kosovos gegen-
übersehen. Eine europäische Rechtsstaatlichkeit im Kosovo (EULEX) und ein Internatio-
nal Civilian Office (ICO) wurden eingesetzt, um das internationale Post-Konflikt-State-
Building und die Friedenskonsolidierung weiter zu unterstützen. Die Mission der EU 
(EULEX), die für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit im Land verantwortlich ist, konnte 
in der ersten Phase nur bescheidene Erfolge vorweisen. Eine Untersuchung der Zielset-
zungen, des rechtlichen Mandats und der Aktivitäten der neuen EU-Mission erbringt das 
ernüchternde Resultat, dass im Grunde die bisherige weitgehend gescheiterte Politik der 
UNMIK fortgesetzt wird. 
 
1.5  Forschungsmethode 
Die Theorie ist für die Verortung meiner Arbeit im wissenschaftlichen Feld wichtig, doch ist 
der empirische Teil noch wesentlicher dafür, die Forschungsfrage zu beantworten und die 
politischen Veränderungen aufzuzeigen. Die vorliegende Arbeit versteht sich als interdiszipli-
när und soll die Brücke zwischen den Studien der Politikwissenschaft und den Balkan Studies 
schlagen. In der Arbeit erfolgt die Untersuchung mithilfe der qualitativen Methode, bezogen 
auf ein einzelnes Fallbeispiel. Dadurch wird versucht, analytisch, kritisch und beschreibend 
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zu gültigen Aussagen über den Untersuchungsgegenstand zu gelangen. Die Fallstudienmetho-
de ermöglicht die deskriptive Form der Erforschung, sodass sowohl die Fragestellung als auch 
die kritische Reflexion durch erklärende Fragen symbiotisch und selektiv einzubeziehen sind. 
Die hermeneutische Methode wird im Forschungsprozess hinsichtlich der Auswahl und der 
Bestimmung der Fragestellung, der Selektion der Fälle oder des Fallbeispieles, der Vorberei-
tung der Analysen, der Evaluierung und Analyse der Daten und der Bewertung und Interpre-
tation der Befunde angewandt. 
Bei der Auswertung der Daten finden diese qualitativen Methoden unter Berücksichtigung 
einer hermeneutischen Herangehensweise Anwendung. Angesichts der Aktualität der Thema-
tik handelt es sich bei der Auswahl nicht nur um vorliegende Texte, die in Form von wissen-
schaftlicher Literatur herangezogen werden, sondern es wird vielmehr auch auf aktuelle wis-
senschaftliche Artikel, Stellungnahmen, Pressemitteilungen, Gesetzestexte, Internet-
Plattformen, Dokumente der Europäischen Union und der Vereinten Nationen, Diskussionen, 
informelle Interviews mit ausgewählten Experten und personellen Ressourcen, Pressemittei-
lungen und Publikationen von Webseiten zurückgegriffen. Als Sekundärliteratur werden in 
der Forschungsanalyse neben Monografien, Interviews, Kommentaren, Sammelbänden und 
Zeitschriften auch Zeitungsberichte herangezogen. In der vorliegenden Arbeit werden persön-
liche Erfahrungen, Forschungsreisen, Frontaldiskussionen, Beobachtungen und Teilnahmen 
an verschiedenen Konferenzen und einschlägigen Veranstaltungen dargestellt, welche einen 
Mehrwert für den gesamten Prozess der Forschung darstellen. Da in Bezug auf das Kosovo 
und die UN-Mission ausreichend behördliche Dokumente vorhanden sind, ermöglicht die 
Inhalts- und Dokumentenanalyse, wichtige Informationen zu bekommen und diese dann ana-
lytisch auszuwerten bzw. zu interpretieren. Durch diese hilfreiche methodische Vorgehens-
weise war es möglich, die inhaltlichen und formellen Merkmale der Dokumente systematisch 
und nachvollziehbar zu beschreiben.  
In vorliegender Fallstudie wird eine Kombination von empirischen Methoden verwendet, die 
als teilnehmende Beobachtung und Analyse von primären und sekundären Quellen zu be-
zeichnen sind. Durch teilnehmende Beobachtung war der Forscher in der Lage, die Interakti-
onen von Menschen aus der Position eines Insiders zu beobachten und zu verstehen. Als be-
obachtender Teilnehmer hat der Forscher das Verhalten der Menschen, ihr Leben und ihre 
Beziehungen im Rahmen der Feldforschung näher beobachtet und sodann in der Forschungs-
arbeit analysiert. Die nähere Beobachtung wurde von dem Autor dreimal durch Forschungs-
reisen in Form der Feldforschung durchgeführt. Dabei konnte er in dem Süd-kosovarischen 
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Teil den gesamten Aufbauprozess beobachten und im nördlichen serbischen Teil die von Bel-
grad finanzierten Verwaltungsstrukturen, die parallel existieren, näher betrachten. 
Die Beziehung zwischen dem teilnehmenden Beobachter und den Menschen im Feld ist eine 
der wichtigsten Komponenten dieser Methode. Daher bestanden die Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten des Autors während seiner einjährigen Mission vor Ort darin, die Lage und den 
Entwicklungsprozess des Landes im Rahmen der Feldforschung zwischen 2011 und 2012 
näher zu beobachten, was von erheblichem Vorteil war. Wichtige Informationen wurden 
durch informelle Interviews, Gespräche, Diskussionen mit kosovarischen politischen Vertre-
tern und Mitgliedern internationaler Organisationen sowie mit kosovarischen Bürgern ge-
sammelt. Die Rolle des teilnehmenden Beobachters hat mir neue Betrachtungsweisen bezüg-
lich meines Themas eröffnet und mir vor allem geholfen, wichtige Informationen zu erlangen. 
Sie dienen jedoch weniger als empirische Grundlage, sondern vielmehr dem Erlangen von 
Hintergrundwissen. Die Internetrecherche hat mir ermöglicht, die Behandlung meines Themas 
bis zuletzt äußerst aktuell zu gestalten und aktuelle Informationen aus Entwicklungsprozessen 
zu erhalten, die in die Arbeit einbezogen wurden.  
Um die quantitative Entwicklung des Prozesses zu belegen, stütze ich mich auf quantitative 
und empirische Statistik- oder Umfragedaten aus Primär- wie Sekundärquellen, die von rele-
vanten Instituten wie UNDP, Kosovo Agency of Statistics (ASK), Ministerium für Finanzen 
(MFK), Ministerium für Wirtschaft (MWK) oder aus verschiedenen Berichten in Zusammen-
hang mit dem Forschungsgegenstand stammen. 
Die Methode soll den Inhalt auf der Grundlage von Daten generieren, die dann in der Analyse 
vor dem Hintergrund der statistisch-amtlichen Daten sowie der dokumentarischen Recherche 
aufzuarbeiten sind. Daher werden auch Einschränkungen, die einen negativen Einfluss auf die 
Ergebnisse haben, z. B. in Form von qualitativen und quantitativen Indikatoren, einbezogen. 
Die Erstellung der Arbeit war auch von Problemen durch Einschränkungen im Zusammen-
hang mit der Sekundarliteratur begleitet, da dort genannte Informationen und Daten möglich-
erweise nicht korrekt waren und die Herkunft der Daten nicht immer nachgeprüft werden 
konnte. Darüber hinaus erhebt die Arbeit hinsichtlich der diskutierten und behandelten Litera-
tur keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern es wurde nur die verwendete Literatur aus 
den relevanten Bereichen analysiert bzw. kritisch reflektiert. Die gewählte Methode soll dafür 
sorgen, dass meine These durch das angeführte Material verifiziert werden kann. Die Sekun-
därliteratur dient zum einen dem geschichtlichen Erkenntnisgewinn, zum anderen der Ein-
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schätzung und Diskussion der Positionen der Wissenschaftler, die einen langjährigen Kosovo-
Forschungsschwerpunkt vorzuweisen haben, sowie derjenigen von NGOs und Stiftungen, die 
sich mit der Kosovofrage beschäftigen. 
 
1.6  Quellenlage 
 Diese Forschungsarbeit mit dem Thema  „State-Building und Demokratisierung im Kosovo 
2000 - 2012“ stützt sich größtenteils auf Fachliteratur, Dokumente, Berichte, Abkommen und 
Beschlüsse. Die wichtigsten Schwerpunkte bei der Durchführung dieser akademischen Arbeit 
zum Thema „State-Building“ werden durch die umfassende wissenschaftliche Literatur aus 
dem Westen und dem Balkangebiet abgedeckt. Um die Fragestellungen richtig und differen-
ziert beantworten zu können, wurde die jüngste relevante Literatur ausgewählt, die für das 
vorhandene Thema von Bedeutung ist. Die ausgewählte Forschungsliteratur hat detaillierte 
Forschungsergebnisse erzielt und ermöglichte damit eine zuverlässige Datenbearbeitung und 
analytische Betrachtung, wodurch die Evolution des State-Building- und Demokratisierungs-
prozesses im Kosovo genauer nachvollzogen werden konnte. In diesem Zusammenhang be-
zog sich die Desk-Research auf die Sammlung und Überprüfung der Quellen und wissen-
schaftlichen Werke zur vorliegenden Studie. Dazu zählen die wissenschaftlichen Institute und 
ihre Beiträge, die NGO-Berichte, Monografien, Interviews, Kommentare, Sammelbände und 
Zeitschriften sowie Zeitungsberichte. Diese werden ausführlich analytisch und kritisch be-
trachtet, um die Forschungsfragen umfassend beantworten zu können. Zusätzlich wurden 
auch Quellen in Form amtlicher Dokumente erforscht. Die relevanten amtlichen Dokumente 
sind beispielsweise: „Standards vor dem Status“, „Ahtisaariplan“, „Kosovo Verfassung“, ko-
sovarische Gesetze und Dokumente der Regierung und der EU, UN-Resolutionen und Vor-
schriften wie die des UN-Sicherheitsrats, UNMIK, Dokumente der NATO / KFOR, OSZE, 
des US State Departments, der Weltbank etc. – diese sind meist über das Internet verfügbar. 
Die Dokumente, die aus den folgenden kosovarischen und internationalen Think Tanks 
stammen und im Rahmen der empirischen Betrachtungen analysiert werden, sind unter ande-
rem diejenigen der folgenden Organisationen: International Crisis Group (ICG), European 
Stability Initiative (ESI), Kosovo Stability Initiative (IKS), Kosovarisches Institut für Policy 
Forschung und Entwicklung (KIPRED). Weitere wichtige Quellen sind Studien des United 
Nations Development Programme (UNDP) sowie die Ergebnisse der regelmäßig durchgeführ-
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ten UNDP-Umfragen, die in Form von Fallstudien ein tieferes Verständnis ermöglicht haben, 




2.1  Entwicklung der Friedenssicherung 
Angesichts der Vielzahl kriegerischer Auseinandersetzungen, Konflikte, humanitärer 
Katastrophen und anderer sicherheitspolitischer Phänomene ist in den letzten Jahrzehnten die 
Notwendigkeit der Präsenz externer Akteure in Krisengebieten zum Zweck der Frieden 
schaffenden nachhaltigen regionalen Stabilisierung gestiegen. Das Grundanliegen und die 
wichtigste Priorität der Vereinten Nationen bestehen in der Einflussnahme auf innere 
Konflikte, um eine Eindämmung der Gewaltanwendung und die Verpflichtung von 
Konfliktparteien zur Kooperation sowie die Suche nach einer konsensualen Konfliktlösung zu 
erreichen. Die Friedenssicherung war traditionell auf ein Ende der Kampfhandlungen 
ausgerichtet, was vor allem dadurch erreicht werden sollte, dass zwischen den 
Konfliktparteien möglichst eine Pufferzone geschaffen wurde, die als solche insbesondere 
hinsichtlich der Einhaltung des Waffenstillstandes im Rahmen der 
Friedenssicherungsmissionen kontrolliert werden sollte, die ihrerseits als wesentliche 
Merkmale Unparteilichkeit und den Gebrauch von Waffen nur im Fall der Verteidigung 
vorsahen.32 Das System der Friedenssicherung wurde bis zur Veröffentlichung der „Agenda 
für den Frieden“ von 1992 von den drei Säulen Peacemaking, Peace-Enforcement und 
Peacekeeping getragen, die als Konzepte der Friedensmissionen begriffen wurden. Die 
Friedenssicherung wurde als Erfindung der Vereinten Nationen bezeichnet, welche bisher in 
den zahlreichen Konfliktgebieten auf der gesamten Welt ein gewisses Maß an Stabilität 
herbeigeführt habe.33 Hinter diesen Konzepten stehen, nüchtern betrachtet, Eigeninteressen 
der internationalen Gemeinschaft, denn durch die Verhütung von gewaltsamen Konflikten 
und die Stabilisierung der Nachkriegsgesellschaften sollen etwaige neue Konflikte und 
Gewalteskalationen sowie humanitäre Katastrophen, teure militärische bzw. humanitäre 
                                                          
32
 Tamuschat, Cristian: Die Rechtslage für Peacekeeping - Einsätze nach der UNO-Charta in: Koch. E. (Hrsg.), Die 
Blauhelme – Im Einsatz für den Frieden, Frankfurt am Main, Bonn 1991, S. 49. Vgl. Rossbacher, Dina: 
Friedenssicherung am Beispiel der Interimverwaltung der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) - Die 
Zivilverwaltung als neue Form der Friedenssicherung, Hamburg, 2004, S. 18. Vgl. Gading, Heike: Der Schutz 
grundlegender Menschenrechte durch militärische Maßnahmen des Sicherheitsrates – das Ende staatlicher 
Souveränität, Berlin 1996, S. 27. 
33
 UN-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali: Agenda für den Frieden. Vorbeugende Diplomatie, 
Friedensschaffung und Friedenssicherung, Nr. 43, Juli, 1992, S. 17.  
38 
 
Hilfseinsätze, Migrationsströme, organisierte Kriminalität und Umweltzerstörungen 
vermieden werden.34 
 
2.1.1 Agenda für den Frieden 
Mit dem Ende des Kalten Krieges tauchten das Phänomen des Staatszerfalls und damit 
einhergehend neue Konflikte auf, die als als große Bedrohung der internationalen Sicherheit 
betrachtet wurden  und im Rahmen der internationalen Politik zu lösen waren , welche . Diese 
Bedrohung stellte die Vereinten Nationen vor Herausforderungen, die neue Anpassungen und 
die Weiterentwicklung ihrer Konzeption und Instrumentarien erforderten, sodass das Konzept 
für Friedenssicherungsmissionen ausgeweitet werden musste. Mit der enormen Zunahme der 
Konflikte und Krisen, die Anfang 1990 in verschiedenen Weltregionen auftraten, nahm nicht 
nur die Zahl des im UN-Engagement tätigen Personals zu, sondern auch die Strategie und der 
Umfang der Aufgabenbereiche wurden ausgedehnt. Die Peacekeeping-Missionensahen 
traditionell Aufgaben der Überwachung und der Grenzsicherung zwischen den 
Konfliktparteien vor, und die Konfliktparteien hatten sich zur Vermeidung künftiger Krisen 
zu verpflichten. Diese UN-Missionen waren nun nicht mehr ausreichend, die nunmehr 
anhebende neue Ära von Konflikten zu verhindern oder diese zu lösen. Somit erachteten es 
die Vereinten Nationen als notwendig, die Instrumente der Friedensschaffung auszuweiten, 
um künftig bei innerstaatlichen Konflikten wie Bürgerkriegen oder ethnischen Konflikten 
effektiv agieren zu können. Aus diesem Grund wurde der UN-Generalsekretär in seiner ersten 
Sitzung vom Sicherheitsrat beauftragt, eine Analyse anzufertigen bzw. Empfehlungen zu den 
Kapazitäten und Fähigkeiten der Vereinten Nationen im Rahmen von Friedensmissionen zu 
erarbeiten.35 Dieses Dokument war das erste, welches Maßnahmen zur Konfliktvermeidung 
und -lösung beschrieb, denen entsprechend der UN-Generalsekretär die Analysen und 
Empfehlungen zur Stärkung des Konzeptes der Friedenssicherungsmissionen präsentierte. 
Deren Ziele wurden vom damaligen UN-Generalsekretär Boutros-Ghali in der Agenda für den 
Frieden wie folgt umschrieben. 
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„Unser Ziel muss sein,  
• zu versuchen, zum frühestmöglichen Zeitpunkt konfliktträchtige Situationen zu erken-
nen und auf diplomatischem Wege anzustreben, die Gefahrenherde zu beseitigen, be-
vor es überhaupt zu Gewalt kommt; 
• wo ein Konflikt ausbricht, friedenschaffende Maßnahmen zu ergreifen, um die Prob-
leme zu lösen, die den Konflikt ausgelöst haben;  
• durch friedensichernde Maßnahmen da, wo die Kampfhandlungen eingestellt worden 
sind, auf die Erhaltung des Friedens, wie prekär er auch immer sein mag, hinzuwirken 
und bei der Durchführung der von den Friedensstiftern herbeigeführten Übereinkom-
men behilflich zu sein;  
• bereit zu sein, bei der Friedenskonsolidierung in ihren verschiedenen Formen behilf-
lich zu sein: durch den Wiederaufbau der Institutionen und Infrastrukturen der von 
Bürgerkrieg und bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen zerrissenen Nationen 
und durch die Herstellung von friedlichen, allseits vorteilhaften Beziehungen zwischen 
den vormals kriegführenden Nationen;  
• und im weitesten Sinne zu versuchen, die tiefsten Konfliktursachen auszuräumen: wirt-
schaftliche Not, soziale Ungerechtigkeit und politische Unterdrückung. Es zeichnet 
sich neuerdings mehr und mehr eine allen Nationen und Völkern der Welt gemeinsame 
ethnische Erkenntnis ab, die in völkerrechtlichen Bestimmungen ihren Niederschlag 
findet, welche ihr Entstehen häufig der Tätigkeit der Vereinten Nationen verdan-
ken.“36 
Die Ausarbeitung dieses Friedenskonzepts, um die Friedenseinsätze im Rahmen der UNO 
künftig zu verbessern und effektiver zu gestalten, war eine Reaktion auf die fehlenden 
operativen Kapazitäten der UNO, die mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes entstanden 
waren. Nach Schmiedseder und Wierse war diese Strategie der letzte Versuch, alle 
Friedensoperationen unter dem Mandat und Monopol der UNO durchzuführen.37 In der 
Agenda für den Frieden werden die Friedensbegriffe übernommen und mit neuen 
Konnotationen belegt. Darüber hinaus sollte zudem das Konfliktmanagement um neue 
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Mechanismen der Friedenssicherung ergänzt werden.38 Aufbauend auf dem Bericht von 
Boutros-Ghali wurden die Instrumentarien der UNO idealtypisch hinsichtlich fünf 
miteinander zusammenhängender Aufgabenbereiche unterschieden, die in der Zeit um die 
Konfliktverhütung betrieben werden sollten. Die im Bericht von UN-Generalssekretär 
Boutros-Ghali vorgeschlagenen Instrumente werden durch vier Kernpunkte der sogenannten 
„Agenda für den Frieden“ mit unterschiedlichen Aufgabenbereichen abgedeckt und 
beinhalten einen breiten Maßnahmenkatalog – es handelt sich um die Elemente, welche die 
internationale Suche nach einer Konfliktlösung bestimmen wie: Preventive Diplomacy 
(Konfliktverhütung), Peacemaking (Friedensschaffung), Peacekeeping (Friedenssicherung), 
Peace-Building (Friedenskonsolidierung).39 Laut dem vorgelegten Bericht „Agenda für den 
Frieden“ sollte nicht mehr auf die Symptome des Konfliktausbruchs reagiert, sondern es 
sollten die Ursachen des Konflikts durch einen erweiterten Aktionsrahmen mit neuen 
Mechanismen beseitigt werden.40 Das erste Konzept wurde im Sinne von Konfliktverhütung 
„vorbeugende Diplomatie“ genannt und diente der UN als Mittel und Konzept, Konflikten 
vorzubeugen bzw. rechtzeitig in diese einzugreifen. Das Konzept wurde als Mittel der USA 
und Russlands betrachtet, zwischen Parteien einen möglichen Konflikt zu verhindern. 
Deshalb stellte der UN-Generalsekretär in seiner „Agenda für den Frieden“ fest, dass:   
„Vorbeugende Diplomatie bezeichnet Maßnahmen mit dem Ziel, das Entstehen von 
Streitigkeiten zwischen einzelnen Parteien zu verhüten, die Eskalation bestehender 
Streitigkeiten zu Konflikten zu verhindern und, sofern es dazu kommen sollte, diese 
einzugrenzen“.41 
Darüber hinaus sollten laut dem Bericht Boutros-Ghalis der diplomatische Weg genutzt 
werden, um Konflikte und Spannungen zu vermeiden oder zu vermindern sowie deren 
Ursache zu beseitigen und bei einem bestehenden Konflikt sollten konfliktverschärfende 
Maßnahmen durch die preventive diplomacy ersetzt werden, um den Konflikt einzudämmen 
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und weitere mögliche Konflikteskalationen zu verhindern.42 Die Anwendung der preventive 
diplomacy sollte durch vertrauensbildende Maßnahmen, den Ausbau eines Frühwarnsystems, 
Tatsachenermittlung, vorbeugende Einsätze, internationale Zusammenarbeit und 
entmilitarisierte Zonen erfolgen.43 Im Rahmen der vorbeugenden Diplomatie können 
unterschiedliche Akteure von Nationalstaaten bis hin zu regionalen Organisationen auftreten, 
und die internationale Gemeinschaft kann durch humanitäre Hilfe, die Organisation von 
Militär- bzw. Polizeieinsätzen und durch zivile Präsenz die Situation im Krisengebiet 
verbessern.44  
Boutros-Ghali  definiert den Begriff „Peacemaking“ (Friedensschaffung) in der „Agenda für 
den Frieden“ von 1992 wie folgt: „Friedenschaffung bezeichnet Maßnahmen mit dem Ziel, 
feindliche Parteien zu einer Einigung zu bringen, im wesentlichen [sic!] durch solche 
friedlichen Mittel, wie sie in Kapitel VI der Charta der Vereinten Nationen vorgesehen 
sind.“45 
Darüber hinaus erweiterte er das Konzept der friedlichen Streitbeilegung um militärische 
Maßnahmen nach Kapitel VII der UN-Charta. Dem zufolge sind unter dem Begriff 
Peacemaking alle Mittel zur Wiederherstellung des Friedens zu verstehen. Boutros-Ghali 
stellte in seinem Bericht fest, dass das Konzept „Peacemaking“, neben der Verhängung von 
Sanktionen nach Artikel 41 der UN-Charta,46 auch militärische Zwangsmaßnahmen vorsieht. 
Alle Mitglieder der Vereinten Nationen werden aufgefordert, bei Streitfällen eng mit dem 
Internationalen Gerichtshof zusammenzuarbeiten.47 Die Mitglieder verpflichten sich, im Falle 
einer Krise ihre Truppen zur Verfügung zu stellen und sich an friedenserhaltenden Einsätzen 
zu beteiligen sowie dem Sicherheitsrat Beistand zu leisten und Luftstreitkräfte für die 
Durchführung von Zwangsmaßnahmen bereitzuhalten.48 Wird vom Sicherheitsrat festgestellt, 
dass eine „Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine Angriffshandlung“ besteht (wie 
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in Kapitel VII Art. 39 definiert),49 werden ihm Reaktionsmöglichkeiten mit Maßnahmen des 
militärischen sowie des nicht-militärischen Krisenmanagements zur Verfügung gestellt. Falls 
die vorläufigen Aufforderungen des Sicherheitsrats, die sich an die beteiligten 
Konfliktparteien richten, nicht den gewünschten Erfolg erzielen, so kann der Sicherheitsrat 
gemäß Art. 39 Maßnahmen entsprechend den abgegebenen Empfehlungen beschließen.50 
Nach Art. 40 des Kapitels VII wird den Parteien prinzipiell ein letztes Angebot zur friedlichen 
Streitbeilegung unterbreitet.51 Schließlich werden die beschlossenen Maßnahmen vom 
Sicherheitsrat selbst angeordnet. Diese implizieren nach Art. 41, 42 als letzte Möglichkeit 
eine militärische Intervention im Krisengebiet, um die Wiederherstellung des Weltfriedens 
und die internationale Sicherheit zu bewahren.52 Im Rahmen des Peacemaking geht es 
Boutros-Ghali in seinem Bericht in Abs. 44 also um eine mögliche „Anwendung von Gewalt“ 
und die „Truppen zur Friedensdurchsetzung“.  
Schmidl definiert Friedensschaffung als Maßnahme, Kriege mit den Instrumenten der 
Vermittlung und Verhandlung zu beenden, und den Einsatz von Streitkräften durch 
Sanktionen zu beenden.53 Die Konfliktparteien werden in die internationale Suche nach einer 
politischen Lösung eingebunden und im Interesse der Erhaltung der internationalen Sicherheit 
zur Kooperation verpflichtet. Eine wesentliche Aufgabe der internationalen Einflussnahme 
stellt die Eindämmung innerstaatlicher Gewaltanwendung dar.  Die Friedensicherungs-
Missionen sind verpflichtet, die Voraussetzungen für die erfolgreichen Verhandlungen 
zwischen den Konfliktparteien zu schaffen, dem sollen auch die Absicherung der humanitären 
Hilfe sowie der langfristige Wiederaufbau der staatlichen Strukturen dienen.54 
Krisenmanagement besteht demnach darin, die Konfliktparteien zu kooperativen 
Lösungsversuchen zu verpflichten. – Die Erreichung eines Waffenstillstands, der meist mit 
internationaler Vermittlung vereinbart wird, wird als prioritäre Aufgabe eines wirkungsvollen 
internationalen Krisenmanagements betrachtet, wobei auch humanitäre Hilfe geleistet werden 
kann.55  
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Das Konzept Peacekeeping umfasst eine Spannbreite an möglichen Missionsausformungen, 
dabei wirkt es als Bindeglied zwischen den Formen Peace-Enforcement und Peace-Building. 
Peacekeeping ist ein wesentlicher Bestandteil eines internationalen Krisenmanagements. In 
Absatz 20 seines Berichtes „Agenda für den Frieden“ definierte der ehemalige UN-
Generalsekretär das Konzept der Friedenssicherung wie folgt: 
„Friedenssicherung bezeichnet die Errichtung einer Präsenz der Vereinten Nationen vor Ort, 
was bisher mit Zustimmung aller Parteien geschah, im Regelfall unter Beteiligung von 
Militär- und/oder Polizeikräften und häufig auch von Zivilpersonal. Die Friedenssicherung 
ist eine Technik, welche die Möglichkeit für eine Konfliktverhütung wie auch eine 
Friedensschaffung noch erweitert.“ 56 
Friedenssicherung entstand aufgrund der weltpolitischen Konstellation in den 1950er Jahren, 
und darunter werden die Friedensicherungs-Operationen der Internationalen Gemeinschaft  
verstanden. In keinem Artikel der UN-Charta werden die Peacekeeping-Operationen direkt 
legitimiert. Sie werden jedoch implizit aus der Charta und der Verantwortung der UN für die 
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit abgeleitet. Friedenssicherung 
wurde als eine Art Mission, als neuer Weg gesehen, Konflikteskalationen zu verhindern; die 
Intervention in den Konfliktgebieten durch die Vereinten Nationen erschien hingegen als eine 
Notlösung.57 So wurde auch in einem Bericht der UN von 1990 die Entstehung des Konzepts 
„Peacekeeping“ definiert: „There was not, and still is not, any particular theory or doctrine 
behind them. They were born of necessity, largely improvised, a practical response to a 
problem requiring action.“ 58  
Friedenssicherung wurde von den mächtigen Staaten als Mittel zur gemeinsamen Verhütung 
von Konflikten betrachtet,  was mit der Resolution „Unite for Peace“59 in den 50er Jahren des 
20. Jahrhunderts erreicht wurde. Obwohl die Friedenssicherungseinsätze als Instrument der 
Vereinten Nationen nicht in der Charta verankert sind, erhalten die Missionen mit dem 
Völkergewohnheitsrecht eine zusätzliche rechtliche Absicherung durch festgelegte 
Resolutionen des Sicherheitsrats, die zu  bestimmten Friedenssicherungseinsatzen in einem 
Konfliktgebiet ermächtigten. In seinem wissenschaftlichen Werk definiert Chesterman die 
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Geburt des Peacekeeping wie folgt: „Peacekeeping was a creative effort to marry the limited 
means at the disposal of the United Nations to the lofty ends of maintaining international 
peace and security.“60  
Peacekeeping hat seine Rechtsgrundlage in der Verantwortung der Vereinten Nationen für die 
internationale Sicherheit61 und wird als Instrument bei Streitigkeiten oder Konfliktsituationen 
eingesetzt, die den Weltfrieden gefährden oder unmittelbar bedrohen.62 Der Begriff 
„Peacekeeping“ wird nicht explizit durch die UN-Charta definiert, sondern soll durch das 
Instrumentarium der Kapitel VI und VII der UN-Charta eine effektive Einigung zur 
friedlichen Streitbeilegung der Konfliktparteien herbeiführen. Hiermit erklärte auch der UN-
Generalsekretär Hammarskjöld, dass das UN-Peacekeeping im Sinne eines „Six-and-Half-
Kapitel“ der Charta als zutreffende Formulierung des Konzeptes verstanden/angenommen 
werden soll.63 Dieses Konzept soll einen Weg darstellen, Ländern im Konfliktfall zu helfen 
sowie die Voraussetzungen für einen dauerhaften Frieden zu schaffen. Peacekeeping als 
Friedensmission zur Konfliktverhütung wurde am Anfang dahin gehend verstanden, dass 
diese Mission erst zum Erfolg geführt habe, wenn eine Einigung beider Konfliktparteien auf 
einen Waffenstillstand, ein Abkommen für den Frieden sowie die Zustimmung zum UN-
Engagement erreicht wurden. Peacekeeping wurde als Mission für den militärischen Einsatz 
in Krisengebieten gegründet, aber ohne das Recht, die Befugnisse der Vereinten Nationen zur 
Wahrung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit in 
Krisengebieten durchzusetzen. So beschreibt auch Weiss die Peacekeeping-Einsätze als 
Feldeinsätze der Vereinten Nationen, in denen internationales – ziviles und/oder militärisches 
– Personal mit Zustimmung der Parteien und unter der Führung der Vereinten Nationen 
eingesetzt wird, welches Kontrolle ausübt und Hilfe bereitstellt bei tatsächlichen oder 
potenziellen internationalen Konflikten bzw. inneren Konflikten, die eine klare internationale 
Dimension haben.64 Die Friedenssicherung wird unterschiedlich definiert, da sie sich im 
Laufe der Zeit verändert und viel an Bedeutung gewonnen hat. Zudem umfasst sie das 
Handeln des Militärs sowie von zivilen Personen, manchmal wird ohne Konsens der 
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Konfliktparteien agiert.  Obwohl bei der Betrachtung der Entwicklung der Friedenssicherung 
eine eindeutige Abgrenzung nicht möglich ist, wird in dieser Studie die Entwicklung des UN-
Friedensengagements entsprechend ihrem Mandat und ihren Aufgabenbereichen typologisiert 
und weiter unten als Generationen der Peacekeeping-Operationen definiert. Die wesentlichen 
Voraussetzungen der Friedenssicherungsoperationen, sowie die drei konzeptuellen Merkmale, 
nämlich Konsens, Unparteilichkeit und die Anwendung von Gewalt ausschließlich zur 
Selbstverteidigung, waren seit dem Beginn dieser Missionen einem starken Wandel 
unterworfen  . Die Peacekeeping-Missionen der Vereinten Nationen stehen in 
Konfliktgebieten im Dienst, Friedenserhaltung und Sicherung zu leisten. Die Notwendigkeit 
einer Konfliktlösung wird hier nicht gesehen. Allerdings schaffen Peacekeeping-Einsätze die 
Voraussetzungen, um durch diplomatischen Druck Konflikte zu unterbrechen und eine 
Verhandlungslösung mit dem Ziel eines Waffenstillstandes zu suchen. Die Peacekeeping-
Einsätze werden als Beobachtungsmissionen bezeichnet und umfassen die Aufgaben, 
Pufferzonen zwischen den Konfliktparteien zu bilden und diese zu kontrollieren, sowie bei 
inneren Spannungen in dem Gebiet Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten, was als 
wesentliche Aufgabe angesehen wird.65 Darüber hinaus sollten die Peacekeeping-Truppen die 
Rückzugsabkommen der gegnerischen Truppen, die Abrüstung sowie die entmilitarisierten 
Zonen überwachen. Dieses Konzept der Friedenssicherung wird in den Sozialwissenschaften 
als traditionelles Peacekeeping oder als erste Generation der Friedenssicherung bezeichnet.  
So wurde dieses Konzept auch von Kühne definiert, insofern es als Folge des Kalten Krieges 
die erste Generation der Friedenssicherungkonzepte war, deren wesentliches Ziel darin 
bestand, die Eskalation eines verfestigten Konfliktes zwischen den beiden Blöcken 
einzudämmen.66 Die Entwicklung der Friedenssicherungsmissionen wurde kontinuierlich 
vorangetrieben. Die Vorgehensweisen im Rahmen der Friedenssicherungseinsätze sind sehr 
vielfältig, da die Konfliktursachen und die bewaffneten Auseinandersetzungen unterschiedlich 
sind. Schmidl definiert diese Veränderung des Friedenssicherungskonzepts wie folgt:  
„Die im Ausdruck ‚Generationen‘ implizierte zeitliche Abfolge wird zudem nicht der Tatsache 
gerecht, dass sich die verschiedenen Typen von Friedensoperationen nebeneinander 
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entwickelt haben und auch heute nebeneinander existieren, da sie die Antwort auf 
unterschiedliche Konfliktsituationen sind.“67 
Daher wurden diese unterschiedlichen UN-Peacekeeping-Missionen ständig an die sich 
ändernden weltpolitischen Umstände angepasst. Allerdings war das traditionelle UN-
Peacekeeping allein darauf verpflichtet, den Weg zur Beendigung der Gewalt und zur 
Erhaltung des Friedenszustands zu unterstützen. Insofern wurde keine direkte Intervention in 
bewaffnete Auseinandersetzungen angestrebt. Die Anwesenheit der Blauhelme, die im 
Rahmen der UN-Peacekeeping-Missionen eingesetzt wurden, sollte zur Stabilisierung der 
Lage beitragen, die Mission wurde von leicht bewaffneten Truppen und unbewaffnetem 
militärischem Personal übernommen, die als wesentliche Aufgabe die Beobachtung der 
Einhaltung von Waffenstillstandsabkommen, Friedensvereinbarungen oder der Beachtung der 
zwischenstaatlichen Grenzen übernahmen. Ferner kontrollierten und sicherten sie den Abzug 
von militärischen Truppen und die Pufferzone zwischen den Konfliktparteien.68 Nach Hillen 
ist eine Peacekeeping-Mission in dem Sinne zu definieren, dass das Ziel der Friedenstruppen 
nicht die Schaffung von Frieden, sondern die Eindämmung von Krieg ist, sodass die 
Konfliktparteien Frieden in stabilen Verhältnissen suchen können.69 Hahlbohm beschreibt die 
Friedenssicherungseinsätze in der Weise, dass diese entsprechend dem Mandat hauptsächlich 
auf Aufgaben militärischer oder quasi-militärischer  Art (im Fall eines militärischen Einsatzes 
bestehend aus leicht bewaffneten, weniger als tausend Personen starken Truppen) zu 
beschränken sind, wobei sie wesentlich die Aufgabe übernehmen, die Fortsetzung von 
Kampfhandlungen zu unterbinden.70 Diese Passivität hinsichtlich der Gewaltanwendung 
(nämlich nur im Fall der Selbstverteidigung)  ist  durch ein unrereguliertes Mandat durch die 
Internationale Gemeinschaft sowie durch eine unklare Struktur gekennzeichnet. So wird die 
Entsendung von Truppen den Mitgliedsstaaten auf freiwilliger Basis überlassen.  Die Truppen 
können dann auch nur mit Zustimmung der beteiligten Parteien (Konfliktparteien) in ein 
Konfliktgebiet entsandt werden.  Diese Komplexität der traditionellen 
Friedenssicherungsmissionen wird wie folgt definiert: „(…) peacekeeping missions were 
characterized by somewhat passive, innocuous, and unthreatening operations on the part of 
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the UN force. (…) The missions were improvised endeavours, thrown together from the 
disparate military elements of many different member states.“ 71 
Die Aufrechterhaltung des Waffenstillstands im Rahmen des Peacekeeping passte sich im 
Laufe der Zeit den politischen Anforderungen und der Veränderung der Konflikte an. So 
wurden am Anfang der Verwendung dieses Konzepts die Aufgaben der Soldaten zu Beginn 
der Einsätze im Wesentlichen auf Vermittlungs-, Aufbau- und Überwachungstätigkeiten 
bezüglich der Konfliktparteien beschränkt. Seit die Missionen eingesetzt wurden und 
aufgrund der Erfahrungen in der Praxis entwickelte sich der Begriff der Friedenssicherung, 
aber seit 1990, mit Ende des Ost-West-Konfliktes, wurden diese Aufgaben der Mission 
aufgrund der enormen Zunahme der inneren Konflikte und deren Veränderungen erweitert.72 
Die Überwindung des Ost-West-Konfliktes führte aufgrund seiner wiedergewonnenen 
Beschlussfähigkeit zu einer Wiederbelebung des Sicherheitsrats als des zentralen und 
einzigen Organs der Friedenssicherung , Währenddessen entstanden allerdings auch neue 
innerstaatliche Konflikte, die vorher in der Zeit des Ost-West Konfliktes aufgrund der 
Einflussnahme der Großmächte vorübergehend unter Kontrolle gewesen und nicht 
ausgebrochen waren.73 Dies zeigt, dass die Entwicklung der Friedenssicherungseinsätze der 
UNO vor dem Hintergrund der weltpolitischen Konstellationen erfolgte. Mit dem Ende des 
Kalten Krieges wurde die Friedenssicherung mithilfe der Weiterentwicklung der Missionen 
nicht mehr verzögert, wobei sich die Anforderungen an die Konfliktbearbeitungskapazitäten 
der UNO stark veränderten. Die Friedenssicherungsmissionen erforderten mehr Personal und 
die Aufgabenbereiche im Einsatz wurden wegen der Neuartigkeit bestimmter Konflikte 
erweitert. Dadurch entstand eine neue Form der Friedenssicherung, die im Rahmen der 
erweiterten Typologisierung des Konzeptes als zweite Generation der Friedenssicherung 
bezeichnet wird. Dieses Konzept beinhaltet vielfältige Aufgaben der Soldaten in ihrem 
Einsatz, sowie eine höhere Anzahl internationaler und regionaler Organisationen, die sich an 
einer Konfliktlösung mit umfangreichen Aufgaben und Maßnahmen beteiligten.74 Dieses 
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Konzept sowie die mit der dritten Generation des UN-Peacekeeping in Zusammenhang 
stehenden Aufgaben und Funktionen – z. B. die Wiederherstellung der Staatlichkeit, die 
Sicherung der territorialen Integrität, die Leistung humanitärer Hilfe, die notfalls mit 
Waffengewalt herzustellen sind – bildeten sich in der Praxis heraus. Für das 
Friedenssicherungskonzept der zweiten Generation war charakteristisch die Erhöhung der 
dynamischen Intensität der Einsätze zur Konfliktlösung , ferner auch eine 
Multidimensionalität, insofern die Einsätze auf diverse nicht-militärische Bereiche 
ausgeweitet wurden, die im Laufe der Zeit eine zunehmende Bedeutung gewannen und für 
den Prozess der Konfliktlösung von wesentlicher Bedeutung waren.75 Ein weiteres 
charakteristisches Merkmal der zweiten Peacekeeping-Generation besteht im Unterschied zur 
ersten darin, dass nach dem Kalten Krieg auch Einsätze bei innerstaatlichen Konflikten 
erfolgten So wurden in einem UN-Bericht vom Jahr 1996 die neuen Einsätze nach dem Ende 
des Ost-West-Konflikt wie folgt beschrieben: „Second-generation peace-keeping operations 
are multifunctional, with political, humanitarian, social and economic components requiring 
civilian experts and relief specialists to work in parallel with soldiers.“76  
Darüber hinaus ist die zweite Generation der Friedenssicherung durch wesentliche Merkmale 
oder Charakteristika gegenzeichnet, die sehr wichtig für eine Konfliktlösung sind: Unter 
anderem ist in dem Zusammenhang die Friedenssicherung durch die Entsendung militärischer 
Einheiten gemeinsam mit zivilen Experten zu erwähnen, die als Aufgabe die Beobachtung 
von Wahlen übernehmen, ferner sind die Kontrolle der Einhaltung der Menschenrechte in 
dem Konfliktgebiet sowie die Koordination der Flüchtlingsrückkehr, die Demilitarisierung 
und Reintegration der bewaffneten Gruppen nach dem Konflikt und die Unterstützung der 
lokalen Regierung bei der Verwaltung des Landes sowie der Justiz und der Polizei zu 
nennen.77  Die UN-Missionen als Friedenssicherungsmissionen wurden mit der Zeit 
weiterentwickelt, da Mitte der 1990er Jahre Massenvertreibungen, Völkermord und ethnische 
Säuberungen durch Regime stattfanden, die einen Staatszerfall wie in Jugoslawien, Ruanda 
und Somalia verursachten.  Der Zerfall Jugoslawiens zu Beginn der 1990er Jahre führte der 
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Welt vor Augen, wie schwierig der sicherheitspolitische Paradigmenwechsel zu vollziehen 
war. Man war nicht mehr mit der Notwendigkeit konfrontiert, einen Dritten Weltkrieg zu 
verhindern, sondern mit der Aufgabe, regionale Konflikte und Bürgerkriege einzudämmen; 
Frieden war nicht mehr über das Instrument der Abschreckung zu gewährleisten, sondern 
durch präventive Diplomatie. Entsprechend diesem Wandel nach Ende des Kalten Krieges 
hieß es: „From Cold War to Deadly Peace“, womit darauf hingewiesen wurde, die neuen 
Problembereiche im Zusammenhang mit der internationalen Sicherheit zu thematisieren. Auf 
diesen „tödlichen Frieden“ war die Welt kaum vorbereitet. Weder die internationalen 
Organisationen noch die Nationalstaaten verfügten über die geeigneten Konzepte, Strategien 
und Instrumente, um angemessen auf diese neue Qualität von Krisen reagieren zu können.78 
Es geschahen Übergriffe auf UN-Soldaten wie in Srebrenica und die Ohnmacht leicht 
bewaffneter Truppen und die negativen Erfahrungen wie die in den oben erwähnten 
Kriegsländern drängten die UN zur Weiterentwicklung des Peacekeepingkonzepts, um 
künftig mittels ehrgeizigerer Einsätze entstandene Konflikte oder besser gesagt innere 
Konflikte zu mildern oder zu lösen, die durch mit Gewalttätigkeit verbundenes Staatsversagen 
entstanden sind und für den Weltfrieden eine große Bedrohung dargestellten. Unter dem 
Schock des nicht verhüteten Völkermordes in Ländern wie Ruanda, Somalia und Bosnien 
wurden die Bemühungen um eine konzeptuelle Mission intensiviert, welche den 
Herausforderungen im Zusammenhang mit der Krisenprävention und der Entwicklungspolitik 
in den Krisenregionen gerecht werden konnte. Der Unterschied zu den vorgenannten 
Peacekeeping-Missionen bestand in dieser dritten Generation der Friedenssicherung durch 
eine Vermischung von Friedenserhaltung (Peacemaking) und Friedenserzwingung (Peace-
Enforcement), wobei man sich stark an dem Kapitel VII der UN-Charta orientierte. Diese 
Mission ist durch ein robustes Mandat gekennzeichnet, das zur Anwendung von militärischer 
Gewalt berechtigt, die über den Selbstverteidigungsfall hinausgeht, um den Schutz der 
Zivilbevölkerung und die Absicherung der humanitären Transporte sicherzustellen.79 Dieses 
robuste Mandat der dritten Generation der Friedenssicherung sieht im Rahmen des 
Unparteilichkeitsgebots zugleich die seitens der UN erteilte Pflicht, eine Unterscheidung 
zwischen Aggressor und Opfer im Einzelfall zu treffen. Dadurch wird der Sicherheitsrat dazu 
                                                          
78
 Jentleson, Bruce W.: Preventive Diplomacy in the Post-Cold War World. In Carnegie Commison on Preventive 
Deadly Conflict, New York 2000, Siehe online unter:  
http://carnegie.org/fileadmin/Media/Publications/PDF/OPPORTUNITIES%20MISSED,%20OPPORTUNITIES%20S
EIZED.pdf (abgerufen am 15.04.2012). 
79
 Kühne, W.:  Völkerrecht und Friedenssicherung in einer turbulenten Welt: Eine analytische 
Zusammenfassung der Grundprobleme und Entwicklungsperspektiven, in: Blauhelme in einer turbulenten 
Welt, Baden Baden 1993, S. 51. 
50 
 
verpflichtet, den Einsatz zum Schutz von Opfern oder die Verhinderung von 
Kriegsverbrechen mit militärischer Gewalt zu legitimieren.  
„Unparteilichkeit hat für solche Einsätze daher zu bedeuten: Befolgung der Grundsätze der 
Charta und der Ziele des Mandats, das auf diesen Grundsätzen beruht. Diese Unparteilichkeit 
ist nicht dasselbe wie Neutralität oder wie die jederzeitige Gleichbehandlung aller Parteien in 
allen Fällen, die einer Beschwichtigungspolitik gleichkommen kann. In einigen Fällen stehen 
die örtlichen Parteien nicht auf der gleichen moralischen Stufe; wenn sich Aggressoren und 
Opfer eindeutig unterscheiden lassen, können die Friedenssicherungskräfte nicht nur aus 
operativen Gründen zur Anwendung von Gewalt berechtigt, sondern moralisch dazu 
verpflichtet sein.“80 
Friedenskonsolidierung umfasst die Entwicklung einer Reihe von Interventionen in 
konfliktträchtigen Gebieten, um transformative Prozesse zu beeinflussen und so dauerhaften 
Frieden zu schaffen, damit eine Rückkehr zu einem gefährlichen Status quo verhindert 
werden kann. Zudem wird militärischer Zwang vom Sicherheitsrat zum ersten Mal nicht nur – 
wie zuvor – für den Selbstverteidigungsfall genehmigt, sondern im Rahmen von Missionen 
der dritten Generation sind die UN-Truppen auch zum Schutz der Zivilbevölkerung und zur 
Absicherung humanitärer Transporte verpflichtet, wenn die Missionsziele lediglich mit 
Waffengewalt zu erreichen sind.81 Robustes Peacekeeping war notwendig, um ein 
Sicherheitsumfeld für den Einsatz von Friedenskonsolidierungs-Maßnahmen (Peace-
Building) zu schaffen, d. h., dass eine solche Mission dazu ermächtigt, militärischen Zwang 
als Maßnahme zur Durchsetzung des humanitären oder zivilen Mandates einzusetzen.82 Für 
dieses Missionskonzept wird des Weiteren auch keine klare Definition formuliert, es wird hier 
nur im Allgemeinen ausgesagt, dass gegebenenfalls mit robusten Kriegsmitteln vorgegangen 
wird, um die Missionsziele zu erreichen. Daher kann es nicht als Ziel des militärischen 
Einsatzes oder der UNO gesehen werden, den Aggressor oder die Konfliktpartei zu 
beseitigen, sondern vielmehr geht es um die Aufnahme von Verhandlungen zur Herstellung 
eines sicheren stabilen Rahmens.,Entsprechend beschreibt auch Manfred Eisele dieses 
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Konzept einer robusten Peacekeeping-Mission als eine Form der „Abschreckung“.83 Das 
robuste Peacekeeping definierte Kühne in seinem Buch: 
„Robuste, multidimensionale Friedenseinsätze sind zu definieren als Einsätze, in denen die 
traditionellen Prinzipien des Peacekeeping weiter gelten, bei dem darüber hinaus aber die 
Möglichkeit besteht, Gewalt im Sinne militärischer Zwangsmaßnahmen in begrenztem 
Umfang zur Verteidigung und Durchsetzung des Mandats gemäß der Charta anzuwenden.“84 
 
Abbildung 1: Entwicklung der Peacekeeping Einsätze / Friedenseinsätze. Grafik: Eigene Darstellung 
 
2.2  Peace-Building  
Das Friedenskonsolidierungskonzept – auch Peace-Building genannt – wird in der „Agenda 
für den Frieden“ von 1992 von den traditionellen Peacekeeping-Operationen, die durch die 
Stationierung multinationaler Truppen lediglich die Beendigung von Konflikten erreichen 
wollen, abgegrenzt. Peace-Building wird in dem von Boutros-Ghali ausgearbeiteten 
Friedensbericht zur Sicherung und Wahrung des Weltfriedens als das vierte Instrument 
bezeichnet. Gleichwohl wird auch dieses Konzept wie die früheren Friedenskonzepte im 
Sinne von Konfliktverhütung und Friedensbewahrung beschrieben, gemeint ist also das 
Streben der internationalen Gemeinschaft, in Konflikten oder Post-Konfliktregionen 
gewaltsame Konflikte zu durchbrechen. Die Abgrenzung der Friedenskonsolidierung von den 
traditionellen Friedenssicherungsoperationen besteht darin, dass die Peace-Building-
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Missionen und ihre Maßnahmen dazu dienen sollen, die politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen von Konflikten zu überwinden. Peace-Building zielt auf die gewaltlose 
Lösung der Konflikte ab, und möchte durch den Aufbau demokratischer Strukturen sowie 
durch Erreichung einer für die Konfliktparteien akzeptablen Lösung einen nachhaltigen 
funktionsfähigen Zustand zu erreichen.85 Das aufkommende Interesse der internationalen 
Gemeinschaft an solchen Lösungen wurde durch zwei Faktoren begünstigt. Zum einen 
entstand nach dem Ende des Kalten Krieges in der internationalen Sicherheitspolitik ein 
kooperatives Klima, das die Entschärfung und Beilegung ehemaliger Stellvertreterkriege 
ermöglichte; und zum anderen erfolgte eine Wiederaufwertung der Vereinten Nationen, 
insofern diese für multilaterale Konfliktbearbeitung zuständig sein sollten, wofür sie die 
Konzepte der Konfliktverhütung und Friedenskonsolidierung für Konfliktregionen 
propagierten.86  Konfliktverhütung und Friedenskonsolidierung werden in den 
wissenschaftlichen Debatten und Diskussionen als konzeptuelle Friedensbegriffe miteinander 
in Verbindung gebracht, wobei die beiden als Problemfelder und Handlungsbereiche der IG 
angesehen werden. Der vorgelegte Friedensbericht von Boutros-Ghali aus dem Jahr 1992 
kombinierte die Konfliktverhütung (präventive Diplomatie) und die Friedenskonsolidierung 
(Peace-Building) mit der Schaffung von Frieden (Peace-Making) und der Friedenssicherung 
(Peace-Keeping) in einen Gesamtzusammenhang konstruktiver Konfliktbearbeitung in 
verschiedenen Phasen der Konfliktdynamik. Dies wird im Absatz 57 der „Agenda für den 
Frieden“ ganz klar thematisiert: „Betrachtet man die gesamte Bandbreite der 
Friedensbemühungen, so sollte das Konzept der Friedenskonsolidierung  als – Schaffung 
eines neuen Klimas – als das Gegenstück der vorbeugenden Diplomatie gesehen werden, die 
bestrebt ist, den Zusammenbruch des Friedenszustandes zu vermeiden. Wenn ein Konflikt 
ausbricht, kommen die Bemühungen zur Friedensschaffung und Friedenssicherung ins Spiel, 
die einander gegenseitig ergänzen. Haben diese einmal ihr Ziel erreicht, können nur 
nachhaltige, kooperative Anstrengungen zur Bewältigung der zugrundeliegenden 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und humanitären Probleme dem erzielten Frieden eine 
dauerhafte Grundlage verschaffen. Durch die vorbeugende Diplomatie soll eine Krise 
vermieden, durch die Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit ihr Wiederaufleben 
verhütet werden.“ 87 
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Boutros-Ghali definierte den Einsatz der Friedenskonsolidierung als eine Verantwortung, die 
vor allem den Staaten und Gemeinschaften zufällt und als einen Prozess, der Zeit und 
Ressourcen benötigt, aber schließlich zu einer Lösung der Ursachen des Konflikts führen 
wird. Das Fehlen von staatlichen Strukturen in Post-Konflikt-Gesellschaften ist die große 
Herausforderung, mit der zerfallende Staaten konfrontiert sind. Insbesondere innerstaatliche 
Konflikte gerieten zunehmend in den Fokus der internationalen Krisenbewältigung, da sie 
eine Bedrohung sowohl für die regionale als auch die internationale Sicherheit darstellen. Die 
entstehende neue Ära von Konflikten, die nach dem Ost-West-Konflikt durch Bürgerkriege 
oder Separationsbestrebungen wie in Jugoslawien, Somalia oder Ost-Timor anhob, basierte 
auf ethnischen, religiösen, sozialen, ökonomischen oder politischen Streitigkeiten, die den 
Fortbestand des jeweiligen Staates gefährdeten, und die oftmals mit einem brutalen Vorgehen 
gegenüber der Zivilbevölkerung einhergingen.88 Vor diesem Hintergrund erschienen 
„Prävention“ und „Friedenskonsolidierung“ als hilfreiche Konzepte auf der Suche nach 
Strategien, die den veränderten Konfliktformen angemessener und außerdem effektiver und 
kostengünstiger waren. Zum einen wurde versucht, durch Frühwarnung und präventives 
Handeln Gewaltkonflikte rechtzeitig zu vermeiden, und zum anderen weisen diese 
Friedensmissionen darauf hin, wo Gewalt ausgebrochen ist. Dort soll der entstandene Konflikt 
mit Friedensmitteln (Kompromisslösung) beendet werden. Danach soll der  Friedensprozess 
nachhaltig mit erhöhter Intensität unterstützt werdena, sodass es nicht zu einem erneuten 
Konfliktausbruch kommt. „Während Nachkriegsgesellschaften nach dem Motto ‚Wenn nicht 
mehr geschossen wird, dann herrscht ja Friede‘ weitgehend sich selbst überlassen blieben, 
wurde nunmehr die Notwendigkeit eingesehen, auch nach dem Ende des Krieges bei der 
Kriegsfolgenbewältigung und dem Wiederaufbau kriegszerstörter und traumatisierter 
Gesellschaften behilflich zu sein.“89 
Der UN-Generalsekretär versuchte im Jahr 1992 mit dem vorgestellten Plan für den Frieden, 
auf Grundlage des Peacebuilding-Ansatzes die Rahmenbedingungen für einen nachhaltigen 
Frieden zu schaffen sowie den Ausbruch potenzieller gewaltsamer Konflikte zu verhindern.90  
Er förderte mittels der Maßnahmen Strukturen, durch die Nachsorge und Konsolidierung für 
den Frieden nach dem Ende eines Konfliktes als wesentliches Ziel mit nachhaltigen 
Anstrengungen betrieben werden sollte, um tiefer liegende wirtschaftliche, soziale, kulturelle 
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und humanitäre Probleme zu beseitigen und durch die Schaffung eines neuen Klimas das 
mögliche künftige Wiederaufleben eines gewaltsamen Konfliktes zu unterbinden.91 Die alten 
oder traditionellen Friedenssicherungskonzepte sollten durch ein neues Konzept ersetzt 
werden, da diese traditionellen Friedenskonzepte keine ausreichenden Mechanismen zur 
Bewältigung der neuen Konflikte enthielten. Im neuen Konzept, das auch in der „Agenda für 
den Frieden“ festgelegt ist, sollte nicht mehr das Militärische im Zentrum der 
Krisenbewältigung stehen, sondern es sollte mehrere Aufgaben umfassen, welche die 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereiche berücksichtigen, wodurch die 
Bedingungen für ein sicheres, sich selbst tragendes Umfeld geschaffen werden können.92 Im 
vorgelegten „Brahimi Bericht“ von 2000 wurde der Peace-Building-Ansatz wie folgt 
beschrieben: 
„Peace-building is a term of more recent origin that, as used in the present report, defined 
activities undertaken on the dark side of conflict to reassemble the foundations of peace and 
provide the tools for building on those foundations something that is more than just the 
absence of war.“93  
Das Friedenskonsolidierungs-Konzept greift direkt in die inneren Angelegenheiten einer 
Gesellschaft und eines Staates ein, um auf ein stabileres gesellschaftspolitisches System 
hinzuarbeiten, wobei zugleich die Bekämpfung der Konfliktursachen und der Wiederaufbau 
der demokratischen Strukturen in den Postkonflikt-Gesellschaften erfolgen, indem der Einsatz 
über die ausschließlichen Sicherheitsaspekte hinausgeht und sich auch 
entwicklungspolitischen Herausforderungen zuwendet. Der Begriff „Friedenskonsolidierung“, 
der auch als „Peace-Building“ in wissenschaftlichen Diskursen und der Literatur thematisiert 
wird, ist auch nach Volker wie folgt zu definieren:   
„(…) bezeichnet den systematischen, gezielten und langfristig orientierten Prozess zur 
Bearbeitung der tieferen Ursachen von Gewaltkonflikten und zum Aufbau von 
Rahmenbedingungen, Institutionen und Normen strukturell friedensfähiger Gesellschaften.“94  
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Von der traditionellen Friedenssicherung unterscheiden sich die 
Friedenskonsolidierungsoperationen speziell durch die Übernahme der Verantwortung für das 
Funktionieren der Behörden und der Institutionen eines Gebietes oder Staates.95 Das 
Friedenskonsolidierungskonzept besteht nicht nur darin, die Herausforderung umzusetzen, 
durch eine abschreckende Militärpräsenz die Konfliktparteien von einer Wiederaufnahme des 
gewaltsamen Konflikts abzuhalten, sondern auch darin, in allen relevanten politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Bereichen neue Strukturen zu schaffen und nach der Zerstörung 
jeder Ordnung wieder ein tragfähiges Gemeinwesen zu errichten.96 Allerdings wird bei einer 
Peace-Building-Mission nicht nur der Abbau direkter Gewalt angestrebt, sondern auch die 
Transformation der kulturellen und politischen Bedingungen von Konflikten ist ein Ziel, das 
durch die Kooperation mit der betroffenen Bevölkerung erreicht werden kann.97 Dabei wird es 
neben der Wiederherstellung eines „Status quo“ auch um die Sicherstellung der wesentlichen 
Voraussetzungen gehen, um die politischen, wirtschaftlichen und sozialen Defekte und 
Defizite zu erkennen und zu beseitigen, welche für den vorangegangenen Gewaltausbruch 
mitverantwortlich sind. Somit ist unter dem Friedenskonsolidierungskonzept neben der 
Verhütung der gewaltsamen Konflikte auch die Einleitung und anhaltende Stabilisierung des 
Friedensprozesses zu verstehen. Dabei handelt das Peace-Building mithilfe der Unterstützung 
durch Mittel und Methoden externer Akteure und internationaler Organisationen, um sich 
möglichst effizient an die operativen Bedürfnisse vor Ort anzupassen und die materielle 
Versorgung im Rahmen des Wiederaufbauprojektes der kriegsgeschädigten Gesellschaften 
sowie eine erfolgreiche Transformation vom Krieg zum Frieden sicherzustellen.98 In den 
Nachkriegsgebieten beteiligen sich diese internationalen Organisationen an der Planung und 
Durchführung des Wiederaufbaus der oben erwähnten Bereiche, indem sie mit militärischen 
Truppenkontingenten, Entwicklungsministerien der Mitgliedsstaaten und NGOs 
zusammenarbeiten.99 Allerdings ist es wichtig, zu erwähnen, dass das Ziel der 
Friedenskonsolidierung nicht der Wiederaufbau einer Gesellschaft ist, sondern die Bürger zu 
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ermutigen, ihre Gesellschaft neu zu errichten. Dieses Konzept der Friedenskonsolidierung 
integriert Elemente des State-Building und des Nation-Building, die jedoch aufgrund der 
spezifischen Kontextualisierung des Konfliktzusammenhangs in ihr multidimensionales 
Konzept weitere Elemente für nachhaltigen Frieden und den Aufbau der staatlichen 
Strukturen einbeziehen.100 Friedenskonsolidierung beinhaltet eine große Bandbreite an 
Maßnahmen, die darauf abzielen, das Risiko zu mindern, dass Länder in eine 
Konfliktsituation fallen bzw. zurückfallen, wobei die Kapazitäten der Staaten auf allen 
Ebenen gestärkt werden müssen. Boutros-Ghali stellte in seinem Bericht fest, dass das Peace-
Building multidimensional betrieben werden sollte, wobei das Konzept der Friedensmission 
sicherheitspolitische, politische, sozioökonomische, psychosoziale und regionalpolitische 
Aspekte umfasst bzw. zusammenführt (siehe Abbildung 1*). Dies weist darauf hin, dass nicht 
nur militärisches Personal in dem Einsatz herangezogen werden kann, sondern auch 
Polizisten, Wahlbeobachter und Experten aus unterschiedlichen Fachgebieten einbezogen 
werden müssen, um eine Mission funktionsfähig zu halten und erfolgreich zu betreiben. Dabei 
bezweckt das Konzept der Mission, einen nachhaltigen Frieden und eine Nachkriegsordnung 
zu schaffen, in denen die gegensätzlichen politischen Interessen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse mit friedlichen Mitteln und demokratischen Normen geregelt werden können.101 
Darüber hinaus wurden Peace-Building-Einsätze in Nachkonfliktregionen um ein breites 
Spektrum an Maßnahmen und Aktivitäten erweitert und erfüllten mehrere Aufgaben, um die 
geschwächten staatlichen Strukturen zu stärken oder diese von Grund auf zu errichten. Peace-
Building-Missionen werden in Situationen angewendet, in denen aufgrund eines Konflikts 
keine funktionierende Staatlichkeit existiert. Um die primären und wesentlichen Ziele des 
Peace-Building zu erreichen, ist im Rahmen der Mission Folgendes erforderlich: in erster 
Linie die Verbesserung der Sicherheitslage in der Post-Konflikt-Gesellschaft  und die 
Wiederherstellung der Ordnung sowie die Entwaffnung nach dem Konflikt.. Weitere 
wesentliche Aufgaben einer erfolgreichen Mission betreffen die Bereiche Rückkehr von 
Flüchtlingen, Unterstützung und Ausbildung der Sicherheitskräfte, Überwachung von 
Wahlen, Schutz der Menschenrechte, Reform und Stärkung staatlicher Institutionen, 
Beseitigung von Armut und Ungleichheit, Unterstützung einer transparenten und 
rechenschaftspflichtigen Staatsführung, Förderung der Demokratie, Achtung der 
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit, Förderung einer Kultur des Friedens und der 
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Gewaltlosigkeit, Errichtung zukunftsfähiger Institutionen und Prozesse.102 Der Peace-
Building-Ansatz soll gezielt vor allem den Frieden und die wirtschaftliche wie soziale 
Entwicklung fördern, indem besonders prioritäre Bereiche wie die humanitäre Hilfe, das 
Aufrechterhalten von Recht und Ordnung, Minderheitenschutz und Wiederaufbau der lokalen 
Verwaltung bei den Missionsaktivitäten berücksichtigt werden.103 Christian Hosiner definierte 
den Peace-Building-Ansatz in seinem wissenschaftlichen Werk wie folgt:  
„Peace Building is a new approach which emphasis that in order to achieve a lasting peace, 
the effort to prevent, control an resolve conflicts must include actions to address the 
underlying economic, social, cultural, humanitarian and political roots of conflict and 
strengthten the fundation of development.“104 
Zur Einleitung eines sich selbst tragenden Friedenskonsolidierungsprozesses sollten alle 
Erfahrungen einbezogen werden, um Fortschritte zu erzielen. Dazu müssen in den Prozess 
auch die früheren erfolgreichen Friedens-Strategien integriert werden, so dass man zu einem 
umfassenden Verständnis und Modell dafür gelangt, wie künftige Friedensordnungen 
zustande kommen und langfristig stabilisiert werden können. Wie Mathies Volker in seinen 
wissenschaftlichen Artikeln über die Friedenskonsolidierung beschreibt, sollten „Politische 
‚Konfliktmanagementstrategien‘, ökonomischer und infrastruktureller ‚Wiederaufbau‘, 
soziale ‚Rehabilitation‘ und individuelle wie kulturelle ‚Aufarbeitung‘ in der 
gesellschaftlichen Realität eng miteinander verknüpft sein.“105 Hierzu wird der Stabilitätspakt 
für Südosteuropa als Beispiel angeführt, in dem die Erfahrungen zur Herstellung eines 
stabilen Friedens nach einem gewaltsamen Konflikt in drei Schlüsselsektoren der 
Nachkriegsgesellschaften berücksichtigt wurden. Erstens sollten die Sicherheitspolitik und der 
Ausbau einer rechtsstaatlichen Ordnung erreicht werden, zweitens dann die Errichtung einer 
neuen politischen Nachkriegsordnung sowie der Aufbau demokratischer Institutionen, und 
drittens schließlich der wirtschaftliche Wiederaufbau und die Förderung des Wohlstands. Die 
Realisierung der Aufgaben dieser drei Sektoren sollte seitens der internationalen 
Gemeinschaft die wesentlichen Voraussetzungen für einen erfolgreichen Friedensprozess 
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schaffen.106 Im Allgemeinen kann eingeschätzt werden, dass gesellschaftliche Strukturen 
demokratisch aufgebaut werden sollten, um eine nachhaltige  friedliche Lösung zu erreichen. 
.Die Maßnahmen des Peace-Building setzen fundierte Kenntnisse hinsichtlich der 
Kriegsfolgen in der Post-Konflikt-Gesellschaft  voraus, um so unterschiedliche Bereiche wie 
ökonomische Strukturen, alltägliche Lebensverhältnisse und die politische Kultur begreifen 
zu können. Erst wenn über ausreichend umfassende Kenntnisse bezüglich der Post-Konflikt-
Strukturen verfügt wird, können die Probleme der Kriegsfolgenbewältigung und des Peace-
Building realistisch untersucht werden.  
Das inhaltliche Konzept der Friedenskonsolidierung, das Peace-Building durch Intervention, 
ermöglicht die Eindämmung der bewaffneten Konflikte und Institutionsreformen während der 
Post-Konflikt Phase, was zum nachhaltigen Frieden führen soll. Diese werden dann im 
Rahmen des Nation-Building als reformierte Strukturen durchgesetzt, um den Aufbauprozess 
eines leistungsfähigen Staates zu erreichen. Peace-Building wird daher oft mit dem State-
Building in Verbindung gebracht, fälschlicherweise werden beide Begriffe sogar synonym 
verwendet, wobei ihre unterschiedlichen Charakteristika nicht wahrgenommen werden. Dabei 
kann es passieren, dass sie gemeinsam der Vierten Generation der 
Friedenssicherungskonzepte zugeordnet werden, was in vielen Fällen zu einer schwierigen 
und komplexen konzeptuellen Unterscheidung führt.107 Zur Unterscheidung von „Peace-
Building“ und „State-Building“ sind ihre Zielsetzungen zu betrachten. Während Peace-
Building darauf abzielt, das Wiederaufleben gewaltsamer Auseinandersetzungen zu 
verhindern und friedensförderliche Strukturen aufzubauen, die eine Transformation vom 
gewaltsamen Konflikt zum Frieden bezwecken, ist es das wichtigste Ziel des State-Buildings, 
einen Staat herauszubilden, also stabile und funktionsfähige Institutionen, demokratische 
Strukturen und eine freie Marktwirtschaft aufzubauen, die im Allgemeinen zu einem 
effektiven, anpassungs- und lernfähigen Staat führen.108 Das Friedenskonsolidierungskonzept 
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unterscheidet sich von den oben erwähnten Friedenssicherungsoperationen hinsichtlich des 
Einsatzzeitpunktes und der Langfristigkeit der Aktionen. Während die 
Friedensschaffungsoperationen sich mit zivilen und militärischen Mitteln (zum Beispiel 
Vermittlung, Sanktionen, Militärintervention) auf die unmittelbare Beendigung von 
Kampfhandlungen konzentrieren, werden die Friedenssicherungsmissionen mittels der 
Stationierung multinationaler Truppen zur Friedenssicherung (mit robustem Mandat oder 
ohne dieses) zur Überwachung und Kontrolle der Konfliktparteien und der Waffenstillstände 
umgesetzt, wobei das Ziel der Missionen, durch direkte Interventionen rasch Erfolge zu 
erzielen, beibehalten wird. Hingegen weist das Friedenskonsolidierungskonzept darauf hin, 
durch die Untersuchung der Konfliktursachen künftige gewaltsame Konflikte bewältigen zu 
können.109 Allerdings befasst sich das Peace-Building außer mit den oben erwähnten 
Maßnahmen oder Aufgaben auch mit dem Institution-Building, das als wesentliche Aufgabe 
den Aufbau politischer, wirtschaftlicher und polizeilicher Institutionen übernimmt, die es 
ermöglichen, eine effiziente Staatsgewalt auszuüben.110 Mit anderen Worten geht das Peace-
Building über Sicherheitsaspekte hinaus und wendet sich auch den entwicklungspolitischen 
Herausforderungen zu.111  
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Abbildung 2:  Peace-Building-Maßnahmen 
Die Post-Konflikt-Rekonstruktion wird in der Literatur als Gesamtmaßnahme des Peace-
Building bezeichnet. Wie in Abbildung 2* dargestellt wird, beinhaltet das Peace-Building 
auch Institution-Building,  die Sicherung einer stabilen Regierungsbildung nach 
demokratischen Prinzipien, gleichzeitig die wirtschaftliche Entwicklung und die 
Sicherstellung der notwendigen Strukturen, innerhalb derer sich regionale und internationale 
Akteure und Organisationen beteiligen können.112 
 
2.3   State-Building vs. Nation-Building 
Durch die Ausweitung der internationalen humanitären Interventionen in den vergangenen 
Jahren, die gegen den Anstieg der innerstaatlichen Konflikte, Bürgerkriege und den 
Terrorismus ankämpften, hat der Begriff „State-Building“ als Bezeichnung der letzten Stufe 
der Friedenssicherung sowohl in sozialwissenschaftlichen Diskussionen als auch im 
politischen und medialen Sprachgebrauch deutlich an Bedeutung gewonnen. Seine 
Verwendung erfolgt im Rahmen der internationalen Politik. Der Begriff „State-Building“ ist 
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zu einer zentralen Herausforderung der internationalen Politik geworden. „State-Building“ 
wird traditionell in der akademischen und politischen Literatur komplexer, differenzierter und 
politisch neutraler verwendet als in der aktuellen politischen Praxis, in der der Begriff in 
vielerlei Hinsicht politisch aufgeladener ist, insofern er in enger Verbindung mit den 
westlichen Post-Konflikt-Projekten steht. 
Im Unterschied zu den anderen und älteren Arten der Missionen wie Peace-Keeping und 
Peace-Building werden dem Mandat des State-Buildings exekutive Aufgaben zugeordnet, die 
als Art der Regierungsgewalt beschrieben werden. State-Building umfasst unter anderem die 
folgenden Maßnahmen: die Entlassung von lokalen Politikern, die Anordnung von 
Verhaftungen und Wahlen oder die Ausstellung von Dokumenten.113 Der Begriff State-
Building wird für internationale Interventionen zur Stärkung und zum Aufbau staatlicher 
Strukturen verwendet.114 Von Rechtsstaaten wird es als Form der Wiederaufbauhilfe 
anerkannt, z. B. als Wiederaufbau von staatlichen Institutionen nach einem internen Konflikt 
oder nach einer internationalen Intervention. In dem Konzept wird das State-Building als 
Einsatzform mit Unterstützungsmaßnahmen zur Aufrechterhaltung und Verbesserung der 
funktionsfähigen staatlichen Strukturen angewendet, wobei das entsprechende Konfliktgebiet 
oder Territorium vorübergehend teilweise oder vollständig unter die Kontrolle der 
internationalen Verwaltung fällt.115  
„Fremde Staaten oder Organisationen unternehmen gezielte Anstrengungen und Maßnahmen 
innerhalb eines Gebietes oder bereits bestehenden Staates, um staatliche Institutionen und 
Organisationen aufzubauen, zu reformieren oder allgemein zu stärken und innerhalb 
möglichst kurzer Zeit zu einem funktionstüchtigen Nationalstaat zu entwickeln.“116 
Die meisten Theoretiker sind sich einig, dass ein gut funktionierender Staat ein Erfordernis 
für die Entwicklung einer Nation ist, und stimmen daher meist überein, dass State-Building 
ein notwendiger Bestandteil des Nation-Building ist.117 Der Begriff „State-Building“ ist als 
Teilaspekt des „Nation-Building“ zu betrachten, wobei in der amerikanischen Literatur eine 
scharfe Unterscheidung nicht existiert, da die zwei Begriffe generell als Synonyme betrachtet 
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werden. Ebenso handelt es sich bei den beiden Konzepten nicht um ein Patentrezept für die 
Herstellung von Frieden, sondern sie betreffen die grundlegenden Kernbereiche, von denen 
der Prozess ausgeht.118 Im anglo-amerikanischen Sprachgebrauch wird Nation-Building oft 
als Maßnahme in Zusammenhang mit einer militärischen Intervention zur Stabilisierung der 
Lage nach einem Konflikt bzw. Krieg gesehen, die zur Förderung der Demokratie als 
notwendig erachtet wird. Dabei geht es nicht hauptsächlich um die Herausbildung einer 
gemeinsamen (nationalen) Identität, sondern vielmehr um den (Wieder-)Aufbau staatlicher 
Strukturen, wobei in der wissenschaftlichen Literatur, vor allem in der angloamerikanischen, 
und im Diskurs oft eine begriffliche Verwirrung bezüglich des State- und des Nation-Building 
zu bemerken ist.119 Steffen Hendrick weist darauf hin, dass der Begriff Nation-Building im 
Wesentlichen zwei Prozesse beschreibt: einerseits denjenigen, in dem die Faktoren zur 
Entstehung einer Nation führen und andererseits denjenigen, in dem Nation-Building 
entsprechend einem modernen Sprachgebrauch auch als State-Building verstanden wird.120 Im 
Allgemeinen wird in den letzten Jahren und vor allem in der angloamerikanischen 
wissenschaftlichen Literatur der Begriff „State-Building“ nicht mehr mit historischen 
Ereignissen der Entstehung von Staaten verknüpft, sondern im Sinne des modernen 
Sprachgebrauchs, der auch in den wissenschaftlichen Diskursen verwendet wird. Dieser 
ermöglicht, mehr über den Aufbau eines Staates zu verstehen, insofern in einer Postkonflikt-
Gesellschaft oder in einem versagenden bzw. kollabierten Staat die politischen und staatlichen 
Strukturen sowie die öffentlichen Institutionen, die Wirtschaft und die Justiz im Sinne der 
Demokratie, sowie die dafür notwendige Infrastruktur, notwendig aufzubauen sind.121 So 
beschreibt auch Symon Chesterman, dass das State-Building umfassender internationaler 
Beteiligung bedarf, die über die traditionellen Friedenssicherungs- und 
Friedenskonsolidierungsmandate hinausgeht. Er bezieht sich hiermit auf den Aufbau oder 
Wiederaufbau von Regierungsinstitutionen, durch den für den Bürger eine physische und 
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wirtschaftliche Sicherheit erreicht werden soll.122 Jochen Hippler thematisiert für den Nation-
Building-Prozess drei Ansätze, nach denen er diesen vom Begriff „State-Building“ 
differenziert. Erstens ist es eine integrative Ideologie, zweitens eine Integration der 
Gesellschaft und drittens State-Building erforderlich. Die integrative Ideologie und die 
Integration der Gesellschaft stehen dabei im Zusammenhang, wodurch der Staat und die 
Gesellschaft miteinander vernetzt werden und die Aufgabe übernehmen, die Eliten des 
Landes zu legitimieren. Deshalb wird auch von Chesterman, Ignatieff und Thakur betont dass, 
„In efforts to strengthen state capacity, it is necessary to strike a balance between the 
responsibilities of local and international actors. Sometimes only international actors have 
the resources to assist with state building, economic development, conflict prevention, and 
postconflict reconstruction. But they must take care not to confiscate or monopolize political 
responsibility, not to foster state dependency on the international community, not to impede 
but to facilitate the creation and consolidation of local political competence.“123  
Das Ziel dieser Ansätze ist es aber nicht nur, den Staat zu stärken, sondern auch, die Nation 
zu vereinen. Dem State-Building kommt hierbei die Aufgabe zu, die Institutionen des Staates 
wieder aufzubauen und damit seine Struktur zu stärken. Dadurch wird der Begriff State-
Building als Teil einer solchen Nation-Building-Aktion bezeichnet, welche die 
Regierungsinstitutionen reformiert und zu stärken sucht.124 Fukuyama hat in seinem 
wissenschaftlichen Werk „State-Building“ ausdrücklich beschrieben, dass der Begriff State-
Building bedeutet, neue Regierungsinstitutionen zu schaffen und bestehende zu stärken. Er 
beschreibt die Stabilisierung eines Landes durch Nothilfe und humanitäre Maßnahmen, 
Wiederaufbau von Infrastruktur und die von ihm so genannte Erste Hilfe, um wirtschaftliche 
Prozesse eines Landes wieder in Gang zu bringen, die nachhaltig dazu beitragen, stabile 
politische und wirtschaftliche Institutionen zu errichten.125 Darüber hinaus weist der Begriff 
„State-Building“ laut Richard Kaplan auch auf Folgendes hin:  
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„State-building refers to efforts to reconstruct, or in some cases to establish for the first time, 
effective and autonomous structures of governance in a state or territory where no such 
capacity exists or where it has been seriously eroded.“126 
Im europäischen Raum hingegen werden in der wissenschaftlichen Literatur die beiden 
Begriffe „State-Building“ und „Nation-Building“ als zwei verschiedene politische Strategien 
beschrieben, welche gemeinsam zur erfolgreichen Errichtung und Stärkung eines 
Nationalstaates führen können. Das Nation-Building als Konzept des gesellschaftlichen 
Mobilisierungsprozesses – im Zuge dessen sich eine gemeinsame nationale Identität 
herausbildet127 -- beschreibt nicht nur einen Prozess der gesamtgesellschaftlichen Integration, 
sondern versucht, die basalen Determinanten des kulturellen und sozioökonomischen 
Fortschritts des Landes aufzuzeigen.128 Michael Foster beschreibt das Nation-Building in der 
Sozialwissenschaft als theoretisches Modell für einen gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklungsprozess, in dessen Rahmen sich durch Rationalisierung der Wirtschaft, 
Verbesserung der Infrastruktur, soziale Mobilisierung, Urbanisierung und Verstärkung eines 
auf der gemeinsamen Kultur und Sprache beruhenden Wir-Bewusstseins ein Nationalstaat 
herausbildet.129 Entsprechend definiert Arthur Goldsmith den Begriff als „the establishment of 
a common national identity within a given geographical area, based on shared language and 
culture“.130  State-Building bezeichnet den Prozess der Herausbildung eines Staates, der 
insbesondere jene Institutionen des öffentlichen Rechts, die das Zusammenleben eines 
Staatsvolkes innerhalb eines bestimmten Territoriums ermöglichen, sowie das 
Gewaltmonopol des Staates und die Erfüllung der Staatsaufgaben gewährleistet.131 State-
Building ist daher ein „zentrales Charakteristikum“ des Nation-Buildings, Goldsmith definiert 
es als „die Schaffung von wirksamen Organen der Zentralregierung“, welche die für die 
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staatliche Ordnung förderlichen öffentlichen Institutionen zur Durchführung von Politik 
schafft.132 Darüber hinaus gliedert Ulrich Schneckener das State-Building nach in drei 
verschiedene Teilbereiche auf, in denen durch externe Akteure Stabilität zu erzielen versucht 
wird. Im ersten Bereich wird die Stabilisierung der staatlichen Strukturen angestrebt, durch 
die externen Akteure soll die Stabilisierung und Stärkung der bestehenden Strukturen und 
staatlichen Institutionen erreicht werden. Die lokale Elite soll in der Beseitigung von 
Missständen und Erosionsprozessen  unterstützt werden, , mit denen Länder mit einem 
unvollständigen Demokratisierungsprozess zu kämpfen haben, weshalb sie gerade die 
ausländische Hilfe oder Unterstützung dringend benötigen. Der zweite Bereich besteht in der 
Reform der staatlichen Strukturen und umfasst die Transformation und Ausgestaltung der 
bestehenden Strukturen und Institutionen. Diese von außen erfolgende unterstützende State-
Building-Form betrifft zumeist Fälle fragiler Staatlichkeit oder Länder mit einem 
Demokratisierungsprozess. Der dritte Bereich befasst sich mit dem Wieder(-aufbau) solcher 
staatlichen Strukturen und Institutionen, die zuvor nie in der neu aufzubauenden Form 
bestanden. Dieser Fall betrifft Länder, die sich in einer Post-Konfliktsituation befinden und 
bei denen aufgrund des vorausgegangenen Konflikts nahezu sämtliche Strukturen 
zusammengebrochen sind.  Ebenso sind hier Länder einzubeziehen, in denen wesentliche 
Elemente der Staatlichkeit niemals existierten.133 Oft werden die drei Begriffe „State-
Building“, „Peace-Building“ und  „Peace-Keeping“ unter dem Terminus „Nation-Building“ 
zusammengefasst.   
 
2.3.1 State-Building, Transformationsprozess, Demokratisierungspolitik 
State-Building ist durch den engen Zusammenhang mit militärischen Interventionen und 
humanitären Aktivitäten seitens der internationalen Gemeinschaften in den Konfliktgebieten 
gekennzeichnet, wobei in dem Prozess die folgenden Ansätze verfolgt werden: verschiedene 
ethnische Gruppen vereinen, Demokratiekonsolidierung, wirtschaftlicher Wiederaufbau, 
Aufbau und Stärkung der demokratischen staatlichen Strukturen, außerdem erfolgt auch die 
Durchführung des Transformationsprozesses des Staates.134 In dem Transformationsprozess 
                                                          
132
 Goldsmith, A. 2007, S. 27. 
133
 Schneckener, U.,  S. 117. 
134
 Gauster, Markus. Zivil-militärische Zusammenarbeit als kritischer Faktor für einen umfassenden Ansatz im 
Krisenmanagement. Eine Einführung. In: Feichtinger, Walter / Gauster, Markus (Hrsg.): Zivil-Militärische 




als Ausgangspunkt wird Staatlichkeit eine Voraussetzung der Demokratie sein. Seit dem Ende 
des Ost-West-Konflikts hat sich die Wahrnehmung von Staatlichkeit erheblich gewandelt, 
nämlich in dem Sinne, dass auf nationaler und internationaler Politik das Thema der fragilen 
Staatlichkeit deutlich an Bedeutung zugenommen hat. Diese stellt in vielen Weltregionen eine 
Herausforderung für die betroffenen Gesellschaften und die internationale Gemeinschaft 
dar.135  Merkel weist darauf hin, dass der Mangel an Staatlichkeit in manchen Ländern 
Osteuropas dazu geführt habe, dass der Demokratisierungsprozess eher negativ verlaufen 
ist.136  Darüber hinaus beschreiben Linz und Stephan die Notwendigkeit der Staatlichkeit wie 
folgt: „without a souvereign state, there can be no secure democracy“.137 Ähnliche Gedanken 
werden im Übrigen auch in der „State-Failure-Debatte“ wie z.B. bei Schneckener 
aufgegriffen.138  Der Transformationsprozess trägt daher zur Modernisierung und zur Bildung 
demokratischer Strukturen  und Verhaltensweisen bei, die auf Grundlage der alten in den 
neuen Strukturen wiederaufgebaut werden. Die nach Wimmer und Conrad zu setzenden 
Prioritäten, die beim Staatsaufbau nach Konflikten zu berücksichtigen sind, und das 
Vorherrschen eines weitgehenden Konsenses müssen in gescheiterten Staaten bei der 
Verbesserung der Sicherheitslage als wesentliche Maßnahmen Vorrang erhalten, sodass durch 
diese Herstellung der inneren und äußeren Sicherheit auch in anderen Bereichen Fortschritte 
erzielt werden können, so bei der Armutsbekämpfung, der Demokratisierung und beim 
Aufbau des Wirtschaftssystems in einem Failed State.139 Der konzeptuelle Begriff des State-
Building wird auch, wie oben erwähnt, zur Bezeichnung der Aktion der externen Akteure in 
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der Nachkonfliktphase verwendet, die die Förderung des Übergangsprozesses und einer 
nachhaltigen funktionellen Staatlichkeit impliziert, sodass die Friedenssicherung und die 
Stabilität nicht nur für das betroffene Land erreicht werden, sondern auch die internationale 
Sicherheit weltweit vorangebracht wird.140 
Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs versuchten die zwei Weltmächte USA und UdSSR mit 
ihren unterschiedlichen Ideologien, sich möglichst breite Einflussbereiche in der Welt zu 
verschaffen. Sie versuchten durch die Errichtung von sicherheitspolitischen, wirtschaftlichen 
und finanzpolitischen Abhängigkeiten möglichst viele Länder mit ihrem Schutz abzudecken 
und sie entsprechend ihren Wirtschaftsformen und geldpolitischen Strategien zu 
durchdringen, indem sie als Global Player ihre Gesellschaftsordnung und Ideologie der 
während des Kalten Krieges ausweiteten und möglichst viele Länder durch sie zu 
beeinflussen suchten.141 Latham weist darauf hin, dass das Nation-Building als eine 
sicherheits- und außenpolitische Strategie der USA in den neu gegründeten Staaten nach dem 
Kalten Krieg bezeichnet werden kann, um diese Länder ideologisch und politisch zu 
beeinflussen, womit die USA versuchte, gegenüber Russland und den anderen 
kommunistischen Ländern ihre politischen und strategischen Interessen zu wahren, und ihren 
Einfluss möglichst auszudehnen.142 Darüber hinaus lagen dem State-Building auch die 
ureigensten nationalen Interessen der einzelnen staatlichen Akteure zugrunde, insofern ihre 
sicherheitspolitischen und allgemein politischen Interessen im Kampf gegen jedwede 
Bedrohung – so gegen das organisierte Verbrechen oder gegen den Terrorismus wie bei der 
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2.3.2 State-Building – Ein internationales Gemeinschaftsinteresse? 
Das Ende des Kalten Krieges hat die Haltung der USA gegenüber Einsätzen, die der Hilfe 
anderer Staaten dienten, völlig verändert, da nun nicht mehr die Hilfe für starke, sondern die 
für schwache Staaten als Voraussetzung sah um dem sehr hohen Bedrohungspotenzial für den 
Frieden etwas entgegenzusetzen. In der Zeit des Kalten Krieges wurden viele Staaten von den 
Supermächten darin unterstützt, ihre strategischen Interessen auszuweiten. Vor allem 
Jugoslawien und Afghanistan wurden von den beiden Seiten, sowohl von den USA als auch 
der UdSSR, gefördert.144 Mit der Auflösung der UdSSR wurden die Aktionen der westlichen 
Welt, vor allem seitens der USA und der EU, intensiviert, die entstandenen oder neu 
gegründeten Staaten als eigenständige Staaten zu fördern, wobei vor allem als notwendig 
erachtet wurde, demokratische Strukturen aufzubauen. Die Hilfsprojekte, durch welche die 
ehemaligen Sowjetrepubliken bei der Ausgestaltung der neuen demokratischen Verfassungen, 
des Staatswesens, des Rechtssystems und der Wirtschaftsordnung unterstützt werden sollten, 
wurden auch mithilfe externer internationaler Stiftungen und Organisationen durchgeführt. 
Eine neue Welle interventionistischer Entwicklungshilfe hob an, da aufgrund des östlichen 
Blockzerfalls mehr Staaten an den Rand des Kollapses gerieten, und in der Zeit danach 
intensivierte die internationale Gemeinschaft ihre Aktivitäten aufgrund umfassenderer 
Handlungsmöglichkeiten, da nach dem Fall des Kommunismus weniger Obstruktionismus in 
den Gremien der Vereinten Nationen betrieben wurde. Ein Grund dafür war auch, dass die 
internationale Gemeinschaft aus ihren Fehlern der vorangegangenen Missionen genug gelernt 
hatte, um einen wirksamen Staatenaufbau im Rahmen einer Mission mit einer erweiterten 
konzeptuellen Strategie und Aufgabe erfolgreich durchzuführen. Die UNO erweiterte mit dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes ihre konzeptuelle Strategie aufgrund der neu entstandenen Art 
der Konflikte. Sie begann, ihre Truppen und zivilen Mitarbeiter mit weiteren Aufgaben 
auszustatten und sie auch zu vermehren, indem sie ihre Einsatzbereiche kontinuierlich 
ausdehnte. So begann die UNO damit, ihre bewaffneten Truppen auch ohne Einwilligung 
aller Konfliktparteien in  Krisengebiete zu schicken, sodass eine Mission mit neuen 
erweiterten Aufgaben und Strategien die Entwaffnung und Demilitarisierung der 
Konfliktparteien, die Durchführung und Überwachung von Wahlen, den Aufbau von 
Sicherheitsorganen und einer staatlichen Regierung sowie von zivilen Verwaltungsstrukturen 
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und die Überwachung der Einhaltung der Menschenrechte durchführte.145 Nach dem Kalten 
Krieg begann die internationale Gemeinschaft in Konflikt-Ländern wie Bosnien, Kosovo oder 
Ost-Timor zum ersten Mal damit, so zu verfahren, um potenzielle weitere Konflikte zu 
vermeiden und eine Bedrohung der regionalen Stabilität zu vermindern. Dies erfolgte in der 
Weise, dass sie durch ihre internationale Intervention teilweise oder vollständig die staatliche 
Souveränität suspendierte, diese übernahm die UN dann in enger Zusammenarbeit mit 
anderen Organisationen oder Staaten teilweise oder auch vollständig. Diese UN-Strategie zielt 
darauf ab, durch militärische und zivile Verwaltungsmissionen staatliche Strukturen 
wiederaufzubauen, indem sie in einer Übergangszeit alle öffentlichen Dienste und 
Einrichtungen betreibt und diese dann nach einer gewissen Zeit schrittweise an lokale 
errichtete Verwaltungsstrukturen überträgt.146 Im Falle des Kosovos hatte die internationale 
Gemeinschaft eine besondere Verantwortung. Die UNMIK erhielt zwar mit der Resolution 
1244 (1999) ein Mandat , eine ausdrückliche Statusklärung des Kosovo blieb jedoch offen. 
Das Mandat sah die „Überwachung der Entwicklung vorläufiger demokratischer und 
selbstverwalteter Institutionen“ vor. Dies ermöglicht zumindest, zu verstehen, dass in der 
Postkonfliktgesellschaft des Kosovos die Schaffung von demokratischen politischen 
Institutionen von den externen Akteuren unterstützt werden musste. Ob dies am Ende zu 
einem voll funktionsfähigen Staat führen würde, wurde bewusst offen gelassen, aber die 
Möglichkeit wurde nicht ausgeschlossen.147 Dieses gemeinsame Auftreten ziviler und 
militärischer Akteure wurde in den meisten akuten Fällen oder bereits in latenten 
Gewaltkonflikten eingesetzt, die auch häufig in den meisten Postkonfliktgesellschaften 
stattfinden. Historisch gesehen hat die Idee von Staatlichkeit und State-Building nach dem 
Kalten Krieg einen neuen Ansatz erhalten, da sich neuartige Ausbrüche von Konflikten 
ergaben, die nicht mehr in der traditionellen Form von Konfliktzusammenhängen bestanden. 
Vielmehr handelte es sich um den Beginn einer neuen Ära von Konflikten durch neue 
Konstellationen, die für die internationale Sicherheit eine große Herausforderung darstellten. 
Bekim Baliqi hat in seinem wissenschaftlichen Werk drei Typen von State-Building-
Operationen klassifiziert: Der erste Typ umfasst Entwicklungshilfe und 
Präventionsmaßnahmen seitens der internationalen Gemeinschaft im Rahmen des State-
Building-Einsatzes, durch den ein schwacher oder kollabierter Staat intensiv in verschiedenen 
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Bereichen gestärkt und unterstützt wird. In dem ersten Einsatz sollen Aufgaben in Bereichen 
wie Beobachtung und Durchführung von Wahlen, Reformen im Justizsystem und in 
Sicherheitsbereichen, Überwachung von Minderheits- und Menschenrechten, Betreuung von 
Flüchtlingen erfüllt werden. Dabei muss das betroffene Land hinsichtlich seiner Existenz 
dringend der Hilfe internationaler Geldgeber, Stiftungen und finanzieller Institutionen 
bedürfen. Der zweite Typ des State-Building umfasst eine militärische Intervention, wobei die 
Herangehensweise darin besteht, ein für die Welt bedrohliches Regime eines Staates durch ein 
neues zu ersetzen, das seitens der internationalen Gemeinschaft als das bestmögliche 
angesehen wird. Dieses State-Building-Modell wurde, wie bereits erwähnt, im Rahmen der 
Koalition der Willigen beispielsweise im Irak durchgeführt, in dem die militärische Einheit 
eine bedeutende Rolle sowohl bei der Kontrolle des gesamten Gebiets als auch bei der 
Erfüllung der administrativ-staatlichen Aufgaben für eine bestimmte Übergangszeit spielte. 
Als drittes Modell wird „State-Building“ im Sinne eines multilateralen und 
multidimensionalen Engagements definiert, wobei in den meisten Fällen die internationale 
Gemeinschaft interveniert, die diese Einsätze in der Regel von dem UN-Sicherheitsrat 
mandatieren lässt und ihr Engagement gemäß einer vom Rat festgelegten Resolution in einer 
Postkonfliktgesellschaft umsetzt, um ein Friedensabkommen zu erzielen. Der Einsatz ist auch 
dazu ermächtigt, die staatlichen Funktionsaufgaben selbst zu übernehmen wie in den Fällen 
Kosovo, Bosnien und Herzegowina, Ost-Timor usw. Die internationalen Repräsentanten üben 




2.3.3 State-Building – Strategie für die internationale Sicherheitspolitik – (Wieder-) 
Herstellung von Frieden und Stabilität 
Die Entstehung im Zuge der Entwicklung eines Stabilisierungsprozesses für die Länder, die 
sich in Krisen befanden, zwang die internationale Gemeinschaft zu ihren Einsätzen, mit denen 
sie sich bemühte, den Frieden durch Friedenskonsolidierung zu fördern. In den 1990er Jahren 
kam der Begriff „State-Building“ zunächst in der angelsächsischen Debatte wieder auf, als 
aufgrund von Staatszerfall und Fragmentierung von Gesellschaften die internationale 
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Gemeinschaft nach dem Ende des Kalten Krieges vor einer neuen realpolitischen 
Konstellation stand. Der Zerfall von Staaten und die internationalen Interventionen und 
Krisen führten zu entsprechenden neuen Forschungen. Das Scheitern eines Staates beruht auf 
dem Ausfall der Erfüllung staatlicher Funktionen und Aufgaben bzw. politischer Instabilität, 
fragiler  Sicherheit und Ordnung des Staates sowie auch illegitimer Repräsentation und 
Wohlfahrt für seine Bürger in einem großen Teil des Landes,, wohingegen ein Kollaps das 
vollständige institutionelle Zusammenbrechen und Verschwinden staatlicher Strukturen  
bewirkt. Das Scheitern eines Staates realisiert sich in gewaltigen inneren Konflikten, 
ethnischen, religiösen, sprachlichen und anderen gesellschaftlichen Trennlinien.149 Aufgrund 
der häufig auftretenden fragilen Staaten150 oder gar zerfallenden Staaten und vor dem 
Hintergrund der neuen Kriege151 werden in den konzeptuellen internationalen 
Friedensmissionseinsätzen der soziale Ausgleich und eine effektive Staatlichkeit als 
notwendig erachtet, vor allem, weil nach einem gewaltsamen Konflikt meist viele 
gesellschaftliche und staatliche Strukturen zerstört waren. Mit Bedrohungsphänomenen wie 
den fragilen oder zerfallenden Staaten wird auch die Problematik von innerstaatlichen 
Konflikten und Bürgerkriegen in Verbindung gesetzt, die die regionale Sicherheit bedrohen 
und dadurchals Indikator für die Ausbreitung einer internationalen Sicherheitsbedrohung 
angesehen wird.152 Es ist hier auch wichtig, zu erwähnen, dass diese zerfallenden Staaten oder 
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Failed States nicht nur aufgrund ihrer humanitären Probleme wie Menschenrechts-
verletzungen, Hungersnöte und Flüchtlingsströme als Weltprobleme gesehen werden,153 
sondern diese Bedrohungsphänomene der Failed States werden seit den Anschlägen des 11. 
September 2011 in den USA auch als Bedrohung für die Sicherheit der OECD-Welt sehr 
ernsthaft beobachtet.154 So äußerte sich US-Präsident Georg W. Bush im Jahr 2002: „Die 
Ereignisse des 11. September 2001 haben uns gelehrt, dass schwache Staaten wie 
Afghanistan eine ebenso große Gefahr für unsere nationalen Interessen als starke Staaten 
darstellen. Armut macht nicht arme Menschen zu Terroristen und Mördern. Dennoch können 
Armut, schwache Institutionen und Korruption schwache Staaten anfällig für Terrornetzwerke 
und Drogenkartelle machen.  , welche  die gesamte politische und wirtschaftliche Stabilität im 
internationalen System bedrohen.“155  
In dem Bericht „A more Secure World“, der von dem ehemaligen UN-Generalsekretär Kofi 
Annan initiiert und von einer hochrangigen Gruppe ausgearbeitet wurde, ist das Problem 
fragiler Staatlichkeit ein zentrales Thema und hat seit zwei Jahrzehnten hinsichtlich der 
heutigen Bedrohung der Weltsicherheit an Bedeutung gewonnen. In dem Bericht werden 
sechs Gruppen identifiziert, mit denen sich die Welt im Sinne eines Sicherheitsproblems 
zukünftig beschäftigen muss. Die folgenden sechs Gruppen von Bedrohungen werden von 
dem Gremium identifiziert: erstens wirtschaftliche und soziale Bedrohungen, einschließlich 
Armut, Infektionskrankheiten und Umweltzerstörung; zweitens das Problem des Inter-
Staaten-Konflikts; drittens interne Konflikte, einschließlich Bürgerkrieg, Völkermord und 
anderer großer Grausamkeiten; viertens nukleare, radiologische, chemische und biologische 
Waffen; fünftens Terrorismus; und sechstens die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität.156 Dies führt zur Notwendigkeit einer stärkeren Sensibilisierung für die externen 
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und internen Risikofaktoren sowie der Unterstützung der Fähigkeit eines Landes, seinen 
Menschen zu dienen, und den Belastbarkeitszustand, besonders in der Krise, auszubauen. 
Darüber hinaus ist ein tieferes Verständnis von Konflikten erforderlich, um in der Post-
Konflikt-Gesellschaft eine Strategie für Frieden und Nachhaltigkeit zu entwickeln, und sie 
bestmöglich umzusetzen-. 
In Literatur und Praxis besteht Einigkeit darüber, dass schwache Staaten und insbesondere 
kollabierte und gescheiterte Staaten eine Bedrohung für die internationale 
Staatengemeinschaft und ihre Mitglieder darstellen, sodass diese mit vereinten Kräften und 
effizienten Instrumenten als Bedrohungsphänomene zu vermeiden sind.157 Entsprechend 
werden unterschiedliche Lösungswege vorgeschlagen. Chesterman, Ignatieff und Thakur 
weisen darauf hin, dass die Ursache eines gescheiterten Staates häufig einen regionalen 
Charakter hat, allerdings sollten State-Building-Ansätze oftmals auch mit Blick auf das 
gesamte Umfeld und die Nachbarländer des gescheiterten Staates umgesetzt werden, sodass 
die ganze Region durch die Maßnahmen des State-Building-Prozesses unterstützt wird.158 
State-Building wird in den politikwissenschaftlichen Diskussionen als neuer Ansatz eines 
friedenstiftenden und Demokratie konsolidierenden Projekts für die Post-Konflikt-Phase und 
den Failed State betrachtet.159 Theoretisch ist der Begriff in Betracht zu ziehen, trotz einer 
ganzen Reihe von Untersuchungen gibt es jedoch keine universelle Definition des Fragilen 
Staates. Die meisten Gelehrten und Organisationen charakterisieren fragile Staaten nach ihrer 
Fähigkeit oder Bereitschaft, Güter und öffentliche Dienstleistungen zu erbringen. So wie es 
keine allgemeingültige Definition gibt, existiert auch keine vereinbarte Liste fragiler Staaten. 
Schneckener weist darauf hin, dass für Failed States in erste Linie charakteristisch ist, dass 
staatliche Institutionen ihre Steuerungsfähigkeiten in zentralen Aufgabenbereichen verloren 
haben oder diese nicht ausreichend entwickeln können. Hierbei handelt es sich um Staaten, 
deren Institutionen nicht in der Lage sind, die grundsätzlichen elementaren Leistungen für die 
Bevölkerung zu erbringen.160 Obwohl es keine allgemeine Definition eines „Failed State“ 
gibt, versteht auch die Definition von William Zartman den Begriff in folgender Weise: „the 
basic functions of the state are no longer performed“.161 Rotberg charakterisiert den Failed 
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State als Staat, der zur Bereitstellung von politischen Gütern nicht mehr in der Lage ist.162 So 
Rotberg: „Nation-States Fail when they are consumed by internal violence and cease 
delivering positive political goods to their inhabitants. Their governments lose credibility, 
and the continuing nature of the particular nation-state itself becomes questionable and 
illegitimate in the hearts and minds of the citizens.“163 Von Clemens Richter wird der Failed 
State in dem Sinne definiert, dass der Staat nicht mehr die grundlegenden Funktionen164 
erfüllen kann und er in gewissem Maße von Gewalt und Kriminalität geprägt sein wird.165 
Schwache Staatlichkeit bedeutet nach Richter, dass der Staat nicht mehr in der Lage ist bzw. 
noch nie in der Lage war, die Sicherheit seiner Bevölkerung zu gewährleisten. Das Monopol 
der Anwendung von Gewalt bedeutet die ausschließliche Kontrolle über die Ressourcen und 
die Bereitstellung von Sicherheit, die bei schwacher Staatlichkeit entweder nur begrenzt oder 
gar nicht vorhanden ist. Schwache Staatlichkeit ist durch Mängel in der Sozialhilfe und bei 
der Legitimität oder Rechtsstaatlichkeit geprägt, außerdem führen die staatlichen 
Sicherheitskräfte ihre Funktion weniger effektiv durch. Schließlich sind die Regierung und 
die Apparate eines Staates zu betrachten, die unter schweren Legitimationsproblemen leiden 
und nicht in der Lage sind, ausreichende öffentliche Dienstleistungen zu erbringen. Einige 
Autoren argumentieren, dass staatliche Schwäche ein Machtvakuum in fragilen Staaten 
verursacht. Tatsächlich werden im Fall eines schwachen Staatsapparats die Machtstrukturen 
extrem in stark informelle Netzwerke übertragen. Darüber hinaus werden in solchen Staaten 
verschiedene informelle Institutionen, Regeln und Prozesse als Legitimationsformen 
betrachtet, z. B. Gepflogenheiten und Klientelismus. Diese erscheinen sogar oft als legitimer 
und zuverlässiger als die formalen Institutionen.166 In einem schwachen Staat sind vor allem 
formelle und informelle Institutionen geschwächt, die von einer Elite geleitet werden, die ihre 
Macht zur persönlichen Bereicherung ausnutzt. Mit anderen Worten: Staatszerfall beginnt 
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durch die Korruption der Staatseliten und einen Missbrauch der staatlichen Kapazitäten.167 
Der entscheidende Punkt eines schwachen Staates besteht darin, dass bestimmte Gruppen von 
der Bereicherung ausgeschlossen sind. Einzelne Gruppen versuchen, einen Zugang zu diesen 
Ressourcen zu erhalten, wobei sie durch Manipulation der Märkte und des Rechts, 
inkompetente Verwaltung, Korruption, bürokratischen Verfall, Steuerhinterziehung oder 
schlechte Politik ihre eigene Macht und den persönlichen Reichtum zu erhöhen versuchen. Es 
bildet sich eine Widerstandsstruktur gegen das staatliche Handeln, und Staatsaufgaben werden 
von informellen Akteuren übernommen. Außerdem fehlen den staatlichen Institutionen durch 
diesen Machtmissbrauch Ressourcen und Kräfte, um ihre Aufgaben zu erfüllen, wodurch der 
Einfluss und die Kompetenz dieser Institutionen weiter abnehmen, was wiederum die 
Erfolgsperspektiven von State-Building-Initiativen als konzeptualen Strategien, welche die 
staatlichen Strukturen zu stärken suchen, einschränkt. „Meist sind dies Staaten mit internen 
Krisen, die temporär sehr anfällig für den Zerfall sind.“168 Länder, die eine schwache 
Staatlichkeit aufweisen, können in fast allen Regionen gefunden werden, z. B. in 
Südosteuropa. Staaten, die von mangelhafter Regierungsführung, schwachen Institutionen, 
Mangel an Rechenschaftspflicht sowie Korruption, Kriminalität, gesellschaftlichen 
Clanstrukturen und ineffektiven politischen Prozessen betroffen sind, werden als fragile 
Staaten bezeichnet. Für sie ist Instabilität (sowohl intern als auch extern), Armut, soziale, 
politische und wirtschaftliche Unterentwicklung charakteristisch. Als Auslösefaktoren eines 
Staatszerfalls werden hauptsächlich sogenannte „Bad Leaders“ und eine „Bad Elite“ genannt, 
denn in erster Linie scheitert nicht der Staat als solcher, sondern es versagen Menschen, die 
hinter dem jeweiligen System stehen. Diese Machteliten fördern die Dezentralisierung der 
Gewalten, um sich bereichern zu können. „Localization and Corruption“ sind daher wichtige 
Voraussetzungen eines Staatszerfalls und beschleunigen die Entstehung von Kapazitäts- und 
Legitimitätslücken. Sehr oft werden sie auch durch gewaltsame Konflikte ausgelöst, die für 
die internationale Gemeinschaft große Herausforderungen bei der Erfüllung der Aufgaben der 
Förderung des Friedens und des Leistens eines Beitrags zur Entwicklung eines effektiveren, 
integrativeren und flexibleren Staates bedeuten, da ein akuter Bedarf hinsichtlich der 
Förderung positiver, sich gegenseitig verstärkender Verflechtungen zwischen Staat und 
Gesellschaft besteht. Judok Troy weist auf Folgendes hin: 
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„Auslösende Faktoren erhalten speziell durch die Dezentralisierung von Macht in 
zerfallenden Staaten große Bedeutung – insbesondere ausgedrückt durch Dysfunktionalität 
zentrumsferner Institutionen. Bad elites finden dort zumeist einen Ausgangspunkt für 
Machtkumulation. So wird aus den trigger causes, ausgedrückt durch Eliten, klar, dass Re-
Zentralisation in scheiternden Staaten eine wichtige und unabdingbare Voraussetzung sein 
kann, soll der Zerfall gestoppt werden.“ 169 
 
2.4 Legitimation 
Die Vereinten Nationen stellen einen politischen Körper des internationalen Systems dar, da 
sie am ehesten aufgrund ihrer Universalität, Legitimität und institutionellen Ausstattung die 
Staatengemeinschaft repräsentieren, welche auf Selbstbestimmungskonflikte und unilaterale 
Versuche der Staatsgründung und andere Weltprobleme Einfluss nehmen kann. Heutzutage 
muss sich diese Weltorganisation mit verschiedenen Weltbedrohungsphänomenen 
beschäftigen, besonders mit innerstaatlichen Konflikten, was sie als legitimierte 
Weltorganisation durch Einsätze im Rahmen ihrer Tätigkeit „Frieden sichern und erhalten“ in 
den Krisenregionen versucht.170 Wenn es um die Legitimation von State-Building-
Interventionen geht, so ist hier diesbezüglich klarzustellen, dass die UN-Charta heutzutage 
kein grundsätzliches Hindernis für ein internationales Engagement in schwachen Staaten 
darstellt. Allerdings wird in der UN-Charta die Etablierung einer Zivilverwaltung in den 
Postkonfliktgesellschaften auch nicht explizit erwähnt.171 Jedoch wird klargestellt, dass die 
wesentlichen Aufgaben der internationalen Einflussnahme in der Eindämmung der 
interstaatlichen Gewaltanwendung bestehen, da in den vorgelegten zahlreichen Resolutionen 
der UN die Konfliktparteien immer aufgerufen werden, Feindseligkeit und Gewaltanwendung 
einzustellen, somit also die Waffenruhe zu bewahren und in Verhandlungen einzutreten, um 
einen Konflikt auf friedlichem Weg zu lösen, sodass auch ein wirkungsvolles 
Krisenmanagement der internationalen Gemeinschaft und die Möglichkeit, danach humanitäre 
Hilfe zu leisten, umgesetzt werden können.172 Der Sicherheitsrat hat mit dem Ende des Ost-
West-Konfliktes seine Aufgaben auf die Eindämmung regionaler Konflikte konzentriert, 
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bevor diese globale Dimensionen annehmen. Dieser Sicherheitsbegriff war nicht auf 
militärische Konflikte beschränkt, sondern implizierte auch den Schutz von Umwelt, 
Menschen und Demokratie. Alle Aufforderungen und Empfehlungen der Konfliktparteien, 
auch die Regierung des betroffenen Staates, werden dem internationalen Krisenmanagement 
und der Autorität des Sicherheitsrates untergeordnet. Im Fall der Missachtung der 
Verpflichtungen und Aufforderungen oder der Sicherheitsbeschlüsse – beispielsweise im Fall 
der Nichteinhaltung von Waffenstillstandsabkommen seitens der Konfliktparteien – werden 
vom Rat gemäß Art. VII der UN-Charta gegen die Partei, welche die Beschlüsse nicht 
respektiert, Zwangsmaßnahmen oder Sanktionen verhängt.173 Nicht nur die Wahrung des 
Weltfriedens wird dem Sicherheitsrat als Aufgabe zugeordnet, vielmehr werden auch 
Handlungsmechanismen eingefordert, sodass er nicht nur effektiv auf eine 
Friedensbedrohung, sondern durch Wandlung auch ständig auf neue Herausforderungen der 
internationalen Ordnung reagieren kann. Bei diesen neu identifizierten Konflikten handelt es 
sich um innerstaatliche Konflikte, Bürgerkriege, Terrorismus usw., die als Weltbedrohung ein 
großes Konfliktpotenzial beinhalten. Folgendes wird von Mehrhad Payandeh im Sinne 
militärischer Sanktionen des Sicherheitsrates beschrieben, wenn ein militärisches Vorgehen 
nicht reichen würde, das Friedenssicherungssystem der Vereinten Nationen zu bewahren. 
„Reicht ein nicht-militärisches Vorgehen (Art. 41 UN-Charta) nicht aus, um die 
Friedensbedrohung zu beseitigen, so kann der Sicherheitsrat gemäß Art. 42 UN-Charta als 
ultima ratio militärische Sanktionen beschließen. Die Art. 43 ff. UN-Charta etablieren ein 
echtes System zentralisierter Anwendung von Zwangsgewalt im Sinne einer UN-Armee, zu 
deren Errichtung es freilich mangels entsprechender Bereitschaft der Staatenwelt bislang 
nicht gekommen ist. Vielmehr mussten die Vereinten Nationen sich damit begnügen, einzelne 
Staaten zum militärischen Vorgehen gegen Friedensbrecher zu ermächtigen.“174 
Zur Begründung der Rechtsgrundlage eines State-Building-Einsatzes werden unterschiedliche 
normative Anknüpfungspunkte herangezogen. Die Zulässigkeit der State-Building-Einsätze 
wird vor allem mit dem Hinweis auf die bisherige Praxis der Vereinten Nationen begründet, 
im Hinblick auf die neue Erweiterungsqualität der Mission einen gewissen Aufgabenumfang 
zu übetragen und sie mit Kompetenz auszustatten. . Die Zulässigkeit oder die Legitimation 
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dieser State-Building-Einsätze werden von Payandeh wie folgt begründet, wobei er sich auf 
die UN-Charta als fundamentale Basis bezieht:  
„Die Zulässigkeit der Errichtung einer internationalen Zivilverwaltung könnte sich aus Art. 
41 UN-Charta ergeben, ebenso kommt Art. 42 UN-Charta als taugliche 
Ermächtigungsgrundlage für das in diesem Rahmen erforderliche Vorgehen mit 
Waffengewalt in Frage. Dafür müssten die Voraussetzungen des Art. 39 UN-Charta vorliegen 
und State-Building eine nach Art. 41, 42 UN-Charta zulässige Handlungsalternative 
darstellen.“175 
Schließlich ist eine Mandatierung von State-Building-Einsätzen erforderlich, welche ein 
staatliches Territorium der Zivilverwaltung der Vereinten Nationen unterstellt, was durch Art. 
41 der UN-Charta gedeckt ist.176 Falls es zu einem Einsatz mit militärischer Gewalt kommen 
sollte, kann zusätzlich auf Artikel 42 UN-Charta zurückgegriffen werden. In den Artikeln 41 
und 42 der UN-Charta ist eine hinreichende Rechtsgrundlage für die State-Building-Einsätze 
formuliert. Beispielsweise wird auf die Missionen von UNMIK und UNTAET 
eingegangen.177 Allerdings muss durch den Sicherheitsrat gemäß Art. 39 der UN immer 
festgestellt werden, ob im jeweiligen Fall eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens 
vorliegt, um die erwähnten Maßnahmen zu beschließen. Der Sicherheitsrat178 wurde in den 
letzten Jahren auch darauf verpflichtet, Militärinterventionen zu autorisieren, die zur 
Verhinderung einer humanitären Katastrophe, der Wiederherstellung demokratischer 
politischer Verhältnisse, zum Kampf gegen Terrorismus, Völkermord, Missachtung der 
Menschenrechte oder zur Vermeidung eines wirtschaftlichen Zusammenbruchs und sozialer 
Unruhen usw. erforderlich sind.179 Nach einem weiten Verständnis von Frieden ist die für das 
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State-Building infrage kommende Situation ein instabiler Staat, der einen zerfallenden Staat 
oder eine Anarchie präjudiziert, der als solcher eine Bedrohung für den Frieden weltweit 
darstellt und entsprechend Art. 39 der UN-Charta einzuordnen ist. Im Falle von 
Menschenrechtsverletzungen oder einer über die Grenzen hinausgehenden Bedrohung, die in 
der gesamten Region eine Gefahr für den Frieden mit sich bringt, werde dann die State-
Building- Maßnahmen von der UN zugunsten des Friedens und der Stabilität der 
internationalen Sicherheit angewendet.180 Daher wird der Rat nicht nur hinsichtlich der 
Beruhigung der Krisenregion tätig, sondern zielt auf weitere langfristige strukturelle 
Maßnahmen ab, die im Sinne eines positiven Friedensbegriffs bzw. einer good governance181 
mit Einschluss des State-Building durch die internationale Gemeinschaft umzusetzen sind. 
Dazu gehören Aufgaben wie: Sicherstellung der humanitären Hilfe, Versöhnung der 
Konfliktgruppen, Entwaffnung von Kombattanten, die rechtliche, politische und 
wirtschaftliche  Wiederaufbau des Landes (Demokratisierung, marktwirtschaftliche 
Reformen, Verbesserung der Menschenrechtssituation, Verstärkung der Sicherheitsorgane 
und Herstellung des Gewaltmonopols). Eine Übergangsverwaltung wie im Beispiel „Kosovo“ 
kann auf Grundlage der Artikel 7 und 29 der Charta erfolgen, wobei Peacekeeping-Einsätze 
der zweiten Generation vorgesehen sind, die unabhängig von der Zustimmung des betroffenen 
Staates stattfinden können, sodass es sich um eine Zwangsmaßnahme handelt, bei der die 
Ausübung der Hoheitsgewalt der Mission der funktionalen Kompetenz aus dem Kapitel VII 
der Charta des Sicherheitsrats entspricht.182 
 
 
2.5 State-Building: Interpretation – Eine neue Herausforderung für die  
internationale Politik 
State-Building-Einsätze wie der im Kosovo haben klar gezeigt, wie schwierig es für die 
internationale Verwaltungsmission ist, die Verwaltungsstrukturen in einem Krisengebiet 
aufzubauen, das durch Gewalt und Elend gekennzeichnet ist, da weder Verwaltungsstrukturen 
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noch Sicherheitskräfte für Ordnung innerhalb des Staates sorgen können, da ein solches Land 
auch von mangelnden rechtsstaatlichen Grundsätzen geprägt ist. Es wurde auch klar gezeigt, 
dass das Kosovo nicht in der Lage ist, selbst eine effektive Staatsgewalt auszuüben, welche 
ohne internationale Unterstützung lebensfähig wäre. Das Element der Staatsgewalt im 
Kosovo, in Afghanistan usw. muss zumindest als fragil bezeichnet werden, da der Staat 
wegen der mangelnden grundsätzlichen Effektivität der Staatsgewalt nicht in der Lage ist, 
sich allein durchzusetzen.183 Laut Tobias Debiel sollte ein gut funktionierender Staat sechs 
Hauptfunktionen erfüllen: Security Governance, politische Governance, Justizverwaltung, 
administrative Governance, soziale Verwaltung und Wirtschaftsführung.184 Eine effektive 
Durchsetzung der Staatsgewalt sollte auch auf Dauer Stabilität und Perspektiven für das Land 
zur Folge haben. Diese Effektivität der Staatsgewalt sollte im Rahmen des State-Building- 
Konzepts durch den Neuaufbau von Kapazitäten erreicht werden. Dies soll durch Intervention 
der externen Akteure erreicht werden, indem die neue Kompetenzen erworben werden durch 
die Aus- und Fortbildung von Funktionsträgern sowie durch die  Umstrukturierung der 
Institutionen. Francis Fukuyama stellt in seinem wissenschaftlichen Werk „State-Building“ 
das Hauptproblem des State-Building vor: die unzureichende lokale Nachfrage nach 
Reformen, wobei deutlich gezeigt wird, dass es ohne eine nachhaltige Politik keinen Aufbau 
von Kapazitäten und Institutionen mit langfristiger Wirkung geben kann,185 und auch diese 
staatlichen Reformen  müssen als notwendig erachtet werden, um Nachhaltigkeit im Sinne 
sich selbsttragender Staatlichkeit zu gewährleisten. Nachhaltige Politik wird als wesentliche 
Voraussetzung betrachtet, um die aufgebauten Kapazitäten und Institutionen in dem Prozess 
des State-Building funktionsfähig zu machen. Diese Errichtung von Kapazitäten in dem 
Prozess des State-Building kann nur dann als erfolgreich bezeichnet werden, wenn ein großer 
Teil der staatlichen Strukturen und der aufgebauten Institutionen sowie deren Personal in der 
Lage sind, die ihnen übertragenen Aufgaben signifikant besser und zuverlässiger 
wahrzunehmen als es zuvor der Fall war, indem sie durch diese nachhaltige Politik Stabilität 
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und den Fortbestand des Staates herstellen. Marten Kimberly betont: „Successful 
statebuilding can only truly be deened to have occurred when new or reconstituded states 
endure independently over the long term“.186 Als Beispiel lässt sich Folgendes anführen: 
Wenn die Staatengemeinschaft sich zurückziehen würde, hätte dies jedenfalls derzeit und 
auch in absehbarer Zeit zur Folge, dass diese Staaten nahtlos in das Stadium des Failed State 
übergleiten würden. Die herrschende, Macht erhaltende Ordnung der Staatengemeinschaft 
würde aufgelöst, wobei durch die fehlenden staatlichen Organe die elementare Erfüllung der 
Staatsfunktionen verloren ginge, was den Zerfall des Gewaltmonopols zur Folge hätte und vor 
allem zu bewaffneten inneren Auseinandersetzungen und zu Elementen von Chaos und 
Anarchie führen würde,187 wobei zudem die Gefahr eines lang anhaltenden Bürgerkriegs mit 
erheblichen Bedrohungsfolgen für andere Staaten besteht. Obwohl es für die externen Akteure 
eine zentrale Herausforderung bleibt, das State-Building mit den militärischen Interventionen 
und dem nachfolgenden Stabilisierungs-Wiederaufbau sowie den Entwicklungsmaßnahmen 
abzustimmen, scheint die Situation in vielen Ländern, neben den Balkanstaaten auch im Irak, 
in Afghanistan, Kambodscha, Sierra Leone, Timor Leste usw., nicht so gefestigt zu sein, dass 
sie ohne die internationale Unterstützung  funktionieren können.188 Dies war für die State-
Building-Missionen insbesondere in der Anfangsphase schwer, als entsprechende Strukturen 
noch nicht errichtet waren, wobei auch das Vertrauen der Bevölkerung in die Mission 
zerbrechlich war. Und zudem haben sich auch mit der Mission praktische Probleme ergeben, 
was mit einer unübersichtlichen Rechtslage zusammenhing: Auf der einen Seite gab es die 
einschlägige ermächtigende Sicherheitsratresolution 1244,189 und andererseits das 
fortgeltende alte Recht sowie von der UN-Verwaltungsmission selbst erlassene Rechtsakte. 
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Somit war es schwierig, die Situation und Ordnung sowie das anwendbare Recht zu 
ermitteln.190 Die Probleme des State-Buildings lagen jedoch nicht nur im rechtlichen, sondern 
noch mehr im politischen Bereich, da die Einsätze in höherem Maß vom Sicherheitsrat und in 
bestimmten Fällen von den politischen, strategischen und wirtschaftlichen 
Partikularinteressen der Entscheidungsträger abhängig waren.191 Laut der Argumentation von 
Sonja Grimm sollten sich die externen Akteure schon bei Beginn einer Mission auf fünf 
Bereiche konzentrieren, und zwar auf Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit, Wohlfahrt, Demokratie 
und politische Gemeinschaft. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sollten die Akteure möglichst 
erfolgreich zusammenarbeiten, um das Vertrauen der Bevölkerung zu gewinnen. Sonst kann 
es, wie sie beschreibt, zu einer Bedrohung oder Gefahr seitens der Bevölkerung kommen, 
wenn z.B. die internationalen Akteure von der Bevölkerung als Besatzer betrachtet werden, 
was das Scheitern des Einsatzes zur Folge hätte.192 David Edelstein geht weiter darüber 
hinaus und bewertet den Erfolgsgrad der Besatzungsregime, die im Rahmen von State-
Building-Interventionen tätig werden: je höher in einem Interventionsland der Bedarf an 
Wiederaufbauhilfe ist, desto mehr besteht die  Möglichkeit, dass es zu einem Besatzungsland 
wird 193 Dafür plädiert auch Andrea Talentino, die aus konstruktivistischer Perspektive warnt, 
im Fall einer erheblichen Eingriffstiefe der Interventen könne es zu negativen Reaktionen der 
Bevölkerung im Interventionsland kommen.194 „Je stärker die Interventen als Besatzer statt 
als Helfer von der Bevölkerung im Interventionsland wahrgenommen werden und je 
nationalistischer die Bevölkerung eingestellt ist, desto mehr wird mit Widerstand gegen die 
Interventen zu rechnen sein, was die Zielerreichung erheblich erschweren kann.“195 Martin 
Kipping beschreibt den Erfolg von State-Building-Interventionen wie folgt: „Jede 
Intervention, die die Etablierung eines staatlichen Gewaltmonopols und die Fähigkeit des 
Staates, verbindliche Regeln für seine Bevölkerung zu setzen und durchzusetzen, zum Ziel hat, 
muss Kapazitäten und Institutionen sowie Politiken anstreben, die einen funktionstüchtigen 
Sicherheitssektor, ein funktionierendes Fiskalwesen und ein Mindestmaß an Glauben in die 
Legitimität der staatlichen Herrschaft dauerhaft gewährleisten.“196 
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State-Building-Missionen haben bisher in dem Versuch der internationalen Gemeinschaft 
oder der externen Akteure bestanden, die für die internationale Sicherheit und Ordnung 
erforderliche innerstaatliche politische und gesellschaftliche Stabilität in Krisenregionen 
nachhaltig wiederaufzubauen oder diese langfristig friedlich zu halten. Die internationale 
Legitimation durch die UNO ist somit die beste Voraussetzung für das State-Building, 
insofern durch eine globale Institution ein breiter internationaler Konsens gewährleistet 
werden kann, im Gegensatz zu allen Anstrengungen eines einzelnen Landes wie den USA, die 
durch regionale Organisation bzw. mit einer Koalition der Willigen die militärische Invasion 
im Irak durchführte-.197 Marina Ottaway beschreibt das externe State-Building, das von der 
internationalen Gemeinschaft betrieben wird, indem diese ein umfassendes Modell des 
aufzubauenden Staates entwirft und  einzelne Elemente des State-Building durch die externen 
Akteure autoritär  betrieben werden. Damit erläutert sie, dass die Bevölkerung gezwungen 
wird, am Modell festzuhalten, dieses anzunehmen und zu respektieren, ohne weiterer 
Überwachung zu bedürfen. Diesen Prozess nennt sie undemokratisch, da in vielen 
Konsultationen oder Entscheidungsbereichen die Bevölkerung weitgehend ausgeschlossen 
wird.198 Hiermit weist sie auch darauf hin, dass die Interventen nicht gewillt sein könnten, die 
notwendigen Ressourcen für die zu schaffende Durchsetzungskraft der aufzubauenden bzw. 
zu stärkenden staatlichen Strukturen zu investieren, was als wahrscheinliche Folge das 
Scheitern des State-Building nach sich zöge.199 Die Stabilisierung und Befriedung einer 
Region wird jedoch nicht nur von militärischen Einheiten erreicht, sondern sie hängt ebenso 
von dem Aufbauwillen der Bevölkerung ab, die sich dazu verpflichtet, den gescheiterten Staat 
wiederaufzubauen. Die Kritiker bemängeln am Konzept des State-Building durch externe 
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Akteure, dass ein Staat nicht durch einen kurzfristigen Plan oder nach diesen Modellen der 
operationellen militärischen und zivilen Einsätze entstehen kann. Oftmals bezieht sich die 
harte Kritik auf die Vernachlässigung der gesellschaftlichen Dimension durch die 
internationale Gemeinschaft, insofern ohne die Herausbildung einer gemeinsamen Identität 
der State-Building-Prozess nicht von Erfolg gekrönt sein kann. Das Nation- und State-
Building ist im Rahmen deshistorischen Konflikgeschehens auf dem Balkan, in Somalia, im 
Irak und in Ost-Timor entstanden. DieseDiese Entwicklungen und Konfliktereignisse 
zwangen die Internationale Gemeinschaft, durch ihre Friedensmissionen die Lage zu 
beruhigen, den regionalen Frieden zu bewahren, und die staatlichen und wirtschaftlichen 
Strukturen im Land aufzubauen. Da für die vorliegenden Fälle die Rahmenbedingungen einer 
Peacekeeping-Mission von der internationalen Gemeinschaft stammen, sollte auch das 
Nation- und State-Building in diesem Zusammenhang als ein extern angestoßener Prozess 
verstanden werden. Fukuyama definiert in einem Artikel von 2007 das State-Building-
Konzept wie folgt:  
„State-building in a strict sense is about creating the Weberian monopoly of legitimate 
violence over a defined territory, and therefore has at its core the concentration of the means 
of coercion - in practical terms, armies and police - under the control of a central political 
authority.“200 
Demnach geht das State-Building davon aus, dass ein moderner Staat gewisse Institutionen 
braucht, um funktionieren zu können. Den modernen Staat versteht man nach Weber im Sinne 
einer gesicherten Territorialität, in der die Verwaltungsstrukturen (Beamtentum) etabliert 
werden, wobei das Gewaltmonopol für die Durchsetzung der Rechts- und Sicherheitsordnung 
besteht. Der Staat wird wie folgt definiert: „Gemeinschaft von Menschen, welche innerhalb 
eines bestimmten Gebietes das Monopol legitimer physischer Gewaltsamkeit mit Erfolg für 
sich beansprucht“. 201 
Darüber hinaus sollte der moderne Staat bezüglich der politischen Gemeinschaft, des 
Staatsgebiets, des Staatsvolkes und der Staatsgewalt in klarer Weise definiert sein. Hierbei ist 
der Staat demnach nicht mit der Nation zu verwechseln, da eine Nation aus früheren 
historischen Prozessen entsteht und impliziert, dass gemeinsame Werte zwischen Völkern 
innerhalb einer politischen Einheit vorhanden sind. Mingst weist darauf hin, dass die 
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Definition eines Staates sich von der einer Nation unterscheidet, insofern sich ihm zufolge die 
Nation auf historische und kulturelle Aspekte bezieht.202 Ein Staat könne dagegen jederzeit 
ausgerufen werden. Gemäß der allgemeinen Staatslehre wird ein Staat in dem Sinne 
beschrieben, dass dieser über ein Staatsvolk,203 ein Staatsgebiet204 und die Staatsgewalt205 
verfügt, und als wesentliches Ziel die Ordnung und Sicherheit nach außen und innen zu 
gewährleisten hat. So kann man den modernen Staat wie folgt definieren: „Mit anderen 
Worten konstituiert sich der Staat durch den Anspruch einer Zentralgewalt und ihres Apparats 
auf politisch-institutionelle Kontrolle über ein spezifisches, abgrenzbares Territorium und die 
dort lebende Bevölkerung , und beansprucht als  Garant der Ordnung die Souveränität nach 
Innen und Außen.“206 Diese Funktionsbestimmungen, welche für die Gewährung von 
Sicherheit und das Überleben der Gesellschaft (Wohlfahrt, politische Repräsentation) 
erforderlich sind, werden als konkrete Aufgaben und Tätigkeitsfelder des Staates bezeichnet, 
in denen dieser tätig wird, sodass er durch diese konkrete Umsetzung der Funktionen die 
politische und gesellschaftliche Realität innerhalb seiner Grenzen bestimmt.207 Der Erfüllung 
der Staatsaufgaben kommt nach Benz die Priorität zu, da dies den Staat erst funktionstüchtig 
macht. So weist Benz darauf hin: „Der Staat muss in der Lage sein, die Aufgaben, die ihm 
aufgrund von politischen Entscheidungen gestellt werden, auch zu erledigen. Vor allem aber 
muss er die Funktionen, die seine Existenz rechtfertigen, erfüllen“.208 Eine grundsätzliche 
Maßnahme der Staatlichkeit ist auch die Effektivität der Staatsgewalt, die lediglich gefördert 
werden soll, um die staatlichen Institutionen in einem stabilen Staat zu erhalten und die 
Staatsgewalt nachhaltig durchzusetzen.209 Der Staat ist daher Schneckener zufolge durch drei 
Hauptaufgaben oder Funktionen gekennzeichnet: er soll Sicherheit, 
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Rechtsstaatlichkeit/Legitimität und Wohlfahrt gewährleisten.210 Er weist darauf hin, dass im 
Allgemeinen Nachhaltigkeit nur erwartet werden kann, wenn alle drei Funktionen in vollem 
Umfang erfüllt werden. Die erste erwähnte grundlegende staatliche Funktion eines Staates ist 
die Bereitstellung von Sicherheit für seine Bürger – sowohl in Bezug auf die innere als auch 
auf die äußere Sicherheit. Der Kern dieser Funktion ist die Kontrolle des Territoriums durch 
das staatliche Gewaltmonopol bei der Durchsetzung der staatlichen Kontrolle über die 
natürlichen Ressourcen, das durch die Existenz einer nationalen Armee und Polizei Ausdruck 
erhält. Es ermöglicht, lokale Konflikte zu lösen und nicht-staatliche bewaffnete Gruppen zu 
entwaffnen. Der Staat besitzt das Monopol zur Anwendung von Gewalt sowie das 
Monopoldie Kontrollressourcen des Staateszu erhöhen. Folgende Indikatoren werden 
verwendet, um Defizite in der Sicherheitsfunktion des Staates zu beurteilen: 
• Grad an Kontrolle über die Integrität des Staatsgebietes 
• Grad der Kontrolle der Außengrenzen 
• Vorhandensein von anhaltenden oder wiederkehrenden gewaltsamen Konflikten 
• Zahl und politische Relevanz von nicht-staatlichen bewaffneten Gruppen 
• Zustand des staatlichen Sicherheitsapparats 
• Ausmaß der Kriminalität und der Entwicklung der Kriminalität 
• Niveau der Bedrohung der Bürger durch die staatlichen Organe (z. B. Anwendung von 
Folter oder Massaker) 
 
Wohlfahrt besteht in der Bereitstellung grundlegender öffentlicher Güter und Dienstleistungen 
sowie von Mechanismen für die Verteilung der wirtschaftlichen Ressourcen, was traditionell 
durch staatliche Einnahmen (Zölle, Steuern, Gebühren und Beiträge) finanziert wird. Die 
Wohlfahrtsfunktion deckt damit die Gesamtheit der staatlichen Aktivitäten in den Bereichen 
Sozial- und Wirtschaftspolitik, Beschäftigung, Bildung, Gesundheitswesen und Umweltschutz 
sowie Verwaltung der Ressourcen und Entwicklung und Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Infrastruktur ab. Um Defizite in dieser Funktion zu messen, müssen die folgenden Indikatoren 
einbezogen werden: 
• Ausmaß, in dem bestimmte Gruppen in der Bevölkerung Zugang zu wirtschaftlichen 
Ressourcen haben 
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• Grad der anhaltenden wirtschaftlichen und / oder finanziellen Krisen (zum Beispiel 
staatliche Rentenkrise) 
•  Angemessenheit der staatlichen Einnahmen und Ausgaben 
•  Kluft zwischen Arm und Reich (urban-rural divide) 
•  Niveau der Arbeitslosigkeit oder Beschäftigung 
•  Ungleichheiten in der menschlichen Entwicklung (Human Development Index) 
•  Zustand der öffentlichen Systeme der sozialen Sicherheit 
•  Zustand des Bildungs- und Gesundheitswesens 
•  Zustand der öffentlichen Infrastruktur 
•  Grad der erheblichen Umweltprobleme (z.B. Wassermangel) 
 
Der Staat sollte in der Lage sein, die Legitimität zu gewährleisten, was folgende Bereiche 
betrifft: Formen der politischen Partizipation, Legitimität der Entscheidungsprozesse, 
Stabilität der politischen Institutionen, Rechtsstaatlichkeit, Gerechtigkeit sowie wirksame und 
kontrollierbare öffentliche Verwaltung. Indikatoren für das Scheitern von Staaten in dieser 
Funktion sind die Folgenden:211  
• Begrenzte politische Freiheit 
• Begrenzte politische Teilhabe 
• Unterdrückung von oppositionellen Gruppen 
• Wahlbetrug 
• Systematischer Ausschluss bestimmter Gruppen von der Entscheidungsfindung und 
politischer Partizipation 
• Menschenrechtsverletzungen 
• Ablehnung des politischen Regimes oder der politischen Ordnung 
• Kein unabhängiges Gericht und Rechtssystem 
• Selbstjustiz 
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• Unwirksamkeit der öffentlichen Verwaltung 
• Ausmaß der Korruption und des Klientelismus 
 
Die o.g. Funktionen sind in einer ständigen Wechselbeziehung, die Stärke und Schwäche des 
Staates in der Erfüllung dieser Staatsaufgaben lässt Rückschlüsse auf die Funktion und 
Stabilität des Staates zu. Man kann auch sagen: Je effektiver die Staatsaufgaben erfüllt 
werden, desto stabiler und funktionsfähiger kann auch der Staat sein. Rolf Schwarz 
argumentiert, dass diese Grundelemente die größte und wichtigste Herausforderung auch für 
externe Akteure beim (Wieder-)Aufbau von Postkonfliktgesellschaften und zerfallenden 
Staaten darstellen.212 Nach OECD-DAC Definition ist State-Building wie folgt zu verstehen: 
„action to develop the capacity, institutions and legitimacy of the state in relation to an 
effective political process for negotiating  the mutual demands between state and societal 
groups.“213 Demnach impliziert State-Building zwei wichtige Dimensionen: Der Staat 
verbessert seinen Zustand und die Fähigkeit, zu funktionieren, und außerdem sind die 
politischen Prozesse einzubeziehen, die die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft 
untermauern. State-Building wird als dynamischer Prozess verstanden, der die drei 
miteinander verbundenen Elemente „political settlement“, „survivial functions“ und 
„expected functions“ umfasst. Es sind Fortschritte in allen drei Bereichen notwendig, um eine 
positive State-Building-Dynamik zu erzeugen. Eine grundlegende politische Lösung für das 
Verhältnis zwischen den Eliten und dem Mindestmaß an staatlichen Funktionen ist für den 
Staat unabdingbar, um zu überleben. Und ein gewisses Maß an Wirkung auf die Erwartungen 
der Öffentlichkeit ist unerlässlich, wenn Stabilität und Legitimität aufrechterhalten werden 
sollen.214 Funktionierende Institutionen, die im Rahmen des State-Buildings ebenfalls zu 
betrachten sind, dienen der Erfüllung der Staatsaufgaben und der Handlungsfähigkeit des 
Staates. Sie werden in einem modernen Staatswesen als demokratische Institutionen 
verstanden, die nach westlichem Verständnis der Demokratie für das Funktionieren des 
politischen Systems und des Staates die Achtung der Menschenrechte, grundlegende 
Freiheitsrechte gewähren, schützen und durchsetzen, um so der Entwicklung der Gesellschaft 
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auf dem bestmöglichen Weg zu dienen.215 Auch vom DFID und OECD-DAC wird betont, 
dass für ein wirksames State-Building in Post-Konflikt-Gesellschaften eine starke 
Konzentration des internationalen Engagements erforderlich ist, um das Verhältnis zwischen 
Staat und Gesellschaft aufzubauen.216 Die Passivität der politischen Institutionen und 
Regierungsverwaltungen, mangelnde staatliche Kompetenz und fehlender Wille, das Fehlen 
eines sozialen Vertrags, die ein sehr schwaches System von checks und balances proklamiert, 
lassen nicht viel Raum für eine optimistische Bewertung der Lage.  Um eine voll wirksame 
State-Building-Mission erfüllen zu können, wird von verschiedenen Autoren argumentiert, 
dass die internationale Haltung zu fragilen Staaten und Situationen sich mehr auf eine 
rationale Auswahl der Prioritäten und Strategien konzentrieren muss, indem sie neben der 
Errichtung der politischen Institutionen auch eine Transformation der politischen Ökonomie 
und wirtschaftlichen Entwicklung erzielen muss, sodass die effektive Bereitstellung von 
öffentlichen Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung, Abwasserentsorgung, Wasser, 
Strom, Bildung, öffentlicher Verkehr, Justiz und Sicherheit möglich ist. Ferner seien auch die 
zivilgesellschaftlichen Strukturen zu stärken und zu unterstützen, welche das Funktionieren 
des Staates verbessern können.  Außerdem wird davon ausgegangen, dass die Errichtung 
eines Rechtssystems und die Stärkung von Polizei und Justiz für die Legitimität des Staates 
unbedingt erforderlich sind, da dies die Entwicklung einer friedlichen multiethnischen 
Gesellschaft unterstützt. Dabei müssen die internationalen Akteure die Stärkung des sozialen 
Auftrags sowie die Förderung der Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen an der politischen 
Entscheidungsfindung unterstützen. 
In allen Zusammenhängen ist State-Building hauptsächlich um die Stärkung der Beziehung 
zwischen Staat und Gesellschaft und die Entwicklung wirksamer Methoden bemüht, da das 
Konzept des State-Buildings nicht nur als technischer Prozess zur Verstärkung der staatlichen 
Institutionen im Sinne des „institution building“217 zu betrachten ist. Vielmehr spielt die 
Zivilgesellschaft in diesem Kontext eine wesentliche Rolle, da der Staat das Zentrum der 
Entwicklung in diesem Zusammenhang darstellt. Dies ist im Falle eines Zusammenbruchs zu 
rekonstruieren. Zartman betont, dass auch die Zivilgesellschaft in dem Wiederaufbauprozess 
des Staates wiederhergestellt und entwickelt werden muss, wozu sie entsprechend politischen 
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Raum benötigt. Für den Staat hingegen ist die Errichtung von Strukturen und Institutionen 
notwendig. Zartman betont, dass die Machtstrukturen von unten nach oben errichtet werden 
sollten und dass die Förderung der konstruktiven Teilnahme von entscheidender Bedeutung 
für die Wiederherstellung der Legitimität ist. Für den Wiederaufbau werden Ressourcen 
benötigt. Eine zentrale Aufgabe des State-Building besteht darin, die Fähigkeiten des Staates 
wiederherzustellen und Ressourcen zuzuweisen. Schließlich ist State-Building kein 
automatisch ablaufender Prozess, sondern etwas, das viel Mühe und Zeit in Anspruch 
nimmt.218 
Wie bereits erwähnt, bezeichnet der Begriff „State-Building“ nach Hippler den Prozess des 
(Wieder)-Aufbaus staatlicher  Institutionen und damit die Stärkung seiner Struktur.219 
Fukuyama erwähnt diesbezüglich den Wiederaufbau und die Stärkung der staatlichen 
Institutionen unter anderem mit einer funktionierenden Armee, Polizei, einem Rechtsapparat, 
einer Zentralbank und der Möglichkeit, Steuern zu erheben, wobei auch ein 
Gesundheitssystem aufzubauen ist. Francis Fukuyama definiert die Schaffung einer 
demokratischen Regierungsform und der Durchsetzung der freien Marktwirtschaft als Ziel des 
State-Building. Zwei Aufgaben werden dabei zu Kernelementen, um diese Ziele zu erreichen: 
der Wiederaufbau des Staates und dessen Entwicklung.220 Daher wird State-Building von 
Anfang an als Prozess in drei unterschiedliche Phasen aufgeteilt: Die erste Phase umfasst den 
Wiederaufbau notwendiger Strukturen und Hilfe im humanitären, personellen, technischen 
und finanziellen Bereich. Fukuyama erwähnt hier die Fälle Afghanistan, Somalia und 
Kosovo, wobei jeweils die staatliche Autorität völlig zusammengebrochen war und von 
Grund auf wieder aufgebaut werden musste. Die zweite Phase, die von dem Autor als die 
entscheidende Phase bezeichnet wird, umfasst dann die Errichtung nachhaltig 
funktionsfähiger Institutionen sowie die Wiederherstellung oder den Neuaufbau einer 
Infrastruktur. In der dritten Phase ist es wichtig, die Konsolidierung eines funktionsfähigen 
Staates durch die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und gesellschaftsökonomische 
Kapazitätserhöhung usw. zu begleiten.221 James Dobbins geht noch darüber hinaus und 
entwirft eine Liste von sechs abgestuften Prioritäten, welche grundsätzlich im Sinne einer 
Empfehlung einer optimalen Reihenfolge von Maßnahmen des externen State-Buildings zu 
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verstehen sind, wobei die Bereiche Sicherheit, humanitäre Hilfe, Governance und 
Rechtsstaatlichkeit, wirtschaftliche Stabilisierung, Demokratisierung und Entwicklung 
abgedeckt werden.222 Das State-Building nach dem westlichen Vorbild wird von der 
internationalen Gemeinschaft nicht nur in Hinsicht auf die Errichtung einer liberalen 
Demokratie angestrebt, sondern auch, um eine Marktwirtschaft nach den bestmöglichen 
Kriterien und Ordnungen einzurichten und zu fördern. James Dobbins weist darauf hin, dass 
in einem gescheiterten Staat wirtschaftliche Maßnahmen durch die externen Akteure 
umgesetzt werden sollten, um die Mängel des wirtschaftlichen Zustands zu beseitigen, wozu 
die Übernahme der existierenden staatlichen Wirtschaftsbereiche durch die externen Akteure 
erfolgt, sodass für einen Teil der Gesellschaft der Einstieg in den Wirtschaftskreislauf 
garantiert wird und von dieser Basis aus eine Weiterentwicklung möglich ist.223 Albert Somit 
stellt in seiner wissenschaftlichen Studie einen Sieben-Punkte-Plan vor, an den sich die 
externen Akteure als Richtlinie und Voraussetzung für einen erfolgreichen State-Building-
Prozess halten sollen. Erstens muss nach dem Ende des Konfliktes sofort die 
Wiederherstellung der Sicherheit und Ordnung in dem Konfliktgebiet erfolgen, wobei lokale 
Polizeikräfte durch die internationale Gemeinschaft beim Wiederaufbau zu unterstützen sind. 
Der Aufbau von Sicherheitsstrukturen und einer funktionierenden Polizei muss nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen erfolgen, was als wesentlicher Bestandteil für innere Stabilität 
in dem Prozess des State-Buildings bezeichnet wird. Auf der anderen Seite sorgen die 
militärischen Kontingente für die Überwachung und Einhaltung der Waffenstillstände sowie – 
in enger Kooperation mit Sicherheitsstrukturen wie der Polizei – für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung bzw. für die Friedenskonsolidierung, um Konflikte zukünftig ohne Anwendung 
von Gewalt zu lösen.  Zweitens müssen sich die internationalen oder externen Akteure 
unparteiisch verhalten. Drittens sollten in der Regel die Autoritäten des vorangegangenen 
Systems nicht übernommen werden. Viertens sollte die internationale Gemeinschaft die 
Projekte fördern, die eine schnelle Entwicklung eines Landes und den Wiederaufbau der 
Infrastruktur ermöglichen. Fünftens sollte ein gesetzlicher Rahmen geschaffen werden, der es 
möglich macht, nach dem Konflikt Regeln und Ordnung aufzustellen. Sechstens sollten neue 
Fachkräfte ausgebildet werden, um die neu geschaffene Regierung des Landes zu 
unterstützen, die mit der vergangenen Regierung keine Verbindung aufweisen darf. Siebtens 
schließlich müssen die externen Akteure bereit sein, sich auf einen langen 
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Entwicklungsprozess einzurichten, da kurzfristige Maßnahmen keine Langzeiteffekte erzielen 
können.224 Die Erweiterungsmaßnahmen des vorgelegten Berichts „Agenda für den Frieden“ 
von 1992 beziehen sich darauf, dass ohne Entwicklung kein Friede herrscht, ohne Achtung 
der Menschenrechte und ohne Demokratie kann es keine Entwicklung geben.225 Mit der 
Förderung des Aufbaus demokratischer Strukturen als Grundlage der sozioökonomischen 
Entwicklung eines Landes durch die Vereinten Nationen, die zur Stabilität und Sicherung des 
Friedens führt, wurde Anfang der 1990er Jahre in Konflikt- bzw. Postkonfliktgebieten 
begonnen, indem die Managementkapazitäten für den Frieden erweitert wurden, sodass man 
zunehmend in der Lage war, im Laufe der Zeit Aufgaben der öffentlichen Verwaltung in 
einem Krisengebiet oder in einer Postkonfliktgesellschaft  zu übernehmen.226 Die 
Ausführungen der Theoretiker verdeutlichen die Wichtigkeit der Staatenbildung für den 
Demokratisierungsprozess auch im Kosovo, vor allem wegen der spezifischen 
innerstaatlichen Aufteilung und der politischen Kompetenzen des Landes. Diese 
Demokratisierung des Landes bzw. Transformation soll durch die wesentliche und 
fundamentale Voraussetzung eines politischen Systems wie der Demokratie erreicht werden, 
in dem die nationale Identität und innere Souveränität als Grundwesen des Staates 
herausgebildet werden.227 So beschreibt auch Stützt im Rahmen ihres wissenschaftlichen 
Projekts „State-Building“:    
 „Aus Sicht einer ‚State-Building‘ Theorie müssen die staatlichen Institutionen selbst ebenfalls 
gewissen Anforderungen genügen bzw. in bestimmter Weise funktionieren, damit sie die 
beabsichtigten Aufgaben effizient erfüllen und somit Wirkung entfalten können. Nur wenn ein 
staatliches System effizient und effektiv entsprechend seiner Ziele und Zwecke arbeitet, wenn 
es nach rechtsstaatlichen Kriterien funktioniert, nicht von Korruption und Patronage 
unterwandert, oder anderwie [sic!] von eigennützigen oder kriminellen Individuen 
missbraucht und ausgehöhlt wird, kann ein Staatswesen eine allgemeine Situation der 
Sicherheit und des Wohlstands hervorrufen, wie sie in den westlichen Demokratien 
herrscht.“228 
State-Building kann, wie oben bereits erwähnt, nur gerechtfertigt werden, wenn die Grundlage 
und fundamentale Basis des Staates am westlichen Vorbild ausgerichtet ist und er eine 
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liberale Demokratie und marktwirtschaftliche Orientierung als Ordnungsmuster herausbildet. 
Neben den staatlichen Strukturen werden auch die zivilgesellschaftlichen gefördert, weil auch 
ihnen seitens der internationalen Gemeinschaft eine Schlüsselfunktion in dem State-Building-
Prozess zugesprochen wird, da sie eine wichtige Rolle in der Gesellschaft spielenund 
staatliche Defizite ausgleichen können. Zivilgesellschaftliche Strukturen werden auch wegen 
ihrer Kontrollfunktionen eingerichtet, insofern sie die Aufgaben und Funktionen der 
staatlichen Institutionen in die Öffentlichkeit bringen und somit einer Kontrolle unterwerfen, 
womit sie Druck auf die staatlichen Institutionen ausüben, um so der Gesellschaft insgesamt 
zu dienen. 
Nach Schneckener werden dem modernen Staat theoretisch Ordnungsfunktionen zugeteilt: 
Zum einen alle Aufgaben, die zum Inhalt haben, für eine spezifische Bevölkerung innerhalb 
eines Territoriums die politische Ordnung zu gewährleisten, zum anderen alle Aufgaben, 
welche die Repräsentation des internationalen Systems betreffen, um sich mit diesem an der 
globalen Ordnung zu beteiligen, die alle Staaten gemeinsam pflegen müssen. Unwirksame, 
schwache und gescheiterte Staaten, die von dem deutschen Politikwissenschaftler Ulrich 
Schneckener als Staaten mit Problemen fragiler Staatlichkeit beschrieben werden, haben die 
Tendenz, die beiden erwähnten Funktionen auf nationaler, regionaler und globaler Ebene zu 
destabilisieren. In der Tat gibt es eine Reihe von Staaten, die nicht zur Übernahme 
grundlegender öffentlicher Funktionen und Dienstleistungen für ihre Bürger in der Lage sind 
bzw. nicht ihre Aufgaben und Pflichten als Mitglieder der internationalen Gemeinschaft 
erfüllen können.229 Dieses Phänomen der Fragilität von Staaten wird von der internationalen 
Politik als ernsthaftes wahrgenommen, da sich solche Fehler oder Bedrohungen über die 
Grenzen des direkt betroffenen Staates hinweg auswirken können. 
 
2.6 State-Building, Humanitäre Intervention vs. Imperialismus bzw. neuem 
Kolonialismus 
Nach Michael Ignatieff bedeutet State-Building heute die Maßnahme der militärischen 
humanitären Intervention nach dem Zusammenbruch eines Staates. Durchgeführt wird dies 
heute in den gefährlichsten Gebieten der Welt, um den Wiederaufbau der staatlichen Ordnung 
und den Wiederaufbau von Gesellschaften, die durch Krieg verwüstet wurden, zu leisten. 
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Entsprechende Erfahrungen sammelte man nicht nur im Kosovo, sondern auch in Afghanistan 
und im Irak: Das sind „Laboratorien“ des neuen State-Building. Solche humanitären 
Interventionen sind nicht nur wegen der Verletzung von Menschenrechten, sondern auch im 
Interesse der regionalen Stabilität und Sicherheit gerechtfertigt. In der Vergangenheit war 
State-Building das Ergebnis der Entkolonialisierung und der Rekonstruktion der gescheiterten 
Staaten. In den letzten Jahrzehnten erfolgte es im Rahmen der Friedensmissionen der UN, um 
jenen negativen Phänomenen zu begegnen.230  Ignatieff weist auf Folgendes hin: „State-
building isn‘t supposed to be an exercise in colonialism, but the relationship between the 
locals and the internationals is inherently colonial. The locals do the translating, cleaning 
and driving while the internationals do the grand imperial planning.“231 Er äußert sich in 
dem Sinne, dass der Aufbau einer funktionsfähigen Demokratie nicht von den externen 
Akteuren geleistet werden kann, da es sich dabei ihm zufolge um imperiale Versuche 
handelt.232 Auch zahlreiche andere Autoren behaupten, dass eine externe Demokratisierung 
von Nachkriegsgesellschaften eine unmögliche Mission sei, die in der Regel wenig mehr als 
eine vorgetäuschte Demokratie darstelle.233 Im Fall des Kosovos wurde diese Aussage 
bestätigt, da die tatsächliche Macht nicht der demokratisch gewählten Regierung übertragen 
wurde, sondern der internationalen Verwaltung, welche das Land ohne formale Rechenschaft 
gegenüber den Bürgern regierte.234 Die Art der Regierung durch die internationale 
Verwaltung als externer Akteur kann die Demokratisierung des Landes infrage stellen. Es 
lässt sich auch ein allgemeiner Unwillen seitens der internationalen Organisationen 
feststellen, ehrliche Kritik an ihrer Politik zu akzeptieren. Es ist üblich, die eigenen Erfolge 
und Leistungen ihrer Arbeit übertrieben positiv zu bewerten und eine systematische Analyse 
der Schwächen zu vermeiden. Die Verwicklung der internationalen Gemeinschaft in 
Korruption oder organisierte Kriminalität wird von dieser verschwiegen und nicht an die 
Öffentlichkeit gebracht, da sie die auftretende Schwierigkeiten aufgrund ihrer vermeintlichen 
moralischen Autorität zu positiven Ergebnissen führen könne. Die Mehrheit der 
internationalen Berichte und Reden ist sehr optimistisch und gibt ein völlig unrealistisches 
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Bild von der Situation vor Ort. Kritische Analysen der Mission, ihrer Defizite, Probleme und 
Schwächen werden entweder ignoriert oder als stark übertrieben abgetan, was es schwierig 
macht, Defizite zu beseitigen. Ignatieff vertritt darüber hinaus die Ansicht, dass State-
Building als Form des Imperialismus zu definieren sei, da es ein übermächtiges militärisches 
Auftreten in der Welt darstelle. Als Beispiel führt er die USA an, die in den Konfliktgebieten 
große Verantwortung und viele Aufgaben der Staatsfunktionen der gescheiterten Staaten 
übernehmen.235 Er argumentiert:  
„(…) imperialism doesn't stop being necessary just because it becomes politically incorrect. 
Nations sometimes fail, and when they do, only outside help – imperial power – can get them 
back on their feet. Nation-building is the kind of imperialism you get in a human rights era, a 
time when great powers believe simultaneously in the right of small nations to govern 
themselves and in their own right to rule the world.“236 
Den Begriff „State-Building“ im Sinne eines Imperialismus-Konzepts beschreibt auch Roland 
Paris, da dieser einen ideologischen Hintergrund und militärische Interventionen impliziere. 
Daher sei nicht die Idee, Konflikte zu lösen, primär, sondern vielmehr sei es das Ziel, die 
ideologischen Werte der westlichen Mächte möglichst weltweit auszudehnen und den 
modernen Staat durch die Verknüpfung der demokratischen und wirtschaftlichen Normen als 
Organisationseinheit zu verbreiten.237 Meines Erachtens übernehmen die heutigen 
internationalen und regionalen Verwaltungsstrukturen in den Konfliktgebieten, die 
multilateral ausgerichtet sind, teilweise oder vollständig die Regierung und Verwaltung sowie 
das gesamte politische System und die Strukturen der gescheiterten Staaten, um sie 
entsprechend westlichem Denken beeinflussen zu können. Die internationalen Akteure 
verfolgen ihre politische Strategie und Ziele der Demokratisierung, indem sie in den 
gescheiterten Staaten in dem Sinne tätig werden, dass sie dort Demokratie und die liberale 
Marktwirtschaft, damit aber zugleich auch eine Ideologie verbreiten, insofern der Aufbau 
eines Rechtsstaates nicht frei von der Ideologie der missionierenden Staaten erfolgen kann. 
Nathalie Cesar beschreibt dieses Konzept des Nation- oder State-Building, je nach den 
politischen Umständen und Akteuren werden beide Konzepte damit als eine 
Entwicklungsstrategie oder als eine Form von Imperialismus beschrieben.238 Sie weist auf 
                                                          
235
 Ignatieff, Michael: Nation-Building Lite. In: New York Times. 28. July. 2002. Siehe online unter: 
http://www.nytimes.com/2002/07/28/magazine/nation-building-lite.html?pagewanted=all&src=pm 
(abgerufen am 25.04.2012). 
236
 Ebd. The Brick Maker.  
237
 Paris, Roland. 2002, S. 637. 
238
 Cesar. N. 2008, S. 18. 
96 
 
Folgendes hin: „Schaffung oder Stärkung eines nationalstaatlich verfassten politischen und 
sozialen Systems (…) wenn es funktionale Erfordernisse besser erfüllt als nie zuvor 
bestehende Arrangements“.239 Im Sinne des State-Buildings und der Wahrung des Friedens 
wird versucht, künftige weitere Konflikte in den gescheiterten Staaten und die Bedrohung des 
Weltfriedens zu vermeiden. da Solche bereits erwähnten Bedrohungen können zu politischen, 
wirtschaftlichen und humanitären Katastrophen führen und stellen somit ein großes 
Bedrohungspotenzial für die ganze Region dar, indem sie zu deren Instabilität führen  oder ein 
klassisches, kollektives Problem in den internationalen Beziehungen schaffen könnten. Somit 
wird State-Building in verschiedener Hinsicht betrachtet, z. B. als präventive Maßnahme: In 
dem Sinne sind der Zusammenbruch des Staates, humanitäre Katastrophen, Völkermord und 
eine Bedrohung für die regionale bzw. internationale Sicherheit zu vermeiden. Gleichwohl 
wird es als Aspekt des Umgangs mit einer anhaltenden Krise oder als ein Mittel angesehen,  
um die Folgen eines Konflikts zu verwalten und die Stabilisierung der Lage durchzusetzen. 
Das State-Building als Konzept wird daher mit Außenpolitik, Entwicklungszusammenarbeit 
und Militärpolitik verbunden, um gewaltsame Konflikte zu verhindern, mit dem Ziel, 
Stabilität und Entwicklung zu fördern sowie auch das Krisenmanagement fortzusetzen. Die 
Grundvoraussetzungen einer konstruktiven Intervention in einem gescheiterten Staat,  um 
diesen nach dem Konflikt (wieder) aufzubauen, beschreibt Julia Stütz wie folgt: 
„Ein Verständnis der Kultur und Gemeinschaft eines Landes und seiner Bevölkerung, aber 
auch der darin vorherrschenden Machtverhältnisse, sowie eine entsprechende 
Rücksichtnahme auf politische Aspirationen verschiedener Bevölkerungsteile und Individuen 
sind somit zentral für ein konstruktives Intervenieren in einem gescheiterten oder 
zusammengebrochenen Staat.“240 
Des Weiteren wird auch von Meierheinrich die Bevölkerung als absolut entscheidend für den 
erfolgreichen Wiederaufbau eines gescheiterten Staates betrachtet. Sie muss den Staat als 
nützlich wahrnehmen: indem die einflussreichen Parteien, Individuen und sonstigen Akteure 
die Interessen der Bevölkerung vertreten, soll Vertrauen nicht nur gegenüber den 
internationalen Akteuren geschaffen werden, sondern auch gegenüber dem Staat.241 Tschirgi 
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bemerkt Folgendes: „The People of the war-torn society must own the reconstruction process. 
They must actively be involved in setting the agenda and leading the process“.242 
Das wesentliche Ziel des State-Building ist hauptsächlich, den Aufbau eines funktionierenden 
Staates und einer leistungsfähigen Gesellschaft zu erzielen. Durch die Übernahme staatlicher 
Aufgaben durch externe Akteure sollen die lokalen staatlichen Institutionen aufgebaut 
werden. Nach einem erfolgreichen Aufbau durch die dafür geschaffene, erforderliche, 
Übergangsverwaltung,  werden die Kompetenzen bzw. die Macht seitens der  internationalen 
Gemeinschaft an die errichteten lokalen staatlichen Strukturen der Selbst-Regierung 
übertragen. Diese Aktivitäten werden dem State-Building-Prozess zugeordnet. Allerdings ist 
es wichtig hervorzuheben, dass nach dem Abzug der am State-Building beteiligten Akteure 
eine liberale Demokratie mit freier Marktwirtschaft hinterlassen werden sollte.243 
Schneckener weist darauf hin, dass das State-Building zwei Dimensionen umfasst: Zum einen 
sollte die Bereitschaft der internationalen Akteure vorhanden sein, die  lokalen Akteure zu 
unterstützen, sie in politische Prozesse einzubeziehen, sowie die Eliten aus tribalen, 
ethnischen Patronagesystemen, Klanstrukturen und Patronalherrschaft herauszulösen, damit 
diese dann in Zusammenarbeit mit der IG eine konstruktive und kooperative Arbeit im 
Aufbauprozess des Staates leisten können; und zum anderen sollte die Fähigkeit verbessert 
werden, die notwendigen Maßnahmen in dem Prozess des State-Buildings durchzuführen.244 
Des Weiteren wird von Schneckener die Regierung (Exekutivgewalt) hinsichtlich ihrer 
formalen und funktionalen Legitimität differenziert. Formale Legitimität wird durch freie und 
faire Wahlen begründet, funktionale Legitimität umfasst eine Input- wie Output-Dimension. 
Zur Input-Dimension gehören die Einbindung der Bevölkerung in den politischen Prozess 
(Inkorporation), das Mitwirken politischer Parteien am politischen System (Repräsentation 
und Exekutivgewalt) und die Rekrutierung der Bevölkerung für die neuen staatlichen 
Institutionen aufgrund beruflicher Qualifikation. Zur Output-Dimension gehört das 
umfangreiche Spektrum staatlicher Dienstleistungen, darunter Sicherheit, 
Armutsbekämpfung, Arbeitsbeschaffung, Anti-Korruptionsmaßnahmen und Steigerung der 
Effizienz des Staatsapparats.245 Aus der geschichtswissenschaftlichen Perspektive besteht eine 
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große Skepsis, ob es überhaupt möglich ist, mit externen State-Building-Interventionen den 
Prozess der Staatswerdung zu beschleunigen und Gewalt zu vermeiden.246 
Nation-Building ist ein Prozess der soziopolitischen Entwicklung, der im Idealfall für lose 
verbundene Gruppen und Gemeinschaften einen Weg zu einer kohärenten Gesellschaft 
darstellt, die einen „Nationalstaat“ bildet. Dieser Prozess kann durch verschiedene politische, 
wirtschaftliche, soziale, kulturelle und andere Faktoren verursacht werden und der Erfolg ist 
nicht automatisch garantiert. Darüber hinaus ist es ein Prozess, der eine Vielzahl von 
Entwicklungen vereint, die fast unmöglich von einem einzigen Akteur zu kontrollieren sind. 
Dennoch können Schlüssel-Akteure diese Entwicklungen nutzen, um ihre jeweiligen Ziele zu 
unterstützen. Nation-Building kann friedlich oder gewaltsam geschehen, beide Optionen sind 
in gleichem Maße möglich. Nation-Building kann entweder ein politisches Ziel oder eine 
Strategie zur Erreichung dieses Ziels sein. Interne oder externe Akteure versuchen, einen 
Staat sowie ein politisches und soziales System zu etablieren, wenn es in ihrem Interesse ist, 
einen Gegner schwächt oder hilft, bestimmte funktionale Aspekte besser als das bisherige 
System zu erreichen. Interne oder externe Akteure wollen ihr Modell in der Regel aus einer 
Vielzahl von Gründen (Schaffung von Stabilität, wirtschaftlicher Einfluss, Macht etc.) 
implementieren.  
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3  Vom Konflikt zum Staat 
3.1 Jugoslawische Staatskrise – Das Kosovo im Ausnahmezustand 1981 – 1989  
Die Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien war seit Jahren ökonomisch und kulturell 
gespalten. Während Kroatien und Slowenien sich traditionell dezentral und westlich 
orientierten, befürworteten die anderen Teilrepubliken unter serbischer Führung eine 
zentralistische Struktur. Kulturelle und nationale Unterschiede, Sprache, Religion und 
Abstammung, außerdem ein Nord-Süd-Gefälle, das zu sozialer und wirtschaftlicher 
Ungleichheit führte – all diese Differenzen spielten eine Rolle bei der Entwicklung und 
Steigerung von Nationalismus, Hass und Protest unter den ethnischen Völkern Jugoslawiens. 
Beispielsweise verfügten Kroatien und Slowenien im Vergleich zu den südlichen 
Teilrepubliken über eine stärkere Wirtschaftskraft, Infrastruktur und wiesen eine schnellere 
Entwicklung auf. Nach dem Tod der „Integrationsfigur“ Jugoslawiens, Josip Broz Tito, im 
Mai 1980 füllte der Nationalismus der Volksgruppen das politische Vakuum aus, indem 
Slowenen und Kroaten nach der Liberalisierung und Demokratisierung ihrer Länder strebten. 
Auch die albanische Minderheit im Kosovo bemühte sich um die Besserung der 
wirtschaftlichen Lage, der Arbeitsplatzsituation und um die Anerkennung des Kosovos als 
Teilrepublik Jugoslawiens. Sie versuchte durch Massendemonstrationen, die jugoslawische 
Politik in Bezug auf das Kosovo allmählich zu ändern. Der jugoslawische Staatsapparat ging 
am 11. März 1981 mit Tränengas und Schlagstöcken sowie durch zahlreiche Verhaftungen 
gegen die Demonstranten vor. Aufgrund der sich nicht ändernden Lage kam es im Frühling 
des Jahres 1981 wieder zu Ausschreitungen im ganzen Kosovo, an denen sich neben 
Studenten auch Arbeiter und Angestellte beteiligten. Sie forderten nicht mehr, die 
wirtschaftliche Lage zu verbessern, sondern sie wollten eine eigene Republik haben. Es gab 
unterschiedliche Parolen, die von den Demonstranten gerufen wurden, wobei hauptsächlich 
folgende zu hören waren: „Wir wollen eine Republik Kosovo“, „Wir sind Albaner, kein 
slawisches Volk“. Tito hatte den Gedanken des „Jugoslawismus“ am meisten geprägt und sich 
persönlich stark dafür eingesetzt. Die Kosovo-Albaner haben es trotz ihrer Unterdrückung in 
der Geschichte und trotz ihres nationalen Bewusstseins nicht geschafft, sich über eine längere 
Zeit einen eigenen Staat zu errichten. 
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Den 11. März 1981 nennt Christine von Kohl in ihrem Buch den „Anfang vom Ende“.247 In 
der Literatur sowie in den Medien sind die Ereignisse des Jahres 1981 als „die 
Demonstrationen des 81er-Jahres“ genau wie die Demonstrationen von 1968 in Erinnerung 
geblieben. „Es hat im Kosovo begonnen, und im Kosovo wird es enden“, dies könnte man 
diesbezüglich als Sinnspruch verwenden. Die letzten zwei Unruhen hatten gezeigt, dass nicht 
alle in Jugoslawien lebenden Völker mit ihrer Lebenssituation zufrieden waren. Die 
Demonstranten waren zuerst nur kleine Gruppen auf den Straßen, später aber zogen schon 
Tausende Menschen auf die Straße. Die Demonstranten, die mehrheitlich Studenten waren, 
verlangten Verbesserungen an den Universitäten und eine Zukunftsperspektive. Die 
Kundgebungen weiteten sich in den folgenden Tagen kosovoweit aus. Mehrere Zehntausende 
Kosovo-Albaner demonstrierten teilweise gewalttätig, forderten den Republikstatus für das 
Kosovo und skandierten Forderungen wie: „Wir verlangen die Freilassung unserer 
Kommilitonen“ – wobei von den Demonstranten der Name des albanischen Diktators „Enver 
Hoxha“ ausgerufen wurde. Es gab Parolen, die deutlich gegen die Parteiführung gerichtet 
waren.248 Die Milizen gingen hart gegen die Demonstranten vor, bis die Situation eskalierte. 
Die Serben waren von Anfang an gegen die Autonomie. Marko Mautz äußerte sich in seinem 
Buch zur Ausrufung des Namens des albanischen Diktators seitens der Demonstranten wie 
folgt: 
„Wer aber die Vermutung hat, dass Albanien solche Unruhen unterstützen würde, denn das 
albanisch-serbische Klima war nie sehr gut, geht fehl in seiner Annahme. Das damalige 
Regime unter Enver Hoxha fürchtete, dass das freiere Klima im Kosovo ‚zersetzend‘ auf 
Albanien wirke.“ 249 
Jens Oliver Schmitt hingegen weist auf den EinflussHoxhas auf die Demonstrationen von 
1981 hin. Er argumentiert, dass die mäßige Ausbildung und berufliche Perspektivlosigkeit, 
aber auch das deutlich gestiegene albanische Selbstbewusstsein dazu führten, dass die 
Albaner den Status des Kosovo von der Autonomie zur Republik ausweiten wollten. Diese 
Bestrebung sei entscheidend auch von der Diaspora beeinflusst worden, die eine radikale 
Einstellung gegenüber dem jugoslawischen Staat proklamierte und eine enge Verbindung zu 
links-extremistischen Strömungen unterhielt, welche Sympathie für den albanischen Führer 
Enver Hoxha hegte.250 Als Folge der Proteste wurde der Ausnahmezustand ausgerufen. Der 
                                                          
247
 Von Kohl, Christine; Libal, Wolfgang: „Kosovo: gordischer Knoten des Balkan“ 1992, S. 76. 
248
 Ebd.: „Kosovo: gordischer Knoten des Balkan“ 1992, S. 78. 
249
 Mautz, Markus: „Der Kosovo - vom Zerfall Jugoslawiens bis zu den NATO Luftanschlägen“ 1999, S. 30. 
250
 Schmitt, Oliver J.: Kosovo: Kurze Geschichte einer zentralbalkanischen Landschaft, Wien 2008, S. 298. 
101 
 
damalige Sicherheitschef Rrahman Morina bat die serbischen Polizeieinheiten um Hilfe, um 
die Situation zu beruhigen. Diese sind jedoch mit Brutalität vorgegangen. Es kam zu 
Verhaftungen der albanischen Intellektuellen, wobei jeder inhaftiert wurde, bei dem es in 
irgendeiner Hinsicht auch nur den geringsten Verdacht gab. Viele Politiker wurden versetzt, 
einige vorzeitig pensioniert oder ebenfalls verhaftet.251 Die Demonstranten wurden als 
konterrevolutionär bewertet, womit sie sich gegen den jugoslawischen Staat stellen würden. 
Die angespannte Situation war im Interesse der serbischen Nationalisten, welche die 
Verfassung von 1974 als Grund der Unruhe ansahen, weshalb diese abgeschafft werden sollte. 
 
3.1.1  Memorandum der serbischen Akademie 
Insbesondere im Kosovo verschlechterte sich die wirtschaftliche Lage nach dem Tod Titos 
dramatisch aufgrund der Tatsache, dass das Kosovo dazu verpflichtet war, zu nicht 
kostendeckenden Niedrigpreisen Strom und Rohstoffe in das übrige Jugoslawien zu 
exportieren, womit die Ressourcen nicht der Region selbst zugutekamen. Die Konsequenzen 
waren soziale und wirtschaftliche Probleme in der Provinz. Speziell die vielen arbeitslosen 
Jugendlichen sahen den einzigen Ausweg aus der wirtschaftlichen Notlage in radikalen 
politischen Veränderungen. Die Aggressivität und Diskriminierung seitens des 
jugoslawischen Staates, der sich gegen Kosovo-Albaner ausgerichtet hatte, hat auch Mark 
Thomson in seinem Werk faktisch mit Zahlen beschrieben: „Vom März 1981 bis zum 
November 1988 wurden ungefähr 570.000 Kosovaren,  entspricht der Hälfte der erwachsenen 
Bevölkerung, verhaftet, verhört, interniert oder gemaßregelt“.252 
Im Jahr 1986 gab das Memorandum der Serbischen Akademie der Wissenschaften und 
Künste den ideologischen Anlass dafür, dass sich diese Situation zur nationalen Tragödie 
hochstilisierte. Dieses Memorandum galt als ideologische Basis der serbischen Nationalisten. 
Es besagte, dass die serbische Nation der Verlierer in ganz Jugoslawien sei, da sie nicht 
gleichberechtigt dastehen würde. Ihr Land würde geteilt und den serbischen Provinzen zu viel 
Macht/Autonomie gegeben, womit diese beinahe den Republiken gleichgestellt seien. Ferner 
wurde in der Zusammenfassung des Memorandums angekreidet, dass ein Teil des serbischen 
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Volkes in Kroatien, Bosnien oder dem Kosovo leben musste und nicht in einem gemeinsamen 
Serbien leben durfte, wobei die Möglichkeit der Assimilation bestehe. Es gebe ferner eine 
Koalition der Slowenen und Kroaten gegen die Serben. Die Autonomie, die den Provinzen 
Kosovo und Vojvodina zugesprochen wurde, müsse deshalb revidiert werden. Eine Gruppe 
zog sich aus dem Kosovo zurück, um in Belgrad zu protestieren, angeblich gegen die 
schweren Lebensbedingungen und die „Diskriminierung“. Die Abnahme der serbischen 
Bevölkerung kam nicht nur deswegen zustande, weil die Albaner Gewalt ausgeübt haben, 
sondern das größere Motiv war, dass das Kosovo durch die Belgrader Politik aufgrund der 
hohen Arbeitslosigkeit und des niedrigen Bruttoinlandsprodukts zum ärmsten Teil 
Jugoslawiens wurde. Die Gründe waren eher in der Wirtschaftssituation zu suchen.253 Diese 
verfassungsrechtliche Konstruktion der serbischen Republik stellte eine Diskriminierung im 
Hinblick auf die anderen Republiken der jugoslawischen Föderation ohne autonome 
Provinzen dar. Und eben dies betraf das Kosovo. 
„Das Schicksal des Kosovo[sic!] ist eine Lebensfrage für die gesamte serbische Nation. Der 
physische, politische, rechtliche und kulturelle Genozid an der serbischen Bevölkerung im 
Kosovo und in Metohija ist eine der schwersten Niederlagen seit den serbischen 
Freiheitskämpfen von 1804 bis 1941.“254 
Der serbische Schriftsteller Dobrica Ćosić stellte hierzu fest, dass die Existenz des 
Serbentums im Kosovo bedroht sei und durch die Unruhen des Jahres 1981 eine massive 
Abwanderung der serbischen Familien aus dem Kosovo stattgefunden habe. Durch das 
Memorandum der serbischen Akademie, das eine Manipulation der Wahrheit darstellte, 
wurde die Eskalation der Situation zur ideologischen Basis für die aggressive nationalistische 
Politik Slobodan Miloševićs, die das Ende der Autonomie im Kosovo und schließlich auch 
das Ende der jugoslawischen Föderation besiegeln sollte. Milošević ergriff die Chance, die 
Kosovofrage für seine politische Karriere zu missbrauchen. Im Memorandum der serbischen 
Akademie aus dem Jahre 1986 beklagten die Serben eine Diskriminierung Serbiens innerhalb 
der jugoslawischen Föderation. Einer der Diskriminierungsgründe war die Ausstattung des 
Kosovos mit einer Territorialautonomie gemäß der Bundesverfassung von 1974. Die Serben 
hielten die Verfassung von 1974 für eine Schwächung der serbischen Position und daher für 
Unrecht. Mit dem Aufstieg von Slobodan Milošević begann die Wiederherstellung der 
„Integrität“ Serbiens, d.h. die „Wiedererlangung“ der vollständigen Herrschaft über das 
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Kosovo. Um als nationaler Führer aller Serben verstanden zu werden, bediente er sich 
verschiedener Medien, die er zur Manipulation in seiner Wahlkampagne einsetzte. In seiner 
Rede kündigte der 1987 ernannte serbische Präsident Milošević schließlich die Aufhebung der 
Autonomie des Kosovos an.  
 
3.1.2 Der Aufstieg Miloševićs zur Macht 
Slobodan Milošević, dem von den Nationalisten Euphorie entgegengebracht wurde, hatte die 
Situation und die politischen Ereignisse ausgenutzt, um an die Macht zu kommen. Als er 1987 
an die Spitze der Partei kam, begann er damit, sich intensiver mit dem Kosovoproblem zu 
beschäftigen.255 Der serbische Parteivorsitzende Ivan Stambolić, der selbst nicht 
vomserbischen Nationalismus überzeugt war, schickte seinen Vertreter S. Milošević in das 
Kosovo, da er von Kosovo-Serben im Rahmen serbischer Propaganda eingeladen worden war, 
die „schweren Lebensbedingungen“ selbst anzuschauen. In Fushe Kosove (Kosovo Polje) 
hielt er seine nationalistische Rede und erlag der Versuchung, die Massen zu überzeugen und 
gleichzeitig nationalistisch zu beeinflussen. Ein Satz, der oft zitiert wurde, lautet: „Dieses 
Volk darf niemand schlagen“, oder auch weiter: „Niemand soll es wagen, euch zu schlagen. 
Ihr solltet hierbleiben. Dies ist euer Land. Dies sind eure Wiesen und eure Gärten, eure 
Erinnerungen. Ihr werdet euer Land nicht aufgeben, nur weil es hart ist, hierzubleiben, weil 
euch Ungerechtigkeit und Erniedrigung bedrücken. Es war nie ein Charakterzug der Serben 
und Montenegriner, vor Hindernissen zurückzustecken, zu demobilisieren in Zeiten des 
Kampfes. Ihr solltet hier bleiben, um eurer Vorfahren und eurer Nachkommen willen. Sonst 
werden eure Vorfahren geschändet und eure Nachkommen enttäuscht“.256 
Dadurch wurde auch deutlich geklärt, dass es schon eine Aufsplitterung zwischen den 
Völkern Jugoslawiens gab, da seitens des Staates nicht alle gleich bewertet wurden, vielmehr 
erfolgten staatliche Propaganda, Diskriminierung und Gewaltausübung. Seine Ziele begann 
er, mithilfe von Polizei und Armee durchzusetzen. Er hatte es sich vorgenommen, die 
Liquidierung der Autonomie des Kosovos zu besiegeln. Er stürzte die Parteiführer in der 
Vojvodina, in Montenegro und im Kosovo, und ersetzte sie durch seine Leute. Der 
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Unterschied war der, dass er im Kosovo die Parteiführer auch verhaftete, beispielsweise den 
Parteichef Azem Vllasi. Die Reintegration des Kosovos war von zwei Zielen geprägt: die 
Entmachtung des Kosovos, was Milošević als Heimholung der Wiege des Serbentums und 
zum anderen als Verhinderung des Genozids am serbischen Volk verkaufte. Beim Zerfall 
Jugoslawiens hätten die autonomen Provinzen die gleichen Rechte beanspruchen können wie 
die Republiken, weil sie konstitutive Elemente des jugoslawischen Staates waren. Die 
Entmachtung der Organe und die Wegnahme der Autonomie in der Verfassung der Republik 
Serbien standen im Widerspruch zur Bundesverfassung von 1974.257 
 
3.1.3 Aufhebung der Autonomie und Anspannung der Lage im Kosovo 1989 
Am 28. März 1989 wurden die seitens der serbischen Führung vorgebrachten 
Verfassungsänderungen für Serbien vom serbischen Parlament angenommen. Den ersten 
Versuch, das Kosovo in Serbien zu reintegrieren, gab es schon 1988. Anlass war die geplante 
Bundesverfassungsnovelle zur Ergänzung der Bundesverfassung von 1974. Sie forderte die 
Abschaffung der Autonomie des Kosovo, was mit der Begründung geschah, diese hätte keine 
positiven Resultate gezeigt. Stattdessen favorisierten sie eine „kulturelle Autonomie der 
Minderheiten“, was auch den serbischen Minderheiten in den anderen Teilen Jugoslawiens 
zugutegekommen wäre. Die Vorschläge wurden aber seitens der Abgeordneten Kroatiens und 
Sloweniens abgelehnt. Am 20. Februar 1989 traten die Bergleute des Bergwerkes Trepça in 
einen Hungerstreik. Sie forderten, dass die Autonomie-Rechte des Kosovos unangetastet 
bleiben sollten.258 Auf dem Weg zur Änderung der Verfassung von 1974 wurde beschlossen, 
dass ab jetzt das Kosovo kein Vetorecht mehr habe, wenn es um eine Veränderung der 
Verfassung gehe. So durfte Serbien seine Verfassung ohne die Zustimmung der 
Kosovodelegierten ändern. Dies betrifft aber auch die Kosovoprovinz, womit die 
Auslöschung der Autonomie und der Gleichberechtigung ihren Anfang nahm. Von Serbien 
wurde dieser Akt wie folgt gesehen: „Serbien sei auf dem Weg der Gleichberechtigung“ oder 
„die Souveränität über ganz Serbien wird zurückgenommen“.259 Die albanische Bevölkerung 
reagierte mit Demonstrationen, die Bergarbeiter in Trepça traten in den Hungerstreik und 
verlangten das Festhalten an der Autonomie und der Verfassung von 1974. Sofort wurde von 
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Belgrad der Ausnahmezustand ausgerufen und es wurden besondere Maßnahmen angeordnet. 
Die Internationale Presse von 1989 berichtete über die Situation im Kosovound positionierte 
sich sehr kritisch gegenüber der Darstellung der Ereignisse in den jugoslawischen Medien. 
Die Behörden seien entschlossen, die Sondermaßnahmen bis zur völligen Wiederherstellung 
von Ruhe und Ordnung in der Unruheprovinz anzuwenden.260 Laut dem damaligen 
Innenminister Radmilo Bogdanović sah die Opferbilanz bei den Unruhen wie folgt aus: 21 
Todesopfer, darunter 19 Demonstranten, mehr als 140 Demonstranten seien festgenommen 
worden. Nach Schätzungen des in Brüssel beheimateten „Komitees für Menschenrechte im 
Kosovo“ seien allerdings mindestens 137 Menschen getötet und 370 verletzt worden.261 Bei 
den Unruhen am Mittwoch, dem 29. März, seien zwei Beamte ums Leben gekommen, 
weshalb dieser Tag zum Trauertag erklärt wurde. Auffällig war hierbei, dass „bei den 
offiziellen Trauerkundgebungen die toten Demonstranten mit keinem Wort erwähnt 
wurden“.262 
Der ehemalige Präsident der Teilrepublik Slowenien, Jože Smole, und der Chef der 
slowenischen kommunistischen Partei, Milan Kucan, haben dagegen in einer 
Gegenkundgebung in Ljubljana vor einer Verhängung des Ausnahmezustandes im Kosovo 
gewarnt. Der politische Sieg der 1300 albanischen Bergleute, die nach achttägigem Streik ihre 
Forderungen durchgesetzt hatten, hatte in Jugoslawien zu einer Protestwelle der Serben 
geführt. Die 1300 albanischen Bergleute hatten durch ihren Streik unter Tage den Rücktritt 
von drei albanischen Funktionären durchgesetzt. Als Gegenaktion versammelten sich in 
mehreren Städten der Provinz die Serben: Sie drohten, zur Selbstverteidigung zu greifen. In 
der Hauptstadt Belgrad versammelten sich mehrere Studenten mit Parolen wie: „Kosovo 
gehört uns“ und „Jugoslawien geben wir nicht her“. Die aufgebrachten Massen in Belgrad 
demonstrierten gegen den Rücktritt der drei Kosovopolitiker Rahman Morina (Parteichef der 
Provinz), Husamedin Azemi (Parteichef von Prishtina) und Ali Shukrija (ZK-Mitglied in der 
Bundespartei). Die unzufriedenen Serben in Belgrad forderten mit Bildern von Tito und dem 
serbischen Parteichef die Änderung der serbischen Verfassung, wobei sie die Provinz Kosovo 
stärker unter der Kontrolle Serbiens sehen wollten. Gleichzeitig kritisierten die Arbeiter und 
Studenten die nordwestliche Republik Slowenien, die den „albanischen Separatismus und die 
Konterrevolution direkt ermutigen“ würde. In Ljubljana kam ferner die gesamte politische 
Szene zu Veranstaltungen mit dem Motiv: „Gegen die Einführung des Ausnahmezustandes, 
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für den Frieden und die Gemeinschaft im Kosovo“. Auch die internationale Gemeinschaft 
reagierte, da etwa Deutschland besorgt war, dass der Anteil von jugoslawischen Immigranten 
ansteigen würde, sodass bereits die Rede von Visa-Zwang war.     
Die radikalisierten Serben hatten sich im Memorandum, das auf dem Meeting der Serbischen 
Akademie der Wissenschaften und Künste (serbisch: Srpska akademija nauka i umetnosti; 
kurz: SANU) verfasst worden war, für ein Großserbien ausgesprochen. Durch die Zunahme 
der nationalistischen Strömungen begann auch die Zerstörung Jugoslawiens. Die Aufhebung 
der Autonomie stellte das Kosovo unter die Herrschaft Serbiens. Christine von Kohl 
beschreibt, der Anfang des Zerfalls des Staates Jugoslawien sei die Aufhebung der Autonomie 
des Kosovos: „mit der Auslöschung der Autonomie der Provinz Kosovo durch das serbische 
Regime Slobodan Miloševićs und damit der Unterwerfung von rund 1,7 Millionen Albanern 
unter serbische Herrschaft nahm der Zerfall der Sozialistischen Föderativen Republik 
Jugoslawien seinen Anfang.“263 Es erfolgten nicht nur Menschenrechtsverletzungen 
gegenüber der albanischen Bevölkerung, sondern im Kosovo wurden auch die 
Volksvertretungsorgane all ihrer Kompetenzen beraubt. Das Gesetz über das Verfahren der 
Republiksorgane bei außerordentlichen Umständen wurde am 26. Juni 1990 verabschiedet, 
und alle Kosovoorgane wurden einer Zwangsverwaltung durch serbische Organe unterstellt.  
Die Enthüllungen im Kosovo genau verfolgend, zeigte sich klar eine Verschlechterung der 
Situation 1986, als Slobodan Milošević an die Macht kam und eine aggressive nationalistische 
Politik anstrebte. Ab 1989 wurden lokale kosovarische Regierungsinstitutionen aufgelöst und 
staatliche Behörden sowie Betriebe entließen ihre kosovoalbanischen Angestellten. Man 
entließ ebenso albanische Staatsangestellte im medizinischen Bereich, Pflegepersonal und 
Lehrkörper. Im Bildungswesen wurde das Unterrichten der albanischen Sprache und 
Geschichte verboten, d. h. dass die Kosovo-Albaner vom öffentlichen, politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben ausgeschlossen waren. Auf die Frage, was 
sie über Albaner denken, antworteten 955 Serben in einer Studie aus dem Jahr 1986, dass die 
Albaner unterentwickelt seien, keine anderen Völker mögen und als Feinde der Serben zu 
betrachten seien. Eine andere Studie aus dem Jahre 1987 zeigte, dass die jungen Serben eher 
einen Schwarzen oder einen Japaner als einen Albaner als Ehepartner wählen würden.264 
Mit der Abstimmung über die Verfassungsänderung am 23. Februar 1989 wurde die 
Autonomie des Kosovos aufgehoben. Diese Abstimmung entsprach aber keinen 
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demokratischen Verfahrensgrundsätzen, denn auf die Delegierten wurde massiver Druck 
ausgeübt. Die Verfassung Serbiens legte fest, dass die albanische Bevölkerung kein Recht auf 
das Referendum erhalten dürfe.265 Zu der Zeit der Verabschiedung der neuen Verfassung gab 
es gewaltige Demonstrationen, in denen gegen die Aufhebung der Autonomie protestiert 
wurde. Diese Massendemonstrationen wurden jedoch brutal niedergeschlagen, Tränengas, 
Wasserwerfer und Kugeln wurden von serbischer Seite auf die Albaner abgefeuert. Mit der 
serbischen Polizei und jugoslawischen Armee-Einheiten lieferten sich die Demonstranten 
blutige Gefechte. Schließlich wurden wegen Organisation von oder Teilnahme an 
Demonstrationen mehr als 530 Menschen verurteilt. Man spricht des Weiteren von 140 Toten 
und mehr als 900 verletzten Demonstranten, darunter auch Schüler, die ebenso daran 
teilgenommen hatten.266 Die Menschenrechtsorganisation Helsinki Watch beschrieb in ihren 
Berichten die Situation im Kosovo während dieser Tage als eine „militärische Okkupation“ 
und „Kolonialherrschaft“.267 Es fanden auch heftige Debatten des europäischen Parlaments 
Mitte Februar in Straßburg über die Situation im Kosovo statt. Am 15. Februar 1989 
veröffentlichte dann das Europäische Parlament die Resolution „Zur Situation im Kosovo und 
der Observation der Menschenrechte“. In der westlichen Presse wurde dieser Beschluss 
ebenso veröffentlicht und betont, dass das Europäische Parlament wegen der äußerst prekären 
Situation im Kosovo alarmiert sei, da die häufigen und beängstigenden Konfrontationen 
zwischen der staatlichen Polizei und der örtlichen Bevölkerung schon über 30 Todesopfer 
gefordert hatten, Hunderte verletzt und Tausende in Haft genommen wurden. Man 
befürchtete, dass durch eine weitere Verschärfung des Zustandes die Situation eskalieren 
könnte, denn die Unzufriedenheit unter den verschiedenen jugoslawischen Republiken wuchs 
weiter an und eine erneute Verschlechterung der inter-ethnischen Uneinigkeiten trat ein. Der 
Beschluss zeigte deutlich, dass „diese Situation eine Destabilisierung des Balkans und 
Zentraleuropas bedeutete“. In der Resolution des Jahres 1989 wurde vom Europäischen 
Parlament auf die blutige Unterdrückung des albanischen Volkes im März 1989 eingegangen 
und die Gewalt der Polizei und die Unterdrückung des Kosovos wurden explizit verurteilt. Im 
Beschluss,  hieß es weiter, dass die serbische Regierung und die Polizei, welche die 
Bevölkerung des Kosovos vertraten, eine Lösung finden sollten, welche die Autonomie des 
Kosovos, die politische sowie kulturelle Identität des albanischen Volkes gewährleiste und die 
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Rechtsfragen kläre.268 Die Kosovo-Albaner reagierten entsprechend auf den Verlust ihrer 
Autonomie. Sie erklärten das Kosovo als Republik, was eine Loslösung von Serbien, nicht 
jedoch von Jugoslawien beinhaltete. Aus serbischer Sicht war die Proklamation der 
Unabhängigkeit des Kosovos jedoch verfassungswidrig.269 Mit dem „Gesetz über die 
Beendigung der Tätigkeit der Skupstina der Sozialistischen Autonomen Provinz Kosovo und 
des Exekutivrates der Skupstina der SAP Kosovo“ sowie der Verordnung über die 
Durchsetzung dieses Gesetzes vom 13. Juli 1990 wurden die kosovarische Regierung und das 
Parlament durch die entsprechenden Organe der Republik Serbien ersetzt.270 Serbien reagierte 
auf die Proklamation des Parlaments des Kosovos vom 2. Juli, mit welcher dieses die Absicht 
verfolgte, das Kosovo zur gleichberechtigten Einheit innerhalb der jugoslawischen Föderation 
mit demselben konstitutionellen Status wie die anderen Republiken der SFRJ zu machen, 
allerdings mit einer Art „Okkupationspolitik“. Jens Reuter stellt in seinem Werk die 
„Entstehung des Kosovo-Problems“ fest: „Viele Serben sind bereit, für den Kosovo zu 
sterben, aber niemand hat den Wunsch dort zu leben.“271 
Die Haupterscheinungsform des Terrors war die altbekannte „Suche nach Waffen“. Dies war 
eine Strafexpedition, die vor allem in den Dörfern und gewöhnlich in den frühen 
Morgenstunden von der serbischen Polizei durchgeführt wurde. Die Situation wird so 
beschrieben, dass die Polizei in die albanischen Häuser ging, die Männer auf der einen Seite 
des Hofes Aufstellung nehmen mussten, die Frauen oder Kinder mit zur Wache genommen 
wurden und der Familie dann gesagt wurde, dass diese erst wieder freigelassen werden 
würden, wenn die angeblich versteckten Waffen ausgeliefert werden. Die Familie musste 
dann entweder eine Waffe finden oder eine kaufen.272 Im Jahr 1994 wurden 3.553 überfallene 
Häuser registriert, die vom serbischen Terror betroffen waren. Die Polizei durfte ungehindert 
zerstören, terrorisieren und plündern. Die Schikanen gehörten zur serbischen Herrschaft, die 
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gegenüber den Albanern brutal, willkürlich und rassistisch war.273  In dieser Zeit kam es auch 
zu einer Vergiftung der Bevölkerung. Vom 22. bis 25. März 1990 mussten Tausende 
Personen infolge einer Vergiftung akute medizinische Betreuung in Anspruch nehmen. 
Überall begannen die Vergiftungsfälle in den Schulen und breiteten sich dann unter der 
Bevölkerung aus. Die serbischen Behörden reagierten damals nicht auf diese Vorfälle und 
hüllten sich in Schweigen. Die Bevölkerung und die legale Opposition beschuldigten deshalb 
die serbischen Behörden, an diesen Machenschaften beteiligt gewesen zu sein, da es ihr Ziel 
sei, einen Volksaufstand zu provozieren, um dann mit dem Militär eingreifen zu können. 
Nach offiziellen Berichten wurden 2.993 Menschen vergiftet, die meisten waren Schüler. Der 
ehemalige Präsident der Föderation, der Kroate Stipe Mesić, und eine Reihe internationaler 
Beobachter glauben, dass ein Stoff wie Sarin der Auslöser gewesen sein könnte. Sarin findet 
in chemischen Waffen Verwendung und wurde bekanntermaßen von der jugoslawischen 
Armee produziert. Kosovo Alternativa rief die Bevölkerung auf, auf die Provokationen nicht 
zu reagieren, sondern zu versuchen, die Situation demokratisch zu regeln. Immer wieder in 
den wandten die serbischen Autoritäten 1980er und 1990er Jahren „Apartheid-Regeln“ an, um 
die Demokratisierung des politischen Lebens im Kosovo zu verhindern.274 
 
3.2  Schattenstaat Kosovo  
1989 ist das Jahr, in dem Serbien mit einer Reihe von Gesetzen und Akten beschloss, die in 
der Verfassung verankerte Position des Kosovos zu degradieren. Dieser Prozess verfolgte das 
Ziel, Serbien als „Ganzes“ zu rekonstruieren und das Kosovo unter serbischer Herrschaft 
juristisch zu beseitigen. Statt den Prozess zu stoppen, versuchten die Kosovodelegierten, sich 
diesen Gesetzen zu widersetzen, um den früheren Autonomiestatus von 1974 zu bewahren. 
Als die serbische Vormacht die Kosovolegislative sperrte und den Albanern den Eintritt in das 
Gebäude verbot, versammelten sich die Delegierten vor den Toren des Legislativ-Gebäudes 
und proklamierten am 2. Juli die Verfassungsdeklaration von 1990. Diese Maßnahme der 
Albaner war ein Stolperstein für die serbische Bestrebung nach einem einheitlichen Serbien, 
das in der serbischen Verfassung von 1990 niedergeschrieben war. Wenn man dies aus der 
Perspektive der Verfassung betrachtet, so war die Deklaration als eine Bestätigung der 
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Wünsche der albanischen Bevölkerung zu verstehen, den Status der Autonomie auszuweiten 
und eine Republik zu schaffen, in der sie dann das Recht auf Selbstbestimmung hätten.275  
Die Situation in Jugoslawien änderte sich aber ständig. Die ersten vier Republiken lösten sich 
von der Föderation und machten sich auf den Weg zur Selbstständigkeit. Trotz des 
aggressiven Vorgehens der serbischen Politik und der massiven Unterdrückung und gezielten 
Verdrängung der Albaner aus dem öffentlichen Leben versuchte die Bevölkerung des 
Kosovos um jeden Preis, selbstständig zu werden. Vom 26. bis 30. September 1991 wurde ein 
Referendum durchgeführt, in dem fast 100 Prozent für ein unabhängiges Kosovo stimmten. 
Die Legislative des Kosovos deutete die Resolution für das Kosovo in dem Sinne, dass sie es 
als selbstständigen, unabhängigen Staat proklamierte. In der Verfassung aus dem Jahr 1990 
wurden nur einige Amendements vorgenommen, da das Kosovo jetzt nicht mehr als Teil 
Jugoslawiens zu verstehen war, sondern es sich um ein souveränes Land handelte. Der einzige 
Staat, der die beanspruchte Unabhängigkeit anerkannt hatte, war Albanien. Nach der 
einseitigen Unabhängigkeitserklärung in den 1990er Jahren nahmen die Verhaftungen durch 
serbische Sicherheitskräfte zu. Ein großer Teil der albanischen Elite bzw. Intellektuellen 
emigrierte, und der restliche Teil, der in den 1990er Jahren blieb, schloss sich den 
gewaltfreien Protesten unter Anführung von Ibrahim Rugova an.276  Im Geiste des Aufbaus 
der Institutionen der Republik Kosovo fanden am 24. Mai 1992 erstmals pluralistische und 
freie Wahlen statt.277 Die kosovarische Parteienkoalition unter der Führung der 
Demokratischen Liga des Kosovos mit Präsident Ibrahim Rugova gewann die Wahlen. Als 
Ministerpräsident wurde Bujar Bukoshi gewählt.278 Von der sich im Exil befindenden 
Regierung der Republik Kosovo unter Regierungschef Bujar Bukoshi konnten umfassend 
agierende Institutionen nur im Bildungs-, Gesundheits- sowie im Landwirtschafts- und 
Kulturbereich errichtet werden. Obwohl es im Frühjahr 1990 zur Gründung zahlreicher 
weiterer albanischer Parteien kam – zu nennen sind die Parlamentarische Partei des Kosovos 
(PPK), die unabhängige Gewerkschaft des Kosovos, die Albanische Christdemokratische 
Partei, die Agrarpartei des Kosovos, das Forum albanischer Intellektueller, die Partei der 
nationalen Einheit, die Liberale Partei, die Nationaldemokratische Partei des Kosovos und die 
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Republikanische Partei –,279 hatte die LDK von allen politischen Parteien die beste 
Ausgangsposition, weil sie die meisten Mitglieder hatte. „Dies war keine klassische 
Mitgliedschaft in einer Partei“, sondern „eher eine Volksabstimmung, eine politische 
Willensbekundung“ der Liga. Es ging nicht so sehr um die Mitgliedschaft in der Partei als 
vielmehr um die Reaktion des Volkes auf so viele Jahre der serbischen Repression.280 
Für die politische Orientierung der Menschen war in den 1990er Jahren die Erklärung für 
Demokratie und gegen Gewalt von großer Wichtigkeit. Die Kosovo-Albaner gründeten 
jedoch ihre eigenen gesellschaftlichen und politischen Institutionen, die im Untergrund aktiv 
waren, also in einem sogenannten Schattenstaat. Hier wurden fast alle Lebenssituationen 
zwischen Serben und Albanern getrennt. Die Albaner beteiligten sich weder an den 
jugoslawischen noch an den serbischen Wahlen und mit Absicht vermieden sie die 
Beteiligung an den Institutionen, in denen sie die Kräfteverhältnisse hätten ändern können. 
Auch die serbische Bevölkerung nahm an den im Schattenstaat konstituierten Institutionen 
und deren Wahlen nicht teil und boykottierte die 14 Sitze, die für sie im Parlament reserviert 
worden waren. Auf der anderen Seite lehnten die Kosovo-Albaner das serbische Regime ab. 
Diese Zeit ist daher die Zeit des politischen Widerstands der Kosovo-Albaner unter der 
Führung des Schriftstellers Ibrahim Rugova, der die „Demokratische Liga des Kosovo – 
LDK“ gründete.281 Rugovas Strategie, um die Situation des Kosovos friedlich zu lösen, 
bestand aus den drei folgenden Punkten: 
1. Eine pazifistische Haltung, gewalttätige Auseinandersetzungen waren zu vermeiden. 
2. Das Kosovoproblem internationalisieren bzw. eine internationale Vermittlung zur Lö-
sung der Kosovofrage herbeiführen. 
3. Die allgemeine und ständige Infragestellung der serbischen Autorität durch Wahlboy-
kott und Weiterentwicklung der Verwaltungsstruktur der „Republik Kosova“.282 
 
Das von serbischer Seite etablierte typische Okkupationsverwaltungsamt militärischer 
Präsenz war so stark auf das Kosovo fokussiert, dass die legalen und legitimen Strukturen des 
Kosovos ihre Tätigkeiten allein im Schatten dieser Herrschaft wahrnehmen konnten. Diese 
neue Form des Widerstands sollte die Stabilität und Ordnung im Kosovo aufrechterhalten. 
Rugova versuchte einen gewaltlosen Weg einzuschlagen, der besonders durch das Bestreben 
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nach einer „Internationalisierung“ des gewaltsamen Konflikts gekennzeichnet war. „Wir 
haben gelernt“, sagte Rugova, „dass man im modernen Europa der Gewaltlosigkeit den 
Vorzug gibt.“ „Mit dem Bleistift nach Europa“ sah sich Rugova als Angehöriger „einer 
Generation, die sich unter Bezugnahme auf die traditionelle Lebensweise weiterentwickelt 
hat, die Intellektuellen haben die Modernität erfahren, die Gesellschaft folgt ihnen nach.“ Die 
Gewaltlosigkeit war mehr als nur ein Gebot des Realitätssinns, wurde sie doch zu einem 
wesentlichen Bestandteil der Ausbildung einer modernen albanischen Identität.283 
Andererseits jedoch erklärte die serbische Regierung die Wahlen von vornherein als illegal 
und behinderte den Wahlvorgang durch massiven Polizeieinsatz. Trotzdem lag die 
Wahlbeteiligung bei 90 %. Rugova wurde mit 99,7 % der Stimmen zum Präsidenten der 
Republik Kosovo gewählt. Die sonstigen Parteien bezogen in nationalen Fragen des 
politischen Alltags keine gegensätzliche Position, sondern einigten sich auf das gemeinsame 
Ziel, dem Kosovo als unabhängigem Staat internationale Anerkennung zu verschaffen.284 
Diese abgehaltenen Wahlen sollten lediglich eine Legitimierung der kosovarischen Bewegung 
bedeuten.  
Während das Regime bei den staatlichen Einrichtungen seine Monopolstellung festigte, 
leisteten die Kosovo-Albaner Selbstorganisation und freiwillige Dienste und Aktivitäten, da in 
dem „Schattenstaat“ soziale Solidarität herrschte. Aufgrund des politischen Willens der 
Kosovo-Albaner ist es innerhalb von zehn Jahren gelungen, mit dem aufgebauten „Staat im 
Staate“ dauerhaft gewaltlosen, politischen und zivilen Widerstand gegen die serbische 
Herrschaft auszuüben. Ibrahim Rugova behauptete: „Im Kosovo funktioniert allein unser 
System.“285 In einem KSZE-Bericht vom Juni 1993 wurde ferner gesagt, dass „die Lage im 
Kosovo stabil und explosiv ist“,286 wobei die errichtete Schattenstaat-Struktur als wichtiger 
Faktor für die Stabilität im Land bezeichnet wurde. So stellte Reuter 1994 fest: „Der Aufbau 
paralleler Strukturen beeinträchtigt die serbische Herrschaft zwar, vermag sie jedoch nicht 
grundlegend zu erschüttern“.287 All die Bemühungen in diesen Jahren der gewaltfreien 
Widerstandspolitik Rugovas waren jedoch gescheitert, als 1995 in dem Abkommen von 
Dayton das Kosovo ausgeschlossen war. Die Austritte der Teilrepubliken des jugoslawischen 
Staates und deren internationale Anerkennung als eigene Staaten sowie der verheerende Krieg 
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zwischen den Völkern führten dazu, dass Jugoslawien schließlich zusammenbrach. Von da an 
wurde die Föderation desintegriert und die Bildung souveräner Staaten begann.  Nachdem alle 
Versuche zum Wiederbeleben Jugoslawiens oder zur Wiederherstellung der 
Föderation/Konföderation gescheitert waren, begann der Prozess der Dekomposition. Einige 
dieser Dekompositionsfaktoren sind die Nachstehenden: 
- Die Aufhebung des Status der autonomen Provinzen als eigenständiges Verfassungs-
subjekt, die in den Wahlen von 1974 postuliert wurde, und deren Ersetzung mit den 
Verfassungsamandaments der Republik Serbien im März 1990. 
- Die selbstständig formulierten Gesetze der föderativen (Einheiten) Subjekte in ihren 
Territorien, mit denen sie sich der föderativen Legislation widersetzten. Bei dieser Art 
der Gesetzgebung übernahm jede Einheit der Föderation die Kompetenzen der Födera-
tion. Zuerst fand dies in Serbien statt, und dann begann es auch in Kroatien und Slo-
wenien.  
- Das Versagen des Dialogs über die Zukunft Jugoslawiens oder eine neue Rekonstruk-
tion der Föderation. Außerdem sind die Versammlungen der Vertreter der sechs Re-
publiken nicht legitimiert gewesen, da die Vertreter aus dem Kosovo davon ausge-
schlossen waren, obwohl ihre Teilnahme in der 1974er-Verfassung vorgesehen war.  
- Der Krieg beginnt in Slowenien und danach in Kroatien und Bosnien-Herzegowina. 
- Die Austritte und die internationale Anerkennung der Teilrepubliken als selbstständige 
souveräne Staaten. 
- Die Neuausrufung des föderalen Jugoslawiens nach dem Zerfall, wobei nur zwei Sub-
jekte vertreten waren: Serbien und Montenegro.  
 
3.2.1 Vom pazifistischen zum bewaffneten Widerstand 
Am 28. November, dem albanischen Nationalfeiertag, war die kosovarische Befreiungsarmee 
UÇK zum ersten Mal öffentlich in Erscheinung getreten und zwar bei der Bestattung eines 
Lehrers, der bei einer Schießerei durch die serbische Polizei ums Leben gekommen war.288 Es 
gab viele wichtige Faktoren für die Entstehung der UÇK, die einen Provokationskrieg nach 
klassischer Guerilla-Taktik proklamierte, und ihr Bekanntwerden in der Öffentlichkeit. Die 
Frustration der Kosovo-Albaner nahm nach dem Daytoner Abkommen zu, da die albanische 
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Frage von der internationalen Gemeinschaft nur als eine Menschenrechtsangelegenheit 
gesehen wurde. Da die albanische Frage (Unterdrückung) unter serbischer Herrschaft keine 
Berücksichtigung auf der internationalen Agenda gefunden hatte, sah ein Teil der 
kosovarischen Akteure den einzigen Weg darin, die internationale Aufmerksamkeit mit 
Waffengewalt hervorzurufen. Die Provokationen begannen mit ihren Guerillaangriffen gegen 
die serbische Besatzungsmacht. Mit dem Aufkommen der UÇK (Kosovo-Befreiungsarmee) 
änderte sich aber ebenso die politische Lage des Kosovos. Bombenanschläge und gewaltsame 
Ausschreitungen standen nun auf der Tagesordnung. So kam es in der Folge zunehmend zu 
Überfällen auf Polizeistationen mit Verletzten und Toten, für welche dann die kosovarische 
Befreiungsarmee die politische Verantwortung übernahm. Der Konflikt zwischen Kosovo-
Albanern und Serben hatte damit eine neue Qualität erreicht. Die Auseinandersetzungen 
wurden unter dem Einsatz militärischer Gewalt geführt, auch die Kosovo-Albaner haben nun 
zu den Waffen gegriffen, um das Kosovo militärisch aus dem jugoslawischen Staatenverbund 
zu lösen. Durch den Zusammenbruch der Staatlichkeit in Albanien zum Jahresende 1996 war 
es der UÇK möglich, an schwerere Waffen zu kommen. In Anbetracht der Eskalation und des 
aufgelösten Staatsapparates in Albanien kam es zu einem Bürgerkrieg mit vielen Toten. Das 
Volk plünderte Kasernen und Munitionslager und verkaufte die Beute billig an UÇK-
Mitglieder weiter. Der albanische Staatsbankrott im Jahr 1997 spielte also eine entscheidende 
Rolle bei der militärischen Aufrüstung der kosovarischen Organisation UÇK. Zudem 
unterhielt die UÇK seit Frühsommer 1997 im Norden Albaniens militärische 
Ausbildungslager.289 Rugova versuchte weiterhin, durch seinen pazifistischen Weg eine 
Konflikteskalation zu vermeiden. Trotzdem entsendete Milošević verstärkende Armee-
Einheiten, die Spezialpolizei und paramilitärische Einheiten, um mit Panzerwagen, 
Schnellfeuerwaffen, schwerer Artillerie „die albanischen separatistischen Terroristen“ zu 
bekämpfen, was die serbischen Medien als gezielte Maßnahmen gegen die UÇK 
verkauften.290 
Aufgrund der zunehmenden Gewalt reagierte nun auch die internationale Gemeinschaft, 
wobei innerhalb der Kontakt-Gruppe (G-7) Uneinigkeit bestand. Es traten immer wieder 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Staaten auf: Während z. B. die USA und 
Großbritannien ein hartes Vorgehen gegen Serbien befürworteten, verhielt sich Frankreich 
ausgesprochen zögerlich, und Russland ergriff entschlossen für Miloševićs Regierung das 
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Wort.291 Als kleinsten gemeinsamen Nenner konnte man sich auf ein Waffenembargo gegen 
Jugoslawien einigen, das am 31.03.1998 vom UN-Sicherheitsrat verhängt wurde.292 Am 29. 
April 1998 und am 9. Mai 1998 wurden dann aber weitere Sanktionen verhängt: Das 
Auslandsguthaben Jugoslawiens wurde eingefroren, ein Investitionsstopp wurde verhängt, 
jugoslawische Beamte erhielten kein Visum mehr. Der erste massive serbische Armeeeinsatz 
fand am 28. April 1998 statt, welcher sogleich das erste Massaker zur Folge hatte. Nach 
einem Feuergefecht löschte die Polizei die Familie Ahmeti in Qirez aus, 29 Menschen wurden 
getötet, die Mehrheit davon waren Frauen und Kinder. Im März 1998 wurde dann die 
Offensive der serbischen Polizei und der Bundesarmee erweitert und ein Massenmord an der 
Familie Jashari vollzogen. Es wurden mehr als 20 Familienmitglieder vernichtet. Die Männer 
der Jashari-Familie bezeichnete man als die ersten Gründer der Bewegung, die später als 
UÇK organisiert wurde, was auch als der Beginn der Phase des Konflikts angesehen wird.293 
Das Belgrader Regime hatte vom 1. bis 5. März in den Dörfern von Likoshan und Prekaz 
ebenso Massaker verübt, deren Opfer vor allem Zivilisten, davon mehrheitlich Frauen, Kinder 
und ältere Menschen waren. Ein Frontverlauf war nicht zu erkennen, die Übergänge zwischen 
serbisch kontrolliertem Gebiet und UÇK-Territorium waren fließend. Insbesondere die UÇK 
war schlecht bewaffnet, die Kommunikations-Kommandostrukturen waren mangelhaft und 
übersichtlich, es gab nur wenige ausgebildete Soldaten an der UÇK-Befehlsspitze. Die 
serbische Offensive gegen die Kosovo-Albaner zwang die UÇK dazu, immer mehr Anhänger 
und Kämpfer anzuwerben. Diese Eskalation der Situation führte schließlich zur direkten 
Involvierung der internationalen Staatengemeinschaft in den Konflikt.294 Ein Eingriff der 
NATO in den Kosovokonflikt kam aber nicht in Frage, solange sich der Konflikt auf 
terroristischem Niveau abspielte. 
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3.2.2  Internationale Aufmerksamkeit für den Konflikt 
Die Lage im Kosovo hatte sich seit dem Beginn der offensiven Kämpfe im März 1998 
dramatisch zugespitzt. Die Medien berichteten über eine große Anzahl (tausender) getöteter 
Menschen, und Hunderttausende befanden sich auf der Flucht. Eine Mehrheit davon befand 
sich unter freiem Himmel und litt unter Hungersnot, es waren hauptsächlich Kinder und ältere 
Menschen.295 Daher war sofortige medizinische und wirtschaftliche Versorgung nötig. Die 
serbische Armee blockierte die freie Bewegung der albanischen Bevölkerung, was zu 
negativen Konsequenzen führte. Die internationalen Medien berichteten, dass sich die Lage 
aufgrund der kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen den albanischen Guerilla-
Kämpfern und der offensiv vorgehenden serbischen Armee zu einer humanitären Katastrophe 
auszuweiten drohte. Die Massaker, die Massenvertreibungen der albanischen Bevölkerung, 
die Zerstörung der Infrastruktur, des Viehs und die Vergiftung von Brunnen im Kosovo 
erinnert an den Krieg zwischen Serben und Bosniern Anfang der 1990er Jahre. Durch die 
zunehmenden massiven, blutigen Kämpfe zwischen der UÇK und der jugoslawischen Armee 
kamen bis zum 20. April 1999 über 3500 Menschen ums Leben, die Mehrheit davon 
Zivilisten. Mitte April waren infolge des Krieges mehr als 1.2 Millionen Kosovo-Albaner aus 
ihrem Land vertrieben, es hieß, dass das Land zu mehr als 80 % entvölkert war.296 Die 
kriegerischen Ereignisse und die innere politische Entwicklung wurden international 
reflektiert und das Kosovo stand auf der politischen Agenda der internationalen 
Gemeinschaft, die den Krieg von Beginn an durch Verhandlungen zu lösen versuchte. Es 
wurde hier vom Sondergesandten der Internationalen als beteiligter Partner für die Mediation 
die UÇK ausgewählt. Weltweit berichteten die  Medien über die ersten offiziellen Kontakte 
im Kosovo, über das Treffen von Christopher Hill, Richard Holbrooke und später Wolfgang 
Petritsch mit UÇK-Kämpfern, wobei sie die Lage explosiv bezeichneten und den 
Kosovokrieg mit Vietnam und Bosnien verglichen und die tragischen Szenarien 
herausstellten.297 Die Ausweitung des Krieges wurde auch von der OSZE beobachtet, die als 
KVM-Beobachter (Kosovo Verification Mission) fungierte und den Konflikt ohne 
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erfolgreiches Ergebnis zu verhindern versuchte. Am 16. Oktober 1998 wurden 2.200 OSZE-
Beobachter in der Provinz stationiert. Zum Chef der Mission mit 1400 Beobachtern wurde 
letztendlich William Walker ernannt. Die Gegner – vor allem Russland und ein Teil der 
lateinamerikanischen Länder wie Venezuela und Bolivien – richteten aufgrund dieser Mission 
heftige Kritik an den Westen. Sie waren der Meinung, dass es ein Fehler sei, diesen Mann als 
Leiter der Mission beauftragt zu haben, da er in engem Kontakt mit dem amerikanischen 
Geheimdienst CIA stehe.298 Er habe in einem anderen Konflikt aktiven Beistand geleistet, als 
er als US-Botschafter in El Salvador tätig war, wo die USA gegen die linken Rebellen 
kämpften.299 Die internationale Gemeinschaft beauftragte die OSZE-Mission, möglichst 
Gewalt zu vermeiden und Frieden auf diplomatischem Weg zu sichern sowie von beiden 
Seiten einen Waffenstillstand einzufordern. Am 23. September 1999 wurde im Sicherheitsrat 
die Resolution 1199 verabschiedet. Die internationale Gemeinschaft forderte die beiden 
Konfliktparteien zur Vereinbarung eines Waffenstillstands auf, um den Konflikt mit 
internationaler Vermittlung am Verhandlungstisch zu lösen. Die internationale Gemeinschaft 
stellte in der Resolution 1199 fest, dass die beiden Konfliktparteien gegebenenfalls dazu zu 
zwingen seien, den Frieden und die Stabilität in der Region wiederherzustellen, um eine 
humanitäre Katastrophe unter dem serbischen Regime zu verhindern. Ferner sollten sich die 
serbischen militärischen Streitkräfte aus der Region zurückziehen und die Rückkehr der 
Flüchtlinge in Frieden ermöglichen.300 
„Urges States and international organizations represented in the Federal Republic of 
Yugoslavia to make available personnel to fulfill the responsibility of carrying out effective 
and continuous international monitoring in Kosovo until the objectives of this resolution and 
those of resolution 1160 (1998) are achieved.“301 
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Alle bisherigen Initiativen und diplomatischen Bemühungen um eine friedliche Lösung des 
Kosovo-Krieges mittels internationaler Resolutionen wurden von den Konfliktparteien nicht 
berücksichtigt. Die internationale Gemeinschaft ging nun in forcierter Weise vor, um den 
Konflikt zu lösen, da sie vor der Tür der Europäischen Union keine weitgehenden 
kriegerischen Eskalationen mehr zulassen wollte. Angesichts der angespannten 
Sicherheitslage im Kosovo zu Beginn des Jahres 1999 unternahmen die westlichen 
Demokratien eine neue diplomatische Kampagne zur Beilegung des Kosovo-Konfliktes. 
Bisher gab es bei einem Ausbruch von Feindseligkeiten zwischen Serben und Albanern keine 
Option, dass der Westen direkt intervenierte. Doch gab es ein Ultimatum seitens der USA, 
Großbritanniens und Frankreichs, das die Konfliktparteien zur Aufnahme von 
Friedensverhandlungen aufforderte. Somit rief die Kontakt-Gruppe die Konfliktparteien am 6. 
Februar 1999 auf, an der Konferenz im Pariser Vorort Rambouillet teilzunehmen. Sowohl 
Albaner als auch Serben waren zu der Konferenz erschienen. Die Forderungen der 
Kontaktgruppe an die Konfliktparteien gliederten sich in einen zivilen und einen militärischen 
Teil, wobei ein Zehn-Punkte-Plan die Schaffung einer weitgehenden politischen und 
kulturellen Autonomie des Kosovos für eine dreijährige Übergangszeit vorsah. Zum 
Autonomieplan gehörte eine Überwachung des Abkommens durch eine von der NATO 
geführte Friedenstruppe im Kosovo. Die Serben lehnten jeglichen Kompromiss in Bezug auf 
die Aufwertung bzw. Wiederherstellung der Autonomie ab und betrachteten das Kosovo als 
innerstaatliches Problem. Obwohl sich der ehemalige Präsident des Kosovos, I. Rugova, und 
sein Team verhandlungsbereit zeigten, hatte unter den Albanern die UÇK-Doktrin 
„Unabhängigkeit durch bewaffneten Aufstand“ die Oberhand gewonnen. Die humanitäre 
Lage im Kosovo spitzte sich währenddessen kontinuierlich zu. Dramatische Flüchtlingsbilder 
gingen um die Welt. Der von der Kontakt-Gruppe (USA, Russland, Frankreich, 
Großbritannien, Deutschland, Italien) erarbeitete Entwurf für ein Autonomieabkommen 
wurde beiden Delegationen der Regierung Restjugoslawiens und den Kosovo-Albanern zur 
Rambouillet-Konferenz von den drei Vermittlern Christopher Hill (USA), Boris Majorski 
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(Russland) und Wolfgang Petritsch (EU) vorgelegt.302 Petritsch: „Vor Ende April wird der 
Kosovo-Konflikt entweder formal gelöst sein oder die NATO bombardiert“, kündigte der EU 
Vermittler an.303  Als alle Verhandlungen scheiterten, gewann die NATO die Oberhand. Sie 
drohte der serbischen Regierung mit militärischer Intervention, wenn es nicht zu einem 
Verhandlungsabkommen käme bzw. der Friedensplan unterzeichnet würde. Ein Militärschlag 
war allerdings gemäß NATO-Vertrag nicht erlaubt, da dieser besagt, dass die NATO nur dann 
aktiv werden dürfe, wenn eines ihrer Mitglieder sich im Krieg befindet.304 Die extreme 
Eskalation des Konfliktes führte zur humanitären Katastrophe, wobei nach den gescheiterten 
Verhandlungen von Ramboillet Ereignisse wie Massenvertreibung und Massaker seitens 
serbischer Militärstreitkräfte in den Weltmedien erschienen. Kriegsereignisse wie das 
Massaker von Recak am 16. Januar 1999 dienten der NATO als ausschlaggebendes Ereignis. 
William Walker, der ehemalige Chef der OSZE-Mission im Kosovo, berichtete vor Ort, dass 
es sich bei dem Racak-Massaker im Januar 1999 um eine Massenhinrichtung unbewaffneter 
Menschen handelte. Am 23. März wurden durch den ehemaligen NATO-Generalsekretär 
Javier Solana drei Ziele bestimmt, die als grünes Licht für eine Luftintervention der NATO 
gegen die serbischen Streitkräfte verstanden werden konnten. Dies ermöglichte die sofortige 
Beendigung der humanitären Katastrophe durch die Zerstörung der serbischen Fähigkeit, die 
Offensive im Kosovo fortzusetzen.  
 
3.3 Die NATO-Intervention  
Nach den gescheiterten Verhandlungen von Rambouillet nahm der NATO-Druck auf 
Miloševićs Regierung enorm zu. Nachdem Sonderbotschafter Holbrooke am 22.03.1999 
erfolglos versucht hatte, Milošević persönlich zu einem Einlenken zu bewegen, ließ der 
ehemalige NATO-Generalsekretär Solana die Luftangriffe auf die Bundesrepublik 
Jugoslawien starten. Der erste Angriff der NATO begann am 24. März mit der 
Bombardierung von Belgrad. Der erste humanitäre Krieg nahm seinen Lauf.305 Eine 
Resolution des VN-Sicherheitsrates, die sich explizit auf einen Luftkrieg im und um das 
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Kosovo bezog, lag dabei nicht vor. Eine für zwingend notwendig gehaltene Resolution der 
VN hätte das Gewicht der NATO als internationaler Akteur aber signifikant verringert. So 
wurde vor allem von den USA die Stärkung der NATO als ein wichtiges Ziel gesehen. Die 
Europäer näherten sich immer mehr der amerikanischen Linie an. So nahmen im Laufe der 
Verhandlungen bis auf Russland alle Europäer von einem unbedingt notwendigen VN-
Mandat Abstand und erklärten die NATO für ausreichend zur militärischen Intervention 
legitimiert.306 UNO-Generalsekretär Kofi Annan bezeichnete am Abend die NATO-
Luftangriffe gegen die Bundesrepublik Jugoslawien als berechtigt. Er rief in einer 
veröffentlichten Erklärung den UN-Sicherheitsrat auf, für die Einbeziehung in das weitere 
Vorgehen gegen den gewaltigen serbischen Staatsapparat bereitzustehen.307 Aus der brutalen 
Entvölkerungspolitik der Serben im Kosovo resultierte kurz vor Beginn des 21. Jahrhunderts 
die größte Fluchtbewegung in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg. Laut Angaben der NATO 
befanden sich ca. eine Million Menschen auf der Flucht. In einem Interview mit Professor 
Heinz Gärtner vom Institut für Politikwissenschaften der Universität Wien argumentierte 
dieser, dass die NATO-Intervention im Kosovo nicht völkerrechtswidrig war: 
a) Militärische Intervention erscheint eher gerechtfertigt, wenn eine Genozid-Politik 
vorliegt und es massenhafte Vertreibungspolitik, Verletzung von Minderheitsrechten 
und ethnische Säuberung gibt. 
b) Eine Beteiligung an Kriegen (innere und zwischenstaatliche) und Aktionen der 
Friedenserzwingung mit gewaltsamen Mitteln sollte nur dann erfolgen, wenn sie 
militärisch machbar ist.308 
 
Wolfgang Petritsch, der ehemalige EU-Sonderbeauftragte, der zwischen den Konfliktparteien 
Albanien und Serbien friedlich durch Verhandlungen vermittelte, argumentierte für die 
NATO-Intervention gegen Serbien im Sinne einer realistischen Tatsache, die als einzige 
Möglichkeit verblieb, den Konflikt erfolgreich zu beenden und weitere Konfliktszenarien zu 
vermeiden. Doch laut ihm seien Luftangriffe alleine sinnlos, wenn keine Stationierung einer 
Friedenstruppe erfolge, die für die Umsetzung des Friedensabkommens garantiere, indem sie 
für Abrüstung und Friedenswiederherstellung bei beiden Konfliktparteien (serbische Armee 
und UÇK) sorge. Auch der Sicherheitspolitik-Experte François Heisbourg wies im Gespräch 
mit der österreichischen Tageszeitung „Standard“ auf zwei Möglichkeiten hin, den Konflikt 
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schnellstmöglich zu beenden. Wie folgt: „Entweder unterschreibst du das Abkommen von 
Rambouillet, was von Serbien abgelehnt wurde, oder wir erkennen den Kosovo als 
unabhängigen Staat an.“ Dies war auch eine der größten Herausforderungen für die NATO-
Allianz, als sie „vor der Haustür“ einen Völkermord erlebte, und dies an ihrem 50. 
Geburtstag. 
Russland (Serbien war der einzige Staat in Südosteuropa, über den Russland seinen Einfluss 
in der Region geltend machen konnte) und China waren die zwei UN-
Sicherheitsratsmitglieder, die sich ausdrücklich gegen eine NATO-Intervention aussprachen, 
da sie den Konflikt als interne Angelegenheit der BRJ bezeichneten. In der Resolution 1203 
vom 24.10.1998 stellte die internationale Gemeinschaft fest, dass der Krieg im Kosovo eine 
Bedrohung des internationalen Friedens sei, wobei der Konflikt, seit er am Anfang durch die 
IG mit friedlichen Mitteln zu lösen versucht worden war, zunehmend als einer internationalen 
Intervention bedürftig angesehen wurde, mit dem Ziel, dass Serbien die militärischen 
Invasionsstreitkräfte vom Kosovo abzieht, um den Frieden im Land wiederherzustellen. 
Hierbei wurde von den westlichen Demokratien auch für die internationale Intervention 
argumentiert, wobei in diesem Kontext der Ausdruck „humanitäre Intervention“ als 
angemessen für einen NATO-Angriff auf Serbien betrachtet wurde. Die internationale 
Intervention erfolge in diesem Fall, darauf wurde deutlich hingewiesen, als ein Eingriff im 
Ausland zum Schutz der dort lebenden Menschen, um einen Völkermord oder eine ethnische 
Säuberung zu verhindern.309 Milošević löste mittels massiver Offensiven der serbischen 
Militär-Streitkräfte die Vertreibung der kosovarischen Bevölkerung aus, was im Rahmen der 
internationalen Völkerrechtslehre als „jus cogens“ im Kosovofall interpretiert wurde und als 
nicht mehr tolerabel galt.310 Es sei eine pragmatische Interpretation, dass der Kern der NATO-
Intervention nicht völkerrechtlich problematisch sei und keine Verletzung der jugoslawischen 
Souveränität bedeute. Bisher hatte die UNO die serbisch-jugoslawische repressionelle Politik 
gegenüber dem Kosovo, beginnend mit der Aufhebung des Autonomiestatus, zehn Jahre lang 
toleriert, ohne dass die Internationale Gemeinschaft Miloševićs Politik der Diskriminierung 
und der Menschenrechtsverletzungen rechtzeitig und entschieden geahndet hätte. Joschka 
Schmierer interpretierte die NATO-Intervention in dem Sinne, dass  Serbien- sie selbst 
verschuldet hatte, da es gegen die UN-Charta verstoßen hatte. In der Sache aber hat Serbien 
der UNO-Ordnung Geltung verschafft, indem diese der beabsichtigten völkerrechtswidrigen 
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Destabilisierung der Staaten einer ganzen Region und der menschenrechtswidrigen 
Vertreibung der Kosovaren Einhalt zu bieten suchte.311 
Die NATO begann, Serbien aus der Luft zu bombardieren, andererseits intensivierte Serbien 
seinen Terror und startete die größte Offensive gegen die Kosovo-Albaner, welche die größte 
Massenflucht in Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zur Folge hatte. Wie in 
Medienberichten zu sehen war, vollzog sie sich vor allem über die Grenzen nach Mazedonien 
und Albanien.312 Durch die NATO-Luftangriffe auf die serbischen Militär-Streitkräfte war die 
Vertreibung der Kosovo-Albaner nicht zu verhindern. Obwohl die serbische Armee durch den 
NATO-Bombenkrieg geschwächt war, gab Milošević nicht auf. Die drei Monate Luftkrieg der 
NATO gegen die BRJ brachten auch die Russen zu dem Standpunkt, den Krieg rasch zu 
beenden und schnellstmöglich eine Lösung auf diplomatischer Ebene zu suchen. Somit 
einigte sich die Kontakt-Gruppe – hierunter auch Russland – bei ihrem Treffen am 6. Mai in 
St. Petersburg auf die folgenden Punkte für einen Friedensplan zur Lösung des 
Kosovokonflikts, die gemeinsam erarbeitet worden waren: 
- Unverzügliches und nachprüfbares Ende der Gewalt und der Unterdrückung im 
Kosovo. 
- Rückzug militärischer, polizeilicher und paramilitärischer Kräfte aus dem Kosovo. 
- Stationierung von wirksamen internationalen zivilen Präsenzen und 
Sicherheitspräsenzen im Kosovo, die von den Vereinten Nationen gebilligt und 
beschlossen werden und in der Lage sind, die Erreichung der gemeinsamen Ziele zu 
garantieren.  
- Einrichtung einer vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu beschließenden 
Übergangsverwaltung für den Kosovo, um die Bedingungen für ein friedliches und 
normales Leben für alle Einwohner im Kosovo sicherzustellen. 
- Die sichere und freie Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen und ungehinderter 
Zugang zum Kosovo für humanitäre Hilfsorganisationen. 
- Ein politischer Prozess zur Schaffung einer politischen Übergangsrahmen-
vereinbarung, die eine substanzielle Selbstverwaltung für das Kosovo unter voller 
Berücksichtigung des Rambouilletabkommens 66 und der Prinzipien der Souveränität 
und territorialen Unversehrtheit der Bundesrepublik Jugoslawien wie auch der 
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anderen Länder der Region sowie die Demilitarisierung der Kosovo-Befreiungsarmee 
vorsieht. 
-  Ein umfassender Ansatz für die wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung der 
Krisenregion.313 
 
Die westlichen Demokratien (westliche Allianz) waren dazu entschlossen, den zehnjährigen 
Krieg des serbischen Militarismus und Faschismus und die Herrschaft Miloševićs zu 
besiegen. Alle ernsthaften Analysen verweisen darauf, dass Milošević gar keine Möglichkeit 
hatte, als Sieger aus dem Konflikt hervorzugehen. Die Gegner dieses Vorgehens richteten 
harte Kritik gegen die NATO, obwohl diese mit ihrem militärischen Einsatz im Kosovo eine 
humanitäre Katastrophe zu verhindern suchte. Sie bezeichneten den Angriff als 
völkerrechtswidrige Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines Landes. Die 
Unterstützer der NATO-Angriffe auf die BRJ hielten den Krieg der NATO nicht für 
völkerrechtswidrig, da diese internationale Intervention nach ihrer Begründung humanitär 
vollkommen gerechtfertigt sei, um wieder Frieden im Land herzustellen. Hierzu wurden aus 
der österreichischen Tageszeitung „Der Standard“ einige Kommentare aus dem Jahr 1999 als 
Beispiele für das breite Interesse angeführt.  
Befürworter  
Friedensnobelpreisträger Elie Wiesel, ein US-amerikanischer Schriftsteller und 
Überlebender des Holocausts, argumentierte: „Ich kann bezüglich des Kosovo  das 
Wort ‚Genozid‘ noch nicht verwenden, gleichgültig aber, welches Wort man 
verwendet: Was Milošević in Bosnien tat und im Kosovo tut, sind Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit. Man muss diese Verbrechen stoppen, um nicht durch Nichtstun 
zum Mittäter zu werden.“ 
Zweifler 
Der deutsche Schriftsteller und Buchhandels-Friedenspreisträger Martin Walser 
äußerte in seiner Kommentierung: „Wenn man täglich die Nachrichten konsumiert, 
trifft man immer auf die Überzeugung, dass es ganz sicher ist, dass wir mit unseren 
Luftangriffen das Richtige tun. Die Medien lassen kaum eine Reflexion zu, ob etwas 
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falsch sein könnte. Ich sage nur: Politik, die zu einem Krieg führt, ist eine falsche 
Politik.“ 
Gegner 
Der russischer Schriftsteller, Dramatiker und Literaturnobelpreisträger Alexander 
Solschenizyn betonte: „Die NATO hat die UNO-Charta zertrampelt und das Gesetz 
des Dschungels ausgerufen: Der Starke hat immer Recht. Vor allen Augen wird ein 
Land vernichtet unter dem wilden Applaus der zivilisierten Regierungen. Wer stark 
genug ist, kann den Gegner an Gewalttaten hundertmal übertreffen.“314 
 
3.4  Friedensschluss von 1999 
Als es verschiedene Signale gab, denen zufolge Milošević den o. g. Plan der G-8-Staaten zu 
unterzeichnen bereit war, verdeutlichten die Verhandlungspartner Ahtisaari und 
Tschernomyrdin Milošević am 2. Juni, dass die NATO ansonsten gezwungen wäre, mit 
Bodentruppen im Kosovo einzumarschieren.  Das führte dazu, dass  Milošević keinen 
weiteren Verhandlungsspielraum mehr hatte, sodass er am 3. Juni schließlich in die 
internationalen Friedensbedingungen einwilligte. Milošević war zu diesem Zeitpunkt in einer 
Situation, in der er einen Angriff mit Bodentruppen befürchten musste, mit der Folge, dass 
nicht nur das Kosovo, sondern auch Teile Serbiens besetzt worden wären. Als der Luftkrieg 
am 09.06.1999 mit der de facto Kapitulation Jugoslawiens im Militärisch-Technischen 
Abkommen von Kumanovo, dem „Military Technical Agreement“, endete, marschierten die 
NATO-Truppen im Kosovo ein und wurden dort als Kosovo Force (KFOR) stationiert. Am 
10. Juni, also nur einen Tag später, erreichten die G-8-Staaten eine Einigung für einen UNO-
Resolutionsentwurf, der auf den Verhandlungen des finnischen Außenministers Marti 
Ahtisaari mit dem russischen Jugoslawienbeauftragten Viktor Tchernomyrdin und dem US-
Vizeaußenminister Strobe Talbott beruhte. Mit Unterzeichnung des Friedensabkommens 
seitens Miloševićs wurde der Abzug der serbischen militärischen Streitkräfte aus dem Kosovo 
beschlossen.315 Im Anschluss an das Ende des Krieges traten jedoch Schwierigkeiten 
zwischen den beiden großen ethnischen Gruppen auf, da beide auf ihrem jeweiligen 
Standpunkt beharrten. So strebten die Serben eine Rückführung an, wogegen die Albaner 
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völlige Unabhängigkeit wünschten. Der Krieg war somit zwar vorbei, doch Frieden war 
immer noch nicht wirklich zum Greifen nahe.316 
Analytisch betrachtet ist zu konstatieren, dass durch den Kriegserfolg der NATO-Intervention 
das Unrechtsregime Miloševićs beendet, eine weitere Destabilisierung der Balkanregion 
verhindert und ein Zustand geschaffen wurde, der zumindest eine gewisse Hoffnung auf eine 
langfristige Besserung gibt.317 Die serbischen Taten im Krieg lassen sich mit dramatischen 
Zahlen belegen: es gab über 835.000 aus dem Kosovo Vertriebene der kosovo-albanischen 
Zivilbevölkerung. Bis zum Jahre 2002 wurden im Kriegsverlauf mehr als 12.000 Albaner 
getötet und 4.000 Leichen albanischer Zivilisten in Massengräbern im Kosovo und 800 in 
Serbien gefunden.318 Zu den Kosovo-Kriegsfolgen zählen mehr als 120.000 zerstörte Häuser, 
mehr als 561 Massengräber wurden identifiziert, über 1200 getötete Menschen, mehr als 4000 
wurden bis heute noch nicht gefunden und 2000 waren in serbischen Gefängnissen 
interniert.319 Das Kosovo sollte nach dem Abzug der serbischen militärischen Streitkräfte 
international besetzt und verwaltet werden. Dies wurde auch in dem Friedensplan von 
Rambouillet klar festgelegt. Neben den NATO-Truppen, die für Sicherheit und 
Friedenserhaltung zuständig waren, sollte die UN-Mission für den Aufbau der Übergangs-
Verwaltungsstrukturen nach dem Krieg sorgen.320 Der Einmarsch der NATO-Truppen im 
Kosovo fand, wie oben erwähnt, am 12. Juni 1999 statt. Dies sollte nach der UN-Resolution 
1244 (siehe oben) vom 10. Juni 1999 stattfinden, die aufgrund eines Beschlusses des 
Sicherheitsrates die Grundlagen für zwei UNO-Missionen im Kosovo – eine zivile und ein 
militärische – festlegte, die unter UN-Mandat geführt werden sollten. Dabei wurde die 
Militärmission unter die Leitung der NATO gestellt, sodass sie bereit war, die Verantwortung 
zu übernehmen. Zu Beginn ihrer Stationierung zählte die KFOR 42.500 Truppen im Kosovo, 
an denen 18 NATO-Staaten beteiligt waren. Im Laufe der Zeit wurden diese Truppen nach 
Verbesserung der Sicherheitslage des Landes sukzessive reduziert. Die Stationierung der 
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„International Security Presence“ und der „International Civil Presence“, welche die UN-
Sicherheitsresolution 1244 autorisierte, agierte als Übergangsverwaltung mit dem Namen 
UNMIK (United Nations Interim Administration Mission in Kosovo). Diese Mission wurde 
eingerichtet und war zum Wiederaufbau des Landes verpflichtet.321 Der UN-Generalsekretär 
Kofi Annan legte seinen Entwurf sofort nach Beschlussfassung der UN-Resolution 1244 fest. 
Der Entwurf enthielt das operative Konzept für den Verwaltungsapparat. Diese zu errichtende 
internationale Zivil- und Sicherheitspräsenz unter Leitung der UNO sollte entsprechend der 
UN-Resolution 1244 die Aufgabe übernehmen, ihre Aktivitäten als einen Peace-Building-
Prozess durchzuführen.322 Eine solche Mission hatte es noch nie zuvor mit derart vielfältigen 
und umfassenden Aufgaben gegeben. Die UN-Mission im Kosovo war die einzige Peace-
Keeping-Operation, die neben Peace-Keeping- auch die State-Building-Aufgaben 
fortzuführen hatte.323 Somit war die Mission auch als die größte Verwaltung bevollmächtigt, 
insofern sie von der UNO seit 1999 beauftragt war, Hilfe für das Kosovo in vielen Bereichen, 
so bei der Errichtung einer Übergangsverwaltung, dem Durchführen von Wahlen und 
schließlich bei der Einleitung des politischen Prozesses zur Lösung des zukünftigen Status des 
Kosovos, zu leisten.324 
 
3.5 Politische Ereignisse nach dem Krieg: Standards before Status 
Mit der Errichtung der neuen Selbstverwaltungsinstitutionen und einer quasi multiethnischen 
Gesellschaft, die auf allen Ebenen in die staatlichen Strukturen einbezogen werden sollte, 
wollte der deutsche SRSG Michael Steiner einen guten Eindruck gewinnen. Sein Erfolg und 
der der UN-Verwaltung sollte durch die Strategie der Einrichtung provisorischer Selbstver-
waltungsinstitutionen, die im „benchmarking“ festgelegt sind,325ermöglicht werden.. Die Per-
formance der PISG und der UNMIK sollte aufgrund von Benchmarks gemessen werden, die 
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auf der Idee des deutschen SRSG Steiners beruhen.326 Das Konzept „Standard before Status“ 
wurde kurz nach dem Amtsantritt Steiners als SRSG dem Sicherheitsrat vorgestellt, wobei die 
Kosovaren an der Ausarbeitung dieses Konzepts nicht beteiligt waren.327 Das Experiment 
Steiners, der die lokalen wie die internationalen Akteure zu überzeugen und dieses Projekt im 
Land durchzusetzen versuchte, wurde von der Bevölkerung sofort abgelehnt. So formulierte 
er in dem von ihm erstellten Dokument: „I am determined that Kosovo should make progress 
on the eight standards to be achieved by the Provisional Institutions of Self-Government be-
fore Kosovo’s final status could be addressed.  Those standards concerned:  functioning dem-
ocratic institutions; rule of law; freedom of movement; returns and reintegration; economy; 
property rights; dialogue with Belgrade; and the Kosovo Protection Corps.  That clear politi-
cal target now needed an implementation plan.“328 
Es handelte sich um eine Aufgabendarstellung, eine Vorbedingung für die PISG, die sie in 
dem Demokratisierungsprozess Schritt für Schritt angehen und erfüllen musste,329 bevor die 
Verhandlungen über den endgültigen Status beginnen konnten. Das Dokument implizierte das 
Bild einer modernen demokratischen Gesellschaft; ferner umfasste es weitere Kriterien, die 
festgelegtt wurden, und diese sollten auch als Exit-Strategie und als  Türöffner zur Europäi-
schen Integration gelten.330 
„ I offer this to the Security Council as an exit strategy which is, in reality, an  entry strategy 
into the European integration process.“331 
Das Grundprinzip hinter diesem Ansatz war, dass das Kosovo nur in Richtung einer multieth-
nischen Gesellschaft entwickelt werden konnte, wenn diese vorauszusetzenden Kriterien er-
füllt wurden.332 In vielen Bereichen wurde von den internationalen Beobachtern festgestellt, 
dass die UNMIK wie auch die PISG teils unfähig und teils unwillig waren, die Autorität über 
das gesamte Territorium auszuüben und sicherzustellen, dass alle Mitglieder der Gemein-
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schaft gleich behandelt werden und ihnen das gleiche Maß an politischen und zivilen Rechten 
zuerkannt wird.333 Trotz des Erfolgs der Kompetenzübergabe der UNMIK an die PISG wur-
den die politischen Prozesse der gesamten Region aufgrund des nicht gelösten endgültigen 
Status des Landes weiterhin belastet, was zu einer Destabilisierung der Region führen konnte. 
Die abschließende Phase der Kompetenzenübertragung sollte die UNMIK durchsetzen, wenn 
die PISG nach der Vorstellung der UN-Verwaltung ihre Bereitschaft und Fähigkeit demons-
triert, internationale Standards zu erfüllen und einzuhalten. Die UN-Resolution 1244 (1999) 
stellte fest, dass die Statusfrage des Kosovo geklärt werden müsse. Das Kosovo müsse einige 
Voraussetzungen erfüllen: Es sollten erst die demokratischen Institutionen aufgebaut werden, 
die Lage der Minderheiten war stark zu verbessern, vor allem vor dem Hintergrund der Rück-
kehr der Flüchtlinge, und Standards wie die Menschenrechte entsprechend den westlichen 
Demokratiemodellen waren zu realisieren. Ein Kosovo sollte entstehen, in dem Frieden 
herrscht und ein normales Leben für alle Einwohner möglich ist.334 Immer wieder gab es poli-
tische Kämpfe der Kosovo-Albaner, welche die Unabhängigkeit des Landes vom verfeindeten 
serbischen Staat erklären wollten, und der Kosovo-Serben, die eine Abtrennung des Kosovo 
von dem Staat „Serbien“ um jeden Preis zu verhindern suchten.335 Die Vertreter der albani-
schen Bevölkerung versuchten, die Statusfrage sofort nach der Errichtung der Selbstverwal-
tungsinstitutionen auf die politische Tagesordnung zu bringen. Die lokalen Institutionen be-
mühten sich, durch ihre Initiativen die Abspaltung des Landes von Serbien ohne Kooperation 
mit der IG fortzusetzen. So verabschiedete das Parlament des Kosovo im Jahr 2002 eine Re-
solution zu einem Befreiungskrieg gegen Serbien. Diese Verabschiedung sollte sofort abge-
lehnt werden, da sie dem Willen der internationalen Präsenz widersprach. Steiner hatte den 
kosovarischen Eliten zur Strafe verboten, an drei internationalen Konferenzen teilzunehmen, 
und verpflichtete die kosovarischen Selbstverwaltungsinstitutionen darauf, sich mit den Stan-
dards zu beschäftigen. Die kosovo-albanische Elite und auch die Bevölkerung sahen die Stan-
dards als ein Hindernis, das die Zeit auf dem Weg in die Unabhängigkeit verlängere. Die 
SRSG wurde von der Bevölkerung und der politischen Elite scharf kritisiert, da die Standards 
keine rechtliche Grundlage des Sicherheitsrates der VN darstellen. Daraufhin schlug die ein-
heimische Elite der UNMIK vor, dass parallel mit der Erfüllung der Standards auch die Frage 
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des Status des Kosovo beantwortet werden müsse.336 Das Konzept „Standards before Status“ 
wurde aus acht essenziellen Elementen zusammengestellt, die das Land entsprechend der 
UNMIK-Strategie in Richtung Demokratie und State-Building-Prozess lenken sollten. Die 
Ziele, die für die Erfüllung der Standards festgelegt wurden, sind auf verschiedene politische 
Bereiche aufgeteilt: 
• Der Errichtung effektiver, repräsentativer und funktionierender Institutionen 
- “The PISG are freely and fairly elected. The PISG governs in an impartial, transpar-
ent and accountable manner. Media is independent and provides access to infor-
mation for all communities. There is an independent regulatory authority to monitor 
all media and this authority is recruited without discrimination. Hate speech is con-
demned by the media, media regulatory commission and media commentators”.337 
Die funktionierenden demokratischen Institutionen sollten eine reguläre Offenheit (Demokra-
tie) verwirklichen, in der alle Volksvertreter des Kosovo in allen Institutionen unabhängig von 
ihrer Nationalität, Religion oder Geschlecht die Bevölkerungsinteressen repräsentieren kön-
nen. In dem Zusammenhang wurden auch die Zivilgesellschaft, Menschenrechte und eine 
volle Beteiligung der Frauen an den politischen Prozessen erwähnt. Die parallelen Strukturen 
sollten durch funktionierende demokratische Institutionen abgelöst werden. In dem ersten 
Punkt des Dokumentes wurden auch funktionierende unabhängige und pluralistische Medien 
erwähnt. 
• Die Errichtung und Konsolidierung eines Rechtsstaates, „Rule of Law“, eine faire un-
abhängige Justiz für alle Bürger und Bürgerinnen. 
- “There exists a sound legal framework and effective law enforcement, compli-
ant with European Standards. No one is above the law and anyone can be 
prosecuted for crime no matter who they are or who they know. There are 
strong measures in place to fight ethnically-motivated crime as well as eco-
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nomical and financial crime. Anticorruption laws are enforced and both those 
asking for bribes and those offering them are punished.”338 
Im zweiten Punkt des Dokumentes sah der SRSG eine unabhängige und unparteiische Polizei-
Justiz bzw. ein entsprechendes Strafvollzugssystem vor, wobei alle Menschen, auch die Min-
derheiten, vor dem Gesetz gleichzubehandeln seien. Sie sollen faire Repräsentanzen darstel-
len, wobei alle Volksgruppen sämtlichen Institutionen angehören sollten. Eine intensive Be-
kämpfung von Korruption, organisierter Kriminalität, Zigarettenschmuggel, Waffen, Drogen 
und Menschenhandel sowie eine enge Zusammenarbeit mit dem Haager Kriegsverbrechertri-
bunal sollte seitens der PISG und UNMIK fortgeführt werden.  
• Bewegungsfreiheit für alle Bürger und Bürgerinnen des Kosovo 
- “All people in Kosovo are able to travel, work and live in safety without fear of at-
tack, harassment or intimidation. All people are free to use their own language 
anywhere in Kosovo. All people have access to markets, public and social services 
and utilities.”339 
Die Bewegungsfreiheit für alle Bürger und Bürgerinnen des Kosovo hatte zu berücksichtigen, 
dass die kosovarische Bevölkerung im Kosovo reisen, arbeiten und leben sollte, ohne Diskri-
minierungen oder Angriffen ausgesetzt zu sein. Die Minderheiten sollten dort ohne Bewe-
gungseinschränkungen arbeiten können, auch in den Regionen, in denen die die kosovo-
albanische Bevölkerung die Mehrheit stellt. Die politischen Vertreter der kosovarischen Be-
völkerung sollten jeden gewaltsamen Akt gegenüber den anderen Gemeinschaften verurteilen 
und Gegenmaßnahmen ergreifen, falls Angriffe erfolgen sollten. Das Recht der Minderheiten 
auf die Pflege der eigenen Sprache sollte respektiert werden, wobei es möglich sein sollte, in 
privaten und öffentlichen Bereichen die Minderheitensprache zu verwenden .  
• Rückkehr der Vertriebenen und Geflohenen 
- “Members of all communities must be able to participate fully in the economic, 
political and social life of Kosovo, and must not face threats to their security and 
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well-being based on their ethnicity. All refugees and displaced persons who wish 
to return to Kosovo must be able to do so in safety and dignity.”340 
Im vierten Punkt werden Toleranz und Respekt gegenüber anderen Minderheiten eingefordert. 
Von den errichteten Selbstverwaltungsinstitutionen wurde gefordert, die Rückkehr von 
Flüchtlingen und Vertriebenen intensiv zu unterstützen, sodass alle Zurückkehrenden, die 
Geflohenen und die Vertriebenen, sicher im Kosovo leben können. 
• Die Etablierung einer soliden Basis für die Entwicklung eines freien marktwirtschaft-
lichen Systems 
- „A legal framework for a sustainable, competitive market economy is in place 
and implemented. A regulatory commission is established that holds govern-
ment officials and the private sector accountable. A tax regime that sustains 
the functioning of government, encourages investment, and provides basic ser-
vices to all such as health care and education.”341 
Punkt fünf formuliert die Etablierung einer soliden Basis für die Entwicklung einer freien 
Marktwirtschaft im Kosovo als Standard. Um diesen Standard erfolgreich zu realisieren, seien 
die entsprechenden Gesetze vom Parlament zu verabschieden und von der Regierung durch-
zusetzen, wobei bei der Umsetzung die Regierungsinstitutionen demokratisch funktionieren 
sollten. Die Privatisierung der staatlichen Unternehmen in diesem Prozess sollte wirtschaftli-
che Perspektiven und freie Konkurrenz schaffen. Das Budget des Landes sollte allen rechtli-
chen Anforderungen genügen, das Banken- und Versicherungs- und das Pensionssystem soll-
ten effektiv kontrolliert werden. Die Steuereinnahmen und Zolleinnahmen sollten das Budget 
des Landes sicherstellen. Die Einziehung der Steuern sollte nicht von der Politik beeinflusst 
werden.  
• Klärung und Durchsetzung des Eigentumsrechts  
- „All people should have the right to own and live in their homes anywhere in Ko-
sovo. The fair enforcement of property rights is essential to encourage returns of 
IDPs and the equal treatment of all ethnic communities. A system to remedy dis-
putes over agricultural land and commercial property must be established. A 







property registry must be established and municipal surveys establishing bounda-
ries, subdivision lines, buildings and related details must be completed.”342 
Punkt sechs bezieht sich auf den Standard, dass Eigentumskonflikte fair zu lösen sind, sodass 
auch ethnische Minderheiten keine schlechtere Behandlung erfahren. Hier wird auch die Ver-
abschiedung der erforderlichen Gesetze eingefordert, die den illegalen Besitz von Häusern 
und Grundstücken beenden sollte. Die Umsetzung der Gesetze sollte entsprechend internatio-
nalen Standards durch die zuständigen Gerichte und die Polizei erfolgen, wobei auch die Kul-
turgüter zu schützen seien. 
• Normalisierung des Dialogs mit Belgrad 
- “There must be a constructive and continuing dialogue between the PISG and 
their counterparts in Belgrade over practical issues such as energy, transport, 
communications, missing etc. Kosovo's cooperation within the region is well de-
veloped.“343 
Punkt sieben sollte einen konstruktiven Dialog zwischen den provisorischen Selbstverwal-
tungsinstitutionen und der Regierung in Belgrad über die technisch-praktischen Fragen er-
möglichen, was den Weg zu Status-Gesprächen eröffnen sollte. In diesem Standard wurden 
ein reguläres Treffen der Arbeitsgruppen beider Seiten und eine konstruktive Kooperations-
atmosphäre gefordert, um die technischen Fragen möglichst gut zu lösen. 
• Die Transformation des Kosovo-Schutzkorps (TMK), Partizipation von Minderheiten 
und Reduzierung der Truppen 
- “The KPC fully complies with its mandate as stated in the Constitutional 
Framework as a civilian emergency organization which carries out rapid re-
sponse for public safety in times of disaster or emergency. The KPC must op-
erate in a transparent and accountable manner and represents all communities 
of Kosovo.“344 
Punkt acht ist der Letzte der Standards und handelt von der Transformation des Kosovo-
Schutzkorps (Kosovo Protection Corps – KPC), an dem sich alle ethnischen Gemeinschaften 
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beteiligen sollten. Die Mitarbeiter des KPC sollten auf ein Drittel reduziert werden (3,052 
Aktive und 2000 Reservisten).345 
Für die UNMIK war es von Anfang an nicht einfach, die Strategie im Land durchzusetzen. 
Außerdem sollte die UNMIK neue demokratische Strukturen aufbauen, die Kriegsfolgen be-
wältigen sowie die Postkonfliktgesellschaften in eine neue demokratisch-multiethnische Ge-
sellschaft integrieren. Um die Standards rasch zu erfüllen, wurden fünf Arbeitsgruppen für die 
verschiedenen Bereiche organisiert. Die kosovarische politische Elite sah es als schwierig an, 
die Standards mithilfe der eingeschränkten Kompetenzen der UNMIK-Seite zu erfüllen – 
bzw. ging sie davon aus, dass manche Ziele des Standard-Pakets nicht ohne die Unabhängig-
keit des Landes zu erreichen wären, gleichwohl wurde die Umsetzung der Ziele als paralleler 
Prozess der Demokratisierung des Landes angenommen.346 Die Kosovo-Albaner bemängelten 
auch, dass eine zu große internationale Intervention die Arbeit der lokalen Institutionen ein-
schränke, und forderten eine schnellere und umfangreichere Übertragung der Kompetenzen. 
Die provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen fühlten sich unter der UN-Verwaltung ein-
geengt, da die Kompetenzübertragung sehr lange dauerte. Bis zum Ende des Jahres 2003 soll-
ten alle verfassungsrelevanten Kompetenzen an die lokalen Institutionen übertragen sein. Mit 
dem Beginn des Transfers wurden auch die kosovarischen Politiker aufgrund ihrer Erwartun-
gen ungeduldig und klagten über die schwache Dynamik der UNMIK, obwohl die Ziele nicht 
leicht zu erreichen waren.347 Die vorgelegte Strategie sollte innerhalb mehrerer Jahre umge-
setzt werden, da es um politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Strukturen ging. Die 
Entwicklung von Wirtschaft, Bildung, Kultur und der Perspektive des Landes wurde mit der 
übermächtigen Status-Frage verbunden.348 Mehrmals wurde eine solche Strategie als ein Ver-
such wahrgenommen, Zeit zu gewinnen, anstatt Leitlinien und Anreize zur Bildung lokaler 
Institutionen zu setzen. „Das läuft sehr langsam. Wir haben viel Zeit verloren und diese Zeit 
muss kompensiert werden und auch Gebiete erschließen, die für die UNMIK reserviert sind, 
aber dies muss im Dialog mit der UNMIK geschehen“, äußerte der ehemalige Präsident des 
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Parlamentes.349 Die UNMIK begründete die angeheizte Lage damit, dass die Erreichung eines 
Kompromisses zwischen den beiden Volksgruppen sehr schwierig war, weil beide der 
UNMIK mit großer Skepsis begegneten. Die UNMIK sah keinen anderen Weg, als die Kritik 
und Revolte der kosovarischen Bevölkerung zu beruhigen, deshalb formulierte sie das ge-
nannte Dokument „Standard before Status“ zu „Standards for Kosovo“ um, wobei die Kom-
petenzenübergabe von den internationalen Akteuren an die lokalen Institutionen vereinfacht 
wurde. Die IG hatte rasch die Sackgasse erkannt, die sich durch die unerreichbaren Standards 
ergab. So war es möglich, durch intensive Gespräche der UNMIK und des SRSG Harry Hol-
keri mit lokalen Vertretern einen Kompromiss zu erzielen. Als neues Dokument wurde am 10. 
Dezember 2003 in Prishtina vom Präsidenten des Kosovo Ibrahim Rugova und dem Minister-
präsidenten Bajram Rexhepi ein Plan für die Erfüllung der Standards präsentiert, der durch 
den Kompromiss zwischen der internationalen Gemeinschaft und den lokalen Vertretern zu 
den Standards for Kosovo umgewandelt wurde.350 Präsident Rugova äußerte, dass „die Unab-
hängigkeit des Kosovo ein Wunsch des gesamten kosovarischen Volkes ist. Wir werden so 
schnell wie möglich die Standards für Kosovo erfüllen“.351 In dem neuen Dokument „Stan-
dards for Kosovo“ wurde erstmals eine Frist erwähnt, in der die Aufgaben der PISG und de-
ren Erfüllung überprüft werden sollten. Der Unterschied zwischen den beiden Dokumenten 
war, dass der neue Standard für Kosovo in Zusammenarbeit mit den lokalen kosovarischen 
Institutionen ausgearbeitet wurde. Außerdem sollten diejenigen Ziele, bei deren Umsetzung 
sich Fortschritte ergaben, mit den neuen Standards verbunden werden. Die Kosovo-Serben 
boykottierten die Ausarbeitung des Dokuments, da es für sie eine Präjudizierung der Status-
frage bedeutete, insofern sie in die Richtung eines selbstständigen Staates führte.352 Das neue 
Dokument, das als Standard für das Kosovo bezeichnet wurde, beschrieb den gesamten Weg, 
auf dem die Kosovaren die Standards zu erfüllen hatten, sowie den Zeitrahmen, der für die 
Erfüllung der Standards definiert wurde. Ferner legte es auch fest, wer was für die Aufgaben-
erfüllung zu tun hatte. 
Aufgrund der katastrophalen Perspektive für die Bevölkerung im 2004, der gering entwickel-
ten wirtschaftlich-sozialen und politischen Lage sowie der falschen Politik der UNMIK und 
der lokalen Vertreter zu diesem Zeitpunkt kam es im Jahr 2004 zu Ausschreitungen zwischen 
den feindseligen Gruppen der Kosovo-Albaner und der Kosovo-Serben. Dieses Ergebnis der 
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passiven, kontraproduktiven Politik der UNMIK und der PISG sollte als ein Hinweis gesehen 
werden, dass es ohne eine endgültige politische Statuslösung des Kosovo keinen nachhaltigen 
Frieden geben kann. Der vom UN-Generalsekretär als Sonderbeauftragter ernannte Kai Eide 
sollte eine umfassende Überprüfung der Situation im Kosovo übernehmen. Der Zweck der 
Überprüfung war die Beurteilung, ob die Voraussetzungen im Kosovo auf dem richtigen Weg 
zur Erfüllung sind, was den politischen Prozess hinsichtlich des künftigen Status des Kosovo 
bestimmen konnte. Kai Eide berichtete im Sicherheitsrat über die Lage im Kosovo. In dem 
Bericht konstatierte der ehemalige NATO-Botschafter Kai Eide, dass ohne eine Verbesserung 
der politisch-wirtschaftlichen und sozialen Lage der Bevölkerung Kosovos die Erfüllung der 
Standards nicht erreicht werden könne, da der Prozess in dem Fall nicht den richtigen Weg 
nähme. Die Statusfrage sollte daher nicht von der Erfüllung der Standards abhängig gemacht 
werden. Vielmehr sollte die Erfüllung der Standards durch konkrete Kontrollmechanismen 
realisiert werden, die entsprechend einem bestimmten Zeitplan zu überprüfen waren. In dem 
Dokument mit einem Umfang von 117 Seiten wurden Anforderungen an die PISG und die 
von ihr noch zu realisierenden Maßnahmen formuliert – Prioritäten, die dazu beitragen soll-
ten, dass die Selbstverwaltungsinstitutionen eine multiethnische und demokratische Gesell-
schaft konsolidieren. Eine umfassende Evaluierung der Lage im Kosovo durch den UN-
Beauftragten diente dazu, über die Angelegenheit im Kosovo zu berichten und festzustellen, 
ob die Standards entsprechend demokratischen Kriterien erfüllt werden. Im Falle einer Fort-
setzung der IG-Politik in Bezug auf die Standards sah Eide die Gefahr, dass sich die Entfrem-
dung der kosovarischen Gesellschaft und der UNMIK ausweiten könnte.353 Eide formulierte 
eine weichere Interpretation, statt „All Standards musst be achieved“ hieß es nun „A realistic 
and visible progress on the ground must be achieved before a status process is to be consid-
ered“. Diese Formulierung erleichterte es den Kosovo-Albanern, die Standards als Erleichte-
rung und Hilfsmittel anzunehmen und sie nicht mehr als Hindernis auf dem Weg zur Staatser-
klärung anzusehen.354 Der Bericht von Kai Eide hatte damals festgestellt, dass es der damali-
gen Strategie Steiners „Standards before Status“ an Glaubhaftigkeit fehlte, eine Implementie-
rung der Standards vor Beginn der Gespräche über den Status des Kosovo war unerfüllbar.355 
Obwohl die Bilanz hinsichtlich der Erfüllung der Standards im Jahr 2005 in dem Bericht von 
Kai Eide nicht durchweg positiv ausfiel, führte er aus, dass der Zeitpunkt gekommen sei, um 
                                                          
353
 Ebd., S. 170. Vgl. Schreiben vom 7. Oktober 2005 vom Generalsekretär an den Präsidenten des 
Sicherheitsrats. Sicherheitsrat  zif. S/2005/63.  Siehe unter: http://www.ico-kos.org/pdf/KaiEidereport.pdf. 
354
 UNMIK: The Kosovo Standards Process 2003 – 2007. 20 April 2007, S. 3. Vgl. KSIP: Kosovo Standards  
Implementation Plan, 31 März. 2004. Siehe unter: http: //www.unmikonline.org/pub/misc/ksip_eng.pdf. 
355
 Eiff, Hansjörg: Zum Problem des Kosovo-Status. Discussion-Paper. C144, Bonn 2005, S. 8. 
136 
 
die Verhandlungen über den endgültigen Status des Kosovo umzusetzen. Dazu sollte durch 
den UN-Generalsekretär ein internationaler Politiker ernannt werden, der die Verhandlungen 
über den Status führte. Nach Abschluss der Verhandlungen sollte er einen Plan für den end-
gültigen Status des Kosovos zur Annahme vorlegen.356 Im oben erwähnten Bericht von Kai 
Eide wurde Folgendes festgestellt: 
„There will – as stated in last year´s report – may not be any good moment for addressing 
Kosovo´s future status. Determining Kosovo´s future status remains and will continue to be- a 
highly sensitive political issue with serious regional and wider international implications. 
Nevertheless, an overall assessment leads to the conclusion that time has come to commence 
this process. “ 357 
Dem allgemeinen Stillstand nach den März-Unruhen folgte die Ersetzung des ehemaligen 
SRSG Holkeri durch den dänischen UN-Sonderbeauftragten Soren Jessen-Petersen. Die UN 
war nach dem Eide-Bericht einverstanden, die Verhandlungen über die Statusfrage zu begin-
nen, trotz der künftigen Herausforderungen, die das Kosovo noch zu bewältigen hatte.358 Zu 
diesem Zeitpunkt kam es zu einem Wechsel des SRSG (von Holkeri zu Jessen-Peterssen). , 
Der neue SRSG, Jessen-Peterssen, kündigte bei seinem Amtsantritt an, dass er sich um 
schnellstmögliche Verhandlungen über den Status des Kosovos bemühen würde und ver-
sprach eine ausreichende und baldige Übertragung von Kompetenzen an die lokalen Selbst-
verwaltungsinstitutionen. Der Sicherheitsrat begrüßte den Kai-Eide-Bericht und schlug dem 
UN-Generalsekretär vor, bald einen Sondergesandten einzusetzen, um den Prozess der end-
gültigen Statusbestimmung einzuleiten.359  Mit der neuen Strategie der UNMIK, die Stan-
dards und Kosovo genannt wurde, sollten die Verhandlungen in absehbarer Zeit beginnen. 
Dadurch wurde auch die Kontaktgruppe (USA, Deutschland, Frankreich, Italien, Russische 
Föderation, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland) seitens der UN aufgefor-
dert, den SRSG bei den Verhandlungen über den endgültigen Status zu unterstützen.360 Der 
Staatssekretär des amerikanischen Außenministeriums, Marc Großmanns, hatte in einer Rede 
in Prishtina geäußert, dass es bald eine Lösung für den Status des Kosovos geben werde. Al-
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lerdings schlug er den Kosovaren vor, die demokratischen Standards weiter zu erfüllen.361 Die 
USA wollten ihr Engagement im Kosovo nach den Interventionen in Afghanistan und im Irak 
verringern.362 Politischen Druck erlebten die kosovarischen lokalen Institutionen seitens der 
IG und der Bevölkerung insofern, als die politische Elite nicht an einer Verbesserung der so-
zial-wirtschaftlichen Lage interessiert war, um die allgemeinen Alltagsprobleme zu lösen, 
sondern sich nur auf die Errichtung der Standards konzentrierte. 
 
3.5.1 März-Unruhen 2004 
Die internationale Gemeinschaft hatte die Lage nach dem Krieg einigermaßen stabilisiert, es 
schien, dass die politischen Prozesse auf dem richtigen Weg sind, um die State-Building-
Phase im Kosovo durch die KFOR und UNMIK weiterzuentwickeln. Die serbischen Abge-
ordneten hatten die lokalen Selbstverwaltungsinstitutionen mit der Begründung boykottiert, 
dass die Wandgemälde im renovierten Parlament des Kosovos die albanischen Befreiungs-
kämpfe darstellten. Dies war aber nur ein Vorwand der serbischen Minderheiten, die mit den 
errichteten Selbstverwaltungsinstitutionen nicht einverstanden waren, da dieser Weg ihres 
Erachtens zur Abspaltung des Kosovos von Serbien führte. Deshalb wurden die Kosovo-
Serben auch von Belgrad stark politisch beeinflusst, die lokalen Institutionen herauszufordern. 
Nach knapp fünf Jahren hatte sich die Lage um 180° gewendet, insofern sich die Unzufrie-
denheit der Bevölkerung in spontan ausbrechender Wut und gewaltsamen Ausschreitungen 
gegen die passive Politik der UNMIK und die lokalen Institutionen äußerte.363 Nach einer 5-
jährigen dauerhaften Ruhe rückte die Region Kosovo wieder in das Zentrum der Weltmedien. 
Fünf Tage zuvor, am14. März 2004, war ein serbischer Jugendlicher erschossen worden – 
dies war nur ein Funke im Pulverfass, der aber einen Großteil der serbischen Minderheit auf-
gebracht hatte. Diese begannen nun den Verkehr zu blockieren, wobei v.a. die Hauptstraße 
zwischen Prishtina und Skopje blockiert wurde. Albanische Autos sowie KFOR-Truppen 
wurden in den serbischen Enklaven attackiert, da Erstere die Blockaden aufzuheben versucht 
hatten, die den Verkehr behinderten. Die angespannte Lage eskalierte nach drei Tagen am 17. 
März, als die Serben, wie über das Fernsehen und die Rundfunkstationen berichtet wurde, in 
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Mitrovica im Fluss Ibar aus Rache drei albanische Kinder ertränkten, indem sie diese mit 
Hunden in den Fluss hetzten.364 Es kam  zu gewaltsamen Ausschreitungen zwischen Serben 
und Albanern, wobei sich über 50000 Demonstranten auf der Straße versammelten, die sich 
aus Unzufriedenheit und Frustration über die neokoloniale Herrschaft der UNMIK diesmal 
auch gegen diese richteten.365 Sie waren mit dem Status quo nicht einverstanden, wobei sie 
den ehemaligen SRSG Harry Holkeri zur unerwünschten Person erklärten und ihn aufforder-
ten, sein Amt niederzulegen, ferner wurde er öffentlich zur Abreise aufgefordert.366 Die De-
monstranten forderten die UNMIK auf, unverzüglich alle inhaftierten UÇK-Mitglieder freizu-
lassen.367 Hierbei handelte es sich um die Personen, die in den Untersuchungen als Kriegsver-
brecher bestimmt wurden oder die an ethnisch motivierten Anschlägen teilgenommen hatten. 
Es gab unter der albanischen Bevölkerung im südlichen Teil Mitrovicas heftige Proteste und 
die Forderung, aus Rache in die serbische Seite einzumarschieren, um die Sperrung der Brü-
cke Mitrovicas aufzuheben. Auf dieser waren KFOR-Truppen als Kontrollposten (Überwa-
chungsstation) stationiert, sodass die Stadt in zwei Stadtteile – den Nördlichen für die Serben 
und den Südlichen für die Albaner geteilt war. Die KFOR-Truppen und die internationale 
Polizeipräsenz hatten die Kontrolle über die Konfliktvermeidung verloren und waren nicht in 
der Lage, ihrem Sicherheitsauftrag gerecht zu werden, obwohl sich die KFOR-Truppen be-
mühten, zwischen die beiden Fronten zu gelangen, um den Konflikt durch Tränengas und 
Gummigeschosse zu beenden. Die Serben waren im nördlichen Teil Mitrovicas aufgrund ille-
galen Waffenhandels und krimineller Gruppierungen sowie durch Belgrads Unterstützung 
schwer bewaffnet. Das Feuer wurde auf die albanische Mehrheit eröffnet, dieser Akt führte 
zur Eskalation der Lage. Die Bevölkerung wurde innerhalb weniger Stunden mit illegalen 
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Waffen ausgestattet.368 Die schlimmsten, blutigsten Gefechte seit 1999 stellten die UN-
Mission infrage, die internationale Gemeinschaft war von dem Ausbruch der Gewalt offen-
sichtlich völlig überrascht. Dieses Geschehen zeigte klar, wie fragil der Frieden im Kosovo 
noch war und wie schnell sich die Massen nach dem Krieg mobilisierten. Mehr als 20 Men-
schen wurden umgebracht – elf Kosovo-Albaner und acht Kosovo-Serben, und über 1000 
Menschen wurden verletzt, darunter 120 KFOR-Soldaten und UNMIK CIVPOL. Die Aus-
schreitungen weiteten sich schnell auf  das ganze Land aus und innerhalb von 48 Stunden 
wurden ca. 935 Häuser und 27 Gotteshäuser niedergebrannt, ferner 160 Fahrzeuge von Inter-
nationals, darunter mehrere aus dem UNMIK-Besitz. Die Kosten für diese Schäden sollte die 
kosovarische Regierung durch die Einrichtung eines entsprechenden Fonds übernehmen, um 
die Opfer zu entschädigen.369 Die Minderheiten sollten schnell von der KFOR evakuiert wer-
den, es wurden viele von ihnen aus ihren Dörfern vertrieben, darunter auch die Kosovo-
Albaner aus dem nördlichen Teil Mitrovicas. Aus Hass und Rache brannten die Serben in 
Belgrad die albanische Moschee und die Objekte, die in albanischem Besitz waren, nieder. 
Die US-Botschaft als Unterstützer der Albaner wurde von den serbischen Nationalisten ange-
griffen und in Flammen gesetzt. Das Kosovo war auch nach den März-Unruhen monatelang 
nicht ruhig. Die Unzufriedenheit und die Spannungen innerhalb der Bevölkerung nahmen zu, 
weil die UNMIK von den Kosovo-Albanern die Erfüllung der Standards for Status erwartet 
hatte, wobei auch die Serben als Opfer des Krieges zu betrachten waren.370 
Die lokalen kosovarischen politischen Vertreter bezeichneten die Ausschreitungen als ein 
Ergebnis der internationalen Gemeinschaft, die nicht einmal fünf Jahre nach dem Krieg die 
wirtschaftlich-soziale und politische Lage zu verbessern vermochte. Die Korruption, die hohe 
Arbeitslosigkeit und die Enttäuschung der Bevölkerung darüber, dass der Westen seine Inves-
titionen stark reduziert hatte, sowie der zu niedrige Lebensstandard wurden als Ursachen da-
für angesehen, dass die Mission scheiterte. Nach Meinung der Kosovo-Albaner sei das Koso-
vo durch eine unvernünftige und einseitige Politik der UNMIK in Bezug auf die Statusfrage 
sowie durch umgestaltete Institutionen zu einem Failed State gemacht worden, wobei das 
Scheitern der IG-Politik darin bestand, wirtschaftlich-soziale und politische Strukturen in 
Richtung Demokratie zu errichten. In mehreren wissenschaftlichen Untersuchungen hatte man 
festgestellt, dass die Ursache für die März-Ereignisse die Lage der Bevölkerung war, da sie 
                                                          
368
 Chiari, Bernhard: Kesselring, Agilolf: Wegweiser zur Geschichte Kosovo. Paderborn 2006, S. 101 / 106-107. 
369
 Human Rights Watch, Failure to Protect. Juli.25. 2004. S. 7. Siehe unter: 
http://www.hrw.org/reports/2004/07/25/failure-protect abgerufen am 07.11.2011. 
370
 Dehnert, Stephan 2004, S. 17. 
140 
 
unter der miserablen Wirtschafts- und Soziallage und der Perspektivlosigkeit der jungen Ge-
neration litt. Noch dazu kamen die pessimistische Politik der UNMIK sowie die radikale nati-
onalistische Einstellung Belgrads gegen die kosovarischen Institutionen und die ungelöste 
Statusfrage.371 Der Präsident des Kosovos appellierte an die IG, das Kosovo schnellstmöglich 
als unabhängigen Staat anzuerkennen, damit es nicht irgendwann zu spät sein werde. Die poli-
tischen Vertreter riefen die Bevölkerung zum Gewaltverzicht auf. Immerhin aber dauerte der 
gewaltsame Konflikt zwischen den beiden verfeindeten Volksgruppen zwei Tage an. Wer  
hinter den gewaltsamen Ausschreitungen stand, wurde nie festgestellt, obwohl viele Demonst-
ranten verhaftet wurden. Das Motiv der Gewalt zeigte, dass die Bemühungen um Multiethni-
zität im Kosovo gescheitert waren. Der Rückschlag für das Kosovo wegen der März-
Ausschreitungen konnte von der internationalen Gemeinschaft als Zeichen begegriffen wer-
den, die Verhandlung zwischen den Kosovaren und Serben über die Statusfrage schnell zu 
erzwingen. In seiner Rede äußerte der US-Staatssekretär Grosmann in Prishtina, dass die 
USA-Politik an der schnellstmöglichen Lösung der Statusfrage interessiert sei und die koso-
varische politische Elite in ihrer Politik unterstütze, dies mit großem Engagement durchzufüh-
ren. Er gab zu verstehen, dass die Politik der internationalen Gemeinschaft in Bezug auf das 
Kosovo nach den Märzereignissen nicht geändert werde.372 Die wirtschaftliche Lage wurde 
als katastrophal bewertet, da die internationalen Investoren ihre Investitionen stark reduzier-
ten. So machten anlässlich einer UN-Umfrage im Juli 2004 75 % der Bevölkerung die 
UNMIK direkt für die miserable wirtschaftliche Lage verantwortlich, umgekehrt waren nur 
24 % mit der Arbeit der UNMIK zufrieden.373 Die UNMIK reflektierte selbstkritisch während 
der März-Ausschreitungen, dass sie der Öffentlichkeit kein richtiges Konzept für die Zukunft 
des Kosovos präsentiert hatte. 
Es gab mehrere logische Begründungen für die Märzunruhen: Zunächst die Strategie der in-
ternationalen Gemeinschaft, die Verfolgung von UÇK-Männern voranzutreiben, die sich an-
geblich während des Krieges schuldhaft verhalten hatten, um sie auszudünnen und leichteres 
Spiel mit den kosovo-albanischen Politikern zu haben. Das Versagen der IG lässt sich im Be-
reich der strukturellen und materiellen Mängel verorten, insofern zuvor eine Reduzierung der 
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Sicherheitstruppen von 45.000 im Jahr 1999 auf 17.000 im Jahr 2004 durchgeführt worden 
war, was als Einsatzpotenzial für ein Konfliktgebiet wie das Kosovo nicht ausreichend war. 
Darüber hinaus verfügte die KFOR über keine Ausbildung und Ausrüstung für den Umgang 
mit zivilen Ausschreitungen, auch die KPS war bisher für diese Einsätze nicht trainiert und 
ausgerüstet.374 Das Problem, die März-Ausschreitungen zu verhindern oder zu bekämpfen, 
bestand in der mangelnden Koordination der einzelnen Sicherheitsstrukturen KFOR-UNMIK 
und KPS (Kosovo Police Service). An der Operation der UNMIK-Polizei waren 48 Länder 
beteiligt, was es der UNMIK-Polizei erschwerte, Risiko-Einsätze durchzuführen.375 Die serbi-
schen Medien versuchten den Fall der ertränkten Kinder zu manipulieren, die serbischen Me-
dien berichteten, dass der Vorfall nur von den Kosovo-Albanern inszeniert worden sei, um 
einen Vorwand zu haben, gegen die serbischen Minderheiten mit weiteren Gewaltexzessen 
vorzugehen und die serbische Bevölkerung aus ihren Enklaven zu vertreiben. Die albanischen 
Medien hingegen berichteten über den Fall der ertränkten Kinder, dass diese von der serbi-
schen Bevölkerung mit Hunden in den Fluss gehetzt worden seien. Diese Version bestätigte 
auch das einzige überlebende albanische Kind.376 Im Allgemeinen entsprach die Situation im 
Kosovo, wie ein Analyst beschreibt, einem Vakuum, das durch die Interaktion von vier Fakto-
ren verursacht wurde: Selbst-Zufriedenheit, Unnachgiebigkeit der Serben, regionale Verwir-
rung und Frustration der Bevölkerung im Kosovo.377 Ein weiterer Grund war auch der 
Machtwechsel in Serbien: „Neben der katastrophalen wirtschaftlichen Lage, einschließlich 
einer sehr hohen Arbeitslosenrate, den erstarkten radikalen Kräften in Serbien nach den 
Wahlen im Dezember 2003 und der Bildung einer national-konservativen Regierung unter 
Koštunica, wurde auch die Ineffizienz der UN-Mission als Auslöserfaktor ausgemacht.“ 378 
Eines der wichtigsten Charakteristika der März-Ereignisse war, dass die internationale Ver-
waltung in dem vom UN-Generalsekretär präsentierten Bericht über die Krise im März des 
vom 4. Mai 2004 die provisorischen Verwaltungsinstitutionen Kosovos und die politischen 
Beamten für ihre Nachlässigkeiten und ihre uneffiziente Politik beschuldigten. Somit wurden 
auch die kosovarischen Medien von der internationalen Gemeinschaft scharf kritisiert, da sie 
durch ihre Berichte ein negatives Klima hinsichtlich der Krise erzeugt hätten.379 Auf der ande-
ren Seite erhoben die kosovarischen provisorischen Verwaltungsinstitutionen Vorwürfe gegen 
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die internationalen Verwaltungsmissionen und bestanden darauf, dass sie die reale Macht und 
die Fähigkeit zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung in ihren Händen hatten, da 
die KFOR und die UN-Polizei die höhere Last der Verantwortung auf die KFOR und UNMIK 
übertrugen, denn sie waren für Freiheit und Sicherheit aller Bürger des Kosovos zuständig.380 
Einige Kosovo-Analysten gehen mit der Kritik an der IG noch weiter und werfen ihr erhebli-
che Mängel bezüglich der Konzeption und der Arbeit der UNMIK-Verwaltung vor. Die UN-
Mission im Kosovo wurde nach den Analysten zu einer souveränen Instanz, welche die Rolle 
der Verwaltung (Administration) mit der Rolle von Managern verwechselt hat. Die UNMIK 
und die Kosovo-Institutionen haben im Wesentlichen zu dysfunktionalen politischen Instituti-
onen geführt.381 Auch in den Berichten der internationalen unabhängigen Organisationen und 
des Human Rights Watch wird dies so gesehen, diese geben in erster Linie der internationalen 
Verwaltungsmission die Schuld an der Krise im Kosovo. Im Bericht von Human Rights 
Watch wird das Scheitern der UNMIK erläutert, und die gesamte Verantwortung wird der 
UNMIK zugeschrieben, wobei vor allem ihre Unfähigkeit, die Sicherheitsmaßnahmen umzu-
setzen, um Konflikteskalation zu verhindern, kritisiert wird.382 Allerdings versuchte die 
UNMIK, die Märzausschreitungen zu manipulieren und bezeichnete die Gewalteskalation als 
einen Konflikt zwischen den beiden Volksgruppen,383 der wegen des ungelösten Status des 
Landes und dem dadurch bedingten katastrophalen Zustand der Bevölkerung in allen Lebens-
bereichen entstanden sei. Die Bemühungen der internationalen Gemeinschaft, zu einer Ver-
söhnung zwischen den beiden ethnischen Bevölkerungsgruppen beizutragen, wurden wieder 
an den Anfang zurückgesetzt. Die Märzunruhen haben eine wichtige Rolle gespielt, die für 
die Internationale Gemeinschaft eine große Herausforderung darstellte. Es sollte sich zeigen, 
ob ein multiethnisches, friedliches Zusammenleben im Kosovo künftig tatsächlich zu verwirk-
lichen ist. 
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Die Strategie der UNMIK, die beiden Volksgruppen zu versöhnen und sich an dem Aufbau-
prozess des Landes zu beteiligen, war angesichts der Märzunruhen kaum realisierbar, da in 
einer Demokratie unabhängige Medien für die Aufgabe der Realisierung der Diskussion und 
eine funktionierende Zivilgesellschaft erforderlich gewesen wären, um Gewaltexzesse zu ver-
hindern. Nur so könnte das Kosovo eine Gesellschaft herausbilden, die multiethnisch funktio-
niert. Der Publizist Veton Surroi der kosovarischen Tageszeitung „Koha Ditore“ kommentier-
te die Lage nach den Märzunruhen frustriert und sehr enttäuscht wie folgt: Das gesamte Ko-
sovo ist nun eine Geisel […] Wenn anonyme Figuren die Situation in unserem institutionellen 
Leben diktieren, kann von Institutionen nicht mehr die Rede sein. […] Wir sind auch Geiseln 
der Distanz und der Arroganz der UNMIK. […] Die NATO hat das Kosovo tatsächlich be-
freit, aber das Leben kann nicht an diesem Punkt stehen bleiben. […] Die drei vorangegan-
genen Administratoren der UNMIK haben – ebenso wie der jetzige – wenig getan, um ihre 
Mission zu erfüllen. Sie haben sich in sich selbst zurückgezogen und hin und wieder ankla-
gend den Finger erhoben: ‚Ihr dürft nicht vergessen, dass wir Euch befreit haben.‘“384 
Das Kosovo wurde als das ärmste Gebiet in Europa bezeichnet, dessen Lebensstandard nach 
dem Krieg mit dem der ärmsten afrikanischen Staaten verglichen werden kann. In vielen länd-
lichen Gebieten stieg die Arbeitslosigkeit um circa 80 %. Die Kritik der Bevölkerung an der 
UNMIK nahm wegen der schlechten politischen Führung zu. Es gab viele Korruptionsskanda-
le der UNMIK, z. B. den des deutschen Hochstaplers, der von der UNMIK zum Chef des 
Energieversorgungskonzerns KEK (Korporata Energjetike e Kosovës) und zum Leiter der 
UNHCR-Organisation ernannt wurde. Der dreiunddreißigjährige Joe Trutschler war weder 
Ökonom noch Ingenieur und verfügte über keine abgeschlossene Ausbildung, um diese Tä-
tigkeit ausfüllen zu können. Er verließ sein Amt im Jahr 2003, mit ihm verschwanden 4,3 
Millionen Euro. Von den Korruptionsskandalen der UNMIK sollten viele Fälle erwähnt wer-
den, die von der UNMIK streng geheim gehalten wurden. Auch die italienische Mafia war in 
dunkle Geschäfte in Peja verwickelt, die unter dem Schutz der italienischen Carabinieri stan-
den. Viele interne Untersuchungen der Korruptionsskandale verliefen im Sande. Im Zusam-
menhang mit dem Flughafen wurde auch von vielen Korruptionsskandalen berichtet, in wel-
che die internationalen Angestellten verwickelt waren. In Steiners Zeit war auch ein Kosova-
re, der als Chef im Zollamt angestellt war, in zahlreiche Korruptionsskandale verwoben. Er ist 
strafffrei davongekommen, weil er mit Steiners kosovarischer Frau verwandt war. Viele Kor-
ruptionsskandale wurden von der UNMIK geleugnet, um das Ansehen der Mission nicht zu 
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beschädigen. Die kosovarische Justiz war gegenüber den Korruptionsskandalen machtlos: Da 
die Internationalen Immunität genossen, waren sie strafrechtlich nicht zu fassen. Die UN hatte 
ihre Immunität nicht definiert.385 
„Die internationale Gemeinschaft und ihre Vertreter im Kosovo tragen einen wesentlichen 
Teil der Verantwortung für die alarmierende Verbreitung von Mafia-ähnlichen Strukturen in 
Kosovo. Als Ergebnis ihrer offenen Unterstützung für führende politische und kriminelle Ge-
stalten haben sie die Glaubwürdigkeit der internationalen Institutionen in vielfältiger Weise 
geschädigt.“386  
Serbien zeigte sich nicht bereit, mit der UNMIK und den PISG zu kooperieren. Nach dem 
Wahlsieg des serbischen Radikalen Vojislav Koštunica im Jahr 2004, von dem ein Foto mit 
Kalaschnikow als Paramilitär im Kosovokrieg veröffentlicht wurde, glaubte man nicht, dass 
sich die Situation unter der neuen Regierung verbessern würde. Die Minderheiten im Kosovo 
wurden von der neuen radikalen Strömung in Serbien sofort dazu aufgerufen, sich von dem 
aufgebauten Parlament und anderen Institutionen der UNMIK zurückzuziehen und eigene 
parallele Selbstverwaltungen in den Enklaven zu schaffen.387 Die serbische Regierung ver-
suchte um jeden Preis, die von der UNMIK nach dem Krieg im Kosovo errichteten demokra-
tischen Strukturen wieder abzuschaffen. Der serbischen Regierung war seit dem Ende des 
Krieges klar, dass das Kosovo seitdem politisch verloren war. Der negative Einfluss der bis-
herigen Belgradpolitik auf die serbischen Minderheiten, die errichteten demokratischen Struk-
turen im Kosovo zu boykottieren und sich von ihnen fernzuhalten, war die Folge dessen. Die 
destruktive Politik seitens Serbiens wurde von westlichen Staaten als großer Fehler bezeich-
net, für den früher oder später ein Preis zu bezahlen wäre.388 Das Land ist voll von Geheim-
dienstagenten, professionellen Abenteurern und selbsternannten internationalen „Experten“ 
verschiedenster Art, die die vorausgegangene Demokratisierung des Landes eher behindert als 
ausgebaut haben. Die UN hat seit 1999 geschätzte 330 Mio. Euro (530 Mio. Dollar) für ihre 
Mission im Kosovo eingesetzt. Dies entspricht 1.750 € pro Kopf im Jahr – oder dem 160-
fachen der durchschnittlichen jährlichen Pro-Kopf-Hilfe für alle Entwicklungsländer zusam-
men. Die UN-Mission im Kosovo wies von Anfang an eine Schwäche in politischer, personel-
ler und struktureller Hinsicht auf, nämlich dass weder die Sprache noch die kosovarische Kul-
                                                          
385
 Rathfelder, Erich: Kosovo. Geschichte eines Konfliktes. Berlin, 2010, S. 342 
386
 Der Spiegel 24.04.2008: (Aus einer Studie des Instituts für Europäische Politik in Berlin, für das deutsche 
Militär, die Bundeswehr abgeschlossen, in 2007) 
387
 Rathfelder, Erich, in: Südosteuropäische Dialog. Balkan Diskurs/2.: Kosovo 2004. Ein Schritt vorwärts zwei 
zurück – Kritische und Konstruktive Analysen und Perspektiven, S. 12 
388
 Plaku, Gejsi, S. 86 
145 
 
tur und Mentalität verstanden wurde. Doch es gab auch Fortschritte seitens der internationalen 
Gemeinschaft, die das Land auf dem demokratischen Weg voranbrachten, was im Vergleich 
mit dem chaotischen Zustand des Sommers 1999 positiv zu bewerten ist. Zwischenfälle wer-
den auch in Zukunft von der Seite radikaler serbischer Kräfte wie auch von albanischer Seite 
in Form von Gewaltexzessen erfolgen, die dann erneut instrumentalisiert werden und weitere 
Unruhen im Land provozieren, sodass die fragile Demokratie und die politischen Institutionen 
im Kosovo weiterhin herausgefordert werden. 
3.5.2 Parallelstrukturen der serbischen Minderheiten 
Das größte Problem des Kosovos nach dem Krieg bestand für die UNMIK-Verwaltung in 
dem Scheitern der Integration der Kosovo-Serben in die politischen Strukturen. Der UNMIK 
war seit der Umsetzung der Mission klar, dass sie mit der serbischen Kooperationsbereitschaft 
nicht rechnen konnte, um demokratische Strukturen aufzubauen und die Integration der serbi-
schen Minderheit in die politischen Institutionen zu realisieren. An einem funktionsfähigen 
Kosovo unter Leitung der UNMIK war Belgrad von Beginn an nicht interessiert. Belgrad 
würde vielmehr den engen Schulterschluss mit den Kosovo-Serben suchen und diese als ver-
längerten Arm serbischer Interessen im Kosovo instrumentalisieren. Durch die Errichtung von 
Parallelstrukturen durch die serbische Minderheit vor den Augen der UNMIK entstanden nach 
dem Krieg serbische Enklaven. Wegen des Fehlens einer politischen Strategie der internatio-
nalen Gemeinschaft entstand für die radikalen Serben die Möglichkeit, durch Schaffung von 
Parallelstrukturen im Kosovo anwesend zu sein, was für die internationale Gemeinschaft und 
die Regierung des Kosovos künftig eine große Herausforderung darstellte, da sie diese wieder 
aufzulösen hatte.389  Mit dem Ende des Krieges im Jahr 1999 sah sich die serbische Gesell-
schaft im Kosovo vor allem als Opfer, weshalb sie auch jede Form der Verantwortungsüber-
nahme ablehnte. Entsprechend erläutert Professor Schmitt, dass in Serbien niemals diskutiert 
wurde, weshalb Serbien das Kosovo verloren hatte. Die unrealistischen Aussagen der serbi-
schen extrem-nationalistischen Kreise (Vojislav Koštunica, Vojislav Šešelj, Tomislav Niko-
lić) fungierten als Mittel der Machtgewinnung über die Massen und begründeten die in der 
serbischen Gesellschaft weitverbreitete Auffassung, ohne Schuld Opfer der NATO-
Aggression geworden zu sein.390 Die verbliebenen Serben waren auf zwei Territorien aufge-
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teilt, auf den nördlichen Teil Mitrovicas, wo offiziell 15.000 serbische Einwohner leben (in 
dem südlichen Teil Mitrovicas wohnen mehr als 75.000 Albaner, die meisten sind nach dem 
Krieg von den Serben aus dem Norden vertrieben worden) und auf die Streusiedlungen im 
Rest des Kosovos. Die Kosovo-Albaner, die vor dem Krieg im nördlichen Teil der Stadt Mit-
rovica lebten, mussten sofort nach dem Krieg ihre Häuser verlassen. Sie konnten seitdem 
nicht mehr in den Nordteil zurückkehren, da hier weiterhin Serbien seine politische Macht 
und Kontrolle ausübte.391 Der UNMIK-Chef von 2000 beschreibt in seinem Buch „Warrior of 
Peace“, dass er niemals erfahren hat, wer den Befehl gegeben hatte, die Franzosen (KFOR-
Truppen) auf der Brücke zu stationieren, womit die Stadt Mitrovica de facto in zwei Teile 
geteilt wurde, wodurch die Serben den nördlichen Teil erhielten und an den Grenzen zu Ser-
bien siedeln konnten.392 Dies sei auch ein Versuch Serbienszur Dezentralisierung des Koso-
vos gewesen, wie auch Koštunica in seinem Dezentralisierungs-Plan von 2004 vorgeschlagen 
hatte. Serbien versuchte, in  den serbischen Enklaven eine Selbstverwaltung sichern, und das 
Kosovo nach wie vor in Kantone aufzuteilen, wobei die serbischen Enklaven nach Koštunicas 
Plan künftig einen Autonomie-Status erhalten sollten. Dabei behauptete Serbien immer, dass 
die Region Mitrovica mit der Dezentralisierung nicht nur selbstverwaltet werde, sondern dass 
sich das nördliche Gebiet zudem im Falle einer Unabhängigkeitserklärung des Kosovo sofort 
Serbien anschließen könnte.393 Serbien wollte mit der Dezentralisierung des Landes eine Stra-
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tegie verfolgen, die den Serben einen besseren Schutz bietet. Das Territorium sollte nach ser-
bischer Ansicht durch die Dezentralisierung entlang der ethnischen Linien aufgeteilt werden, 
der serbische Dezentralisierungs-Plan sollte für die serbische Minderheit eine Autonomie in 
den von ihnen bewohnten Gebieten fördern. Der Vorschlag, der vom serbischen Parlament als 
Plan verabschiedet wurde, sah ganz klar die Einrichtung der territorialen, kulturellen und per-
sonellen Autonomie vor. Entsprechend diesem Plan sollten die serbischen Gemeinden mit 
weitgehenden Kompetenzen wie Organisation und Durchführung von Wahlen, Sicherheit, 
Gerichtsbarkeit, Bildung, Gesundheit, Sozialpolitik, Medien und Kultur, Infrastrukturaufbau, 
Verwaltung des öffentlichen Eigentums usw. ausgestattet werden.394 Diese von der serbischen 
Regierung errichteten Strukturen umfassten nicht alles, aber sie zeigen deutlich, dass mithilfe 
der parallelen Institutionen in allen Bereichen Kontakte zu den kosovarischen Institutionen 
vermieden werden konnten. Serbien schuf jahrelang seine kommunalen Strukturen im Nor-
den, die nach serbischem Recht ausgestaltet waren. Allerdings wurden diese von der serbi-
schen Regierung im Norden aufgebauten Strukturen weder von den Institutionen des Kosovo 
noch von der UNMIK anerkannt, da sie gegen die Resolution 1244 verstießen. Der Dezentra-
lisierungsplan Serbiens wurde von der UNMIK und der kosovarischen Regierung abgelehnt. 
Deshalb haben die UNMIK und die kosovarische Regierung ein Dezentralisierungskonzept 
erstellt, mit dem eine Veränderung und Optimierung der Verwaltungsstrukturen und eine Ent-
lastung der zentralkosovarischen Institutionen erreicht werden sollten. Um diesen Reformplan 
der lokalen Selbstverwaltung und der öffentlichen Verwaltung des Kosovo auszuarbeiten, 
wurde von der UNMIK die Dezentralisierungskommission des Europarates im Kosovo 
(COEDM) beauftragt. Die Ziele des Demokratisierungsplans wurden wie folgt beschrieben: 
„greater democracy, increased participation, better provision of services and sustainable secu-
rity at the local level“.395  
Der Nordteil von Mitrovica ist durch die Teilung unter internationaler Verwaltung unmittelbar 
an das serbische Staatsgebiet angebunden. Die serbische Regierung versucht seit dem Jahr 
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1999, durch destruktive Institutionen auch eine falsche, weil autoritäre radikale Politik durch-
zusetzen, um die Autorität der IG im Kosovo zu untergraben. Die UN-Verwaltung hatte tat-
sächlich eine starke Einschränkung ihrer Macht im Norden des Landes hinzunehmen. Die 
politisch-rechtlichen EU-Missionen im Norden des Kosovo fanden unter mehreren „Hüten“ 
statt. In EULEX sollten auf der Basis eines Kompromisses diejenigen Staaten, die die Unab-
hängigkeit des Kosovo bereits anerkannt hatten, und diejenigen, die dies noch nicht taten, 
zusammenarbeiten. Die ICO hatte ihr Büro in Süd-Mitrovica eröffnet, wurde aber von den 
Serben ignoriert und hatte nicht die Möglichkeit, ihre Macht nach Norden hin zu erweitern. 
Die EULEX-Mission, deren Versuch, ihre Macht und Kontrolle im Norden auszuweiten, sich 
lange verzögerte, war bis kurze Zeit zuvor auch nicht mit mehr als zehn Mitarbeitern im Nor-
den präsent. Die Präsenz der internationalen zivilen Mission im Norden, mit Ausnahme der 
KFOR, vor allem Europäer und Amerikaner, und diejenigen, die dort arbeiteten und im Nor-
den lebten, sollte nicht mehr als einige Dutzend Personen ausmachen.396 Der Nordteil des 
Kosovo befand sich nach dem Krieg in einer sehr schwierigen Situation. Durch die Toleranz 
der internationalen Verwaltung hat sich eine Status-quo-Situation ergeben, die von Chaos, 
Rache und großen Veränderungen geprägt war. Es scheint, dass die militärische Logik der 
Friedenstruppen, unter strenger Anwendung des Protection Concepts die ethnischen Volks-
gruppen jahrelang getrennt zu halten, nicht funktioniert hat .397 Mitrovica und der nördliche 
Teil des Kosovo befanden sich seit dem Ende des Krieges in einer angespannten, sensiblen 
und nicht nachhaltigen Situation, die manchmal von Gewaltausbrüchen gekennzeichnet war. 
Dieser Teil des Landes hatte die lokale und internationale Aufmerksamkeit oftmals und in 
erster Linie aufgrund negativer Nachrichten erhalten: Barrikaden, ethnische, soziale und insti-
tutionelle Spaltungen, Brandstiftung und Zerstörung der Zollstellen, ethnisch motivierte Ge-
walt, Mangel an Rechtsstaatlichkeit und illegale Geschäfte sind nur einige Beispiele. Beson-
ders Mitrovica, die geteilte Stadt am Fluss Ibar, ist ein wesentliches Element der ethnischen 
Spannungen und kann als Synonym des ungelösten Konflikts im nördlichen Teil betrachtet 
werden. Der nördliche Teil des Kosovo war nach dem Krieg von starker Unterentwicklung 
und ungelösten ethnischen Konflikten geprägt. Es ist nicht überraschend, dass die wirtschaft-
liche Lage und die hohe Arbeitslosigkeit in diesem Landesteil seitens der Bevölkerung und 
unabhängig von der ethnischen Herkunft als Hauptprobleme wahrgenommen wurden und 
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werden. In Süd-Mitrovica werden die wichtigsten wirtschaftlichen Aktivitäten im privaten 
Sektor zu 95 Prozent von Unternehmen getätigt, die maximal fünf Mitarbeiter haben und fast 
die Hälfte davon ist in Handel und Verkauf tätig. Hingegen ist der öffentliche Sektor im nörd-
lichen Teil geteilt in Institutionen des Kosovo und solche, die von der serbischen Regierung 
finanziert werden, was gemeinhin als Parallelstruktur bezeichnet wird. Die Institutionen des 
Kosovo bieten eine höhere Zahl an Arbeitsplätzen und höhere Löhne im Vergleich zu ent-
sprechenden Positionen in Serbien, wobei jene um ca. 150 Prozent höher bezahlt werden. 
Durch die Finanzierung der serbischen Institutionen im Kosovo versuchte die serbische Re-
gierung, Einfluss auf diesen Teil zu nehmen und politische Kontrolle über ihn auszuüben. Der 
private Sektor ist geringer entwickelt als auf der südlichen Seite und umgekehrt ist der öffent-
liche Sektor in Süd-Mitrovica nicht so wichtig im Zusammenhang mit der Beschäftigung wie 
im Norden.398 Der nördliche Teil des Kosovo, der überwiegend von Serben bewohnt war, war 
seit Juni 1999 nie voll unter der wirksamen Kontrolle der UNMIK, noch weniger unter derje-
nigen der Kosovoregierung. Die UNMIK war mit ihren Organen bis zu den März-
Ausschreitungen von 2004 teilweise präsent. Die Serben haben an den Parlamentswahlen teil-
genommen. Die Parallelstrukturen wurden mit den Märzunruhen weiter verstärkt und waren 
sodann noch aktiver. Dies führte auch zum Scheitern des Abkommens zwischen dem SRSG 
Michael Steiner und Nebojša Čović, obwohl sie sich bezüglich der Ausweitung der Macht 
und der Kontrolle der UNMIK über den nördlichen Teil Mitrovicas geeinigt hatten. Dennoch 
hatten auch die UNMIK-Polizei und der Kosovo Police Service angefangen, ihre Tätigkeit im 
nördlichen Teil Mitrovicas durchzuführen.399 Die März-Ausschreitungen des Jahres 2004 ha-
ben die Kooperation zwischen den internationalen Behörden und den lokalen Vertretern sowie 
der serbischen Minderheit auf null gebracht. In dem Bericht von Harry Holkeri an den Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen in New York betonte dieser, dass die Parallelstrukturen der 
serbischen Minderheit seit 2003 verfestigt waren und die Lage angespannt blieb. „Unfortu-
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nately, Belgrade ove [sic!] the past few months had moved to extend and strengthen the pres-
ence of its parallel structures in Kosovo“.400 
Die Kosovo-Albaner kritisierten die internationale Gemeinschaft scharf, weil sie nicht im-
stande war, eine politische Strategie gegen die serbischen Parallelstrukturen und den politi-
schen Einfluss Belgrads zu entwickeln. Die UNMIK ließ es zu, dass Serbien im Kosovo (in 
den serbischen Enklaven) seine Wahlen organisierte, hier kamen auch die politischen Partei-
vertreter Serbiens zu den Wahlkämpfen, die wiederum von Serbien im Kosovo ohne Behinde-
rung seitens der internationalen Gemeinschaft organisiert wurden. So wurde die serbische 
Minderheit durch Propaganda beeinflusst, dass das Kosovo zu Serbien gehöre und die Serben 
dort verpflichtet seien, die kosovarische Gesellschaft und die politischen Institutionen zu ig-
norieren und nicht anzuerkennen.401 Wegen der Abhaltung der serbischen Wahlen im Kosovo 
wurde die UNMIK seitens der Albaner scharf kritisiert. Die kosovarische Zeitungen kritisier-
ten die UNMIK öffentlich: „As we all know, UNMIK has meaningful competences only over 
the Kosovo Albanians. Kosovo Serb politicans and the regime in Belgrade disregard it. We do 
not think we should waste time justifying it; parallel structures continue to exist despite calls 
of the Secretary General Annan and SRSG Holkeri to dismantle them. UNMIK has made some 
plans to unite Mitrovica and has failed“.402 
In den Enklaven blieben viele serbische Kriminelle, die während des Krieges im Kosovo an 
vielen Folterungen der albanischen Bevölkerung beteiligt waren. Die Kosovo-Serben haben 
nach der Einsetzung der UNMIK-Verwaltung im Kosovo über die Gründung des serbischen 
Nationalen Rates von Kosovo und Metohija entschieden, wobei das Ziel dieser politischen 
Entscheidung darin bestand,  dass die serbische Minderheit ihre politischen Ziele im Kosovo 
erreicht. Der serbische Nationalrat sollte mit der UN-Resolution 1244 übereinstimmen. Der 
Bischof der Diözese Raška-Prizren wurde in Gračanica als Präsident des Executive Commit-
tee des serbischen Nationalrates (SNV) von Kosovo und Metohija gewählt, da auch die Initia-
tive für die Gründung des Rates von lokalen Kirchenvertretern ausging, ohne dass das Mi-
lošević-Regime Einfluss nahm. Das erste gemeinsame SNV-Parlament bestand aus 49 Vertre-
tern der Serben, die aus vier serbischen Enklaven im Kosovo stammten.403 Dieses politische 
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Organ wurde geschaffen, um alle  Kosovo-Serben zu vertreten. Dies war aber nicht leicht zu 
realisieren, da bereits ein lokaler serbischer Nationaler Rat im Nordteil von Mitrovica gegrün-
det worden war, dessen wichtigster Vertreter Oliver Ivanović war. Die beiden gegründeten 
serbischen politischen Gremien wurden in einem Rat zusammengeschlossen. Ihre Politik ori-
entierte sich eher an Belgrad, und jeder Kooperation mit der UNMIK wurde misstraut. Die 
Existenz des serbischen Staates im Kosovo war also nicht beendet, es war nur so, dass sich 
die Form des Handelns veränderte. Im Jahr 2000, nach dem Machtwechsel in Serbien, über-
nahmen die neuen Herrscher die gesamte kriminelle Infrastruktur Miloševićs in Nord-
Mitrovica, Leposavić, Zubin Potok und Zvečan. Dies geschah unter dem Deckmantel des so-
genannten „Center for Peace and Tolerance“. In diesem besetzten Teil des Kosovos erschie-
nen – vor den Augen der internationale Gemeinschaft und der NATO-Truppen – zunächst 
sogenannte „Bridge Watchers“, die von Oliver Ivanović, Marko Jakšić und Spasoje Memaro-
vić angeführt wurden.404 Anfangs versammelten sich die Menschen spontan, um die Brücke 
und damit den Verkehr zu blockieren, indem der Durchgang auf der Südseite des Flusses ver-
sperrt wurde. Schrittweise waren sie dann besser organisiert. Bridge Guards wurden für die 
drei Hauptfunktionen organisiert: Verhindern des Durchgangs von Albanern in den nördli-
chen Teil Mitrovicas; Informationen über die Kosovo Force (KFOR) und die Civilian Police 
(CIVPOL) sammeln; und gleichzeitig Informationen über alle im Norden lebenden Kosovo-
Albaner sammeln. Gegen Ende des Jahres 1999 wurden die Bridge Guards eine strukturierte 
Organisation, die ihre Aktivitäten mithilfe des Radios und anderen Telekommunikationsfor-
men koordinierten. Neben den „Brückenwächtern“ wurde im Norden auch eine weitere Prä-
senz des Innenministeriums mit Offizieren und Polizeibeamten Serbiens eingerichtet. Die 
gesamte Struktur bestand aus Verbrechern, Mitgliedern der Radikalen Partei, serbischen Ge-
heimdienst-Agenten (BIA) und Mitgliedern des Innenministeriums (MUP) usw.405 Belgrad 
war immer daran interessiert, die politische und wirtschaftliche Herrschaft über möglichst 
große Teile des Kosovo aufrechtzuerhalten – zumindest dort, wo sich die serbischen Enklaven 
befanden. In vielen Regionen des Landes befinden sich serbische Dörfer, die von den KFOR-
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Truppen bewacht werden. Hiermit wurde die Territorialisierung der ethnischen Gruppen fort-
gesetzt, die eine strenge überwachende Kontrolle genossen – so sind serbische Klöster, die 
unter dem Schutz der KFOR-Truppen stehen, noch präsent. Immerhin ist die Bewegungsfrei-
heit der Serben in verschiedenen Teilen Kosovos sehr eingeschränkt. Seit Kriegsende herrscht 
unter ihnen das Gefühl der Isolation in einer albanischen Umgebung vor. In den Enklaven, in 
denen sie sich nach dem Krieg zusammenschlossen, lebt die serbische Minderheit entspre-
chend den Vorgaben der Belgrader Politik und sie wird auch seitens Belgrads gezwungen, 
ihre Integration in die politisch-wirtschaftlichen und sozialen Machtstrukturen der kosovari-
schen Gesellschaft  zu verweigern. Somit werden sie auch als politisches Mittel instrumentali-
siert, um die politischen Interessen der serbischen Parteien durchzusetzen.406 Deshalb gibt es 
zwei politische Strömungen innerhalb der serbischen Minderheit im Kosovo: Eine, die sich 
ganz an Belgrads Direktiven orientiert und die Kooperation mit der kosovo-albanischen Seite 
verweigert. Diese Gruppe lebt im Norden des Staates. Die zweite Gruppierung der serbischen 
Minderheit ist wesentlich kleiner, zeigte sich aber bereit, mit der internationalen Gemein-
schaft und den albanischen Regionalbehörden zu kooperieren.407 Diese Parallelgesellschafts-
strukturen funktionieren so gut, dass man denke könnte, man sei in Serbien. Von der Gesund-
heit bis zum Schulwesen, von der Währung bis zur Gemeindeverwaltung wird das Leben vom 
serbischen Einfluss beherrscht.408 Es ist davon auszugehen, dass die Serben sich nicht an dem 
Prozess um Mitrovica, als eine einige Stadt zu funktionieren, beteiligen möchten. Im Norden 
fühlen sie sich fraglos Serbien zugehörig und deshalb wollen sie auch nichts mit dem Staat 
Kosovo zu tun haben. Serbien organisierte regelmäßig seine Wahlen im Kosovo (diese fanden 
auch nach der Unabhängigkeit des Kosovo statt) in den Teilen des Landes, in denen die serbi-
schen Enklaven lagen.409 Alle Staatsangestellten werden von Serbien bezahlt, Belgrad stellt 
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Personaldokumente aus und vergibt die Autokennzeichen. Die materielle und organisatorische 
Unterstützung wurde vom Koordinationszentrum in Belgrad weitergeführt und nahm nach 
dem Sturz von Milošević im Oktober 2000 stark zu – hiermit wurde intensiv seitens Belgrads 
daran gearbeitet, die Parallelstrukturen auszubauen.410 Große Geldbeträge – mehr als 500 Mil-
lionen Euro – wurden von Belgrad an das Kosovo gezahlt. Das Geld, das der verarmte serbi-
sche Staat für die Parallelstrukturen ausgibt, wird meist aus westlichen Hilfsgütern generiert, 
die eigentlich für Serbien bestimmt sind. Durch diese Finanzierung hat Belgrad weitgehend 
die Möglichkeit, diese parallelen Institutionen im Norden zu gestalten. Allein im Jahr 2006 
investierte Serbien circa 200 Millionen Euro, um serbische Parallelinstitutionen wie Gesund-
heitswesen, Schulen, Pensionen usw. aufrechtzuerhalten.411 Der Einfluss der Belgrader Politik 
nach dem Krieg auf die Kosovo-Serben ist als sehr wichtig zu bezeichnen. So wurde von der 
serbischen Regierung ein Ministerium nur für das Kosovo errichtet, um die Finanzierung der 
serbischen Parallelstrukturen im Kosovo sicherzustellen. Die serbische Bevölkerung im Ko-
sovo wird somit von beiden Ländern finanziert – von Prishtina und von Belgrad. Sie erhält 
zwei Gehälter, dies gilt aber nur für die Serben, die im öffentlichen Dienst arbeiten. Die Un-
terstützungspolitik Belgrads für die Kosovo-Serben in Form der Parallelstrukturen behinderte 
die Versöhnung der beiden Volksgruppen und brachte die 16.000 verbliebenen Kosovo-
Serben dazu, die errichteten Selbstverwaltungsinstitutionen und die organisierten demokrati-
schen Wahlen zu boykottieren, was als ein Hindernis bei der Errichtung einer multiethnischen 
Gesellschaft zu sehen ist. Serbien versuchte um jeden Preis, eine Versöhnung und die Errich-
tung politischer Strukturen im Kosovo seitens der internationalen Gemeinschaft, die gemein-
schaftlich von Kosovo-Serben und Kosovo-Albanern genutzt werden könnten, zu verhindern. 
Die falsche radikale Politik Serbiens in Richtung der serbischen Minderheit im Kosovo ver-
tiefte die Trennung beider Volksgruppen und blockierte die Schritte und Bemühungen um 
eine friedliche Konfliktlösung. Die Förderungsprojekte und Aktivitäten, die seitens der Insti-
tutionen des Kosovos und seiner strategischen Partner für den Norden des Staates durchzuset-
zen versucht werden, werden durch Belgrad wiederholt erschwert. So wurden auch die 
USAID-Projekte und der Community-Support des US-Büros im Norden durch die Parallel-
strukturen im Norden total boykottiert. Serbien bezeichnet die Parallelstrukturen als rechtmä-
ßige Organe, die durch ihre Errichtung die Teilung des Landes im Norden verfestigt haben. 
Der Direktor des Kosovo-Koordinationszentrums in Belgrad, Nebojša Čović, argumentiert zur 
Existenz der Parallelstrukturen wie folgt: „I do not see these institutions as parallel ones and 
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I will never see them as such, because you cannot have parallel institutions in your own coun-
try. I repeat- there are no parallel institutions. It is quite normal to have the Serbian, and not 
exclusively Serbian, education, healthcare, and social services, and it is also quite normal for 
Serbia and Serbian community not to allow to be ethnically cleansed“.412 Unabhängig davon 
sollten die Minderheiten die Eigenstaatlichkeit des Kosovos anerkennen, die Parallelstruktu-
ren überwinden und neue gemeinsame serbisch-albanische Strukturen errichten, in die alle 
Volksgruppen einbezogen sind, um eine langfristige Konfliktlösung auf zivilgesellschaftlicher 
Ebene und einen historischen Erfolg als multiethnischer Staat zu ermöglichen. Es sollte eine 
Initiative auf Regierungsebene stattfinden, die von staatlichen Akteuren geführt wird, um die 
Voraussetzungen für eine gemeinsame Zukunft zu verbessern und das aufgrund der Ge-
schichtsereignisse ausgeprägte Gefühl der Angst und der Enttäuschung unter der Bevölkerung 
zu überwinden. Serbien hingegen verletzt die Staatlichkeit des Kosovo und zwingt die Koso-
vo-Serben, ihre Integration in die kosovarische Gesellschaft zu verweigern. In einem OSZE-
Bericht wurde auch an Serbien appelliert, die Finanzierung der Parallelstrukturen einzustellen 
und die destruktive Rolle nicht mehr weiterzuspielen.413 Es sollte die Lage der eigenen Be-
völkerung vielmehr durch den Dialog mit Prishtina verbessern und die bestehenden Probleme, 
die durchaus nicht gering sind, langfristig durch einen konstruktiven Dialog lösen. Das Koso-
vo war nicht in der Lage, sein Gewaltmonopol im gesamten Staat auszuüben. Das Gefühl 
permanenter Bedrohung herrscht unter den Albanern wie unter den Serben im Kosovo vor, da 
die Gewaltausübung durch Privatpersonen wie durch organisierte Kriminalität nicht ausge-
schlossen werden kann.414 Tägliche Entwicklungen im Norden des Kosovos zeigen, dass die 
parallelen Strukturen mit der Infrastruktur des serbischen Geheimdienstes (MUP, BIA, KOS) 
funktionieren, sowohl Machtstrukturen (Ministerium für Kosovo und Metohija) als auch öf-
fentliche Strukturen (Post und Telekommunikation, organisierte serbische Medien, Bildung, 
Gesundheit, Kultur, Theater, Sport usw.). Es gibt viele namentlich bekannte Polizeimitglieder, 
die bei der Kosovo-Polizei arbeiten und gleichzeitig mit dem MUP kooperieren.415 Schmug-
gel, Kriminalität und Waffentransport wurden in Mitrovica nicht gestoppt, die mächtige Mafia 
existiert immer noch als Netzwerk (an dem auch Albaner beteiligt sind) und sie arbeiten ohne 
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Behinderung auch 12 Jahre nach dem Krieg weiterhin zusammen. Die kriminellen Organisa-
tionen im Norden des Staates, so die Brückenwächter,416 wie auch die Toleranz der internati-
onalen Gemeinschaft haben die Strukturen der organisierten Kriminalität und des Schmuggels 
verstärkt. Diese mangelhafte Strategie der IG schaffte eine Situation des chronischen Mangels 
an Recht und Ordnung im normalen Leben und in der geteilten Stadt Mitrovica wie auch in 
den bestehenden nördlichen drei Gemeinden, die von Serben bewohnt werden. Die nur teil-
weise funktionierenden Grenzübergangsstellen 1 und 31 und die ebenfalls unvollständige Ko-
ordinierung der Aktivitäten von Polizei und Ermittlungsbehörden verschafften der organisier-
ten Kriminalität ein wirtschaftliches Monopol, das aktuell insbesondere im Norden Kosovos 
sogar verstärkt präsent ist. 
Der überwiegend von Serben bewohnte Norden Kosovos entzieht sich weiter der Kontrolle 
Prishtinas. Die Rechtsstaatlichkeit funktioniert nicht, die Polizei ist zumeist machtlos. „Es 
gibt keine Justiz, die EULEX-Mission ist vollkommen eingeschränkt“: Die Tageszeitung 
„Koha Ditore“ veröffentlichte den Bericht des Koordinators für den Norden der kosovari-
schen Regierung, Ylber Hysa, der in seinem 60-seitigen Bericht die Lage im Norden zusam-
menfasste. Laut dem 60-Seiten-Bericht Hysas würden neben serbischen Parallelstrukturen im 
Norden auch kriminelle Gruppen und Hooligans regieren. Nicht alle Institutionen und Grup-
pen stünden unter der Kontrolle Belgrads. Der Titel des Berichtes „Belgrad einen Fuß in 
Norden Kosovas und mit der offenen Tür nach Brüssel“417 machte auch die Gründe der Poli-
tik Belgrads hinsichtlich der Belagerung des Nordens klarer, insofern nicht alle Parallelstruk-
turen und errichteten Institutionen unter der Kontrolle Belgrads stehen. Vielmehr werden sie 
auch von Kriminellen, Gruppen, Banden und Mafiosis beherrscht, die ihrerseits oftmals in 
Rivalität zueinander stehen. Der ehemalige Chef der EULEX-Mission, Johannes Van 
Vreeswijk, äußerte in der kosovarischen Tageszeitung Zeri, dass zwar die Verschlimmerung 
von der serbischen Seite kommt. Aber den Norden beschreibt er weitgehend in der Weise, 
dass er von 25 Kriminellen kontrolliert werde, die die politische Situation zu nutzen versu-
chen, um unter dem Vorwand der Nicht-Anerkennung des Kosovos ihre illegalen Geschäfte 
wie Treibstoff-, Drogen-, Zigaretten-, Kfz- und Alkoholschmuggel zu betreiben, weshalb sie 
dieses Gebiet um jeden Preis zu schützen versuchen, unter anderem auch durch die Errichtung 
von Barrikaden. Veselinović ist Leiter des Netzwerks, das Barrikaden organisiert, sein 
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Schmuggelgeschäft würde sicherlich gefährdet, wenn das Kosovo in der Lage wäre, durch die 
Erweiterung der Staatlichkeit neue Kontrollmaßnahmen zu implementieren und Kontrolle 
über das Gebiet des Nordens auszuüben. Nord-Kosovo war nicht das einzige Gebiet, in dem 
der Kriminelle Veselinović seine kriminellen Machenschaften organisierte. Er besuchte oft-
mals den südlichen Teil des Landes wie Vushtrri und Süd-Mitrovica, wo zahlreiche Treffen 
mit albanischen Persönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik stattfanden. Es gibt deutliche 
Hinweise und Informationen bei der kosovarischen Polizei, dass Veselinović enge Handelsbe-
ziehungen mit albanischen Partnern in Prishtina und in anderen Teilen des Kosovos unterhält. 
Es wurde aber nichts unternommen, weil die Politik den Eingriff nicht zugelassen hatte. Ko-
sovopolizisten, die bereit waren, über diese Informationen zu berichten, um Licht in diese 
Aktivitäten zu bringen, wurden von der Politik behindert und in manchen Fällen auch aus der 
Arbeit entlassen.418 Obwohl die NATO und die Vereinten Nationen gut über ihn und die ge-
samte kriminelle Gruppe informiert waren, waren sie nicht in der Lage, diese aufzulösen, da 
Spannungen und neue Konflikte vermieden werden sollten.419 Allerdings ist hier zu bemer-
ken, dass die offizielle Politik Belgrads und dessen Präsenz im Norden des Kosovos grund-
sätzlich zweifelhaft bleiben. Belgrad erhält seine Präsenz im Norden gezielt aufrecht mit 
mehrfachen Begründungen. Das Spiel Belgrads im Norden und um den Norden ist vielschich-
tig, da Serbien mal den Unterstützer und mal den Verhinderer dieser Strukturen zu spielen 
versucht. Mal ist Belgrad als Bedroher gegen die Trennung dieses Territoriums, mal will es 
als Monopolist den Status quo erhalten. Auf diese Weise hält Belgrad den Norden als einen 
Vermögenswert gegenüber Brüssel und Prishtina, der als Druckmittel dienen soll. Die Spal-
tung des Nordens vom Kosovo wird sowohl für die Republika Srpska in Bosnien, als auch für 
Mazedonien als Präzendenzfall gedeutet,, der von den internationalen und lokalen Experten 
oftmals als die „Büchse der Pandora“ bezeichnet wird, welche die Gefahr der Destabilisierung 
der gesamten Region durch eine gewaltsame Konflikteskalation zwischen den ethnischen 
Volksgruppen provozieren könnte. In seinem Bericht forderte der Koordinator Hysa Ylber die 
internationale Gemeinschaft auf, durch eine neue Strategiepolitik eine Lageänderung herbei-
zuführen, da durch die Verhandlungen zwischen Prishtina und Belgrad eine Lösung des Prob-
lems im Norden des Staates nicht gelingt.420  In dem Bericht wird klargestellt, dass in sieben 
Kommunen des Kosovos – vier nördlich des Flusses Ibar und drei im Süden – 67 Gruppen 
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Verbrechen betreiben, wobei Albaner und Serben zusammenarbeiten. Und zwar in den 4 
nördlichen Kommunen: Nord Mitrovica, Zveqan, Zubin Potok und Leposavić.421 Die anderen 
drei im Süden sind: Süd-Mitrovica, Vushtrri und Skenderaj. Diese kriminelle Vereinigung hat 
die Lage der geteilten Stadt und des geteilten Landes zu ihren Gunsten ausgenutzt. Die Koso-
vopolizei, EULEX und KFOR wissen von den gewalttätigen Aktivitäten dieser Gruppen, aber 
es wurden noch keine Aktionen unternommen, um diese kriminellen Strukturen aufzulösen. 
Im Allgemeinen haben die Extremisten und kriminellen Gruppen im Norden bisher immer 
von den extremen politischen und ethnischen Spannungen profitiert. Während im Norden das 
Leben für alle Gemeinden düster ist, setzen kriminelle Gruppen von Serben und Kosovo-
Albanern, die mit den politischen Zentren in Belgrad und Prishtina in enger Verbindung ste-
hen, gemeinsam ihre Tätigkeit fort und versuchen so, ihre Interessen der jeweiligen Situation 
anzupassen.422 Die Wahrheit ist: Im Norden handeln parallele Strukturen Serbiens, die seit 
1999 nicht nur eine intensive Dynamik gegen Prishtina und die westliche Gemeinschaft ent-
wickelt haben, sondern auch in sich selbst dynamisch sind. Somit sind die politischen Akteure 
zu kritisieren, da diese kriminellen Strukturen von UNMIK, EULEX und der kosovarischen 
Regierung seit Ende des Krieges massiv toleriert wurden. Die Unabhängigkeit des Kosovos 
hat einen politischen „Misch-Masch-Effekt“ geschaffen, indem manche ausländische Missio-
nen im Auftrag der UNO mit Bezug auf die Resolution 1244 operieren, während andere, z. B. 
solche der EULEX, stattfinden, welche die Unabhängigkeit des Kosovos anerkennen. Das 
Ganze führt zu keinem Ergebnis im Kampf um Recht und Ordnung. Vor allem ist hier scharfe 
Kritik an die EULEX-Mission zu richten, die im Norden versagte, weil sie nicht Recht und 
Ordnung in der gesamten Region sicherzustellen vermochte.423 Die Hauptagenda der kosova-
rischen Regierung besagt, dass die parallelen Strukturen aufzulösen seien. Dafür werden Plä-
ne, Resolutionen und Strategien ausgearbeitet, aber auch konkrete Maßnahmen durch die ko-
sovarische Regierung in Kooperation mit der internationalen Gemeinschaft durchgesetzt, um 
die serbischen Parallelstrukturen, die in kriminelle Machenschaften verwickelt sind, aufzulö-
sen, da sie für die Staatlichkeit des Kosovo seit Jahren ein Problem darstellen und die Souve-
ränität des Landes jeden Tag verletzen. Für den Souveränitätsanspruch des Kosovos über das 
gesamte Territorium im Norden besteht die Gefahr, dass er nicht aufrechterhalten werden 
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kann. Die Aktion der kosovarischen Regierung vom 25. Juli 2011,424 ihre Macht und Kontrol-
le mithilfe der Polizei auszuweiten, wurde von der EU und der IG als Provokation bezeichnet, 
welche die fragile Ruhe der gesamten Region bedrohe. Gleichwohl besteht auch für Serbien 
das Problem, dass sie ohne Gewaltexzesse die Souveränität und Kontrolle über den Norden 
des Kosovos nicht aufrechterhalten können, weshalb sie ja die serbische Bevölkerung mobili-
siert haben, durch Errichtung von Barrikaden und Bewaffnung der Bevölkerung die kosovari-
sche Regierung so weit wie möglich vom Norden des Staates fernzuhalten. Die Hoffnungen 
Serbiens, das gesamte Kosovo als Teilgebiet Serbiens wieder unter Kontrolle zu bekommen, 
erscheinen unrealistisch. Serbien bewegt sich eher in die Richtung, den nördlichen Teil des 
Kosovos zu teilen, was jedoch für die internationale Gemeinschaft und die kosovarische Re-
gierung absolut inakzeptabel ist, da die Landkarte des Balkans nicht mehr verändert werden 
soll.425 Die serbische Option sieht eine Abtrennung des nördlichen Teils des Kosovos zuguns-
ten Serbiens vor, obwohl beide Teile eng politisch und wirtschaftlich verbunden wären. Diese 
Option wurde von den Albanern wie von den USA und der EU sofort abgelehnt, da eine Tei-
lung verschiedene katastrophale Auswirkungen hätte, die das Gleichgewicht auf dem Balkan 
erschüttern würden.426 Die Abtretung des serbischen Nordens könnte auch eine Abtretung des 
Preševo-Tals in Südserbien nach sich ziehen, das mehrheitlich von Albanern bewohnt wird. 
Weiterhin könnte die gesamte Region zerstückelt werden, indem sich Teile von Mazedoni-
en,427 Montenegro, Serbien, die von Albanern bewohnt sind, abspalten und ein Großalbanien 
bilden wollen. Bisher wurde von niemandem ein Entwurf vorgelegt, wie dieser Staat „Groß-
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albanien“ aufgebaut sein würde und wie er politisch funktionieren könnte.428 Zieht man die an 
Kosovo angrenzenden Staaten in Betracht, könnte es zu einem Dominoeffekt kommen.429 Die 
albanische Bevölkerung in Südosteuropa stellt aufgrund der historischen Ereignisse keinen 
homogenen Block dar, sie wurde von den Großmächten vielmehr in mehrere Teilgesellschaf-
ten zerstückelt und von den regionalen Staaten erobert (Albanien, Kosovo, Montenegro, Ma-
zedonien, Serbien, Griechenland). Es ist auch nicht im Interesse der internationalen Gemein-
schaft, erneute Grenzverschiebungen zuzulassen, da weitere blutige gewaltsame Ausbrüche 
durchaus denkbare Szenarien wären, mit der Folge einer erneuten Instabilität der Balkanlän-
der. 
Seit März 2011 hat der Dialog zwischen den Regierungen von Prishtina und Belgrad über die 
nicht gelösten Fragen begonnen. Darunter befinden sich Fragen, die als technische Fragen 
bezeichnet werden. Diese betreffen unter anderem die Bewegungsfreiheit der Bürger, offiziel-
le Personenregister, Nummernschilder, Kataster sowie die Anerkennung von Universitätsdip-
lomen. Über den völkerrechtlichen Status des Kosovos soll nicht diskutiert werden, da die IG 
und die Albaner nicht noch einmal mehr über den Status des Staates verhandeln wollen. Die 
EU und die USA zwangen Serbien und den Kosovo zum Dialog, nachdem ein von Belgrad 
angestrengtes Gutachten des Internationalen Gerichtshofs (IGH) durch die Unabhängigkeits-
erklärung keinen Verstoß gegen das Völkerrecht festgestellt hatte. Der Dialog wurde von der 
internationalen Gemeinschaft und der EU als das beste Instrument betrachtet, die gegenseiti-
gen Beziehungen pragmatisch zu normalisieren, um so langfristig den Konflikt zu überwin-
den. Hiermit soll auch über die Parallelstrukturen diskutiert werden. Es sah am Anfang so aus, 
dass diese Strukturen durch die Einigung zwischen beiden Seiten ab November 2011 nicht 
mehr existieren würden. Der Dialog, der unter der Schirmherrschaft der EU steht,430 hat die 
beiden Gruppen in vielen Bereichen geeinigt. Dabei ging es um die Schaffung eines Zivilre-
gisters für den Kosovo durch die dortige EU-Rechtsstaatsmission EULEX, wobei Serbien 
seine Unterlagen zur Verfügung stellen sollte. Eines der wichtigsten Ereignisse war die Eini-
gung über die Einreise kosovarischer Staatsbürger nach Serbien (auf der Basis ihres Personal-
ausweises). Grundsätzlich einigte man sich darüber hinaus auf die gegenseitige Anerkennung 
von Universitäts- und Schulzeugnissen. Somit wurden einige Abkommen unterzeichnet, was 
von der EU als Erfolgsschritte des Dialoges auf dem Weg zur Einigung und Versöhnung be-
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trachtet wurde.431 Obwohl die beiden Gruppen sich in dem Dialog über viele der o. g. Fragen 
einigen konnten, hat Belgrad bisher die im Dialog erzielten Schritte nicht umgesetzt. Für die 
Zukunft des kosovarischen Problems des Nordens hat Michael Ehrke in seinem Bericht vom 
August 2011 den Norden des Kosovos als gewaltoffenen Raum beschrieben, für den es drei 
theoretische Formen der Konfliktlösung gebe. 
1. „Die Souveränität der kosovarischen Regierung wird auch im Norden effektiv durchgesetzt. 
Dies wäre mit hohen Kosten verbunden, die vor allem die Kosovoserben und die KFOR zu 
tragen hätten. Gewaltsame Auseinandersetzungen wären unvermeidbar, und nach ihrem Ab-
klingen müsste im Prinzip jeder Vertreter der Regierung mit militärischen Mitteln geschützt 
werden. Der „internationale“ Konflikt zwischen Serbien und dem Kosovo bliebe ungelöst“. 
2. „Die gegenwärtige Situation bleibt bestehen. Der Norden wird de jure vom Kosovo aus 
und de facto von Serbien aus regiert. Diese Lösung birgt, wie die letzten Wochen zeigten, ho-
he Risiken – zum einen, weil ein gewaltoffener Raum fortbesteht; zum anderen, weil die Re-
gierung in Pristina unter dem permanenten innenpolitischen Druck steht, ihre Souveränität zu 
demonstrieren; ebenso wie die serbische Minderheit bestrebt sein wird, das Gegenteil nach-
zuweisen“. 
3. „Die Teilung würde aller Wahrscheinlichkeit nach sowohl den Serbien-Kosovo-Konflikt 
einer Lösung zuführen als auch die lokale Instabilität überwinden helfen. Obwohl sie nicht 
zur Bildung eines neuen Zwergstaats führen würde, könnte von ihr ein negativer Demonstra-
tionseffekt ausgehen – insbesondere auf Mazedonien. Zudem wäre das Prinzip der Multiethni-
zität des Kosovo  aufgeweicht, wenn auch nicht notwendig gänzlich aufgehoben“.432 
 
3.6 Wirtschaftliche Entwicklung 
„Die Normalität im Kosovo kann am schnellsten durch Wiederaufbau und Unterstützung sei-
ner Wirtschaft erfolgen. Abgesehen von einigen wenigen Extremisten ist den meisten Kosova-
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ren in erster Linie ein richtiger Arbeitsplatz wichtig, und sie sind eher am Wiederaufbau ihres 
eigenen Lebens interessiert als an politischen oder gewalttätigen Aktionen.“433 
Kosovo war der ärmste Teil von Jugoslawien und mit dem Zerfall des Staates Jugoslawien 
hatte sich die wirtschaftliche Lage des Landes noch weiter verschlechtert. Weil die wirtschaft-
liche Lage in Jugoslawien einen enormen Niedergang erlitt, verschlechterte sich im Land die 
politische, wirtschaftliche und soziale Lage, es fanden massive Unruhen statt. Eine falsche 
Wirtschaftspolitik sowie internationale Sanktionen, der begrenzte Zugang zum externen Han-
del und zu den Finanzen sowie die Ereignisse ethnischer Konflikte brachten die Wirtschaft 
auf einen Tiefststand. Über lange Zeiträume erfolgten massive Fehlinvestitionen und die Ver-
nachlässigung von Betrieben sowie eine Deindustrialisierung, was ein negatives Wachstum 
und die Rückkehr zu der Agrarwirtschaft verursachte. Der Zerfall Jugoslawiens sowie auch 
die jugoslawische Erblast und der Krieg im Kosovo haben das Land mit einer schwachen und 
nicht funktionierenden Infrastruktur, einer katastrophalen Wirtschaft und der weitgehenden 
Zerstörung gesellschaftlicher Strukturen zurückgelassen, sodass man auf internationale Unter-
stützung und Hilfe albanischer Emigranten angewiesen war.434 Die UNMIK wurde nach dem 
Krieg mittels der UN-Resolution 1244, Abs. 11 mit dem wirtschaftlichen Wiederaufbau der 
Infrastruktur beauftragt. Für die UN-Mission war das Kosovo ein Experiment, da die UN in 
ihrer Geschichte noch nie eine derartige Aufgabe übernommen hatte. Die Aufgabe der Reali-
sierung dieses Mandates übernahm daraufhin die EU, wie dies im Rahmen der Vier-Säulen-
Struktur der UNMIK reguliert ist. Die EU sollte sich für die Errichtung einer funktionsfähigen 
Marktwirtschaft im Kosovo unter dem UNMIK-Schirm einsetzen, was als die schwierigste 
Aufgabe galt, da die Wirtschaft Kosovos traditionell strukturelle Schwächen aufwies, die 
nicht sofort zu beheben waren.435 Am Anfang wurde die Mission durch das Amt der Europäi-
schen Gemeinschaft für Humanitäre Hilfe (ECHO – European Commision Humanitarian 
Office) realisiert, sowie durch die Europäische Agentur für Wiederaufbau (European Agency 
for Reconstruction), die im Bereich des Wiederaufbaus des Landes mit ihren intensiven Tä-
tigkeiten eine relativ erfolgreiche Rolle gespielt hat.436 Die Erfahrungen und Bemühungen mit 
vorherigen Friedensmissionen, die im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit erfolgten, 
haben gezeigt, dass der Aufbau rechtsstaatlicher und demokratischer Strukturen in engem 
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Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Infrastruktur steht.437  Neben dem Institutionenauf-
bau sollte die EU die Regeln für den Steuerbereich sowie für Abgaben und Zölle, Finanz-
dienstleistungen und den Bankensektor ausarbeiten. Die wirtschaftliche Struktur des Landes 
nach dem Krieg war prekär, in dem ersten Bericht des UN-Generalsekretärs an den Sicher-
heitsrat wurde die wirtschaftliche Lage sogar als alarmierend bezeichnet.438 Das Kosovo war 
auch in der jugoslawischen Zeit ein armes Land und hat dies bis heute nicht ändern können. 
Unter dem Regime Miloševićs wurden alle wirtschaftlichen Strukturen im Land vernachläs-
sigt, wobei die ethnische Segregation den Niedergang noch beschleunigte. Wie Muhamet 
Mustafa in dem Buch von Rathfelder beschreibt, betrieb Milošević eine regelrechte Deindust-
rialisierung des Landes. Während in den 1980er Jahren der industrielle Anteil am Bruttosozi-
alprodukt bis zu 48 Prozent betrug, ist dieser mit dem Aufstieg Miloševićs in den neunziger 
Jahren auf 15 Prozent gesunken. Der Export ist, wie Mustafa darlegt, von 800 Millionen Dol-
lar auf 120 Millionen gesunken. Er entnahm dem Land jährlich über 400 Millionen Dollar, 
reinvestierte aber nur 20 Millionen Dollar aus der Gesamtsumme der jährlichen Steuern. Die-
se Unterdrückungspolitik aufgrund der Einrichtung von traditionellen serbischen Herrschafts-
strukturen zerstörte und verwüstete in katastrophalem Ausmaß die Lage der Wirtschaft im 
Kosovo. Dies stellte die UN-Verwaltung vor die große Herausforderung, die wirtschaftlichen 
Strukturen neu zu beleben.439 Die schlechte wirtschaftliche Lage ist ein zentraler Punkt in der 
Entwicklung des Kosovos und für die Lage der Bevölkerung. Durch eine falsche Strategie der 
EU und der UNMIK hinsichtlich der Auslandswaren, die im Kosovo zollfrei gehandelt wur-
den, wandte sich das Land Agrarprodukten zu, die zu niedrigen Preisen angeboten wurden, 
wobei die Entwicklung einer eigenen Produktion der Inlandsprodukte und eines eigenständi-
gen Wirtschaftsmarkts verhindert wurde.440 Das Gebiet gehört weiterhin zu den ärmsten Län-
dern Europas. Nach dem Ende des Krieges und der Errichtung der internationalen Verwal-
tung, dem Wiederaufbau von Häusern und der Infrastruktur im Land wurde dem Kosovo auch 
finanzielle Soforthilfe der internationalen Gemeinschaft gewährt. Im ersten Jahr war das Ko-
sovo von internationalen Organisationen, Geldgebern und deren Bereitschaft, die katastropha-
le wirtschaftliche Lage schnellstmöglich zugunsten der Bevölkerung zu beseitigen, unterstützt 
worden, wobei sich auch schnell wirtschaftliches Wachstum einstellte. Die Unterstützung der 
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IG fand in Form von humanitärer Hilfe, Zahlungsbilanzunterstützungen, Finanzgeschenken an 
örtliche Haushalte und Wiederaufbauhilfen statt.441 Diese Geschwindigkeit des Wiederauf-
baus im Kosovo durch die humanitären Organisationen hatte die Bevölkerung in den ersten 
Jahren überrascht und zu großem Optimismus geführt. Zwischen 1999 und 2000 wurden ca. 2 
Mrd. Euro in den Neu- und Wiederaufbau investiert. Die EU hatte mehr als 20.000 Häuser, 
die im Krieg niedergebrannt wurden, wieder aufgebaut. Die wesentliche Hilfe leisteten KFOR 
und die EU sowie die internationalen NGOs, die sich am Wiederaufbauprozess intensiv betei-
ligten. Unter anderem wurden die Infrastruktur, das Verkehrssystem und der Informationssek-
tor wiederhergestellt, die hinsichtlich der Stabilisierung der Lage als prioritär galten. Im Sep-
tember 1999 wurde die Deutsche Mark als offizielles Währungsmittel eingeführt, da die ko-
sovarische Gesellschaft die serbische Währung als Zahlungsmittel aufgrund der Kriegsereig-
nisse boykottierte.442 Die Einführung des Euro sollte aber dennoch einen stärkeren positiven 
Effekt auf das politische System haben, da man davon ausging, dass im Fall der Beibehaltung 
der EU-Währung früher oder später eine Mitgliedschaft in der Europäischen Union möglich 
werde.443 Neben den internationalen Geldgebern spielte auch die Organisation „Diaspora“ 
eine bedeutende Rolle, die nach dem Krieg Schätzungen des Ministeriums für Finanzen zu-
folge ca. 50 Prozent des gesamten Einkommens der Haushalte im Kosovo aus Zuwendungen 
von Verwandten organisierte.444 Die Diaspora hatte auch während der Zeit des Miloševićs-
Regimes eine wesentliche Rolle übernommen, um die kosovarischen parallelen wirtschaftli-
chen Strukturen am Leben zu erhalten, weshalb die kosovarische Diaspora wegen ihrer Soli-
darität als Wirtschaftsmotor des Kosovos bezeichnet wird. Die Kriegsflüchtlinge sollten wie-
der in ihre Heimat zurückkehren. Sie sollten bei dem Wiederaufbau ihrer zerstörten Häuser 
unterstützt werden, wie auch die Wiedererrichtung von Schulen, Krankenhäusern usw. geför-
dert wurde. Im Vergleich zum Jahr 2001 ging die Menge der Geldzuschüsse seitens der 
Diaspora an ihre Verwandten deutlich zurück, da die politischen Institutionen keine Bereit-
schaft zu einer Ausformulierung einer adäquaten bzw. vernünftigen Strategiepolitik für Inves-
titionen zeigten. Nach Schätzungen der Weltbank ist rund die Hälfte der Erwerbsbevölkerung 
arbeitslos, wobei ein Teil dieser Gruppe saisonalen und informellen Tätigkeiten nachgeht, 
während etwa ein Drittel der Kosovaren ohne jede Erwerbsarbeit dasteht. Die Arbeitslosigkeit 
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im Kosovo wird zwar unterschiedlich eingeschätzt, allerdings – wie auch in dem Bericht der 
Weltbank und anderen Berichten – mit 50 % durchweg als hoch ermessen. Realistisch sind 
aber wohl eher 70 %,  in den vielen ländlichen Gebieten liegt die Arbeitslosigkeit sogar bei 
80 %.445 Damit verfügt das Kosovo über die höchste Arbeitslosenquote in Europa. 37 % der 
Bevölkerung leben unterhalb der Armutsgrenze, die bei 1,42 EUR pro Tag liegt, wobei 34 % 
der Albaner und 4 % der Serben von weniger als 1 Dollar pro Tag leben müssen, und 16 % 
gelten sogar als extrem arm. Damit lag das Pro-Kopf-Einkommen im Kosovo im Jahr 2003 
bei 755 EUR und damit unter dem Niveau aller anderen Regionen auf dem Balkan, wobei die 
Arbeitslosenquote sowie die Armutsrate im Vergleich mit den Ländern der Region dreimal so 
hoch sind und das Kosovo zu den wirtschaftlich am geringsten entwickelten Ländern Südost-
europas zählt.446 Hiervon sind insbesondere die Menschen in ländlichen Gebieten betroffen, 
vor allem Jugendliche, Frauen und Roma. Nach Kramer und Džihić sind große Unterschiede 
zwischen den urbanen und den ländlichen Gebieten zu erkennen. Dies kann auch ein Grund 
für die zwischenethnischen Spannungen, kriminellen Aktivitäten und die Korruption sein.447 
Trotz einer gewissen Verbesserung der Wirtschaftsaktivitäten, die nach dem Krieg sofort von 
der Europäischen Union sowie den USA und anderen internationalen Organisationen im Ko-
sovo ermöglicht worden war, wurden der vermutete Rückgang der Armut, der durch die mas-
siven Hilfsprogramme entstehen sollte, sowie der Aufbau eines funktionierenden und tragfä-
higen Wirtschaftssystems von der Bevölkerung skeptisch betrachtet.448 Die Arbeitslosigkeit 
wird von der Bevölkerung als Hauptproblem des Landes wahrgenommen. Das Kosovo ist 
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derzeit von den ins Ausland emigrierten Kosovaren und deren Überweisungen abhängig, so-
wie auch von der internationalen Entwicklungshilfe, die in dem Land im Rahmen verschiede-
ner Projekte investiert und eine wesentliche Rolle nach dem Krieg gespielt hat. Die wirt-
schaftliche Entwicklung im Land stagniert seit Jahren, und bisher zeichnen sich keine nach-
haltig erfolgreichen Ergebnisse und keine ernsthaften Verbesserungen der wirtschaftlichen 
Lage ab. Weder die wirtschaftliche noch die politische Entwicklung kommt im Land weiter 
voran.449 Dem Land gelang es trotz der enormen finanziellen Hilfe seitens der internationalen 
Geldgeber bis jetzt nicht, eine substanzielle Verbesserung und eine funktionsfähige Wirtschaft 
zu schaffen.450 Ähnlich wie in anderen Postkonfliktländern hat auch im Kosovo die Soforthil-
fe durch die IG das BIP des Landes am Anfang stark gesteigert. So machte im Jahr 1999 die 
Soforthilfe etwa 65 % des BIP aus, aber dieser Anteil sank im Jahr 2004 auf 20 % des kosova-
rischen BIP, da die internationalen Hilfsprojekte und die Investitionen im Vergleich zu 1999 
stark zurückgingen. Der gesamte Gebertransfer zwischen 1999 und 2004 wurde zu 54 % nur 
für den Wiederaufbau ausgegeben.451 Allerdings war dies nur eine kurzfristige Phase des 
Wirtschaftswachstums im Kosovo. Die Phase, in der das Kosovo einen Wirtschaftszuwachs 
erlebte, war zwischen 1999 und 2001, und ab dem Jahr 2003 fand eine leichte Schrumpfung 
statt, wobei es im Jahr 2004 zu einer Erholung kam. Im Jahr 2005 zeigte sich aber erneut die 
Instabilität der kosovarischen Wirtschaft. Und seitdem hat sich die Lage nicht geändert, son-
dern vielmehr enorm verschlechtert, da die Auslandsinvestitionen kontinuierlich sanken. Die 
kosovarische Wirtschaft hängt aber von Auslandstransfers ab, ohne diese kann sie nicht funk-
tionieren. So hat die EU ihre Unterstützung, die im Jahr 2001 315,5 Mio. Euro betrug, in den 
Jahren 2004 bis 2006 auf 55 bis 60  Mio. Euro verringert. Hinzu kommt auch, wie Kramer 
und Džihić beschreiben, der Abzug eines Teils von UNMIK und KFOR sowie auch des NGO-
Personals, wodurch sich allerdings auch die Chancen für die kosovarische Bevölkerung ver-
besserten, bei den internationalen NGOs Beschäftigung zu finden. Schätzungsweise 50.000 
der Kosovaren wurden nach dem Krieg in die internationalen Organisationen UNMIK und 
KFOR als Mitarbeiter integriert.452 Die Überweisungen spielen weiterhin eine wichtige Rolle 
für die Wirtschaft des Kosovos, da sie dem Wirtschaftswachstum und zusätzlich dem Ein-
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kommen von Menschen in Not dienen. Somit sind die Überweisungen im Kosovo ein wichti-
ges Element im Kampf gegen die Armut.453 Allein im Jahr 2009 wurden über 500 Millionen 
Euro aus der Diaspora überwiesen, was ca. 13-15 % des gesamten Kosovo-BIP ausmacht.454 
Die meisten Bürger verwenden dieses Geld für den Konsum oder investieren es in den Bau 
von Häusern, die mehrmals von Wirtschaftsexperten als Non-Rational-Investition bezeichnet 
wurden. Es wurden noch keine Mechanismen für die Wirtschaftspolitik und die Mobilisierung 
dieser Einsparpotenziale etabliert. Die Diaspora könnte in den Dienstleistungs- und Produkti-
onsunternehmen Aktivitäten auslösen, die der Schaffung von Arbeitsplätzen und dem Wirt-
schaftswachstum dienen, und so als wirtschaftlicher Motor des Landes wirken.455 Laut der 
Umfrage in dem Bericht vom Riinvest Institute (Institute for Development Research) im Jahr 
2002 werden nur 9 % der Auslandsüberweisungen im Land investiert. Neben der Reduktion 
der internationalen Finanzhilfe erfolgte auch ein Rückgang der Unterstützung seitens der ko-
sovarischen Diaspora, was zur Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage geführt hat, womit 
die Armut in der Bevölkerung stark anstieg.456 
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Abbildung 3:  Makroökonomische Eckdaten 2001- 2005. 457 
Als primäres Ziel galt der UNMIK, das Bevölkerungseinkommen stabil zu halten, den Beam-
ten im Kosovo sofort ihre Gehälter auszahlen zu können, dass die durchschnittliche ausge-
zahlte Summe zwischen 180 – 200 Euro beträgt sowie die Ermöglichung einer Sozialhilfe in 
Höhe von 40 Euro für erwerbsunfähige Personen und ältere Menschen, was aber nicht einmal 
für die medizinische Vorsorge ausreichen würde. Mit der Installierung der internationalen 
Verwaltung im Kosovo sind in wirtschaftlicher Hinsicht innerhalb der Gesellschaft zwei 
Klassen entstanden. Die erste Klasse (die Reichen) besteht aus den Vertretern der internatio-
nalen Gemeinschaft mit sehr gutem Verdienst und den Teilen der kosovarischen Bevölkerung, 
die im Umfeld der internationalen Gemeinschaften beschäftigt sind und monatlich ein hohes 
Gehalt bekommen. Der zweite Teil (die Armen) besteht hingegen aus der Mehrheit der koso-
varischen Bevölkerung, die sich in einer sehr schwierigen finanziellen Situation befindet und 
entweder in schlecht bezahlten Betrieben der informellen Wirtschaft tätig oder dazu gezwun-
gen ist, sich in einer Subsistenzwirtschaft durch Hilfe von Angehörigen aus der Diaspora oder 
durch die Beteiligung an der organisierten Kriminalität ihren Lebensunterhalt zu sichern. Die 
Versorgung mit essenziellen Dienstleistungen für die Bevölkerung wie etwa Gas, Strom und 
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Wasser übernahm die UNMIK, dies diente auch der Aufgabe, kleine und mittlere Unterneh-
men schnell zu fördern und die wirtschaftliche Lage weiterzuentwickeln.458 Die Gründung des 
Stabilitätspaktes für Südosteuropa vom 10. Juni 1999 erfolgte durch die Initiative Deutsch-
lands, um alle relevanten internationalen Organisationen und Geldgeber zum Zweck der Sta-
bilisierung der Region zusammenzubringen und auch die regionale Kooperation zu fördern. In 
der UN-Resolution 1244 von 1999 stand ferner, dass zur Entwicklung eines umfassenden An-
satzes für die wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung der Region nach der Kosovokri-
se ein Stabilitätspakt für Südosteuropa umgesetzt werden sollte, um die Demokratie, den wirt-
schaftlichen Wohlstand, die Stabilität und die regionale Zusammenarbeit zu fördern.459 Seit 
dem Inkrafttreten des Stabilitätspaktes fanden verschiedene Konferenzen zum Themengebiet 
der finanziellen Unterstützung des Kosovos statt, unter anderem dahingehend, die Wirtschaft 
neu zu beleben, die Gesellschaft umzubauen und die Integration des Kosovos in die Region 
und in den europäischen Wirtschaftsraum zu ermöglichen, wobei die EU, die USA und inter-
nationale Organisationen viel Geld ausgegeben hatten, um das Land politisch und wirtschaft-
lich nach demokratischen Standards aufzubauen. Das Hauptziel der IG war, die bisherige 
wirtschaftliche Struktur des Landes komplett aufzugeben und sie durch eine zu schaffende 
neue Marktwirtschaft nach westlichem Vorbild zu ersetzen. Dabei bestand eines der zentralen 
Ziele der IG hinsichtlich einer lebensfähigen Marktwirtschaft darin, auch ein gerechtes Sozi-
alsystem zu errichten, sodass das Land zukünftig ohne externe finanzielle Hilfe auskommt. 
Nachdem der Grundstein gelegt war, schuf die EU die erforderlichen Rechtsvorschriften, um 
die grundlegenden Anforderungen an eine Marktwirtschaft einschließlich der Vorschriften 
hinsichtlich der Eintragung von Unternehmen, Eigentumsrechten, Binnen- und Außenhandel, 
ausländischen Investitionen, Transport, Beschaffung, Telekommunikation und Energie zu 
erfüllen.460 Damit waren die Errichtung einer Übergangsverwaltung, eines Steuersystems, des 
Bankensektors, eines Systems von Abgaben und Zöllen, die Unterstützung einer Privatwirt-
schaft, eines Eisenbahnsystems, des Flughafens von Prishtina und Investitionen in viele ande-
re wichtige Bereiche verbunden, die für eine funktionierende Volkswirtschaft erforderlich 
sind. Das jugoslawische wirtschaftliche Modell unterschied sich aufgrund von Dezentralisie-
rung und Arbeiterselbstverwaltung stark von allen anderen sozialistischen Staaten.  
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Nach dem Zerfall des Staates Jugoslawien lösten die Nachfolgestaaten diese Problematik der 
Privatisierung, indem die Betriebe und das staatliche Eigentum zunächst verstaatlicht und 
danach in einem kontrollierten Prozess durch den Staat privatisiert wurden. Im Kosovo war 
der Fall nicht identisch, da aufgrund der ungeklärten Startauflage eine Verstaatlichung der 
Betriebe nicht möglich war.461 Die meisten der Betriebe wurden nach dem Krieg der UNMIK 
unterstellt. Wegen des hoffnungslosen Zustands vieler Betriebe entwickelte die UNMIK eine 
Strategie, durch welche die meisten staatlichen Unternehmen liquidiert werden sollten. Der 
Förderungszweck der Liquidierung staatlicher Unternehmen und genossenschaftlicher Betrie-
be sollte mittels Privatisierung durchgeführt werden, wobei möglichst viele Arbeitsplätze ge-
schaffen werden sollten, um die Wirtschaft zu beleben. Die Privatisierung sollte Auslandsin-
vestitionen in das Land ziehen, um zu investieren, wobei Einheimische und ausländische In-
vestoren hinsichtlich der gesetzlichen Kriterien gleichgestellt wurden.462 
Für die Privatisierungszwecke war die KTA (Kosovo Trust Agency) zuständig, die im Jahr 
2002 gegründet worden und nach dem deutschen Einigungsvorbild konzipiert war.463  Die 
KTA wurde beauftragt, alle Unternehmen der volkseigenen Betriebe zu privatisieren und ei-
nige davon außerdem zu reformieren sowie auch eine Strategie zu entwickeln, das Manage-
ment der öffentlichen Betriebe zu schulen, die wiederum der wirtschaftlichen Säule der 
UNMIK unterstanden. Obwohl die Privatisierung als „one of the main arteries for Develop-
ment of Kosovo“464 für die Modernisierung der Wirtschaft voraussehbar war, wurde sie mit 
heftigen Protesten zu verhindern versucht. Mehrmals erfolgte sogar eine Stornierung seitens 
der UNMIK, da Unregelmäßigkeiten im rechtlichen Rahmen auftraten, was oftmals den Pri-
vatisierungsprozess verzögerte.465 In diesem Zusammenhang wurde die Privatisierung nicht 
als Zwecklösung, sondern als eine Schwierigkeit an sich verstanden. Lediglich ein kleiner 
Prozentsatz der früheren Beschäftigten, die eine Arbeit in den Betrieben des gesellschaftli-
chen Eigentums besaßen, hatte nach der Privatisierung wieder eine berufliche Tätigkeit ge-
funden. Die KTA bestand aus acht Mitgliedern, davon waren drei Vertreter von der UNMIK, 
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ferner gab es einen Geschäftsführer und vier Vertreter der errichteten Selbstverwaltungsinsti-
tutionen, wobei einer Serbe war. Die Entscheidungen wurden mit einer Mehrheit von fünf 
Stimmen getroffen.466 Etwa 500 Unternehmen, die nach dem Krieg durch die KTA privatisiert 
wurden, waren gesellschaftliches Eigentum, wobei sie 90 % der kosovarischen Industrie aus-
machten. Nach dem Zerfall des Staates Jugoslawien konnten sie sich nicht mehr erholen. 
Deshalb war die Strategie der UNMIK, sie zu privatisieren, notwendig, um eine möglichst 
rasche wirtschaftliche Entwicklung zu ermöglichen.467 Am Anfang des Jahres 2003 erfolgte 
die Durchführung der Privatisierungswelle durch die KTA, die von der EU-Säule geleitet 
wurde. Die gesamten Einnahmen der Privatisierung wurden von der KTA verwaltet. Die 
UNMIK wurde auch wegen der Privatisierung der staatlichen Unternehmen kritisiert, weil sie 
angeblich die Unternehmen unter Wert verschleuderte. Hierzu wird als Beispiel das große 
staatliche Unternehmen Ramiz Sadiku in Prishtina angeführt, das in den neunziger Jahren 500 
Beschäftigte zählte. Nach dem Krieg ist an dieses Unternehmen jedoch kein einziger Auftrag 
seitens der UNMIK vergeben worden, da sie die ausländischen Firmen mit Aufträgen förder-
te, sodass sich die Krise der staatlichen Unternehmen verschärfte und ihr Wert rapide sank. 
Durch diese fehlerhafte Strategie wurden alle Unternehmen für wenig Geld privatisiert, z. B 
das Stahlröhrenkombinat in Ferizaj. In dem einst produktiven Kombinat mit 2.000 Beschäftig-
ten vor dem Krieg arbeiten heute weniger als 200 Personen für Hungerlöhne.468 Bei der von 
der UNMIK durchgeführten Politik der Privatisierung wurde auf die Interessen der Arbeiter 
und Angestellten keine Rücksicht genommen. Von der internationalen Gemeinschaft sollte 
die Stabilisierung der Wirtschaft als Voraussetzung der politischen Stabilität wahrgenommen 
werden. Solange die Arbeitslosigkeit auf einem so hohen Niveau wie aktuell ist, werden auch 
kaum stabile soziale Strukturen sowie die Bekämpfung von Korruption und Kriminalität zu 
erreichen sein. Generell wird die internationale Staatengemeinschaft seit dem Ende des Krie-
ges stark kritisiert, weil ihre Strategie mangelhaft sei oder sie gar keinen Plan für die wirt-
schaftliche Entwicklung besitze. Die UNMIK fing an, kleine und mittlere Unternehmen durch 
die errichteten Kreditinstitute zu fördern, um weiterhin die wirtschaftliche Lage zu entwi-
ckeln. Diese Unternehmen haben in der Tat einen wertvollen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entwicklung des Kosovos geleistet, dennoch haben sie die wirtschaftliche Lage nicht sehr 
geändert. Auch die UN-Verwaltungsmission verdient harte Kritik, da sie durch unfassbar ho-
he Bankzinsen und teure Kredite die Investitionstätigkeit beschränkte. Bis zum Jahr 2002 lag 
die Anzahl von angemeldeten Unternehmen bei 50.000 Betrieben, die Mehrheit bildeten 
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Kleinhandelsbetriebe.469 Im Gegensatz dazu war in den Bereichen der grundstoff- und le-
bensmittelverarbeitenden Industrie ein ganz langsames Wachstum zu beobachten. Dabei han-
delte es sich um ein Wachstum ohne Entwicklung bzw. um Wachstum ohne Beschäftigung, 
da es keinen nennenswerten Zuwachs an Beschäftigung gab. Die chronische Unterbeschäfti-
gung und der Zuwachs von jährlich 30.000 bis 40.000 arbeitssuchenden Jugendlichen erhöh-
ten die Arbeitslosigkeit weiter. Die Zahl der Arbeitslosen im Kosovo lag gemäß dem Ministe-
rium für Wirtschaft und Finanzen im Jahr 2006 bei 324.835. Dies sind circa 10.000 mehr als 
noch ein Jahr zuvor, wobei die Zahl der Beschäftigten leider nicht stieg, sondern einen konti-
nuierlichen Rückgang erlebte. Von diesen haben 57 % keine Ausbildung, 31 % eine sekundä-
re Ausbildung und die restlichen 11 % eine weiterführende Bildung abgeschlossen.470 Die 
Beschäftigungssituation verschlechterte sich mit dem Fortgang der vielen internationalen 
NGOs und der Entlassung von Personal seitens der internationalen Verwaltung. Die Stagnati-
on der Beschäftigung und der Schaffung von Arbeitsplätzen trotz vorhandenem Wirtschafts-
wachstums von 5 % im Jahr 2011 bleibt hinter den Bedürfnissen des Kosovos zurück. Nach 
Angaben der Weltbank (2011) bedarf es eines 8-10 %igen jährlichen Wachstums, um die Ar-
beitslosigkeit und extreme Armut zu verringern und eine nachhaltige wirtschaftliche Entwick-
lung zu generieren.471 Die wirtschaftliche Situation spielt im Kosovo eine zentrale Rolle in 
der Frage der zunehmenden Spannungen. Wie in Abbildung 4 unten gezeigt wird, bilden wirt-
schaftliche Faktoren mit Abstand die wichtigste Ursache der Angst unter den Kosovo-
Albanern und anderer Minderheiten. Dies wurde im Jahr 2010 von 71 Prozent der UNDP-
Befragten als ihre Hauptsorge angegeben, während für Kosovo-Serben die wirtschaftlichen 
Sorgen und Sicherheitsbedenken gleich wichtig waren.472 
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Abbildung 4: Hauptsorgen der kosovarischen Bevölkerung. Grafik: UNDP Public Puls Poll – Fast Facts 
III. Dez. 2011 
Die hohe Arbeitslosigkeit hat negative Auswirkungen auf die Sicherheit und Stabilität des 
Landes, wobei die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit der wirtschaftlichen Lage des Landes 
in den letzten Jahren stark zugenommen hat, da die Bevölkerung die Verantwortung für die 
katastrophale wirtschaftliche Situation nicht mehr der internationalen Gemeinschaft, sondern 
nach der Unabhängigkeit des Kosovos der Regierung zuschreibt. Laut der UNDP-Umfrage im 
Jahr 2011 weisen etwa 75 % aller Kosovaren diese Verantwortung der Regierung zu. Aufge-
schlüsselt nach der Ethnizität zeigt sich, dass 76 % der Albaner, 70 % der Serben und 65 % 
der Menschen anderer Gemeinschaften der Meinung sind, dass der kosovarischen Regierung 
die Hauptverantwortung für den verschlechterten wirtschaftlichen Zustand zukommt. Die 
Bereitschaft der Bevölkerung wächst, wegen der wirtschaftlichen Probleme auf der Straße zu 
protestieren. Viele davon, vor allem Jugendliche, äußern den Wunsch, wegen der wirtschaftli-
chen Misere das Land zu verlassen, wie aus den UNDP-Umfragen hervorgeht.473 „Unem-
ployment reamins the major-socio-economic problem and is a fertile ground for social unrest 
as well as for seeking profitable business in the grey or even criminal economy“.474 Entspre-
chend wurde auch von dem Koordinator des südosteuropäischen Paktes gewarnt, wenn die 
Kosovaren ihr Gebiet nicht aus Hoffnungslosigkeit verlassen sollen, muss für die wirtschaftli-
che Perspektive des Landes viel mehr geschehen.475 Vor der Unabhängigkeit wurde die Ent-
wicklung des Kosovos immer von der Klärung des endgültigen Status abhängig gemacht, da 
dies als Hindernis und größtes Problem gesehen wurde. Allerdings hat sich die Lage mit dem 
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geklärten endgültigen Status nicht geändert, wie Ergebnisse der Umfragen der UNDP im Juli 
2008, November 2008, April 2009, Juni 2009, September 2009 und im Januar 2010 zeigen. 
Die dominierenden Probleme im Kosovo sind immer noch die Arbeitslosigkeit (von 47 % der 
Befragten als größtes Problem angesehen) und die Armut (entsprechend 25 %), gefolgt von 
der Korruption (7 %). 
Abbildung 5: Hauptprobleme der kosovarischen Bevölkerung 
Während Südosteuropa ein wahres wirtschaftliches Wachstum erlebte, stagnierte das Kosovo. 
Im Kosovo gibt es fast keine Industrie, etwa 70 % der Lebensmittel werden aus dem Ausland 
importiert. Die Importe überstiegen im Jahr 2006 die Exporte um das 18-fache, wobei diese 
Misere im Kosovo auf einer Reihe von Gründen beruht. Die Hauptprobleme sind die man-
gelnden Investitionen und die begrenzte Ausgabe bei der Kreditaufnahme des Kosovos im 
Ausland.476 Doch es gab Interessenten, Inländer und Ausländer, die bereit waren, im Kosovo 
nach dem Krieg zu investieren. Dieser Investitionsprozess wurde vom KEK (Kosovo Elektri-
zitätsunternehmen) behindert, das von der Bevölkerung als korrupte und ineffiziente Strom-
versorgungsgesellschaft bezeichnet wird.477 Regelmäßige Unterbrechungen der Stromversor-
gung führten zu drastischen Problemen für die Wirtschaft und senkten die Investitionsbereit-
schaft, sie behinderten ferner den Fortschritt der lokalen Hersteller hinsichtlich eines regel-
mäßigen Produktionsprozesses. Die Unterbrechungen erhöhten die Verluste und verursachten 
Mehrkosten, da sich die kosovarischen Unternehmen selbstständig mit Energie versorgen 
mussten. In dem Bericht des UN-Generalsekretärs von  2004 stellte dieser fest: „The energy 
situation remains a significant problem. (…) It is also a major deterrent to foreign investment 
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and inhibits economic development“.478 Die KEK hatte ein schlechtes und korruptes Ma-
nagement, außerdem wurden von der Bevölkerung unverantwortlich hohe Preise verlangt. 
Diese mangelhafte Stromversorgung ist für die kosovarische Bevölkerung ein Dauerthema, 
sodass seitens der Bevölkerung der KEK ein stark korruptes Management vorgeworfen wird. 
Schätzungsweise hat das Kosovo nicht nur genügend Kohlevorkommen, um die Energie zu 
produzieren, sondern auch genug dafür, elektrische Energie ins Ausland zu exportieren, wenn 
alles richtig funktionieren würde, da die Kohlereserven, die im Tagebau in Obiliq in der Nähe 
von Prishtina abgebaut werden könnten, nach Schätzungen der Weltbank mehr als 10 Milliar-
den Tonnen betragen.479 Deshalb wurden seitens der internationalen Gemeinschaft, insbeson-
dere der Europäischen Union, hunderte Millionen Euro in die KEK investiert, um die veralte-
ten Anlagen zu erneuern, die in hohem Maße ineffizient sind.480 
Aber nicht nur die KEK wird als Hindernis der Auslandsinvestitionen wahrgenommen, son-
dern auch die Sicherheitslage, die Korruption, die organisierte Kriminalität sowie die man-
gelnden Investitionsgarantien, hohe Steuern, schlechte Infrastruktur, politische Instabilität und 
begrenzter Markt sind weitere Hauptprobleme, die das Kosovo für ausländische Investitionen 
uninteressant machen.481 Es ist dringend erforderlich, staatlicherseits durch eine effektive Me-
thode unternehmerische Initiativen zu unterstützen und durch Zusammenarbeit den entstande-
nen Interessenkonflikten vorzubeugen, da der Aufbau von Vertrauen die wichtigste Voraus-
setzung für gemeinsame Normen und Interessen ist.482 Die Kritik bezieht sich auf bestimmte 
politische Fehler bei der Wirtschaftshilfe und der Zwischenberichte der internationalen 
Governance, die wiederum wenig getan hat, um die sozialen und ethnischen Spannungen im 
gegenwärtigen Kosovo abzubauen oder die wirtschaftlichen Möglichkeiten und die Perspekti-
ven für die relativ junge Bevölkerung zu verbessern. Seitens der Bevölkerung ist das Miss-
trauen gegenüber den internationalen Akteuren gestiegen. Es ist nicht erstaunlich, dass Kor-
ruption und Wirtschaftskriminalität als ein Problem und ein Hindernis bei der Errichtung ei-
nes wirtschaftlichen gesunden Umfelds gesehen werden, da diese Machenschaften die höchste 
staatliche Ebene prägen und selbst mit den politischen Behörden verknüpft sind. Unmittelbar 
nach dem Krieg war die Notsituation des Kosovos sehr ausgeprägt, andererseits erfolgten häu-
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fig Besuche von Geschäftsleuten und potenziellen Investoren. Das primäre Ziel in der Notsi-
tuation nach dem Krieg war, die Bevölkerung mit Baumaterial und Gegenständen des Mas-
senkonsums zu versorgen, um die Notsituation zu überwinden. Als ein weiteres Motiv aus-
ländischer Investoren, sich zu engagieren, wird das vorhandene Forschungspotenzial gese-
hen.483 Die ausländischen Direktinvestitionen bleiben weiterhin sehr gering und betrugen im 
Jahr 2006 222 Millionen Euro, was im Vergleich mit dem Nachbarland Serbien, in dem wäh-
rend des gleichen Zeitraums 3,5 Milliarden Euro von ausländischen Investoren investiert 
wurden, relativ gering ist.484 Die UNMIK-Verwaltung formulierte für das Kosovo Reformen, 
womit Kosovo den freien Handelsverkehr einführen sowie Investitionen tätigenund  ausländi-
sche Investitionen anziehen konnte. Obwohl die Reformen seitens der UNMIK durchgesetzt 
wurden, verzeichnet das Kosovo in der Region mit die niedrigsten Importe und Exporte.485  
Trotz erhöhter Steuereinnahmen hatte das Kosovo ein Haushaltsdefizit von 85,6 Mio. Eu-
ro.Die gesamten Steuereinnahmen des Staates werden vom Zoll erhoben, sie betrugen im Jahr 
2009 635 Millionen Euro.486  
Mit seiner zerstörten Landwirtschaft und Industrie und dem Fehlen einer nachhaltigen wirt-
schaftlichen Verbesserung ist Kosovo stark vom Import abhängig. Wie in der Abbildung dar-
gestellt, waren Exporte in der Zeit nach dem Krieg praktisch nicht existent. Dies besserte sich  
in den folgenden Jahren, insbesondere seit der Privatisierung haben einige der führenden Her-
steller ihre Produkte ins Ausland exportiert. Aber der Umfang dieser Exporte bleibt sehr nied-
rig und erreichte im Jahr 2008 einen Höchststand von 198 Mio €, der im Jahr 2009 im Zuge 
der globalen Finanzkrise wieder auf 165 Mio. € abgesunken war. Das Kosovo muss dringend 
die Exporte steigern, da der heimische Markt zu klein ist, um wirtschaftlichen Aufschwung zu 
unterstützen. Allerdings ist die Export-Kapazität durch die schlechten Straßenverhältnisse des 
Kosovos und die begrenzte Schienen- und Luftverkehr-Infrastruktur sowie die langsame Er-
holung der inländischen Produktion begrenzt. Aufgrund des letztgenannten Faktors ist auch 
die Abhängigkeit von Importen gestiegen. Wie in der Abbildung dargestellt wird, sind die 
Importe seit dem Ende des Krieges stetig gestiegen, und das Handelsdefizit hat sich vergrö-
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ßert.487 Dieses Defizit erhöhte sich von 1.77 Millionen € im Jahr 2009 auf 1,85 Millionen im 
Jahr 2010 und hatte weiterhin diese Tendenz für 2011. Die unterentwickelten Außenhandels-
strukturen scheinen für die geringe Wettbewerbsfähigkeit der kosovarischen Produkte im In-
land und Ausland verantwortlich zu sein. Dieses Ungleichgewicht im Handel wird für die 
kosovarische Wirtschaft auch weiterhin ein Problem darstellen. Die Unfähigkeit, die Importe 
durch inländische Erzeugnisse oder Produkte zu ersetzen, hat das Problem der defizitären In-
landsproduktion vergrößert.488 „Die Strukturschwäche der kosovarischen Wirtschaft zeigt sich 
im Speziellen an der schweren defizitären Handelsbilanz:“ „Kosovo economy is completely 
disfunctional und based on a vicious circle: only on Import“.489 
Abbildung 6: Export Import 2001 – 2009 in €. Quelle: Statistical Office of Kosovo490  
Die wichtigsten Handelspartner des Kosovo sind seit Ende des Krieges die Länder der EU 
und die Schweiz. Von ihnen stammten circa 38 % der Gesamtimporte, es folgten Serbien und 
Montenegro, Albanien,  Mazedonien, die Türkei und Bulgarien, welche als wichtige Import-
Länder für das Kosovo fungierten. Insbesondere Nahrungsmittel, Chemikalien und Holz, Mi-
neralprodukte sowie Maschinen sind wichtige Importgüter. Aufgrund der Tatsache, dass das 
Kosovo über keine nennenswerte funktionierende Industrie verfügte, war er komplett von 
ausländischen Importen abhängig. Massenhafte und billige Waren überschwemmten deshalb 
den kosovarischen Markt, womit die Konkurrenzfähigkeit der eigenen Produktion auf dem 
Binnenmarkt zusätzlich behindert wird. Die Kaufkraft des einheimischen Marktes ist darüber 
                                                          
487
 Statistical Office of Kosovo: External Trade Statistics 2009, June 2010, S. 5. 
488
 Qendra Kosovare per Studime te Siguris. Report: Made in Kosova. Prishtine. Oktober 2011,  S. 40 – 41,  siehe 
unter: http://qkss.org/new/images/content/PDF/raporti-shabllon-design-shqip.pdf (abgerufen am 18.01.2012). 
489
 Kramer, H. & Vedran, D. 2005, S. 128. 
490
 Statistical Office of Kosovo: External Trade Statistics 2009,  June 2010, S. 10. 
177 
 
hinaus stark genug, das Wirtschaftswachstum zu fördern. Das Kosovo exportierte in letzter 
Zeit weniger einheimisch hergestellte Produkte, was an der mangelnden Förderung durch den 
Staat liegt, da die Landwirtschaft seitens der Politik nicht als primäres Ziel gesehen wird. 491 
Von der internationalen Gemeinschaft und den kosovarischen politischen Institutionen wurde 
nicht ausreichend darauf geachtet, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und gegen die Armut 
vorzugehen, beide fokussierten sich darauf, dass die Kosovo-Albaner die Standards als primä-
res Hauptkriterium der Statuslösung erfüllen, das Land politisch stabil wird und lokale politi-
sche Strukturen im Land aufgebaut werden. Hiermit wurde die Ausarbeitung einer mittel- und 
langfristigen wirtschaftlichen Strategie vernachlässigt, in der der Schwerpunkt auf eine besse-
re Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft hätte gelegt werden können. Man hätte durch 
die Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Lage schnell zu einer Aussöhnung der 
beiden Volksgruppen kommen können, um weitere ethnische Konflikte durch Entspannungen 
künftig zu vermeiden. Hiermit wäre es den internationalen Akteuren möglich gewesen, durch 
langfristige wirtschaftliche Entwicklung einen nachhaltigen Frieden herbeizuführen, sowie 
Rechtssicherheit zu schaffen, um Hindernisse des Prozesses zu beseitigen und die Bekämp-
fung von Korruption und Kriminalität voranzutreiben. Die UNMIK verfolgte also eine falsche 
Strategie, und die politischen Institutionen des Kosovos konzentrierten sich auf andere politi-
sche Bereiche, z. B darauf, das Kosovo im Sinne der europäischen Integration Europa anzu-
nähern, während für das Kosovo erstens die akute Armut und die Arbeitslosigkeit die wich-
tigsten Probleme waren. Das Kosovo brauchte unbedingt eine konkrete Strategie, um die hohe 
Arbeitslosigkeit und die extreme Armut zu verringern. Die Notwendigkeit von Investitionen 
bestand in erster Linie im Bereich der Infrastruktur, der sich seit dem Anfang der 1990er Jah-
re kaum entwickelt hatte. Die Bekämpfung der organisierten Kriminalität und der Korruption, 
die Stärkung des formellen Sektors, die Förderung der Klein- und Mittelbetriebe als wirt-
schaftliche Motoren des Kosovos sowie die Beseitigung der o. g. Probleme und Hindernisse 
(Energieversorgung, Sicherheit, faire Privatisierung des staatlichen Eigentums, funktionieren-
de Rechtsstaatlichkeit) waren unbedingt umzusetzen. Wie Marie-Janine Calic in der Veröf-
fentlichung von Kramer/Džihić vorschlug, mussten Entwicklungsstrategien bestimmt werden, 
um das Land reif für die Erreichung der sozio-ökonomischen Ziele zu machen.492 Im Kosovo 
wurde in viele Bereiche massiv Geld investiert, ohne dass es eine klare Vorstellung über de-
ren tatsächliche Notwendigkeit gab und ohne dass eine ernsthafte und ausreichende Kontrolle 
dieser Projekte durchgeführt worden wäre. So wurde beispielsweise die Investition der EU in 
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den Wiederaufbau der Energieversorgungsstruktur getätigt, ohne eine Verbesserung bei der 
Versorgung mit elektrischer Energie herbeizuführen. Hier ist dem schlechten Management 
und der Korruption die Schuld zu geben.493 Ich vertrete diesbezüglich die Auffassung, dass 
die IG und die EU vielmehr in die Wirtschaft investieren sollten, als jahrelang über Standards 
des Status zu verhandeln. Aus der schwachen Wirtschaft und der hohen Arbeitslosigkeit resul-
tierten auch die Konflikte zwischen den Volksgruppen. Ein gewisser Wohlstand wäre hilf-
reich gewesen, Kompromisse hinsichtlich der Standards einzugehen. Die internationale Ge-
meinschaft sollte folglich stärker die Klein- und Mittelbetriebe fördern, die bis jetzt keine 
wichtigen Fortschritte erzielen konnten. Dazu müsste aber die Kreditvergabe besser geregelt 
werden. Wie oben schon erwähnt, könnte man ferner stark in die Landwirtschaft investieren, 
um die Nahrungsmittel auf dem kosovarischen Gebiet zu produzieren, anstatt sie teurer zu 
importieren.494 Die Statusfrage war vor der Unabhängigkeit des Kosovos ein Hindernis für die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes, da die kosovarische politische Elite und die Instituti-
onen die Unabhängigkeit des Kosovos als notwendig für eine positive wirtschaftliche Ent-
wicklung ansahen. Das wurde zugleich in den vielen verschiedenen Berichten der internatio-
nalen Behörden dargelegt, da man glaubte, die Auslandsinvestoren nach dem geklärten Status 
einfacher anziehen zu können, was aber nicht geschah. Deshalb kann heute von der Bevölke-
rung nicht nachvollzogen werden, dass vier Jahre nach der Klärung der Statusfrage immer 
noch kein wirtschaftlicher Fortschritt erzielt werden konnte. Diese Entwicklung zeigt uns klar, 
dass die Zukunft der Wirtschaft des Kosovos von verschiedenen internen und externen Fakto-
ren abhängig ist, wobei die formale Unabhängigkeit keineswegs so entscheidend ist, um die 
strukturelle Unterentwicklung aufzuheben und die hohen Erwartungen der Bevölkerung hin-
sichtlich einer besseren sozialen und wirtschaftlichen Perspektive zu erfüllen.495 Wie auch in 
dem Bericht des UN-Generalsekretärs von 2004 feststand: 
„Future progress for Kosovo´s economy is dependent on a number of developments, includ-
ing necessary improvements in the investment climate through legislative and institutional 
efforts, as well as fiscal and budget policies with a strong incentive element favouring invest-
ment. Improvments [sic!] in basic infrastructure, particularly electricity, and development of 
the financial sector are also necessary.“496 
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3.7 Weg in die Unabhängigkeit 
„Seit dem Ende des Krieges 1999 bis ins Jahr 2004 
haben die internationalen Akteure keine konsistente 
und einheitliche Position zur Statusfrage eingenom-
men. Sie haben sich eher bemüht, die Lösung dieser 
Frage aufzuschieben bzw. auf einen „günstigeren 
Zeitpunkt“ zu verlegen.“497 
Mit dem Abzug der serbischen Sicherheitskräfte und der Beendigung der Kampfhandlungen 
war der Konflikt nicht völlig gelöst, vielmehr war es ein eingefrorener Konflikt, der unter der 
Überwachung der internationalen Gemeinschaft stand, die dennoch sicherheitspolitisch regio-
nal den Frieden sicherte. Eine endgültige Lösung des Konfliktes hing deshalb mit der Klärung 
des rechtlich-politischen Status des Kosovos zusammen. Seit dem Ende des Krieges war im-
mer klar, dass die internationale Gemeinschaft nach dem Entwurf des Abkommens von Ram-
bouillet sowie durch die Bestimmung der UN-Resolution 1244 die internationale Verwaltung 
des Kosovos nur als einen vorübergehenden Zustand ansah und früher oder später die Status-
frage dauerhaft zu lösen war, bevor die UNMIK ihre Mission beenden würde. Dabei war nicht 
denkbar, dass das Kosovo mehrere Jahrzehnte unter einem internationalen Protektorat stehen 
würde und gleichzeitig formell ein autonomer Teil Serbiens sein könnte, da die Kosovaren 
vor allem eine schnelle Lösung der Kosovofrage anstrebten und die Unabhängigkeit des Ko-
sovos als den einzig akzeptablen endgültigen Status betrachteten.498 Mit der Prolongierung 
der Entscheidung über den endgültigen Status des Landes für eine unbestimmte Zeit hoffte die 
internationale Gemeinschaft darauf, dass sich die gesellschaftspolitische Situation im Kosovo 
und in Serbien verbessern würde, um künftig einen Versöhnungsprozess und einen besseren 
Kompromiss zwischen den beiden Konfliktparteien erreichen zu können.499 Professor Eiff 
nennt in seinem Diskussionspapier „Zum Problem des Kosovo Status“ drei wichtige Merkma-
le, die dafür verantwortlich seien, dass der internationalen Gemeinschaft die Lösung der Sta-
tusfrage bisher besonders schwerfiel. Als Erstes seien die völlig gegensätzlichen Positionen 
der Konfliktparteien zu erwähnen; zweitens sei die völkerrechtliche Komplexität infolge der 
weltpolitischen Konstellationen zu nennen; und drittens schließlich seien die derzeitig struktu-
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rell schwachen wirtschaftlichen Kapazitäten des Kosovos einzubeziehen.500 Bisher war sich 
die internationale Gemeinschaft nicht einig, wie der Status sein sollte, bzw. sie war nicht ein-
mal in der Lage, in der Öffentlichkeit über den künftigen Status des Landes zu diskutieren 
oder Lösungsansätze anzuführen. Anders als in Osttimor, das im August 1999 nach einem 
Referendum zur Unabhängigkeit international anerkannt wurde, befasste sich die UN-Mission 
im Kosovo mit dem Versöhnungsprozess und der Erfüllung der Standards, sodass die UN-
Resolution 1244 die Statusfrage „eingefroren“ hatte, da es keinen Plan für die Festlegung des 
endgültigen Status gab. Das Resultat war, dass die jugoslawische Souveränität aufgehoben 
war und die Herrschaft sukzessive an die errichteten Selbstverwaltungsinstitutionen übertra-
gen worden waren, dass aber  die Klärung der Konfliktursache und der Statusfrage ausblie-
ben.501 Die Beibehaltung dieses Status quo hatte für die kosovarische Gesellschaft politische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Konsequenzen, die mit der herrschenden Gewalt zwi-
schen den zwei einander hassenden Ethnien zunahmen. Zudem korrespondierte dies auch mit 
den Problemen, die unmittelbar von den demokratischen Defiziten im Land geprägt waren.502 
Susan Woodward fasst diese Problematik auf hervorragende Weise zusammen: „If individu-
als do not know what country they are citizens of, what its borders are, let alone what its legal 
status is internationally, they cannot be active citizens or responsible politicians (...).“503 
Nach den März-Ereignissen des Jahres 2004504 und fünf Jahre nach dem Beginn der Verwal-
tung des Kosovos durch die UNMIK und aufgrund der positiven Bewertung der Umsetzung 
der Standards, – mit der der Sondergesandte Kai Eide beauftragt war, der in seinem Bericht 
die aktuellen politisch-wirtschaftlichen Entwicklungen im Land und die Fortschritte bei den 
Standards darstellte –,505 rief der Sicherheitsrat in einer Präsidialerklärung den UN-
Generalsekretär dazu auf, den Prozess der endgültigen Statusfestlegung in Gang zu setzen. 
Die IG sowie die EU hatten sich bezüglich des Status häufig in dem Sinne geäußert, dass es 
im Kosovo keine Rückkehr zu der Situation von 1999 geben werde, da die internationale Ge-
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meinschaft kein Interesse daran hätte, vor der Haustür der Europäischen Union erneute Kon-
flikte zuzulassen.506 Sie war sich einig, dass man die Status-Frage schnellstmöglich lösen 
musste, um in dem Land weitere Unruhen und Konflikte zu verhindern.507 Nun wurde ein 
Zeitplan für den Beginn der Statusverhandlungen festgelegt. Jessen-Petersen übernahm den 
Posten des SRSG, und es wurde erwartet, dass er die Statusverhandlungen rasch einleiten 
würde.508 Jessen-Petersen betonte 2005, dass die Implementierung der Standards schon seit 
Februar 2005 einen positiven Trend aufweise und die demokratische Entwicklung im Kosovo 
bereits andauernde Fortschritte erzielt habe, wobei sich das Jahr 2005 für die externen Akteu-
re und auch für die öffentliche Diskussion tatsächlich zum Entscheidungsjahr für die Lösung 
der Statusfrage des Kosovos entwickelte.509 Viele der internationalen Beobachter und Balkan-
experten sahen die ungelöste Statusfrage als das größte Hemmnis für die Entwicklung eines 
demokratischen und rechtsstaatlichen Kosovo.510 Kai Eide wurde als UN-Sondergesandter 
damit beauftragt, einen Bericht über die aktuelle Lage im Kosovo zu verfassen. Die Lösung 
der Statusfrage dürfte nicht mehr tabuisiert werden, die UNMIK sollte sofort im Jahre 2005 
mit den Verhandlungen beginnen und die Problematik ernst nehmen. Der Bericht von Kai 
Eide galt als wichtiger Punkt hinsichtlich der Statusfrage. Die Situation im Kosovo wurde von 
der IG insgesamt positiv eingeschätzt, da die vorgelegten Standards so beurteilt wurden, dass 
man auf dem richtigen Weg sei. Daher konnte eine neue Strategie entwickelt und die Beant-
wortung der Statusfrage vorangetrieben werden. So stellte Kai Eide in seinem Bericht fest:  
„(…) that the time has come to commence this process. The political process, which is now 
underway, must continue. (…) Having moved from stagnation to expectation, stagnation can-
not again be allowed to take hold. Further progress in standards implementation is urgently 
required. It is unlikely that postponing the future status process will lead to further and tangi-
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ble results. However, moving into the future status process entails a risk that attention will be 
focused on status to detriment on standards“.511 
Für Eide hing die Erfüllung der Standards von einer engen Zusammenarbeit mit den kosovari-
schen Politikern ab, da gute Ergebnisse für alle Bürger nur durch Kooperation erzielt werden 
könnten. Er kritisierte die internationale Gemeinschaft in seinem Bericht, nicht viel getan zu 
haben, um die Schwerpunkte der Standards zu erfüllen, da in vielen Bereichen aufgrund der 
Passivitätspolitik der UNMIK keine ausreichenden Fortschritte erzielt wurden. Beim Versuch, 
eine multiethnische Gesellschaft aufzubauen, sei nur wenig erreicht worden, es habe zu wenig 
Aufmerksamkeit für den Schutz der Minderheiten gegeben. Er betont, dass der Schutz und die 
Respektierung von Minderheiten als wichtige Punkte wahrzunehmen seien, da nur so im Ko-
sovo dauerhafte Stabilität erreicht werden könne. „(…) Regrettably, little has been achieved 
to create a foundation for a multiethnic society. Kosovo’s leaders and the international com-
munity should take urgent steps in order to correct this grim picture (…).“512  
Unterdessen warfen ihm die Serben vor, die Albaner zu positiv zu sehen. Er wurde von den 
Serben wegen seines Berichtes über die Fortschritte im Kosovo heftig kritisiert, vor allem 
bezüglich der Umsetzung der Standards. Andererseits ermutigte Eide wiederum die serbische 
Seite, der Kosovopolizei und den staatlichen Sicherheitsstrukturen zu vertrauen . Kritik äußer-
te er aber auch an der albanischen Seite, da die albanische politische Elite zu wenig getan ha-
be, um Korruption und Kriminalität zu bekämpfen sowie die Lage der Minderheiten zu ver-
bessern. Auch die internationalen Polizisten und Staatsanwälte waren gemäß seinem Bericht 
gescheitert. Er spricht davon, dass die „Clan-Solidarität“ und das „Gesetz des Schweigens“ 
die Aufklärung der Straftaten erschwerte und dies zu einem nicht funktionierenden Rechtssys-
tem führe.513 Außerdem betont er die Notwendigkeit der Schaffung der nötigen Vorausset-
zungen für eine dauerhafte Rückkehr der Geflüchteten, ferner diejenige der Weiterentwick-
lung des Dezentralisierungsprozesses, des Schutzes und des Wahrens des kulturellen und reli-
giösen Erbes im Kosovo und der Förderung der Aussöhnung zwischen den beiden Volks-
gruppen. Er forderte die kosovarischen Politiker und die internationale Gemeinschaft auf, so 
rasch wie möglich die erforderlichen Schritte zu gehen, um diese negativ beurteilte Lage zu 
verbessern. Eide übte Kritik an der Rolle der serbischen Führung und rief den Rat auf, mehr 
Druck auszuüben, um die serbische Regierung konstruktiver einzubeziehen und mitwirken zu 
lassen. „(…) the authorities in Belgrade should abstain from inflammatory comments or 
                                                          
511
 Eide, Kai: A Comprehensive Review of the Situation in Kosovo, Executive Summary, iii, iv. 
512
 Eide: A Comprehensive Review, Kapitel: The inter-ethnic challenge, Punkt 44 – 54. 
513
 Die Presse. Es gibt kein zweites Dayton, Wien. 12.11.2005. Vgl. Kellermann, Beate, S. 146. 
183 
 
premature reactions to incidents of violence when they occur. Statements of this nature also 
contribute to an insecure environment.“514 Von Belgrad verlangte Eide weiterhin, dass keine 
Provokationen die Lage im Kosovo anheizen sollten. Zwar machte er klar, dass das Kosovo 
nicht für immer unter internationaler Verwaltung bleiben könne, es sollte aber für eine gewis-
se Periode eine Aufsicht in internationaler Zusammenarbeit mit der EU geben, um den Frie-
den zu überwachen. So verpflichtete er die EU, im Kosovo die Verantwortung zu überneh-
men, nicht die UNO solle in Zukunft im zivilen Bereich die wichtigste Rolle haben, sondern 
die EU. Militärische Streitkräfte wie die KFOR müssten weiterhin im Kosovo bleiben.515 In 
seinem Report legte Eide mehrere Vorschläge vor, die später für die Lösung der Statusfrage 
bedeutsam werden sollten. Eide verlangte eine Schutzzone rund um die serbisch-orthodoxen 
Klöster, um das kulturelle Erbe der Serben zu bewahren, damit nicht wie im März 2004 durch 
plötzliche Ausschreitungen viele davon zerstört werden würden. Er legte fest, dass die serbi-
schen Gemeinden im Kosovo im Zusammenhang mit der Statusdefinition größere Kompeten-
zen in den Bereichen Polizei, Erziehung und Kultur erhalten sollten. Kai Eide hielt in seinem 
Bericht weiterhin fest, dass die Serben ihre Entscheidungsfreiheit in den Enklaven im Rahmen 
der parallelen Strukturen beibehalten würden, da sie sich vor einer albanischen Unterdrü-
ckung fürchteten. Des Weiteren kritisierte er die Kosovo-Albaner dahingehend, dass sie we-
nig getan hätten, diese Sorgen zu zerstreuen.516 Ferner verlangte er in seinem Bericht, dass 
nach der Klärung des Status die fragile Polizei und Justiz von der internationalen Präsenz 
überwacht und gleichzeitig unterstützt werden sollten. Nach dem Bericht von Kai Eide wurde 
grünes Licht für den Beginn der lange erwarteten Gespräche über den zukünftigen Status des 
Kosovos gegeben. Die Kontaktgruppe einigte sich, um einen Misserfolg der Verhandlungen 
zu vermeiden, was zu einem späteren Zeitpunkt zu Instabilität führen könnte. Somit forderte 
die Internationale Gemeinschaft die beiden Parteien (Albaner, Serben) auf, mit den Statusver-
handlungen zu beginnen. Die Kontaktgruppe legte den „Satz-Guiding Principles“ genannten 
Plan fest. Die Leitprinzipien waren: keine Rückkehr zur Situation vor dem März 1999 , keine 
Änderung der Grenzen und keine ethno-territoriale Teilung des Kosovos, keine Souveränität, 
sondern internationale Präsenz, keine Partition oder Vereinigung des Kosovos mit einem be-
nachbarten Staat.517 Die Kontaktgruppe hatte deutlich klar gemacht, dass eine Lösung der 
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Statusfrage nur innerhalb des Rahmenkontextes der Gewährleistung der regionalen Stabilität 
erfolgen könne, und stellte hiermit fest, dass eine unilaterale oder durch die Anwendung von 
militärischer Gewalt herbeigeführte Lösung, die die Stabilisierung der Region bedrohe, nicht 
akzeptiert werden würde. So wird auch in dem folgenden Bericht geäußert: „(t)here will be no 
changes in the current territory of Kosovo, i.e. no partition of Kosovo and no union of Kosovo 
with any country or part of any country“.518  
In einer privaten Botschaft kurz vor dem Beginn der Statusverhandlungen richtete sich Ah-
tisaari mit folgender Argumentation an die Öffentlichkeit: 
„Die verfassungswidrige Aufhebung der Autonomie des Kosovo im Jahr 1989 und die darauf 
folgenden tragischen Ereignisse, die die internationale Verwaltung des Kosovozur Folge hat-
ten, haben zu einer Situation geführt, in der eine Rückkehr des Kosovo unter Belgrads Herr-
schaft keine praktikable Option ist.“519 
Mit diesen Punkten und Bestimmungen war der Weg frei, die Unabhängigkeit des Kosovos 
als Statuslösung zu definieren.520 Wie in den Berichten von Kai Eide und Marti Ahtisaari 
festgestellt wurde, kam die internationale Gemeinschaft zu dem Schluss, dass die weitere 
Verbesserung der gesellschaftlichen, politischen, wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen 
Standards nur durch den Beginn der Statusgespräche erreicht werden könne.521 In dem ange-
spannten Klima und wegen der explosiven Stimmung in der kosovarischen Bevölkerung, die 
das Ergebnis der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Unzufriedenheit war, unternahm 
die UN den Schritt, diese Verhandlungsgespräche über den Status des Kosovos im Februar 
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2006 zu eröffnen. UN-Generalsekretär Kofi Annan beauftragte Martti Ahtisaari, den ehemali-
gen Präsident Finnlands, damit, die Gespräche über den künftigen Status zu führen. Dieser 
engagierte von Februar bis September 2006 Verhandlungsteams, die in Ahtisaaris Büro in 
Wien in mehreren Runden Gespräche zwischen Kosovo und Serbien durchführten. Ahtisaari 
plante, dass die Kosovaren und Serben bei den Gesprächen von Beginn an mit realen Proble-
men konfrontiert werden sollten, indem die Gespräche von technischen und praktischen sowie 
von wirtschaftlichen Fragen handelten. Ein komplexes Thema, das zunächst von beiden Sei-
ten diskutiert werden musste, war die Dezentralisierung. Dieses Thema ging über die Kompe-
tenzen der Gemeinden im Kosovo hinaus, wobei die serbische Seite mehr Autonomie für die 
serbischen Gemeinden zu erreichen versuchte. Ferner wurde auch die Gründung neuer Ge-
meinden angestrebt, deren serbische Bevölkerung im Kosovo einen speziellen Selbstverwal-
tungsstatus erhalten sollte. In diesem Punkt kam es zu einer Einigung, wobei die Gemeinden 
erweiterte Kompetenzen bezüglich Sicherheit, Gesundheitsvorsorge und Bildung erhalten 
sollten. Es gab allerdings keine Einigung, als Belgrads Delegation darauf bestand, mehr neue 
Gemeinden zu gründen. Das wären siebzehn Gemeinden mit einer serbisch dominierten 
Mehrheit gewesen. Die kosovarische Delegation war hingegen nur bereit, höchstens fünf Ge-
meinden mit einem Bezirksrat für den Nordteil Mitrovicas anzuerkennen. Es gebe keine Be-
gründung für die Bildung neuer Gemeinden, da in diesen siebzehn Gemeinden keine Mehrheit 
der serbischen Bevölkerung existiere.522 Bezüglich der Zukunft der geteilten Stadt Mitrovica 
kam ebenfalls keine Einigung zwischen den beiden Seiten zustande, da die kosovarische De-
legation die Stadt wieder integrieren und, wie vor dem Krieg, als eine einheitliche Stadt woll-
te, während die Serben anstrebten, zwei eigenständige Gemeinden daraus zu bilden, wobei der 
Nordteil der Stadt faktisch unter ihre Kontrolle fallen würde. Die kosovarische Delegation 
befürchtete, dass sich damit die ethnische Teilung des Nordkosovo auch de jure bestätigen 
würde, und dies versuchte sie um jeden Preis zu verhindern.523 
Der nächste Themenkomplex betraf den Schutz religiöser Objekte, wobei sich beide Seiten 
bereit zeigten, Schutzzonen rund um die serbisch-orthodoxen Klöster und religiösen Objekte 
                                                          
522
 Siehe mehr über die Plattform der serbischen Seite bezüglich der Dezentralisierung unter: 
http://www.kosovocompromise.com/pages/kosovo_tommorow/sub_links/11_2/frame.htm oder: Janjic, 
Dusan: Why is Decentralization important for Kosovos Status Talk?, Center for Non-Violent Resistance, Belgrad, 
October 2005, unter: http://www.nato-pa.int/Default.asp?SHORTCUT=820. 
523
 Insbesondere die Bewegung „Selbstbestimmung!“ führte eine große und intensive Kampagne gegen die 
Dezentralisierung durch, welche ihnen zufolge unvermeidlich zur territorialen Teilung bzw. „Serbisierung“ des 
Kosovos geführt habe. Mehr zu den Positionen dieser Bewegung siehe die auch in deutscher Sprache 
vorhandene Abhandlung auf ihrer Website: http://www.vetevendosje.org. 
186 
 
zu errichten. Zudem sollten die orthodoxen Klöster umfangreichen Landbesitz erhalten.524 Es 
war das Ziel Serbiens, dort ein serbisches Gewaltmonopol zu etablieren, wo sich die serbi-
schen Gemeinden und die serbischen religiösen Objekte befinden. So sollte diese Entität ein 
Höchstmaß an Autonomie innerhalb des Kosovos genießen, nämlich innerhalb sogenannter 
„exterritorialer Sonderzonen“, wobei gleichzeitig eine direkte Anbindung dieser Gemeinden 
und serbischen Enklaven an Belgrad beabsichtigt war.525 Die Frage der aufgrund des Krieges 
vermissten Personen stand ebenso im Mittelpunkt wie die Frage nach der Wirtschaft. Bei der 
Wirtschaftsfrage ging es um Themen wie den Privatisierungsprozess. Serbien kritisierte die 
Verwaltung der UNMIK wegen der aufgebauten unabhängigen Institutionen für Privatisie-
rung (KTA - Kosovo Trust Agency), die für die Privatisierung der Wirtschaftsunternehmen 
zuständig waren. Die Serben forderten dazu auf, den Prozess der Privatisierung zu stoppen. 
Die internationale Gemeinschaft hatte daraufhin Serbien bewusst gemacht, dass es aufgrund 
der UN-Resolution 1244 kein Mandat oder Anspruch darauf habe, über die wirtschaftliche 
Situation zu verhandeln und auch kein Mitspracherecht bei der Statusfrage der Provinz inne-
habe.526 Die internationalen Beobachter wie auch die westlichen Diplomaten und UN-
Vermittler berichteten, dass sich Belgrad gegen jedes Abkommen in technischen Fragen stel-
len werde, weil es mit dem erwarteten künftigen Status des Kosovos nicht einverstanden war. 
Deshalb wurde den Serben explizit vorgeworfen, die bei den Verhandlungen erreichten Fort-
schritte verhindern zu wollen. Die serbische Politik handelte so, als ob es den von der serbi-
schen Regierung begonnenen Krieg und die Vertreibung der Kosovo-Albaner nicht gegeben 
hätte.527 Im Gegensatz zu den Kosovo-Albanern, die einen eigenen Staat schaffen wollten, sah 
Serbien das Kosovo als wichtigen Teil Serbiens, wozu der serbische Staat nationale, politi-
sche und religiöse Wurzeln anführte.528 Nach Ahtisaaris’ Ansicht zeugte Belgrads Verhalten 
davon, dass es sich konstruktiven Verhandlungen verweigern wollte. Während der von der 
UNOSEK geleiteten Gespräche über die technischen Fragen zwischen Prishtina und Belgrad 
berichtete Ahtisaari dem UN-Generalsekretär über den Verlauf der Verhandlungen: 
„Die Vertreter Prishtinas haben in den jüngsten Gesprächen mit Experten beider Seiten eine 
weitgehend konstruktive Haltung gezeigt und scheinen bereit zu sein, konkrete Optionen zu 
diskutieren [...]. Die Vertreter Belgrads beschäftigen sich hingegen stärker mit dem Prozess 
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als solchem – vor allem mit dem Gesprächsformat selbst und den Modalitäten für das weitere 
Vorgehen – und haben sich geweigert, über praktische Vorschläge für konkrete Verwaltungs-
grenzen zu diskutieren. Sie haben den ‚bisher zu langsamen Fortgang der Gespräche‘ zur 
Sprache gebracht (was ein ziemlicher Widerspruch ist, wenn man bedenkt, dass sie zumindest 
teilweise selbst für die Verzögerungen verantwortlich sind) und bemängelt, dass es zu wenig 
Raum für die Verhandlungen selbst gebe (wofür sie ebenfalls Mitverantwortung tragen [...]). 
Belgrads Verhalten bestand bislang darin, die Gespräche über praktische Fragen über Ge-
bühr in die Länge zu ziehen, indem es u. a. (i) sich nicht konkret auf Einzelheiten der territo-
rialen Abgrenzung neuer Gemeinden konzentrierte, (ii) ein Treffen zum Thema religiöse Stät-
ten Anfang Mai verhinderte, (iii) noch keine Übersicht über seine wirtschaftlichen Forderun-
gen vorgelegt hat und (iv) ein Treffen zum Thema Minderheitenschutz ablehnt. Diese Haltung 
geht Hand in Hand mit Belgrads wiederholter Forderung, unverzüglich Gespräche zur Sta-
tusfrage aufzunehmen, womit es andeutet, der ‚Bottom-up‘-Ansatz sei gescheitert, gleichzeitig 
aber seinen eigenen Anteil an der Verschleppung der Verhandlungen ignoriert.“529 
Der Ruf nach Unabhängigkeit des Kosovo hatte nicht mit dem Ende des Krieges angefangen, 
sondern entstand durch die früheren politischen Ereignisse, in dem die Entwicklung Anfang 
der 1990er Jahre begann (der Kampf um die Unabhängigkeit des Kosovo begann Anfang der 
1990er Jahre). Diese politischen Einstellungen der kosovarischen Bevölkerung wurden seit 
1991 diskutiert, als Jugoslawien zu zerfallen begann, wobei die Albaner die Unabhängigkeit 
des Landes auf Grundlage des historischen Verlaufs und der regressiven Politik der serbi-
schen Herrschaft diskutierten. Darüber hinaus sollte auch in Betracht gezogen werden, dass 
die Kosovo-Albaner nach der Aufhebung der Autonomie im Jahr 1989 alle Ebenen der staat-
lichen Institutionen boykottierten und in einer Art „Schattenstaat“ organisiert waren, sodass 
sie politisch, wirtschaftlich und kulturell unabhängig von der serbischen Unterdrückung und 
den serbischen staatlichen Organen funktionierten. Mit dem Abzug Serbiens im Jahr 1999 
sahen die Kosovo-Albaner den Weg frei, einen selbstständigen Staat zu errichten, was durch 
die Zusammenarbeit mit der internationalen Gemeinschaft verwirklicht werden sollte, sodass 
auch die internationale Gemeinschaft den Staat in absehbarer Zeit anerkennen würde.530 Nun 
wurden die Kosovaren von der internationalen Gemeinschaft gelobt, da sie in den Verhand-
lungen mehr Bereitschaft zeigten, auf Kompromisse einzugehen. Die Verhandlungsposition 
der kosovarischen Delegation war relativ deutlich, da alles als akzeptabel galt, was zur Staat-
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lichkeit führen konnte. Die politischen Verhandlungen liefen mit der gleichen Rhetorik ab, 
sodass es auf beiden Seiten keine politischen Positionsbewegungen gab, die zu einer Lösung 
hätten führen können. Auf der anderen Seite war man sich in der Kontaktgruppe mit Ahtisaari 
einig, dass das Kosovo unter keinen Umständen zurück unter serbischer Kontrolle geraten 
sollte, und dass der Status quo einer internationalen Verwaltung nicht für immer bestehen 
konnte. Großbritannien und die Vereinigten Staaten drängten am stärksten auf eine klare Lö-
sung des Kosovostatus und wussten, dass die Unabhängigkeit das beste Ergebnis sein würde. 
Im Jahr 2006 war dann die Aussage des britischen Außenministers Jack Straw an Deutlichkeit 
kaum mehr zu überbieten: „Everybody accepts that the pre-1999 situation is unsustainable as 
a basis for the future, and if that is the case, then a pathway towards independence becomes 
almost inevitable.“531 Diese bedeutete natürlich auch für die meisten der Quint-Staaten die 
Unabhängigkeit; die Frage war, wie man dorthin kommt. Jedes institutionelle Arrangement 
musste für Russland akzeptabel sein, und die eingeschränkte Ausübung der Macht durch die 
politischen Institutionen im Kosovo musste garantiert sein, sodass die Rechte der Kosovo-
Serben geschützt waren. Während der Westen die Unabhängigkeit des Kosovo als das beste 
Ergebnis ansah, vertrat Russland offen die serbische Position. Dies war dasselbe Spiel wie in 
der Kriegszeit, als der Kosovokrieg für die Großmächte ein brisantes sicherheits- und außen-
politisches Thema darstellte. Auch die Statusfrage des Kosovo war ein solcher global relevan-
ter Gegenstand, da zwischen den Global Playern diverse Interessenkonflikte entstanden. Mar-
ti Ahtisaari machte den politischen Vertretern Serbiens 2005 in Belgrad klar, dass sie das Ko-
sovo verloren haben und über die Bemerkungen oder Aussagen der internationalen politischen 
Vertreter nicht verärgert sein müssen.532 Außerdem hatte der UN-Vermittler Ahtisaari selbst 
für Aufregung unter den serbischen Vertretern in Belgrad gesorgt, als er kurz vor Beginn der 
ersten Gesprächsrunde in Wien in einem Interview eine Äußerung machte, die als Präjudizie-
rung des künftigen Kosovostatus gewertet wurde. Er sagte, dass „die Zeichen klar sind: Die 
internationale Staatengemeinschaft hat festgelegt, dass der jetzige Status des Kosovo so nicht 
weiter bestehen kann. Und bei ihrem letzten Treffen in London einigte sich die Kontaktgrup-
pe, dass am Ende die Bevölkerung des Kosovo darüber befinden soll, wie die Zukunft der 
Provinz aussieht. 90 Prozent sind Albaner – wie werden die sich wohl entscheiden?“533 Marti 
Ahtisaari und seinem Stellvertreter Albert Rohan war von Beginn an bewusst, so notiert es 
Perrit in seinem Buch, dass eines unvermeidlich war, nämlich die Unabhängigkeitserklärung 
Kosovos vorzubereiten und einen Plan für die darauffolgende „Überwachte Unabhängigkeit“ 
                                                          
531
 Reuters: Kosovo independence almost inevitable – UK’s Straw, 10. März 2006, MDF67051. 
532
 Perritt, Henry H. 2010, S. 119 – 120. 
533
 Der Spiegel (Ertel, Manfred / Kraske, Marion): „Es wird keine Teilung geben“ , Nr. 8, 22. Februar 2006.  
189 
 
zu erstellen.534 So äußerte Ahtisaaris Stellvertreter Albert Rohan in einer Rede: „Die Staaten-
gemeinschaft lässt allerdings eine Tendenz in Richtung einer Souveränität des Kosovo erken-
nen.
535
 Auch in vielen verschiedenen Berichten und Analysen der internationalen Think-
Tanks und der Journalisten wurde die Unabhängigkeit mit der Argumentation erwartet, dass 
nur die rasche Lösung der Statusfrage im Sinne einer kosovarische Unabhängigkeit die Stabi-
lisierung der Region bedeuten kann.536 Entsprechend warnte das Center for Strategic und In-
ternational Studies (CSIS) in Washington vor einer weiteren Aufschiebung der Statusfrage, da 
die Verzögerungen nicht nur die Sicherheitslage im Kosovo weiter gefährden würden, son-
dern auch eine Festigung der Staatlichkeit Serbiens behindern würden. Somit sei die Unab-
hängigkeit des Kosovo langfristig die einzig akzeptable Lösung.537 Gleichwohl hatte im Janu-
ar 2005 die International Crisis Group (ICG) die internationale Gemeinschaft dazu aufgefor-
dert, dass es die beste Alternative sei, das Kosovo als unabhängigen Staat anzuerkennen und 
dass mit dem Staat anschließend diplomatische Beziehungen aufgenommen werden sollten.538 
Kurz danach plädierte auch die internationale Balkankommission für einen vierstufigen Ent-
wicklungsplan zur Realisierung der Unabhängigkeit des Landes.539 Der Plan sollte den Weg 
in die Unabhängigkeit des Landes aufzeigen, da das Kosovo keine Souveränität genoss, z. B. 
in den Bereichen „Menschenrechte“ und „Minderheitenfragen“, in denen die internationale 
Gemeinschaft die Überwachungskompetenz behalten sollte. Die internationale Gemeinschaft 
schlug der Kommission vor, ihre Verwaltungsfunktionen an die kosovarischen Institutionen 
zu transferieren, sodass die UNMIK-Mission durch die EU ersetzt werden kann. Beide Punkte 
hatte Ahtisaari später in seinem Entwurf als wichtige Elemente aufgegriffen. Der Kommissi-
onsvorschlag ging noch weiter, nämlich dem Kosovo später den Status eines EU-Kandidaten 
zuzusprechen, wobei in der vierten Stufe des ganzen Prozesses die volle Integration des Ko-
sovos in die EU umgesetzt werden sollte.540 Die schwierigen Punkte der Verhandlungen wa-
ren durch eine Reihe von strukturellen Faktoren bedingt, die bereits oben erwähnt wurden. 
Belgrad begann mit der Argumentation, dass nach dem klassischen Recht der internationalen 
Gemeinschaft die Integrität und territoriale Einheit des Staates Serbien verletzt sei.541 Im Ge-
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gensatz dazu verfolgte Serbien eine Strategie, die sich seit Anfang 2005 sehr direkt auf das 
Kosovo auswirkte, wobei ein Plan für das Kosovo unter dem Motto „Mehr Autonomie, weni-
ger Unabhängigkeit“ verfolgt wurde.542 Die kosovarischen Führer ihrerseits waren nicht be-
reit, über diese Autonomie zu reden. Die Unabhängigkeit war der Dreh- und Angelpunkt ihrer 
Politik, ihm nachgeordnet blieb das Ziel, den Kosovo-Serben eine Zukunftsperspektive zu 
bieten.543 Die Position der kosovarischen politischen Elite sowie auch der albanischen Bevöl-
kerung zur Statusfrage dreht sich um die volle Unabhängigkeit des Kosovos. Dies wurde von 
der serbischen Regierung entschieden abgelehnt. Die Verhandlungsgruppen aus Prishtina und 
Belgrad zeigten somit im Gesprächsprozess noch einmal deutlich, dass sie von ihren Positio-
nen bezüglich des Kosovostatus keinen Millimeter abrücken wollten. Und diese Positionen 
würden sich auch nicht ändern, wenn es ewige Verhandlungen über den Status gäbe.544 „Bei-
de Seiten hatten ausschließlich ihre absoluten Zielvorstellungen vor Augen: die Albaner die 
Unabhängigkeit, die Serben die Bewahrung der Souveränität der Bundesrepublik Jugoslawi-
en und die Wiederherstellung der serbischen Oberhoheit über das Kosovo.“545  
Solange Serbien versuchte, das Kosovo unter seine Kontrolle zu bekommen und die Kosova-
ren strikt an ihrem Recht auf Unabhängigkeit festhielten, war es schwer vorstellbar, dass 
friedlich Kompromisse erreicht werden könnten und normale Beziehungen zwischen den bei-
den Ländern entstehen würden.546 Der Verhandlungsablauf war für alle Seiten frustrierend, 
weil der Spielraum für Kompromisse und somit auch für Verhandlungen minimal war.547 
Hinzu kam die Angst, dass die Zeit im Kosovo und in der Region ablaufen könnte und in der 
gesamten Region neue Turbulenzen entstehen würden, wenn nicht bald eine endgültige Eini-
gung über den Status erreicht würde. Die serbische Delegation hingegen war sehr interessiert 
daran, die Entscheidung über den Status so lange wie möglich auf einen späteren Zeitpunkt 
hinauszuschieben, um Zeit zu gewinnen. Auf der anderen Seite hatte sich in der Zwischenzeit 
für die kosovarische Delegation der innenpolitische Druck erhöht, da die Bevölkerung die 
Delegation kritisierte, dass sie Zeit verliere und das erwünschte Ergebnis nicht erreiche.548  
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3.8 Ahtisaaris Plan 
Nach einjährigen intensiven Verhandlungen erfolgten die letzten Verhandlungen auf der Ebe-
ne der hohen staatlichen Repräsentanten der beiden Verhandlungsgruppen. Der in Wien statt-
findende Statusverhandlungsmarathon umfasste siebzehn Gesprächsrunden und Vermittlungs-
reisen (Pendeldiplomatie), in denen keine Einigung zwischen den Verhandlungsparteien zu 
erzielen war. Weil die Kluft zwischen den beiden Verhandlungsparteien unüberwindbar 
war,549 mussten der Verhandlungsführer Ahtisaari und sein Team einen Vorschlag bzw. 
Kompromissentwurf zur Lösung der Statusfrage erarbeiten. Letztendlich wurde auch von der 
IG festgestellt, dass die Statusgespräche zu keiner wesentlichen Annäherung führten. Da Ah-
tissari eine einvernehmliche Lösung ausschloss und aufgrund der einander entgegenstehenden 
differenten Positionen wurden die Verhandlungen für gescheitert erklärt.550 Schließlich kul-
minierten die Bemühungen der Verhandlungsrunden im Jahr 2007 in dem sogenannten Ah-
tisaari-Paket, das er mit seinem Team und der Kontaktgruppe erst nach den serbischen Parla-
mentswahlen vom 21. Januar 2007 zu präsentieren entschieden hatte.551 Den erarbeiteten Plan 
sollte Ahtisaari zunächst beiden Seiten und danach dem UN-Sicherheitsrat präsentieren, der 
die letzte Entscheidung über den künftigen Status des Kosovos zu treffen hatte. Der Vor-
schlag wurde jedoch am 25. März 2007 im UN-Sicherheitsrat vorgestellt, wobei Serbien 
schon zuvor ausdrücklich erklärt hatte, jeden Vorschlag, der zur Unabhängigkeit des Kosovos 
führe, sofort abzulehnen. Ahtisaari bemühte sich, jegliche entgegenwirkenden Proteste zu 
vermeiden, deshalb wurden in seinem Plan die Worte „Unabhängigkeit“552 sowie „Territoriale 
Integrität Serbiens“ gestrichen. Das Kosovo wurde in dem Plan nicht als Staat betrachtet, je-
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doch wurde auch das Wort „Provinz“ in dem Vorschlag vermieden, sodass der vorgelegte 
Plan als neutral zu bezeichnen war.553 
Dieses Schiedsverfahren definierte drei Hauptbereiche, die als wichtige Merkmale des Planes 
zu bezeichnen sind. Erstens setzt das Verfahren implizit den Rahmen für den künftigen Status 
des Kosovos durch die Empfehlung einer überwachten Unabhängigkeit. Zweitens wird expli-
zit eine besondere Stellung der Serben und der serbisch-orthodoxen Kirche einschließlich 
ihrer Beziehungen zu Serbien definiert. Drittens ist eine kleine, aber einflussreiche internatio-
nale Treuhänderschaft vorgesehen, um die Umsetzung der ersten beiden zu beaufsichtigenden 
Bereiche sicherzustellen. Praktisch bekam das Kosovo die internationale Staats- subjektivität, 
obwohl es für einige Zeit und bei der Ausübung ihrer hoheitlichen Befugnisse begrenzt blieb. 
Weiter unten folgt eine klare Beschreibung und Analyse des gesamten Plans. Natürlich war 
die Unabhängigkeit des Kosovos ein schrecklicher Verlust für die Serben.554 Der umfassende 
Vorschlag diente der definitiven Regelung des Status des Kosovos und schloss die Rückkehr 
des Kosovos in den serbischen Staat aus, ferner sah er unter strengen Auflagen den Minder-
heitenschutz vor, der im Rahmen einer „überwachte[n] Unabhängigkeit“ unter der internatio-
nalen Gemeinschaft sichergestellt wurde.555 Die starken Minderheitenrechte beziehen sich 
hauptsächlich auf die Serben und manifestieren sich vor allem im Dezentralisierungsprozess. 
Nicht nur der serbisch dominierte Norden, sondern auch Gemeinden wie Novo Brdo,556 wel-
che im Südosten liegen und in denen die Serben gegenüber den Albanern nicht die Mehrheit 
stellen, bekamen damit eine große Autonomie. Diese neu geschaffenen Kommunen wurden 
bisher primär von Belgrad finanziert, was Serbien einen großen Einfluss auf die Innenpolitik 
des Kosovo jenseits der internationalen Gemeinschaft erlaubte. Mit der Dezentralisierung als 
Verhandlungspunkt befanden sich die Albaner in einer schlechten Ausgangsposition. Wegen 
der Unruhen im Jahre 2004, bei denen viel serbisches Kulturgut und religiöse Einrichtungen 
beschädigt worden waren, war man nun leicht erpressbar und musste Zugeständnisse einräu-
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men.557 Ferner benennt der Vorschlag Gebiete, in denen sich serbische Kultur, Sprache und 
Werte unter speziellen Regeln entwickeln können. Diese Enklavisierung war jedoch nicht mit 
den europäischen Standards im Sinne einer multiethnischen Gesellschaft zu regulieren. Es 
wurde die Frage gestellt, ob die Serben bereit wären, in Gebieten mit einer dominierenden 
Mehrheit einer anderen Ethnie zu leben. Hierzu kann das Beispiel Bosnien angeführt werden, 
da Bosnien weiterhin ein negatives Beispiel zweier verfeindeter Ethnien darstellt. 
In Ahtisaaris Paket wurden staatliche Institutionen aufgebaut, die an das gescheiterte bosni-
sche Modell erinnern.558 Nach diesem Vorschlag sollte die UNMIK ihre Kompetenzen inner-
halb von 120 Tagen an die kosovarischen Institutionen übertragen. Das Kosovo sollte unter 
die Aufsicht eines internationalen zivilen Repräsentanten gestellt werden, der die Umsetzung 
des Ahtisaariplans überwachen sollte.559 Dieser Plan lässt sich so deuten, dass die angestrebte 
Eigenständigkeit Kosovos durch eine fortdauernde internationale Präsenz eingeschränkt wer-
den sollte. Mit dem endgültigen Plan zum Status, der von Ahtisaari vorgelegt wurde, sollte 
der State-Building-Prozess nicht als abgeschlossen verstanden werden, jedenfalls nicht im 
Sinne der Beendigung des internationales Protektorats und dessen Bemühungen, da immerhin 
Frieden und Stabilität in der Region zu sichern waren. Dies wurde auch in dem Bericht von 
Kai Eide festgestellt: „Entering the future status process does not mean entering the last 
stage, but the next stage of the international presence“.560 Der Plan Ahtissaris wurde den bei-
den Verhandlungsparteien als Kompromissvorschlag vorgestellt, um ihre Ziele und Interessen 
auf diese Weise als bestmöglich verwirklichen. So wurde der Plan auch in dem Bericht der 
ICG von 2007 als eine Kompromisslösung für die beiden Seiten beschrieben. 
„ The Ahtisaari plan is a compromise that offers Kosovo Albanians the prospect of independ-
ence, Kosovo Serbs extensive rights, security and privileged relations with Serbia, and Serbia 
the chance to put the past behind it once and for all and realise its European future“.561 
Der Ahtisaariplan hatte einen Weg zur Lösung der letzten ungelösten nationalen Frage in Eu-
ropa und zur dauerhaften Konsolidierung des Balkans angeboten. Die einschlägigen Bestim-
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mungen des Ahtisaariplans sind in zwölf Annexen für die Errichtung eines unabhängigen Ko-
sovo enthalten. Die wichtigsten Grundlagen des Ahtisaariplans, der zahlreiche Punkte des 
UN-Systems „Standards for Status“ und der explizierten „Satz-Guiding Principles“ aufgriff 
bzw. verfeinerte,  sind: Das Kosovo sollte eine multi-ethnische, demokratische Gesellschaft 
mit einer demokratischen Regierung  und Rechtsstaatlichkeit sein, in dem die legislativen, 
judikativen und exekutiven Institutionen voneinander zu trennen seien. „Kosovo shall be a 
multi-ethnic saciety [sic!], which shall govern itself democratically, and  with full respect for 
the rule of law, through its legislative, executive, and judicial  institutions.“562 In dem Plan ist 
auch zu lesen, dass Kosovo eine offene Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb haben sollte. 
Des Weiteren schrieb der Plan für die Zukunft eine Verfassung des Kosovos vor, welche den 
höchsten demokratischen Standards entsprechen und die Bevölkerung wie auch ihre Existenz 
in Frieden und Wohlstand fördern sollte. Die Verfassung des Kosovos sollte einen multiethni-
schen Charakter der kosovarischen Gesellschaft garantieren, in der den Bürgern Menschen-
rechte und Grundfreiheiten nach Rechtsprinzipien zu garantieren seien.563 Die Verfassung des 
Kosovos, wie sie in Ahtisaaris Plan vorgestellt wurde, sollte innerhalb einer Übergangsfrist 
von 120 Tagen von der parlamentarischen Versammlung des Kosovo verabschiedet wer-
den.564 Nach der Verabschiedung der Verfassung sollten innerhalb von neun Monaten parla-
mentarische Wahlen organisiert werden, wobei immerhin 20 Plätze im Parlament für die Ver-
treter der ethnischen Minderheiten zu reservieren waren. Das Kosovo sollte keine offizielle 
Religion haben und auch hinsichtlich der Frage nach religiösen Überzeugungen neutral sein. 
Der Plan sah einen Präsidenten des Kosovos vor, der die Bürger repräsentiert. Wesentliche 
Regierungskompetenzen sollten ab dann in den Händen der einheimischen Organe und Insti-
tutionen liegen. Andererseits wurden zugunsten der serbischen Minderheiten spezifische Me-
chanismen für die Vertretung von Mitgliedern der nicht-albanischen Bevölkerung in öffentli-
chen Institutionen eingerichtet, um ihre effektive und aktive Teilnahme am öffentlichen Le-
ben zu ermöglichen.565 Während im Norden der Plan Ahtisaaris umstritten bleibt, wurde der 
Plan von den Internationalen als ein guter Rahmen für die Lösung des Konfliktes über die 
territoriale und politische Integrität des Kosovostatus begrüßt. Der Plan sah die Rechte der 
Minderheiten und ihre Beteiligung an der Regierung, lokale Selbstverwaltungen und deren 
Verbindung mit den anderen Gemeinden und eine spezielle Verknüpfung mit Belgrad vor, 
wobei die kommunalen Selbstverwaltungen bzw. die Gemeinden eine interkommunale und 
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grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Fragen von gemeinsamen Interessen vereinbaren 
können.  
„Diese Gemeinden werden durch gemeinsame horizontale Institutionen miteinander verbun-
den sein, aber auch direkt mit Belgrad. Belgrad hat auch das Recht sie zu finanzieren. Mo-
mentan werden die serbischen Gebiete von illegalen Parallel-Strukturen geleitet, die von Bel-
grad finanziert und politisch kontrolliert werden. Die Dezentralisierung dient klar dazu, diese 
Strukturen, die die Institutionen Kosovos nicht anerkennen, zu legalisieren. Gemäß Ahtisaaris 
Plan werden diese Gemeinden das Recht haben, das Gesundheits- und Bildungssystem nach 
Ethnizität zu teilen, ebenso die Nutzung des Lehrprogrammes Serbien an Schulen, aber auch 
die dortigen Gerichte und Polizei werden ethnisch aufgeteilt sein.“566 
Gemäß dem Dokument kann eine solche Zusammenarbeit die Form der Bereitstellung finan-
zieller und technischer Hilfe an serbische Institutionen umfassen, einschließlich fachkundigen 
Personals und Ausrüstung. Es wurde entsprechend dem Plan eine Reihe neuer Gemeinden 
speziell für die serbischen Gemeinden, in denen Serben die Mehrheit stellen, gegründet. Mit 
Bezug auf die Verhandlungen über die Dezentralisierung sollten die neu errichteten Gemein-
den von den Minderheiten repräsentiert werden. Sie erhielten volle und ausschließliche Zu-
ständigkeiten, soweit diese die lokalen Interessen betrafen, wie dies auch in dem Annex III 
des Plans beschrieben ist. Die Bildung sollte in den serbischen Enklaven in serbischer Spra-
che mit Lehrplänen oder Lehrbüchern des Ministeriums für Bildung der Republik Serbien 
organisiert werden. Hierzu wurden die Gemeinden ermächtigt, lokal Steuern, Abgaben und 
Gebühren zu erheben. Der Ahtisaariplan enthält in dem Annex II wesentliche Elemente für 
die serbische Minderheit: eine starke Form der dezentralen lokalen Regierung, eine Reihe 
pragmatischer Maßnahmen im Bereich von Polizeiarbeit, Zoll, Justiz und Infrastruktur sowie 
lokale Autonomie in den Bereichen Bildung und Kultur. Es wurde auch deutlich gemacht, 
dass das Recht aller Angehörigen aller Volksgruppen zum Ausdruck gebracht wird, sodass 
diese ihre eigene Kultur behalten und entwickeln können, öffentliche Bildung in einer der 
offiziellen Sprachen des Kosovos erhalten und sie ihre Gemeinschaftssymbole verwenden 
können.567  
Annex IV besagt, dass juristische Institutionen wie Gerichte und Staatsanwaltschaften eine 
bestimmte Anzahl von Vertretern der Minderheiten enthalten müssen. Gestützt auf die Ver-
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handlungen über den Schutz des religiösen Erbes wurden hier der Schutz und weitreichende 
Rechte, Privilegien und Immunitäten formuliert, die die serbisch-orthodoxe Kirche entspre-
chend Annex V des Ahtisaariplans genießt.568 Darüber hinaus wurden Schutzzonen für be-
stimmte Klöster, Kirchen und andere religiöse Stätten eingerichtet.569 Im Annex VI des Vor-
schlagsplans geht es um die externen Schulden des Kosovos aus der Zeit des ehemaligen Ju-
goslawiens, also darum, welchen Anteil der Auslandsverschuldung der Republik Serbien das 
Kosovo nach festgelegten Prinzipien übernehmen muss.570 Im siebten Teil geht es um das 
Eigentumsrecht und die Archive, das heißt um die Frage, welches Eigentum des früheren ju-
goslawischen Staates dem Kosovo zufällt. Von Serbien wurde gefordert, aus dem Kosovo 
Archive binnen einer zeitlichen Frist den kosovarischen Autoritäten zurückzugeben.571 Im 
achten Annex sind Vorschläge zur Sicherheit des Kosovo formuliert, sodass das Kosovo die 
Gewalt über Recht, Sicherheit, Justiz, öffentliche Sicherheit und zivile Notmaßnahmen durch-
setzen sowie die Grenzen seines Territoriums kontrollieren kann. In diesem Anhang wurde 
ein Kosovo Intelligence Service zu errichten genehmigt, sowie die Umwandlung des Kosovo 
Protection Corps zur Kosovo-Security-Force zu . Die Sicherheitskräfte des Kosovo, die KFS, 
wurden auf 2500 aktive Mitglieder und 800 Reservemitglieder begrenzt. Sie sollten nach dem 
Plan leichte Waffen besitzen, schwere Waffen wie Panzer, Luft- und schwere Artillerie wur-
den verboten. Die Polizei und die Sicherheitskräfte des Kosovo (KFS) sollten multi-ethnisch 
strukturiert sein. Der Luftraum sollte auch künftig von den kosovarischen staatlichen Behör-
den kontrolliert werden.572 Die Annexe IX und X beziehen sich auf Struktur und Autorität der 
internationalen Aufsicht über Kosovos Unabhängigkeit. Im Annex IX wurde das Mandat des 
ICR erläutert, das den ICR dazu ermächtigt, die Gesetze oder Entscheidungen von Behörden 
des Kosovo zu annullieren oder Beschäftigte aus ihrem Amt zu entlassen; ferner ermächtige 
es dazu, eigene Verordnungen zu erlassen oder sie außer Kraft zu setzen, wenn es zu Verstö-
ßen gegen Ahtissaaris Plan kommen sollte. Wie oben schon erwähnt, sollte die UNMIK durch 
einen Zivilbeauftragten, den International Civile Representative (ICR), ersetzt werden, der als 
Vertreter der internationalen Gemeinschaft weitgehende Rechte zur Durchsetzung des Status-
plans besitzen sollte. Durch die Ersetzung der UNMIK mit einer EU-Mission sollte eine ge-
meinsame europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) erfolgen, die Justiz und 
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Polizei im Kosovo überwachen sollte. Dazu war sie auch in Bereichen der Rechtsstaatlichkeit 
mit exekutiven Funktionen auszustatten, da die kosovarischen Institutionen schwach und nicht 
fähig waren, diese Funktionen zu übernehmen. Die Funktionen der Mission sollten durch den 
European Union Special Representative (EUSR) ausgeübt werden, der vom Ministerrat der 
EU zu beauftragen war.573 Im Annex XI steht, dass das Kosovo künftig weiterhin militärisch 
und sicherheitspolitisch durch die NATO kontrolliert und abgesichert werden soll.574 Im letz-
ten Annex sieht der Plan vor, während der vorgesehenen Übergangsfrist eine umfassende ge-
setzgeberische Agenda und Reformen umzusetzen.  
Ahtisaaris Plan für das Kosovo enthielt die Verpflichtung zur Wahrung einer multiethnischen, 
nicht-religiösen Demokratie, in der Albanisch und Serbisch als offizielle Sprachen verwendet 
werden sollten, wobei das Kosovo unverwechselbare nationale Symbole erhalten sollte, da-
runter eine neue Fahne und eine Hymne (verzichtet ganz auf Text), die nach multiethnischen 
Gesichtspunkten gestaltet sein sollten. Die oben erwähnten Bestimmungen wahrten den mul-
tiethnischen Charakter des Gebiets sowie Demokratie, Menschenrechte und andere allgemei-
ne Grundsätze, indem die meisten dieser Bestimmungen nicht direkt das Problem der Staat-
lichkeit adressierten. Zum Beispiel wurde das Kosovo in der Einleitung des umfassenden 
Vorschlags als Gesellschaft anstatt als Staat oder als autonome Einheit beschrieben. Auf der 
anderen Seite bot der Ahtisaariplan alles, was für das Kosovo erforderlich war, um als Staat 
anerkannt werden zu können. Um einen Staat zu gründen, werden durch das Völkerrecht klar 
ein definiertes Gebiet und eine Bevölkerung vorausgesetzt, die an das Territorium gebunden 
ist und eine effektive Regierung hat. Im Einklang mit den nicht verhandelbaren Prinzipien der 
Kontaktgruppe behielt Kosovo sein eindeutig definiertes Gebiet, in dem die Bevölkerung ent-
sprechend dem Ahtisaariplan als ursprüngliche traditionell ansässige Bevölkerung lebt, ein-
schließlich der Flüchtlinge und der Vertriebenen, die ebenfalls als Bürger des Kosovos gelten. 
Das Paket bestätigte die Möglichkeit der Staatlichkeit des Kosovos. Es wurde hiermit dem 
Kosovo zuerkannt, eine Autorität zu besitzen, die die eigenen inneren und äußeren Angele-
genheiten regelt und auch internationale Beziehungen einschließlich Abschlüsse von Verträ-
gen mit und Mitgliedschaften in internationalen Organisationen eingehen darf.575 Der Ahtisaa-
riplan sollte gewissermaßen die UN-Resolution 1244 ersetzen, die eine überwachte Unabhän-
gigkeit für das Kosovo proklamierte. Somit sollten alle oben erwähnten Aufgaben durch die-
sen Plan reguliert werden, was durch das International Civilian Office (ICO) zu überwachen 
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war. Die beiden Verhandlungsparteien betrachteten diesen Plan kritisch. Die Serben auf der 
einen Seite demonstrierten in Mitrovica gegen den Plan, weil dieser angeblich das Kosovo in 
die Unabhängigkeit führe und das Kosovo für immer von Serbien abtrenne. Auf der anderen 
Seite protestierten die Kosovo-Albaner in Prishtina, die die „Bewegung Selbstbestimmung!“ 
organisierten, weil sie nicht mit dem Ahtisaariplan zufrieden waren. Zwei albanische De-
monstranten wurden von der UNMIK-Polizei erschossen und mehr als 70 wurden verletzt.576 
Der Anführer der „Bewegung Selbstbestimmung!“ kritisierte die UNMIK scharf und warf ihr 
neokoloniales Verhalten vor. Er warf den kosovarischen politischen Vertretern vor, sich von 
der internationalen Gemeinschaft erpressen zu lassen.577 Die „Bewegung Selbstbestimmung!“ 
und die Zivilgesellschaft betrachteten den Ahtisaariplan nicht als die beste Lösung, da die 
Unabhängigkeit des Kosovos durch die EU begrenzt wurde. Sie protestierten, dass Demokra-
tie und Funktionen eines Staates ohne volle Souveränität einen Widerspruch darstellten.578 
Laut einer Umfrage der UNDP hatte sich 96 Prozent der albanischen Bevölkerung des Koso-
vo und damit 89 Prozent der Gesamtbevölkerung für die Unabhängigkeit ausgesprochen, da 
sie die Unabhängigkeit des Kosovos als einen selbstverständlichen Prozess empfanden. Im 
Gegensatz dazu wollten 86 Prozent der serbischen Bevölkerung dem Kosovo lediglich einen 
Autonomiestatus innerhalb der Republik Serbien zuerkennen.579 Diese letztendlich gefundene 
multilaterale Lösung der UNOSEK und der westlichen Diplomatie sollte vom UN-
Sicherheitsrat verabschiedet werden, wobei das Kosovo eine eingeschränkte Unabhängigkeit 
mit einer neuen zivilen und militärischen Präsenz erhalten sollte. Das war nicht bloß ein dip-
lomatischer Trick, mit dem die kosovoalbanische Delegation zu mehr Flexibilität angespornt 
werden sollte; beunruhigender war vielmehr, dass dieser Vorschlag auf einer Fehleinschät-
zung der Motive und Strategien beruhte, die hinter Russlands Verhalten steckten.580 Obwohl 
der Plan von fast allen Seiten als beste Kompromisslösung der Statusfrage des Kosovo mit 
weitgehenden Konzessionen an die Minderheiten begrüßt wurde, scheiterte er im Sicherheits-
rat.581 Er wurde deshalb mehrere Male modifiziert und dem Rat zur Abstimmung vorgelegt – 
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jedoch scheiterte er stets am Veto Russlands, das sich hinter Belgrad stellte und auf einer 
„Verhandlungslösung“ beharrte. Russland war nicht dazu bereit, diesen Vorschlag anzuneh-
men, da dieser angeblich nicht den Kriterien der UN-Resolution 1244 entspreche und einen 
Präzedenzfall für andere Staaten darstellen könnte, wodurch das Prinzip des Völkerrechts 
gefährdet werde. 
Während der letzten zwanzig Jahre hat das Kosovo unabhängig von Serbien eine parallele 
institutionelle Funktionalität aufgebaut. Es verfügt über ein unabhängiges Regierungssystem, 
eine eigene Rechtsordnung, es ist unabhängig, hat eigene Sitten und Gebräuche, eine eigene 
Währung und Finanzpolitik sowie ein eigenes Steuersystem, es verfügt über unterschiedliche 
Symbole und historische Bezüge, und keine der jugoslawischen Republiken, die über die Un-
abhängigkeitsbestrebungen hatten, verfügte über eine ähnliche Kapazität für Eigenstaatlich-
keit wie das Kosovo. Warnungen, dass das Kosovo einen Domino-Effekt auslösen könnte, 
sind zweifellos weiter zu hören. Bei Warnungen vor solchen Effekten scheinen die meisten zu 
vergessen, dass alle Dominosteine des ehemaligen Jugoslawiens bereits gefallen sind,582 wäh-
rend dem Kosovo das letzte Stück des Puzzles des zerfallenen ehemaligen Jugoslawien bleibt. 
Verschiedene Länder, welche die Unabhängigkeit des Kosovos infrage stellten, werden heute 
weiterhin durch den Aufbau und die Funktion des Staates sowie die Minderheitenfrage her-
ausgefordert. Unter anderem werden sie versuchen, die Unabhängigkeit des Kosovos als Prä-
zedenzfall auszunutzen. Aber solche Fälle sollten unter Berücksichtigung ihrer individuellen 
Merkmale behandelt werden. Serbien besteht, unterstützt von Russland, weiterhin darauf, 
neue Gespräche über den Status des Kosovos zu führen (trotz eines Mangels an Optionen). 
Diese Forderung Russlands und Serbiens, die eine Neuaufnahme der Gespräche anstrebt, 
wurde daher von Beobachtern eher als weitere Verzögerungstaktik ohne eine Option für die 
Lösung des Problems angesehen.583 
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Seit der Unabhängigkeit des Kosovos will Serbien den Verlust des Kosovos nicht akzeptieren 
und bemüht sich um die Aufteilung des Nordens bzw. darum, den Konflikt aufrechtzuerhal-
ten.584 Zur Jahrhundertwende hatte Serbien das Kosovo mit Gewalt annektiert und dann ohne 
dessen Zustimmung in Jugoslawien integriert585 – und als Jugoslawien aufgelöst wurde, ver-
hinderte der serbische Staat gewaltsam die Abspaltung des Kosovos, um dessen Eigenstaat-
lichkeit zu vereiteln. Während die gesamte jugoslawische Föderation einen blutigen Zusam-
menbruch erlitt, veränderten sich das Territorium des Kosovos und seine Grenzen kaum. 
Nach dem Krieg wurden die demokratischen Strukturen durch die UN-Verwaltungsmission 
errichtet und die Mehrheit der Bürger des Kosovos wollte nach den blutigen historischen Er-
eignissen nichts anderes als die Unabhängigkeit. Die Statusfrage sollte nicht lange unbeant-
wortet bleiben, da dies interregional schwerwiegende Folgen haben konnte. Zu diesem Zweck 
wird argumentiert, dass der adressierte Status des Kosovos in der Art und Weise nicht zu ei-
ner Beschädigung des internationalen Systems führen dürfe und als Spezialfall ohne Präze-
denzwirkung auf das Völkerrecht zu betrachten sei. In einem Bericht des Centre für Security 
Studies in Zürich ist zu lesen, dass für die Statuslösung und die Unabhängigkeit des Kosovos 
wie folgt argumentiert wurde: „…dass nämlich die Statusverhandlungen gezeigt hätten, dass 
es keine bessere Alternative gäbe als die Eigenstaatlichkeit des Kosovos unter Überwachung 
der internationalen Gemeinschaft. Diese Lösung sei dringlich, um weitere neue Unruhen im 
Kosovo und in der Balkanregion zu vermeiden und so auch den Westbalkan nachhaltig zu 
stabilisieren. Die Klärung des Status auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben oder durch 
weitere Verhandlungen den Konflikt zu verlängern, könnte schleichend zu einer Destabilisie-
rung der Lage im Kosovo führen.“ 586 
Bis dahin hatten die EU und die USA gehofft, dass Russland mit den entsprechenden 
Angeboten und Zugeständnissen, die sie Russland in anderen Bereichen angeboten hatten, im 
Sicherheitsrat nicht von seinem Vetorecht Gebrauch machen würde. Doch diese Bemühungen 
der westlichen Staatengemeinschaft liefen in diesem Fall völlig ins Leere, denn die 
Beziehungen zwischen den die Unabhängigkeit des Kosovos befürwortenden ständigen 
Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates USA, Frankreich und Großbritannien zu Russland waren 
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angespannt.587 Zu dem Zeitpunkt war deutlich, dass Russland in dieser Angelegenheit keine 
Bereitschaft zeigen würde, einen Kompromiss mit dem Westen einzugehen. „Moskau hat die 
Rolle eines Richters übernommen: eines Garanten des Völkerrechts, eines Beschützers der 
Menschenrechte und eines Kommentators, der keine direkte Verantwortung für die derzeitige 
und zukünftige Situation vor Ort trägt.“588 Russland spielte mit der Psychologie der 
internationalen Beziehungen und nutzte seine Position als Global-Player im Kosovofall aus. 
Es benutzte den Vorwand, das Prinzip der territorialen Integrität nach dem Völkerrecht zu 
bewahren, wobei Russland die Kosovofrage als eine innere Angelegenheit des serbischen 
Staates betrachtete. Russland versuchte dadurch, seine Position und Macht im internationalen 
System auszubauen und mehr Respekt zu gewinnen.589 Es ist ein Irrtum, davon auszugehen, 
dass sich Moskau wirklich um Serbien und die Serben im Kosovo kümmert. Russland stand 
vielmehr in Opposition zu den USA und wollte lediglich seine neue weltpolitische Stärke 
demonstrieren. Zudem verfolgte Russland eher energiepolitische Interessen auf dem 
Balkan.590 Die Lösung der Statusfrage sollte daher außerhalb dieses Gremiums verhandelt 
werden. Der Sicherheitsrat konnte einer Entschließung zugunsten einer überwachten 
Unabhängigkeit nicht zustimmen, sodass die Troika eine neue Runde der Verhandlungen 
zwischen Prishtina und Belgrad initiierte. Dazu erhielt sie das Mandat, mithilfe der 
Kontaktgruppe die Verhandlungen über den Status einzuleiten. Diese weiteren 
Vermittlungsbemühungen wurden von einer Troika aus Diplomaten der EU, Russland und 
den USA geführt. Die UNOSEK organisierte insgesamt sechs Verhandlungsrunden, die 
wiederum an den unvereinbaren Positionen der Serben und Albaner scheiterten.591 
 
3.9 Unabhängigkeitserklärung und die Zukunftsperspektive des Landes 
Die Gespräche endeten offiziell am 10. Dezember ohne eine Kompromissregelung der Status-
frage. Am 10. Dezember 2007 veröffentlichte VN-Generalsekretär Ban Ki-moon den Troika-
bericht, der über den Ausgang der Verhandlungen zwischen Prishtina und Belgrad informier-
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te. Der Bericht erläuterte, dass alle Möglichkeiten ausgelotet wurden, um eine Kompromisslö-
sung in den zentralen Punkten zu erzielen. Und nachdem die selbstgesetzte Frist von 120 Ta-
gen abgelaufen war, erklärte die amerikanische Regierung, dass nunmehr die Umsetzung des 
Ahtisaariplans anstehe.592 Als Antwort auf die Position Russlands betonten die USA mehr-
mals, dass das Kosovoproblem eine europäische Angelegenheit sei. Der Ahtisaariplan ver-
weist die EU darauf, dass eine engere Anbindung an europäische Strukturen ein wichtiger 
Motor für den kosovarischen Reformprozess und die weitere wirtschaftliche Entwicklung der 
ganzen Region sei.593 Auf einer Seite verfolgte Serbien mit Russlands Unterstützung seine 
Ansprüche auf die Region und auf der anderen Seite standen die USA und setzten sich für die 
überwachte Unabhängigkeit des Kosovos ein. So fiel es der Europäischen Union schwer, eine 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu entwickeln, um den aktuellen Stillstand zu be-
heben. Zudem war es schwierig, unter allen 27 Mitgliedern einen Konsens herbeizuführen.594 
Nicht alle EU-Mitgliedstaaten waren für einen unabhängigen Kosovo. Denn es gab Länder, 
die innerhalb ihrer Territorialgrenzen ebenfalls mit separatistischen Bewegungen konfrontiert 
waren, die durch eine solche Unabhängigkeit beeinflusst werden konnten.595 Zu Gast in Alba-
nien und Bulgarien am 10. Juni 2007 äußerte George W. Bush in der Öffentlichkeit, dass es 
keine Alternative zur Unabhängigkeit des Kosovos gebe.596 „Es ist Zeit für das Kosovo die 
Unabhängigkeit zu erhalten, und dies wird um jeden Preis erreicht werden (….) Wir werden 
mit russischen Diplomaten und der EU eine Lösung (für das Kosovo) finden. Wenn dies nicht 
geschieht, dann werden wir sagen: Genug, Kosovo wird unabhängig sein!“597  
Die USA und die meisten Länder der EU sahen angesichts der serbischen und russischen Ob-
struktionspolitik keinen anderen Ausweg und keine bessere Lösung als die einseitige Prokla-
mation der Unabhängigkeit des Kosovos, da diese von der EU überwachte Eigenstaatlichkeit 
des Kosovos mit weitgehender Autonomie auch für die serbische Minderheit die beste Lösung 
für Stabilität und Frieden in der Region darstellte. Zu Beginn des Jahres 2008 wurde deutlich, 
dass wegen der starren Positionen beider Seiten kaum ein Ergebnis oder gar ein Kompromiss 
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bezüglich des Status erzielt werden konnte. Somit verblassten auch die Hoffnungen der west-
lichen Staaten, obwohl in Teilen der westlichen Staatengemeinschaft die Zustimmung zu ei-
ner einseitigen Unabhängigkeitserklärung des Kosovos zunahm.598 Während die Verhandlun-
gen kaum vorankamen, bereitete sich die internationale Gemeinschaft bereits auf die einseiti-
ge Unabhängigkeitserklärung des Kosovos unmittelbar nach dem 10. Dezember 2007 vor. Die 
Umgehung des VN-Sicherheitsrates ermöglichte es den USA, mit der einseitigen Anerken-
nung des Kosovos zu drohen und damit ein mögliches Veto Russlands schlichtweg zu ignorie-
ren, da die westliche Staatengemeinschaft das Kosovo als selbstständigen Staat bilateral nach 
der Unabhängigkeitserklärung anerkennen werde.599 Bei einem Gipfel am 14. Dezember dis-
kutierten die EU-Chefs die Vorbereitungen in Richtung überwachter Unabhängigkeit auf 
Grundlage des Ahtisaariplans. Dieser würde den groß angelegten Einsatz von 1800 Polizisten 
der Europäischen Union umfassen, die für die Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit des Kosovos 
(EULEX) verantwortlich sein sollten, sodass die Europäische Union die größte Verantwor-
tung für die weitere Entwicklung des Kosovos übernehmen sollte, da diese Aufgabe durch 
einen EU-Sondergesandten geleitet wurde.600 Die EULEX sollte nach der Unabhängigkeit des 
Landes die benötigten funktionierenden rechtsstaatlichen Institutionen unterstützen. Diese 
neue Mission wurde von der EU mit dem weiteren Aufbau von Polizeieinheiten und Gerich-
ten sowie der Rechtsstaatlichkeit beauftragt. Dies umfasste die Ausbildung von professionel-
lem Personal sowie die korrekte Durchführung von gerichtlichen Verfahren. Für diese Aufga-
be stellte die Europäische Union circa 1 Mrd. Euro zur Verfügung.601 
Nach den Parlamentswahlen vom November verkündete schließlich der 2007 gewählte Pre-
mierminister Hashim Thaçi am 17. Februar 2008 im Parlament einseitig die Unabhängigkeit 
des Kosovos und begann, einzelne Punkte des Ahtisaariplans zu erläutern, zum Beispiel die 
Schaffung eigener Staatssymbole und die Ausformulierung einer Verfassung, die innerhalb 
von 120 Tagen von der parlamentarischen Versammlung verabschiedet werden musste.602 In 
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der Erklärung verpflichtete sich das Kosovo zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem 
Ahtisaariplan, so derjenigen zur umfassenden Multiethnizität als eines grundlegenden Prin-
zips der guten Regierungsführung. Des Weiteren wurde das Angebot der EU seitens der ko-
sovarischen Regierungsführung begrüßt, den weiteren Prozess der Unabhängigkeit zu beglei-
ten und zu überwachen. Die Unterstützung des Unabhängigkeitsprozesses und die Anerken-
nung durch die meisten westlichen Staaten standen angesichts der noch nicht gefestigten 
Strukturen des Kosovos unter der Bedingung, dass sich der neue Staat „Kosovo“ weiter unter 
internationale Oberaufsicht stellt, die den weiteren Aufbau der noch nicht vollendeten Demo-
kratisierung der kosovarischen Institutionen (insbesondere Polizei und Justiz) überwacht und 
beratend begleitet. Die kosovarische Regierung sollte die Machtbefugnisse jetzt erhalten und 
entsprechend dem Ahtisaariplan sollten innerhalb eines bestimmten Zeitraums diese Kompe-
tenzen von der UNMIK an die kosovarischen Institutionen übertragen werden.603 Viele Staa-
ten, darunter auch die USA und Deutschland, erkannten das Kosovo an.604 Serbien, Russland 
und auch EU-Mitgliedsländer, darunter Spanien, Griechenland, Slowakei, Zypern, und Ru-
mänien, lehnten die einseitige Unabhängigkeitserklärung des Kosovos ab. Die EU konnte sich 
seit vier Jahren in dieser Frage nicht auf eine einheitliche Position verständigen.605 Sie musste 
aber eine klare und gemeinsame Haltung vor allem bezüglich des Kosovos einnehmen. Denn 
Uneinigkeit innerhalb der EU könnte die Arbeit der EULEX uneffizient machen, da die größ-
te gemeinsame Mission der Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) letztlich für die 
„Rechtsstaatlichkeit“ sowie für entsprechende Hilfe und Unterstützung der Behörden des Ko-
sovos verantwortlich war. Es war Kohärenz bei der Durchführung des EULEX-Mandats und 
ein weitaus stärkeres Engagement und eine bessere Zusammenarbeit mit den Behörden des 
Kosovos erforderlich, um die schweren politischen und sozioökonomischen Herausforderun-
gen sowie die übrigen interethnischen Spannungen und Spaltungen innerhalb des Gesellschaft 
zu  überwinden. 
Die Unabhängigkeitserklärung des Kosovos sollte Klarheit bezüglich des zukünftigen Status 
des Kosovos als Staat herstellen. Allerdings wurde nicht viel geändert, viele Probleme blieben 
ungelöst. Erstens: Die EU-Mission im Kosovo wurde mit Verspätung realisiert, da die rechtli-
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che Grundlage fehlte und Russland argumentierte, dass EULEX nicht über die UN-Resolution 
1244 abgedeckt werden könne, sodass es nötig sei, für diese Mission ein neues Mandat zu 
schaffen. Diese Verzögerungen entstanden durch das angekündigte russische Regierungsveto, 
mit dem Russland gegen die Verabschiedung eines solchen Mandates stimmte.606 Obwohl der 
Rat der EU die EULEX-Mission (Lex - ist das lateinische Wort für Gesetz)am 16. Februar 
2008 beschloss, wurde sie wegen der erwähnten Verzögerungen erst im Dezember 2008 reali-
siert. EULEX als bisher größte zivile Auslandsmission in der Geschichte der EU hatte das 
Ziel, die kosovarischen Institutionen im Bereich des „Rule of Law“ und hier insbesondere bei 
der Stärkung der Kapazitäten von Polizei, Justiz und Zoll zu unterstützen.607 EULEX setzte 
ihr Mandat zunächst in einem Zeitraum von 28 Monaten im gesamten Kosovo um und hatte 
weitgehend die Aufgaben der UNMIK übernommen.608 Nach den Beschlüssen zur gemeinsa-
men Aktion der EU vom 4. Februar 2008 sollte der EU-Einsatz nach der Unabhängigkeit des 
Kosovos neben der EULEX-Mission auf zwei weiteren Säulen beruhen.609 Das Verbindungs-
büro der Europäischen Kommission im Kosovo wurde im September 2004 eröffnet und war 
für die Verwirklichung der europäischen Agenda im Kosovo verantwortlich, mit dem Ziel, 
das Kosovo zu fördern und den Beitritt zur Europäischen Union zu ermöglichen. Das Verbin-
dungsbüro hatte für die Bereitstellung von Werkzeugen, die Erweiterung auf Grundlage des 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens und für die Förderung des Kosovos hinsicht-
lich der regionalen und europäischen Integration zu sorgen. Des Weiteren sollte auch die 
EUSR als Säule der EU die Institutionen des Kosovos stärken, die Wirtschaft entwickeln und 
die Erreichung europäischer Standards realisieren.610 Das Mandat des Sonderbeauftragten für 
das Kosovo lautet entsprechend dem Ziel der EU im Kosovo, die kosovarischen Vertreter 
beim Aufbau einer stabilen, tragfähigen Basis zu unterstützen und dadurch einen friedlichen 
und multiethnischen Kosovo zu realisieren, der in Frieden mit seinen Nachbarn kooperiert.611 
Daher war es die Aufgabe des EU-Sonderbeauftragten im Kosovo, der Kosovoregierung die 
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EU-Unterstützung anzubieten; gleichzeitig soll der EUSR die Gesamtkoordination der EU-
Kräfte im Kosovo umsetzen und einen Beitrag zur Entwicklung und Festigung der Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten im Kosovo leisten. Der EU-Sonderbeauftragte hält 
derzeit ein doppeltes Mandat, da er gleichzeitig auch die Tätigkeit des Büros des internationa-
len zivilen Repräsentanten für das Kosovo ausübt. Damit wurde er am 28. Februar 2008 in 
Wien von der internationalen Lenkungsgruppe beauftragt, also von Staaten, welche die Unab-
hängigkeit des Kosovos anerkannt haben und den Aufbauprozess unterstützen. Der ICR ist 
mit der Überwachung der Umsetzung des umfassenden Vorschlags durch die Regierung des 
Kosovos beauftragt und wird vom International Civilian Office bei der Ausführung des Auf-
trages unterstützt.612 Der EU-Sonderbeauftragte / ICR übernimmt somit staatsneutrale Funkti-
onen sowie solche, die auf die Unabhängigkeit hinwirken. Diese Unklarheit hat begründete 
Zweifel geweckt, ob die EU eine klare und gemeinsame Politik im Kosovo durchzusetzen 
kann. 
Die UNMIK sollte nach der Unabhängigkeitserklärung als zivile Friedensmission auf Basis 
der UN-Resolution 1244 – allerdings mit deutlich reduziertem Personal – weiterhin im Koso-
vo bleiben, mit der wichtigsten Aufgabe, als Zugeständnis an Belgrad und Moskau die serbi-
schen Parallelstrukturen im Norden zu überwachen.613 Dadurch wurde die UNMIK in eine 
politische Mission umgewandelt, die über keine operativen Funktionen mehr verfügte, son-
dern sich mit Problemen der anderen ethnischen Gemeinschaften bzw. der Serben beschäftig-
te.614 Dennoch wurde Mitte August 2008 ein Kooperationsabkommen zwischen der EU und 
der UNMIK geschlossen, das die technischen Angelegenheiten des Übergangs regelte und 
gleichzeitig auch die Übergabe der Kompetenzen vorbereitete. Somit begann die UNMIK mit 
der Reduzierung ihrer Mitarbeiter und Institutionen im Kosovo, eine volle Ablösung der 
UNMIK durch die EULEX hat es jedoch nicht gegeben.615 Durch die Rekonfiguration der 
UNMIK, die im Juni 2008 vom UN-Generalsekretär angekündigt wurde, sollte die Rolle der 
EU im Kosovo ausgeweitet werden. Des Weiteren sollte die EU-Mission nach dem Ahtisaa-
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riplan unter dem Schirm der UN statusneutral aufgebaut werden.616  Dieser Kompromiss er-
folgte nach Verhandlungen der Vereinten Nationen und Serbiens, die Mission der EU im Ko-
sovo neutral gegenüber der Unabhängigkeit des Kosovos zu agieren. Im November 2008 legte 
der UN-Generalsekretär den sogenannten Sechspunkteplan vor, der zwischen Serbien und der 
UNO für das Kosovo ausgehandelt wurde, sodass ohne Mitwirkung der kosovarischen Regie-
rung der Schutz der Rechte der kosovoserbischen Bevölkerung in Bezug auf Polizei, Zoll, 
Justiz, Verkehr und Infrastruktur sowie die Überwachung der Grenzübergänge im Norden des 
Kosovos zu den serbischen Gemeinden und des serbisch-orthodoxen religiösen Erbes weiter-
hin den UNMIK-Strukturen unterstellt blieben.617 Dass die serbisch besiedelten Gebiete eine 
eigene Polizei, Justiz usw. errichten durften, waren große Zugeständnisse an Belgrad, die in 
dem Sechspunkteplan festgeschrieben wurden.618 Die kosovarische Regierung wurde von 
diesem Vertragswerk komplett ausgenommen, sie wurde von der IG weder konsultiert noch 
informiert. Demnach sollte die kosovarische Regierung keinen Zugriff auf die Einnahmen aus 
Zöllen und Steuern in den besiedelten Gebieten erhalten. In Nord-Mitrovica sollte nach die-
sem Sechspunkteplan die Gerichtsbarkeit für bis zu 60 Tage in den Händen der UNMIK blei-
ben, bis lokale Richter und Staatsanwälte, basierend auf der weiter geltenden UN-Resolution 
1244 und nicht der kosovarischen Verfassung, Recht sprechen.619 Damit wurde auch die Spal-
tung des Landes vertieft, da die EULEX bisher nicht in der Lage war, ihre Macht und Funkti-
on im Norden durchzusetzen. Bezüglich der wichtigen Aufgaben der EULEX in den zentralen 
Punkten, z. B. in den Bereichen „Zölle“ und „Gerichtsbarkeit im serbischen Norden“, konnte 
EULEX bisher keine Erfolge vorweisen. Die Versuche, die Kontrolle der EULEX über den 
Norden hinaus auszudehnen sowie auch eine Reinstallation der Richter in Mitrovica durchzu-
führen, scheiterten. Militante Serben, unterstützt von Belgrad, besetzten sofort nach der Un-
abhängigkeitserklärung des Kosovos das Gerichtsgebäude in Nord-Mitrovica, in dem die in-
ternationalen Richter bisher tätig waren. Es entstanden heftige gewaltsame Auseinanderset-
zungen zwischen der KFOR und den Serben, da die KFOR-Truppen und die internationalen 
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Behörden das Gebäude von den serbischen Besatzern befreien und Recht und Ordnung in 
diesem Teil des Kosovos wiederherstellen wollten. Hierbei wurden mehr als 70 Serben sowie 
auch Dutzende Soldaten verletzt, ein ukrainischer Polizist wurde getötet. Die militanten Ser-
ben gingen weiter und griffen wenige Tage später auch das Gebäude der EULEX-Mission in 
Nord-Mitrovica an und erzwangen den Auszug der Mitarbeiter aus der Stadt. Auch die Ko-
operation mit den internationalen Behörden wurde von den Serben abgelehnt. Letztendlich hat 
sich somit deutlich gezeigt, dass erfolgreiche Schritte in diesem Teil nicht gegangen werden 
konnten, wenn Belgrad nicht zu Kompromissen und zu Unterstützung bereit war. 
Tatsächlich demonstrierten tausende Menschen gegen diesen UN-Plan und die Einsetzung der 
EULEX, da die Mission die Unabhängigkeit des Kosovos nicht anerkannte und im Norden 
nicht eingesetzt werden sollte. Kosovo-Albaner lehnten den Plan strikt ab, da sie die territoria-
le Integrität des Kosovos bedroht sahen. Sie argumentierten, alles laufe auf eine De-facto-
Teilung des Landes auf ethnischer Basis hinaus, und der Plan verletze auch die Verfassung 
des Staates, in der für die UNMIK keine Rolle mehr vorgesehen war. Es wurde auch im Ah-
tisaariplan festgeschrieben, dass die UNMIK nun noch im Kosovo agieren sollte, bis die 
EULEX ihre volle Operationsfähigkeit erreicht haben würde. Dieser Kompromiss wurde 
ebenfalls von Ausschreitungen und Protesten begleitet, unter dem  Motto „There is no diffe-
rence between EULEX and UNMIK“. Albin Kurti, der Führer der “Bewegung Selbstbes-
timmung!” kritisierte die EULEX wie folgt: „EULEX has the same cars, the same headquar-
ters and many of the same staff as UNMIK and it is founded on the same legal basis as 
UNMIK. Not surprisingly, EULEX’s employees are, like UNMIK, already demonstrating they 
believe they are above the law – here to implement it for us, but not for themselves.“620 Auch 
wurde klargestellt und in vielen Berichten und Umfragen dokumentiert, dass die Präsenz der 
Vereinten Nationen von der Bevölkerung als Belastung der Regierungsarbeit und der Funkti-
on des Staates wahrgenommen wurde. Hier wurde durch die Umfragen des UNDP Early 
Warning Report eine erschreckende Zahl ermittelt, der zufolge 85 % der Kosovo-Albaner, 
52 % der Serben und 80 % der anderen Minderheiten sich ein Ende der internationalen Prä-
senz wünschten.621 Darüber hinaus bezeichnete 2010 eine Gruppe der zivilgesellschaftlichen 
Vertreter und Aktivisten des Kosovos die EULEX-Mission im europäischen Parlament als 
passiv, schwach und unfähig, im Norden die Kontrolle über die kriminellen Strukturen zu 
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übernehmen. Dies fand unter dem Titel „Making or Breaking the European Future of Koso-
vo“ statt und die EU-Mission wurde wie folgt beschrieben:  
„Almost two years have passed since the deployments of the EU’s largest ever ‘rule of law’ 
mission. There were high hopes and expectations that EULEX would help strengthen Koso-
vo’s judiciary and police service institutions and structures. Kosovo accepted limitations to 
its sovereignity by inviting EULEX and granting it executive powers in key areas in return for 
assistance in rebuilding the judicial system across the entire territory, particularly the North. 
The results thus far have been minimal. There is no rule of law in the North. The court in 
Northern Mitrovica is only partially functional. The border crossings with Serbia are only 
monitored and no customs revenues are collected. Most importantly, the ‘culture of impunity’ 
as far as high-level corruption is concerned, especially within the government, still shapes the 
politics of the EU in Kosovo. There has not been a single indictment of a public official. This 
confirms that the EULEX has not realized and achieved the most important goals and func-
tions of its mandate.“622 
Die Existenz der Parallelstrukturen, die sich aus dem Kompromiss zwischen der EU und 
Russland ergaben, stellen vier Jahre nach der Unabhängigkeit die Einheit des Kosovos und 
dessen Souveränität infrage, denn Serbien unterstützt die kriminellen Gruppen im Norden, 
sodass das Kosovo kein funktionsfähiger Staat wird, da ein Teil des Staats außerhalb der 
staatlichen Kontrolle bleibt.623 Diese zeigte sich im Jahr 2008 bei der Durchführung der serbi-
schen Kommunalwahlen im Norden deutlich, da die serbische Minderheit in der geteilten 
Stadt Mitrovica eine eigene parlamentarische Volksversammlung errichtete und die aufgebau-
ten kosovarischen staatlichen Institutionen boykottierte.624 Trotz des Protests seitens der 
UNMIK und Prishtinas und der Feststellung, dass diese Wahlen als illegal eingestuft und 
nicht anerkannt werden, wurden weitere Schritte in Richtung einer faktischen Selbstverwal-
tung unternommen, indem das nördliche Gebiet des Kosovos unter die Kontrolle Belgrads 
gestellt wurde. Im Süden des Kosovos hat sich die Haltung der serbischen Enklaven nach der 
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Unabhängigkeit des Landes deutlich verbessert. Die serbische Minderheit im Süden des Lan-
des zeigt mehr Bereitschaft, mit den kosovarischen Institutionen zu kooperieren, da die politi-
schen Vertreter langsam begreifen, dass das Kosovo künftig kein Teil Serbiens sein wird. 
Hiermit distanzieren sie sich auch zunehmend von dem Einfluss der serbisch-orthodoxen Kir-
che und der radikalen Politik Belgrads. Diese Annäherung der beiden Seiten, der Kosovo-
Albaner und Kosovo-Serben, erfolgt aus dem Grund, dass sich beide in einem katastrophalen 
sozialen und wirtschaftlichen Zustand befinden, wobei eine enge Kooperation ihre wirtschaft-
liche und soziale Situation verbessern kann und sich auch verwirklichen lässt.625 Dieser 
Wunsch beider Seiten, ihre Grundbedürfnisse zu befriedigen, wird als ein wichtiger Ansatz-
punkt gesehen, den jahrelang entstandenen Konflikt zu überwinden und dadurch auch endlich 
eine Aussöhnung zu erreichen. Serbien hat seine Strategie in Bezug auf das Kosovo auch vier 
Jahre nach der Unabhängigkeit des Kosovos nicht geändert, sondern die Kontrolle über den 
Norden mittels serbischer illegaler Strukturen aufzubauen versucht, um so die Autorität der 
kosovarischen Regierung zu schwächen und sie als in diesem Teil des Kosovos uneffizient 
erscheinen zu lassen. Dieses Verhalten und die intensive Unterstützung der illegalen serbi-
schen Strukturen im Kosovo vertieft die Spaltung zwischen den beiden Volksgruppen und 
blockiert gleichzeitig die Schritte, die zu einer friedlichen Konfliktlösung führen könnten. Der 
nördliche Teil des Kosovos gehört de jure zur Republik Kosova, aber de facto hat die kosova-
rische Regierung dort keine Hoheitsgewalt, ebenso wenig die UNMIK, und auch EU-
Missionen wie ICO und EULEX haben dort nicht viel zu sagen. Und damit bleibt das Kosovo 
eine Art rechtlich ungeklärtes gemeinsames Eigentum, ein „Con-Dominum“ von Belgrad, 
UNMIK und EULEX, was die organisierte Kriminalität begünstigt. Die internationale Präsenz 
hatte es wegen des Mangels an Willen und Entschlossenheit versäumt, mittels ihrer Politik die 
Rechtsstaatlichkeit im Norden herzustellen. NATO-Truppen im Kosovo (KFOR) suchten eine 
politische Lösung und zeigten keine Bereitschaft, gegen den illegal agierenden Apparat der 
serbischen Sicherheitskräfte im Norden des Kosovos vorzugehen. Beide Missionen, KFOR 
und EULEX, kritisierten sich gegenseitig, ihre Arbeit im Norden nicht ordnungsgemäß zu 
erfüllen. Ebenso hatte die Kosovoführung noch keine Pläne für die Re-Integration dieses Be-
reichs entwickelt. Unterdessen hielt Serbien die Situation aufrecht, um den Status quo zu un-
terstützen. Doch im August 2011 kam Serbien aus der Einsicht heraus, dass eine Abspaltung 
des nördlichen Teils des Kosovos nicht realisierbar war, auf die Idee der Gründung einer Enti-
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tät im Norden, die technisch unter der Souveränität des Kosovos wäre, aber in Wirklichkeit 
vollständig von Belgrad kontrolliert würde.626 Der Norden des Staates bliebe dementspre-
chend eine Region mit fehlender oder eingeschränkter Staatlichkeit, die einer illegalen Autori-
tät unterworfen wäre. Die Serben im Norden des Staates identifizierten sich nicht mit dem 
neuen Staat, den es für sie im Grunde gar nicht gab. Stattdessen versuchten sie weiterhin, die 
radikalen und kriminellen serbischen Gruppen durch die Errichtung von Straßenbarrikaden zu 
unterstützen. Dies wurde von Belgrad nicht nur toleriert, sondern intensiv unterstützt, um die 
Kontrolle zu übernehmen, die Rule of Law der internationalen und staatlichen Sicherheitsor-
gane über dieses Gebiet zu blockieren und die Bewegungsfreiheit der dortigen Bevölkerung 
einzuschränken. Von diesen kriminellen und radikalen Gruppen der Serben wurden mehrmals 
auch Zolleinrichtungen zerstört. Auf ihren Druck hin sind die meisten serbischen Polizisten 
im Kosovo und weitere Personen, die in anderen Bereichen wie Verwaltungseinrichtungen, 
Gemeinden oder Gerichten tätig waren, aus ihrem Dienst ausgeschieden.627 Serbien verfolgte 
eine Doppelstrategie: Einerseits sollte durch die Errichtung der oben erwähnten serbischen 
Strukturen der Norden aufgeteilt werden und andererseits wurde versucht, die Unabhängigkeit 
des Kosovos auf diplomatischem und juristischem Weg zu verhindern. „Wir wollen die Koso-
vo-Problematik nicht weiter politisieren, sondern in das rechtliche Spielfeld versetzen“, äu-
ßerte Präsident Tadić in der Zeit, als die serbische Regierung im Oktober 2008 ihren Antrag 
auf Überprüfung der Legalität der Unabhängigkeit des Kosovos durch den Internationalen 
Gerichtshof stellte.628 Eine Entscheidung des Internationalen Gerichtshofes (IGH) am 22. Juli 
2010 bezüglich der Rechtmäßigkeit der Unabhängigkeitserklärung, die Serbien bei den UN 
im Oktober 2008 erwirkt hatte, kam zu dem Schluss, dass die Erklärung nicht gegen das Völ-
kerrecht verstoße.629 Folgendes bestätigte der IGH: „Das allgemeine internationale Gesetz 
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enthält kein anwendbares Verbot von Unabhängigkeitserklärungen. Die Unabhängigkeitser-
klärung vom 17. Februar 2008 hat das allgemeine internationale Gesetz nicht verletzt.“630 
Serbien hoffte, mit diesem Schritt die völkerrechtliche Anerkennung der Unabhängigkeit des 
Kosovos hinauszögern zu können, ferner die Position der Statusneutralität derjenigen Staaten, 
die die Unabhängigkeit des Kosovos noch nicht anerkannt hatten, möglichst weitgehend zu 
erhalten oder gar darüber hinaus einen möglichen Beitritt des Kosovos zu den regionalen oder 
internationalen Organisationen zu verhindern.631 Im Gegensatz dazu hoffte Prishtina, dass 
dieses Gutachten einen starken Impuls für mehr Länder darstellt, ihnen den Unabhängigkeits-
status zuzugestehen. Trotz der Anerkennung der Unabhängigkeit des Kosovos durch 88 Län-
der632 hat das Kosovo noch nicht die erforderliche Zahl an Anerkennungen erreicht, um auch 
als Mitglied der Vereinten Nationen anerkannt werden zu können. So wird das Kosovo in 
erster Linie von westlichen Staaten anerkannt. Wichtige Länder in Lateinamerika wie Brasili-
en, Asien, Indien, China und andere Länder im Nahen Osten verweigern die völkerrechtliche 
Anerkennung des Staates Kosovo.633 
Am 24. Januar 2012 fand das vierzehnte Treffen der internationalen Lenkungsgruppe (ISG) in 
Wien statt. Die ISG hat bekannt gegeben, dass das Kosovo in die Phase der Umsetzung des 
umfassenden Statusvorschlags geht, womit die Vorbereitungen für ein Ende der überwachten 
Unabhängigkeit und der Schließung der ICO getroffen wurden. Allerdings legte die ISG fest, 
dass alle Änderungen der Verfassung des Kosovos anerkannt werden,  und dass das Primär-
recht der internationalen Aufsicht über die Unabhängigkeit zu entfernen ist. In einem beispiel-
losen Aufruf hat die ISG Serbien aufgefordert, auf polizeiliche Präsenz, Sicherheitskräfte oder 
irgendeine Präsenz des Staates im Norden des Kosovos zu verzichten und keine Kommunal-
wahlen im Kosovo mehr abzuhalten. Dies ist das erste Mal, dass ein Land oder eine internati-
onale Organisation offiziell die Anwesenheit von Staatssicherheit von Serbien im Norden 
anerkannte. Hinsichtlich des Nordens bekräftigte die ISG die „Grundprinzipien“ des Ahtisaa-
riplans, der die beste Lösung für die Zukunft der nördlichen Gemeinden biete. Die Äußerun-
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gen der internationalen Beobachter, dass der Prozess der Überwachung der Unabhängigkeit 
des Kosovo gegen Ende 2012 abgeschlossen werden kann, verdeutlichten die Dringlichkeit 
der Lösung und der Reintegration des nördlichen Kosovo in den Staat Kosovo. Jede Verzöge-
rung bei der Lösung dieses Problems konnte das Konfliktpotenzial im Kosovo und die regio-
nale Instabilität erhöhen, was zu mehr Extremismus führen konnte, was wiederum zu Verzö-
gerungen im Prozess der Integration aller Balkanländer in die Europäische Union (EU) führen 
würde.634 Die Versuche seitens Prishtinas am 15. Juli 2011, die Staatssouveränität mithilfe 
spezieller Einheiten, der Regionalen Spezialkräfte  (ROSU), über den Norden auszudehnen, 
haben klar gezeigt, dass dies nicht ohne Widerstand und Gewalteskalation unter der dortigen 
Bevölkerung gehen wird, sodass es auch notwendig wäre, den eigenen Machtanspruch mit 
Gewalt im Norden durchzusetzen, weshalb dies von den internationalen Beobachtern als kei-
ne optimale Option eingestuft wurde.635 Die Intervention durch die kosovarischen polizeili-
chen Spezialeinheiten war der letzte Versuch, die Rechtsstaatlichkeit im Norden zu etablieren, 
wobei die kosovarischen Zollbeamten die beiden nördlichen Zollstationen 1 und 31 kontrol-
lieren sollten. Diese Aktion brachte den aktuellen Status quo, der durch Einrichtung von Bar-
rikaden und eine radikale Position der lokalen radikalen Führer gegenüber den kosovarischen 
Institutionen und durch große politische Spannungen gekennzeichnet ist. Diese Gewalteskala-
tionen wurden auch international strengstens kritisiert und somit die nördliche Teilung des 
Kosovos von Serbien ausgeschlossen. Die bestmögliche Lösung für die Serben im Kosovo ist 
nach der IG im Rahmen des Ahtisaariplans vorgegeben. Diese gemeinsame Ablehnung der 
Teilung des Nordens seitens der internationalen Gemeinschaft lässt die beiden Konfliktpartei-
en erkennen, dass die Lösung für den Norden nur innerhalb der bestehenden Grenzen des Ko-
sovos zu finden ist und somit wurden die beiden Gruppen gezwungen, durch Verhandlungen 
und Kompromisse in Brüssel das ungeklärte Verhältnis zwischen den beiden Regierungen zu 
klären. Trotz der internationalen Bemühungen im Kosovo haben die Entwicklungen seit 1999 
bisher keine Lösung in Richtung einer endgültigen Versöhnung gebracht, die für beide Län-
der, Kosovo und Serbien, sowie auch für die Europäische Union akzeptabel wäre. Die interna-
tionale Gemeinschaft versucht seit Jahren einen Weg zu finden, eine Lösung für den Norden 
auf dem Weg des Dialogs zwischen Kosovo und Serbien zu erreichen. Es ist deutlich, dass die 
internationale Gemeinschaft den nördlichen Teil des Kosovos genutzt hat, um die demokrati-
sche Führung Serbiens nach der Milošević-Zeit zu beruhigen, deren Ziel die Teilung des Ko-
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sovos war, und auch die Führung in Prishtina zu beeinflussen, die Bedingungen für die Serben 
südlich des Ibar signifikant zu verbessern, sodass sie damit das Recht erhalten, ihre Gebiete 
künftig selbst zu regieren. Es wurde von einigen EU-Mitgliedsstaaten undden Vereinigten 
Staaten von Amerika oftmals versucht, mit der Idee der Trennung zu spielen. Es gab auch 
Ideen der politischen Führung des Kosovos, in denen die Weitergabe und der Austausch von 
Territorien und Regionen mit Serbien als eine Option gesehen wurde, die statische Situation 
im Norden zu beenden. Eine mögliche Änderung der bestehenden Grenzlinien könnte sich auf 
die Region als unmittelbare Bedrohung auswirken, welche die territoriale Integrität von Bos-
nien und Herzegowina und Mazedonien infrage stellen würde. Daher wurde die Option der 
Teilung von der IG ausgeschlossen. Ein besonderer Status für den Norden wurde von der ko-
sovarischen Regierung nicht akzeptiert, da im Fall der Erhaltung der aktuellen Situation oder 
dadurch, dass der Norden einen sogenannten Status erhielte, nicht nur Frieden und Stabilität 
im Kosovo gefährdet worden wären, sondern darüber hinaus auch in der Region. Dadurch 
hätte sich das Potenzial für ethnische Konflikte und Extremismus in anderen westlichen Bal-
kanländern erhöht. So glaubte gemäß einer Umfrage der UNDP mehr als die Hälfte der Alba-
ner (52 %), dass der Hauptfaktor für die gespannten Beziehungen zwischen Serben und Alba-
nern der Einfluss von Belgrad sei, gefolgt von der mangelnden Bereitschaft der Serben, sich 
in die kosovarische Gesellschaft (24 %) zu integrieren. Andere ethnische Minderheiten (ca. 35 
%) äußerten eine ähnliche Meinung und nannten als Hinderungsfaktor den Einfluss Belgrads 
und die mangelnde Bereitschaft der Serben, sich in die kosovarische Gesellschaft zu integrie-
ren. 22 % der Befragten, die zu den anderen ethnischen Minderheiten gehören, meinten, dass der 
Einfluss Belgrads keine Möglichkeit für die Integration der Serben in die kosovarische Ge-
sellschaft offenlässt.636 
Trotz dieser Spannungen besuchte die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel Belgrad am 
23. August 2011. Merkel besuchte Serbien, um den Dialog mit dem Kosovo fortzusetzen, 
EULEX sollte hierbei die Kontrolle auf den gesamten Kosovo ausweiten und gleichzeitig 
sollten die parallelen Strukturen abgebaut werden. Ähnliche Strukturen waren zu vermeiden. 
Somit wurde auch eine Teilung des Gebiets, z. B im Norden, ausgeschlossen. Die Vorbedin-
gungen Deutschlands schockierten die Führung Serbiens, da sie keine Option für die Teilung 
des Nordens vorsahen.637 Diese klare Aussage von Bundeskanzlerin Merkel schockierte nicht 
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nur Serbien, sondern auch Brüssel, da die EU-Kommission damit beschäftigt war, Serbien 
eine positive Stellungnahme hinsichtlich des Kandidatenstatus zu geben, unabhängig von Ser-
biens Beziehungen zum Kosovo. Somit wurde Serbien klar gemacht: Wenn Belgrad die von 
Deutschland vorgelegten Bedingungen, die zudem von London und Washington unterstützt 
wurden, nicht akzeptiert könnte für Serbien nicht nur Weg in die EU versperrt sein, sondern 
es würden sich auch die wichtigen wirtschaftlichen und politischen bilateralen Beziehungen 
zu Deutschland verschlechtern. Die beiden Regierungen sollten jetzt, unterstützt von der EU, 
die Verhandlungen über die technischen und politischen Fragen aufzunehmen und diese klä-
ren.638 Der Prozess einer pragmatischen Einigung der Konfliktparteien konnte nun graduell 
durch Verhandlungen erfolgen, sollte aber von der EU intensiv und durch eine emanzipierte 
Zivilgesellschaft vor Ort unterstützt werden. Um die radikalen parallelen Strukturen der serbi-
schen Minderheit im Norden zu schwächen, begann die internationale Präsenz im Kosovo im 
Jahr 2008 mit der Stärkung der zivilgesellschaftlichen Organisationen der Kosovo-Serben, die 
vor allem im Norden stark finanziert wurden. In den meisten Fällen wurde von der internatio-
nalen Gemeinschaft diese Förderung der zivilgesellschaftlichen Strukturen mit der Begrün-
dung durchgeführt, dass sie zu einer Aussöhnung zwischen den Albanern und Serben beitra-
gen könne, indem gemäßigtere Ansichten und die Gründung neuer Parteien unterstützt wur-
den. Im Herbst 2011 wurde einer der wichtigsten Organisationsführer, der von den internatio-
nalen Geldgebern und dem EU-Informationszentrum in Nord-Mitrovica finanziert wurde, in 
Serbien verhaftet. Er soll Waffen aus Serbien in den Norden des Kosovos geschmuggelt ha-
ben.639 Am 24. Januar 2012 wurde in Wien das vierzehnte Treffen der internationalen Len-
kungsgruppe (ISG) , die für die Überwachung der Unabhängigkeit seit der Unabhängigkeits-
erklärung zuständig ist, durchgeführt. Die ISG gab bekannt, dass das Kosovo in die letzte 
Phase der Umsetzung des umfassenden Statusvorschlags gehe, was zugleich als Vorbereitung 
des Endes der überwachten Unabhängigkeit und des Schließens der ICO zu verstehen war. 
Damit wurde auch Serbien von der ISG aufgefordert, seine Polizeipräsenz, Sicherheitstruppen 
und die übrigen serbischen Staatsstrukturen aus dem Norden des Kosovos abzuziehen, und die 
internationale Gemeinschaft forderte Serbien auch auf, keine Kommunalwahlen im Kosovo 
mehr zu organisieren. Dies ist das erste Mal, dass die internationale Organisation offiziell die 
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Anwesenheit der serbischen staatlicher Strukturen im Norden „anerkannte“. Hinsichtlich des 
Nordens bekräftigte die ISG die „Grundprinzipien“ des Ahtisaariplans, der die beste Zukunft 
für die nördlichen Gemeinden biete. Ab dem 23. März 2011 fand in Brüssel ein Dialog statt, 
der durch die EU vermittelt wurde, und bei dem versucht wurde, die kosovarischen und serbi-
schen Beziehungen durch Verhandlungen über politische Fragen zu stabilisieren. Die beiden 
Regierungen standen unter dem Druck der internationalen Gemeinschaft und der EU, Kom-
promisse zu erreichen. Dies war eine Bedingung dafür, in absehbarer Zeit eine Perspektive für 
einen EU-Beitritt eröffnet zu bekommen. Bevor Serbien allerdings von der EU den Kandida-
tenstatus erhalten sollte, musste es einige Streitpunkte mit der kosovarischen Regierung ver-
handeln. Somit wurde am 24.03.2012 eine Vereinbarung über eine regionale Kooperation 
beschlossen, der zufolge das Kosovo bei regionalen Konferenzen als Staat auftreten darf. Als 
Gegenleistung dafür sollte auch Serbien den Status eines Beitrittskandidaten erhalten. Das 
Kosovo sollte durch diesen erreichten Kompromiss unter dem Namen „Kosovo*“ bei regiona-
len und internationalen Konferenzen auftreten sowie auch selbst Abkommen abschließen dür-
fen, wofür bisher ein UN-Vertreter zuständig war. Bis zur Erklärung der Unabhängigkeit im 
Februar 2008 nahm das Kosovo an regionalen Initiativen über die UNMIK als Organisation, 
die das Kosovo nach außen (Außenpolitik) repräsentierte, teil. Wenn auch das Kosovo nicht 
als Staat anerkannt war, so war es doch Teil der regionalen und internationalen Initiativen. 
Die UNMIK hatte Kosovo die Mitgliedschaft in der regionalen freien Handels-Initiative, 
CEFTA, erlaubt. Diese Schritte waren für das Kosovo sehr wichtig, um den Prozess der Stabi-
lisierung und Assoziierung mit der EU zu erleichtern und die Perspektive des Landes auf ei-
nen möglichen Beitritt zur EU zu eröffnen.. Nach der Unabhängigkeitserklärung wurde die 
Teilnahme des Kosovos an der CEFTA erschwert, aufgrund des Widerstands von Serbien, 
aber auch von Bosnien, die den freien Verkehr von Waren aus dem Kosovo (CEFTA-
Abkommen) blockierten. Ein Hindernis hinsichtlich der Teilnahme an regionalen Initiativen 
und der EU-Integration stellte auch die Nicht-Anerkennung des Kosovos durch fünf EU-
Mitgliedsstaaten dar. Der Name KOSOVO* wird bei der Teilnahme an regionalen und inter-
nationalen Repräsentationen nach dem bei den in Brüssel  stattgefundenen Verhandlungen 
zwischen Prishtina und Belgrad erzielten Kompromiss - mit einem Sternchen versehen. In der 
dazugehörigen Fußnote wird dann präzisiert, dass der Name nicht automatisch die Anerken-
nung der Unabhängigkeit des Kosovos bedeutet. Zudem wird auf eine Resolution des UN-
Sicherheitsrats von 1999 verwiesen, die das Kosovo als Teil der Bundesrepublik Jugoslawien 
sieht. Gleichzeitig verweist die Fußnote auch auf das Urteil des internationalen Gerichtshofs 
von 2010, in dem die Unabhängigkeitserklärung nicht als völkerrechtswidrig gesehen wur-
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de.640  In den Verhandlungen wurde auch noch einmal festgelegt, dass die beiden Konflikt-
gruppen ihre Grenzübergänge gemeinsam mit der EULEX kontrollieren werden. Dieser Be-
schluss sollte helfen, mögliche künftige Unruhen an den Grenzen zum Norden des Landes zu 
vermeiden. Auch von der EU wurde die Unterzeichnung des Abkommens als ein wesentlicher 
Schritt nach vorne bezeichnet, der die beiden Länder der Integration in die Europäische Union 
näherbringt. Dieser Beschluss stellte nicht nur einen Schritt zur Normalisierung der Bezie-
hungen zwischen Belgrad und Prishtina dar, sondern er wird auch als ein sehr wichtiger 
Kompromiss für die Stabilität und Sicherheit der Region und der gesamten Europäischen 
Union wahrgenommen und als Erfolg betrachtet. Denn nur durch den Dialog kann eine dau-
erhafte Normalisierung zwischen den beiden Verhandlungsgruppen erreicht werden und somit 




4 Externe Staatenbildung und Demokratisierung im Kosovo 
 
4.1 Internationale Akteure als Agenten der Staatsbildung: Mandat und Aufgaben 
Das Wort Protektorat wurde von Bernard Kouchner als martialisch bezeichnet. Doch die UN- 
Resolution 1244 verschaffte ihm und seiner Administration eine Fülle an Macht, mit der die 
Erinnerung an koloniale Verwaltungen zurückkehrte. Er verfügte durch seinen Apparat über 
das letzte Wort in Bezug auf die Mission und den Aufbau des Staates nach dem Krieg. Die 
Bevölkerung hatte nach der Ankunft der UN noch viel Vertrauen in die IG und ihren Einsatz 
vor Ort. Ihr wurde viel versprochen: Arbeit, Ordnung, Sicherheit, Demokratie und eine 
Normalisierung des Lebens. Per Resolution erteilte der Sicherheitsrat dem UN-
Generalsekretär den Auftrag, die Friedensmission, also eine „Peace-Building Mission“, zu 
realisieren. Damit wurden zwei internationale Präsenzen im Kosovo begründet, nämlich 
einerseits die internationale militärische Präsenz, die unter der Leitung der NATO als KFOR 
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(Kosovo Force) für die Einhaltung des Friedens, des Waffenstillstands und eine allgemeine 
Sicherheit zuständig ist, und anderseits die internationale zivile Präsenz, die sogenannte 
UNMIK (United Nation Interim Administration Mission in Kosovo), die unter dem Schirm 
der UN dazu befähigt ist, für den Aufbau des Staates im Kosovo aktiv zu sein. In der 
Resolution 1244 wurde das Ziel, eine demokratische Selbstregierung im Kosovo zu errichten, 
formuliert. Hierzu heißt es in der UN-Resolution 1244 wie folgt:642 
„UN-Resolution 1244 ermächtigt den Generalsekretär, mit Hilfe der zuständigen 
internationalen Organisationen eine internationale zivile Präsenz im Kosovo einzurichten, um 
eine Übergangsverwaltung für das Kosovo bereitzustellen, unter der die Bevölkerung des 
Kosovo substantielle Autonomie innerhalb der Bundesrepublik Jugoslawien genießen kann 
und die für eine Übergangszeit die Verwaltung wahrnehmen und gleichzeitig vorläufige 
demokratische Selbstverwaltungsinstitutionen schaffen und deren Entwicklung überwachen 
wird, um die Bedingungen für ein friedliches und normales Leben für alle Einwohner des 
Kosovo sicherzustellen.”643 
Mit der Resolution 1244 vom 10. Juni 1999 wurde die treuhänderische zivile Verwaltung 
seitens des Sicherheitsrats etabliert.644 Dass das Kosovo unter UN-Verwaltung gestellt wurde, 
wie auch die Einrichtung der UNMIK-Mission waren dabei nicht völkerrechtswidrig. Die 
Kompetenzen wurden auf Basis der UN-Charta  in Artikel 41 präzise dahingehend definiert, 
dass die UN über die institutionellen Kompetenzen zur Ausübung der Gebietshoheit auf 
einem Territorium verfügt, falls das Gebiet zu einem souveränen Staat gehört und falls 
dadurch der Frieden und die Sicherheit wiederhergestellt werden könnten. Die Zustimmung 
des Staates wird als nicht notwendig angesehen, falls der Sicherheitsrat auf der Grundlage von 
Kapitel VII der UN-Charta aktiv wird. Allerdings ist zu beachten, dass die Kompetenzen des 
Sicherheitsrates für die Wiederherstellung des Friedens in Kapitel VII der Charta sehr weit 
gefasst sind, was dazu führt, dass auch die Einrichtung einer zivilen Übergangsverwaltung mit 
einem Vertreter des Generalsekretärs an der Spitze durch diese UN-Charta abgedeckt wird.645  
Demgegenüber sind die Rechte der Bewohner des Kosovos und die Rechte Serbiens 
eingeschränkt und bei der Ausübung der Gebietshoheit an die UN-Mission übertragen 
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worden. Hierbei handelte sich um eine zeitlich begrenzte, treuhänderische Ausübung fremder 
Rechte durch eine internationale Organisation.646 Die UNMIK stellte ebenfalls eine solche 
treuhänderische Verwaltung dar und die VN fungierte als Träger der Hoheitsgewalt für einen 
begrenzten Zeitraum, in dem das Territorium des Kosovos verwaltet und die BRJ konkret an 
der Ausübung ihrer Rechte der Souveränität de facto gehindert wurde. Serbien musste die seit 
1912647 praktizierte Kontrolle über das Kosovo an die UN-Mission abgeben. Zugunsten 
Serbiens war die UNMIK verpflichtet, die staatliche Souveränität zu respektieren und die 
Region des Kosovos, das unter der UN-Verwaltung stand, genoss eine substantielle 
Autonomie und stellte nach der Resolution 1244 immerhin ein Teilgebiet der Bundesrepublik 
Jugoslawien dar. Hiermit wurde ferner wie folgt klargestellt: Solange die UNMIK die 
Herrschaft über das Territorium innehat, kann Serbien seine souveränen Rechte über das 
Kosovo nicht wahrnehmen bzw. keinerlei Grenzänderungen oder die Innen- und Außenpolitik 
gestalten.  
Auf der Grundlage der UN-Resolution 1244 des Sicherheitsrates sollte die UNMIK das 
Kosovo bis zur Klärung des endgültigen politischen Status verwalten. Die Friedensmission 
der UN wurde im Kosovo als die erste und größte sogenannte Peace-Building Mission in der 
Geschichte der Vereinten Nationen mit dem Mandat zum umfassenden politischen, sozialen 
und wirtschaftlichen Wiederaufbau verbunden. Die Einrichtung einer solchen 
Übergangsverwaltungsmission seitens des Sicherheitsrates, die unter der Aufsicht des GS 
stand, stellte und stellt die Vereinten Nationen jedoch vor neue Herausforderungen, die in 
dem Prozess des Peace-Building und State-Building im Sinne des weltweiten Friedens 
auftauchten und nicht außer Acht gelassen werden können. In den Blick zu nehmen waren vor 
allem die Ziele der UNMIK. Insbesondere wurden folgende drei Zielsetzungen definiert: Im 
Rahmen des Einsatzes sollte das Kosovo wiederaufgebaut werden648, was im Einzelnen die 
Errichtung einer Übergangsverwaltung nach dem Abzug der serbischen Behörden (erstens), 
den Aufbau einer kosovarischen Verwaltung (zweitens) und schließlich die endgültige 
Klärung des völkerrechtlichen Status` des Kosovos (drittens) bedeutete.649 Das Konzept des 
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Aufbaus unter Beteiligung der verschiedenen internationalen Organisationen, die unter der 
Schirmherrschaft der UN agierten und von ihr geführt werden sollten, war bis zu diesem 
Zeitpunkt einzigartig gewesen in der Geschichte. Dadurch wurde die UN-Rolle als führende 
Organisation gestärkt und ihr obliegt nunmehr die Aufgabe, die gesamte zivile Präsenz der 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs zu leiten, zu überwachen und diese anzuweisen. Die 
konkreten Aufgaben der internationalen Präsenz gründen wiederum auf der Basis des 
Beschlusses, der die im Folgenden zitierten Punkte definiert. 
Als Aufgabe/n ist/sind demzufolge zu leisten: 
a)  „bis zu einer endgültigen Regelung die Förderung der Herstellung substantieller 
Autonomie und Selbstverwaltung im Kosovo unter voller Berücksichtigung der Anlage II und 
des Rambouillet-Abkommens; 
b) [die] Wahrnehmung grundlegender ziviler Verwaltungsaufgaben, wo und solange dies  
erforderlich ist;  
c) bis zu einer politischen Regelung die Organisation und Überwachung der Entwicklung 
vorläufiger Institutionen für eine demokratische und autonome Selbstverwaltung, 
einschließlich der Abhaltung von Wahlen;  
d) [die] Übertragung ihrer Verwaltungsaufgaben auf diese Institutionen, nachdem sie 
geschaffen werden, bei gleichzeitiger Überwachung und Unterstützung der Konsolidierung 
der örtlichen vorläufigen Institutionen des Kosovo sowie weitere friedenkonsolidierende 
Tätigkeiten;  
e) [die] Erleichterung eines politischen Prozesses mit dem Ziel, unter Berücksichtigung des 
Rambouillet-Abkommens den künftigen Status des Kosovo zu bestimmen;  
f) in einer Endphase die Überwachung der Übertragung der Machtbefugnisse von den 
vorläufigen Institutionen des Kosovo auf die im Rahmen einer politischen Regelung 
geschaffenen Institutionen;  
g) [die] Unterstützung des Wiederaufbaus der grundlegenden Infrastruktur und des sonstigen 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus;  
h) [die] Unterstützung der humanitären Hilfe und der Katastrophenhilfe in Abstimmung mit 
den internationalen humanitären Hilfsorganisationen;  
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i) [die] Aufrechterhaltung der zivilen öffentlichen Ordnung, namentlich durch die Schaffung 
örtlicher Polizeikräfte und in der Zwischenzeit durch die Dislozierung internationalen 
Polizeipersonals für den Dienst im Kosovo;  
j) [der] Schutz und Förderung der Menschenrechte;  
k) [die] Gewährleistung der sicheren und ungehinderten Rückkehr aller Flüchtlinge und  
Vertriebenen in ihre Heimat im Kosovo.“650 
All diese Aufgaben seien solange zu erfüllen, bis eine politische Lösung bezüglich des Status` 
gefunden werde und die erwartete Demokratie und der Frieden erfolgreich von der UN-
Mission realisiert bzw. etabliert wurden. Die UNMIK organisierte ihre Kompetenzen in 
lokalen zukünftigen staatlichen Institutionen beim Prozess des Transfers und kontrollierte sie 
bei der Übergabe selbst. Weiterhin sollten die Infrastruktur, die Gründung der örtlichen 
Polizei, der Schutz der Menschenrechte, ein umfassender Ansatz für die wirtschaftliche 
Entwicklung und Stabilisierung der Krisenregion sowie schließlich ein Stabilitätspakt für  
Südosteuropa erfolgreich initiiert werden.651 Die UNMIK übte in ihrer Mission die legislative, 
exekutive und judikative Gewalt aus. Das Kosovo wurde seit dem Jahr 1999 von der UNMIK 
regiert. Sie wurde von dem SRSG-Sonderbeauftragten des UN-Generalsekretärs geführt und 
war mit allen Kompetenzen der Legislative, Exekutive und Judikative ausgestattet. Die 
Machtbegrenzung des SRSG sah so aus, dass die Macht sehr weitreichend und praktisch nicht 
limitiert war: Er übte nicht nur die drei Staatsgewalten in Personalunion aus, sondern verfügte 
darüber hinaus über das Recht, jede Person seines Vertrauens mit jedem Amt zu betrauen oder 
auch aus einem Amt wieder zu entlassen.652 Der SRGS herrschte demzufolge mit 
uneingeschränkter Macht, machte die Politik und Gesetze, führte diese selbst aus und auch die 
Polizeiorgane wurden von ihm ein- oder abgesetzt, wann und wie er es für richtig hielt. Er 
leitete die Angelegenheiten der Kosovaren und entschied selbst darüber, welche Institutionen 
zu errichten waren. Weiterhin war er nicht verpflichtet, den lokalen Institutionen gegenüber 
Rechenschaft abzulegen.653 Praktisch handelte es sich hierbei also um eine Art Vizekönig mit 
beinahe monarchischer Machtfülle und weitgehender Immunität für seine Mitarbeiter.654 
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Diese uneingeschränkte Herrschaft des SRSG kann man vor diesem Hintergrund sehr wohl 
mit der eines Despoten vergleichen und wie folgt gleichsetzen: 
„Die Kontrolle über Budget, Justiz, Polizeiwesen, militärische Sicherheit und 
Außenbeziehungen blieb in der Kompetenz von UNMIK. Der SRSG hat das verabschiedete 
Gesetz, das aus seiner Sicht gegen die UNO-Resolution 1244 verstößt, mit einem Veto zu Fall 
gebracht.“655 
Schon von Beginn an befürchteten die Kosovo-Albaner eine Bosnisierung des Kosovos durch 
die UNMIK-Strategie und viele lehnten deshalb auch die UNMIK schon bald als „koloniale 
Herrschaft“ ab. Auf diesen Aspekt wird unter anderem von Michael Ignatieff hingewiesen, 
indem er anmerkt, dass „Nation-building isn´t supposed to be an exercise in colonialism, but 
the relationship between the locals and the internationals is inherently colonial. The locals do 
the translating, cleaning and driving while the internationals do the grand imperial 
planning.“656  
Die UNO hatte Erfahrungen mit Friedensoperationen, in denen man sich immer noch mit 
verschiedensten Herausforderungen auseinandersetzen musste, weshalb man versuchte, im 
Kosovo das Beste daraus zu machen, was man leisten konnte. Doch es gab durchaus explizit 
kritische Stimmen, die die UNMIK sehr skeptisch betrachteten.657 Wesentlich geschwächt war 
die UN-Verwaltung von Anfang an dadurch, dass sowohl die Sachkompetenz als auch das 
Wissen der UN-Sonderbeauftragten in mangelhafter Weise vorhanden zu sein schien. Erster 
Sonderbeauftragter wurde  Sergio Vieira de Mello, ein brasilianischer Diplomat, der 
anscheinend vom Kosovo niemals zuvor in seinem Leben etwas gehört hatte. Dennoch wurde 
er mit vollen Machtbefugnissen zur Durchführung der UNMIK-Mission im Kosovo 
beauftragt. Er blieb jedoch nur gerade einmal zwei Wochen und wurde dann vom ehemaligen 
französischen Gesundheitsminister unter François Mitterand, namentlich Bernard Kouchner 
(„Ärzte ohne Grenzen“), ersetzt, der angeblich über mehr Fachkenntnisse für die 
Entwicklungsländer verfügte und konkret über das Kosovo als Einsatzland Informationen und 
Erfahrungen gesammelt hatte. Die ausgesendete außerordentliche experimentelle UN-Mission 
im Kosovo hatte zudem anfangs keine klare Anweisung darüber erhalten, wie das System 
denn überhaupt funktionieren sollte. Unter Kouchner wurde unter anderem auch erwartet, 
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dass 15.000 serbische und 17.000 albanische Studenten friedlich nebeneinander arbeiten 
sollten, ohne hierzu aber zu wissen, dass es eine solch große Zahl an serbischen Studenten im 
Kosovo niemals zuvor überhaupt gegeben hatte. In manchen Fällen übte Kouchner heftige 
Kritik an der UN-Verwaltung, wobei er die Strategie der UNMIK durch die Aussage infrage 
stellte, dass er jeden Morgen zweimal den Text der SR-Resolution 1244 lese und es ihm dabei 
nach wie vor ein Rätsel blieb, wie man die Strategie der UN-Resolution im Kosovo umsetzen 
könnte und was unter dem darin genannten Begriff der „substantiellen Autonomie“658 denn 
überhaupt zu verstehen sei.659 Der häufige Wechsel der Vertreter der VN hatte den Nachteil, 
dass sie sich in ihre Aufgaben und Pflichten sowie Rechte kaum einarbeiten konnten. So sind 
allein in den Jahren von 1999 bis 2008 acht hohe Repräsentanten der VN in das Kosovo 
gesandt worden. In ihrer Amtszeit konnten sie sich weder richtig mit den Aufgaben vertraut 
machen noch ihre Mitarbeiter wirklich kennenlernen. Konstruktive Arbeit wurde unter diesen 
Voraussetzungen wohl von keinem der VN-Vertreter erwartet. Letztlich bezogen sie von der 
VN lediglich ein enormes Gehalt und bauten ihre eigene Karriere durch Geldverschwendung 
der VN auf, um ihre Privilegien und eine hohe Autorität in den Krisengebieten zu genießen.660 
Das Konzept und die Strategie des Wiederaufbaus des Landes mit den daran beteiligten 
verschiedenen internationalen Organisationen nannte man ein neues Experiment für den 
Staatsaufbau der VN den Nachkriegsgesellschaften. Für die Verwaltungsperiode  der UNMIK 
in enger Zusammenarbeit mit der IO und EU waren im klassischen Sinne des State-Building 
die Aufgaben wichtig, die der Normalisierung der Beziehungen zwischen den verfeindeten 
Volksgruppen dienten, die in dem Prozess des Staatsaufbaus und der Demokratisierung 
gemeinsam eine „multiethnische“ Funktion erfüllen sollten. Diesbezüglich wurde eine große 
Investition in die Förderung des interethnischen Dialogs geleistet, um Feindseligkeit zu 
vermeiden und den Hass unter den Feinden abzukühlen. Es wurden aber keine greifbaren 
Ergebnisse erzielt: Die Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen, die Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung sowie der Aufbau der demokratischen 
Selbstverwaltungsinstitutionen sind dabei hervorzuheben. Unter der Führung des 
Sonderbeauftragten des VN-Generalsekretärs waren jeweils vier stellvertretende sogenannte 
Deputy SRSG aktiv, von denen jeder einzelne jeweils für eine der vier Säulen der UNMIK 
zuständig war. Sie waren für den Wiederaufbau des Landes differenziert nach ihren 
Aufgabenbereichen auf vier Säulen vergeteilt und vom Generalsekretär auf diese Posten 
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berufen worden. Diese Deputy SRSG unterstanden dem SRSG und berichteten direkt an 
ihn.661 Die vier Säulen unterstanden des Weiteren den internationalen Organisationen. Jede 
der Säulen war mit einem klar definierten Mandat ausgestattet worden. Zur Koordinierung 
ihrer  Tätigkeiten fanden außerdem täglich Konsultationen im Exekutivausschuss, das 
sogenannte Exekutivkomitee, statt, um die Richtlinien für die Politik und 
Organisationsstruktur festzulegen. Durch diesen Exekutivausschuss wurde auch eine 
Abstimmung mit der KFOR ermöglicht und bei Bedarf war es denkbar, sich mit den anderen 
internationalen Organisationen hinsichtlich der Richtlinienpolitik der IG zu koordinieren und 
gegenüber den lokalen Vertretern mit einer gemeinsamen Stimme zu sprechen. 
Wie die einzelnen Säulen im Detail aussahen, wird im Folgenden kurz dargelegt: 
1. Die erste Säule umfasste den Bereich der humanitären Hilfe (Notunterkunft, Nahrung, 
medizinische Dienstleistungen usw.), sowie die Rückkehr der Flüchtlinge und deren 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft. Diese Säule stand unter der Verantwortung 
der UNHCR-Organisation.  
2. Die zweite Säule umfasste die zivile Administration. Allein diese zweite Säule stand 
unter direkter Kontrolle der UNMIK, und zwar von Anfang der UN-Mission an. Die 
Förderung und Einrichtung der Autonomie sowie Selbstverwaltung im Kosovo waren 
die wesentlichen Zielsetzungen, die es zu erreichen galt. Ferner wurde sich um die 
Wahrnehmung der zivilen Verwaltungsaufgaben, die Organisation und Überwachung 
der Entwicklung, den Aufbau der demokratischen Institutionen wie auch der autono-
men Selbstverwaltung bemüht.  Es wurde über die lokalen staatlichen Institutionen 
verfügt, um unter anderem die medizinische Vorsorge, das Bildungssystem, den öf-
fentlichen Verkehr usw. aufzubauen.662 
3. Die dritte Säule war für die Demokratisierung und den Aufbau der Institutionen des 
Landes zuständig, einschließlich der Förderung der Entwicklung der Zivilgesellschaft, 
der NGOs, politischen Parteien und lokalen Medien, außerdem für die Organisation 
und Durchführung der Wahlen sowie die Überwachung der Menschenrechte, was der 
OSZE unterstand. Zu den weiteren Aufgaben der dritten Säule zählte der Aufbau von 
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Kapazitäten (Capacity Building) einschließlich des Einrichtens der Ausbildung der lo-
kalen Polizei.663 
4. Die vierte Säule unterstand auf Basis der UN-Resolution 1244 direkt der EU, die für 
die Aufgaben der Schaffung einer funktionsfähigen freien Marktwirtschaft, des Wie-
deraufbaus und der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes zuständig zeichnete.664 
Diesbezüglich haben auch die verschiedenen internationalen Organisationen, die an 
der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes beteiligt waren, eine wichtige Rolle ge-
spielt665. An dieser Stelle muss aber als wichtig erwähnt werden, dass sich die Welt-
bank, der Internationale Währungsfond und auch Einzelstaaten freiwillig für den Wie-
deraufbau des Landes engagierten. 
Die humanitären Aufgaben wurden durch die erfolgreich organisierte Struktur der  Hilfsgüter 
und die Rückkehr der kosovo-albanischen Bevölkerung nicht mehr als Notmaßnahmen 
angesehen, weshalb die erste Säule im Jahr 2000 dank der Stabilisierung der Lage aufgelöst 
und im Jahr 2001 eine neue Säule für die Bereiche Polizei und Justiz unter Verantwortung der 
UNO errichtet wurde. Jede der Säulen war in ein Department und Units untergliedert, sodass 
im Rahmen dieser vier Säulen ein Modell mit komplettem Verwaltungsapparat entstand. Die 
vier Tätigkeiten der einzelnen Säulen wurden im sogenannten Executive Committee, in dem 
sich die vier Stellvertreter des Sonderbeauftragten des UN-Generalsekretärs unter der Leitung 
des SRGS trafen, geplant und aufeinander abgestimmt.666  
Schematisch lässt sich dieser Apparat mit der folgenden Abbildung darstellen: 
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 Zu diesen Zweck wurde eine Polizeiakademie errichtet und von OmiK geleitet. (Erst mit der Entscheidung 
305 des ständigen Rates der OSZE vom 1. Juli 1999 wurde die OSZE-Mission als OMiK errichtet und unter die 
Schirmherrschaft der VN gestellt). 
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 Vgl. Smyrek Daniel, Sven: Internationally Administrated Territories - International Protectorates? An Analysis 
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 Vgl. Bericht des UN-Generalsekretärs vom 12. Juni. 1999, S/1999/779, Abs. 47. 
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Abbildung 7: Die Säule der UNMIK – grafische Darstellung, Quelle: Ismajli & Daka.667 
 
 
4.1.1. Die State-Building-Strategie der UN-Verwaltungsmission im Kosovo  (UNMIK) 
 
Die Resolution 1244 hatte keinen zeitlichen Rahmen für die Mission definiert, was impliziert, 
dass auch kein fester Zeitpunkt als Frist für die Beendigung der UN-Mission festgelegt wurde. 
Die Resolution 1244 stellte allein fest, dass die Mission in erster Linie der Beendigung des 
Konfliktes668 und der Übernahme der Verwaltung des Landes dienen sollte. Dadurch sollte die 
UNNMIK-Verwaltung ihre Kompetenzen Schritt für Schritt an die lokal errichteten 
Institutionen übergeben. Zur Strukturierung der Tätigkeit der internationalen Zivilpräsenz 
hatte der Generalsekretär eine operative Phasenplanstrategie entwickelt, welche sich in fünf 
aufeinander aufbauende669 Aufgaben untergliederte und die UNMIK charakterisierte. Hierauf 
muss im Weiteren eingegangen werden: 
Die erste Phase umfasste die humanitäre Hilfe für zurückkehrende Flüchtlinge, die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, Erholung sowie Entwicklung der Wirtschaft. Ferner ging 
es um die Etablierung und Konsolidierung der Autorität und Hoheitsgewalt der UNMIK 
sowie die Schaffung einer von der UNMIK geleiteten Verwaltungsstruktur, den Aufbau 
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 Vgl. Ismajli, Dashnim / Daka, Shtjefen: Nation Building im Kosovo, Wiederaufbau demokratischer 
Institutionen nach dem Krieg im Kosovo und die Perspektive auf dem Weg in die IO und EU. Wien. 2009, S. 107. 
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ihrer politischen, sozialen und wirtschaftliche Lage nicht zufrieden war. 
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 Vgl. Wierse, Kerstin. A. Post–Conflikt: Peacebuilding im Kosovo: Die Internationale Verwaltung von 
Territorien als Methode des Peacebuilding: Köln. München. 2008, S. 33. 
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lokaler, beratender Strukturen und die Einleitung langfristiger Maßnahmen der 
Kapazitätenbildung inklusive Polizei und Justiz. 
Die zweite Phase beinhaltete die Konsolidierung der rule of law (Rechtsstaat), den Aufbau 
politischer Strukturen, die politische Beteiligung der Bevölkerung (Parteiengründung), die 
Entwicklung einer modernen demokratischen Zivilgesellschaft, demokratische Medien, ferner 
die Unterstützung und Förderung des interethnischen Dialogs für die Versöhnung zwischen 
den ethnischen Gemeinschaften. 
In der dritten Phase sollten die Aufgaben für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen 
der Übergangsregierung (Kosovo Transitional Authority = KTA), die Schaffung der 
Voraussetzungen für die Gewährleistung der politischen Freiheitsrechte (Meinungsäußerung, 
Möglichkeit für die Parteien und Kandidaten, einen freien Wahlkampf zu führen), Einleitung 
des Prozesses zur Bestimmung des endgültigen Status` und die Ausweitung der selbst 
geschaffenen Einkommensbasis des Landes realisiert werden. 
Im Rahmen der vierten Phase bestand für die UNMIK die Aufgabe darin, die gewählten 
kosovarischen Abgeordneten zu überwachen und sie, wenn nötig, zu unterstützen. Außerdem 
sollte die sukzessive Übertragung von Kompetenzen auf die Kosovo Authority durchgeführt 
werden. 
Die fünfte Phase war als die letzte Phase der UNMIK-Strategie für die Aufgaben der 
Übertragung der Kompetenzen von PISG (Provisional Institution of Self-Government) an 
Institutionen zuständig, die unter einer politischen Regelung geschaffen werden sollten.670  
Das Kosovo nannte man seit dem Einmarsch und den Einsätzen der IG und der NATO ein 
UNO-Gebiet, über das der SRSG mit absoluter Herrschaft verfügen konnte. Das Land diente 
als ein Labor, in dem mit parastaatlichen Anwendungen experimentiert werden konnte, die 
vorsahen, das System in den zukünftigen eventuellen Konflikten als Vorbild des State-
Building heranziehen zu können. Als die UNMIK die Macht übernahm, wurden Dokumente 
wie Personalausweis, Reisepass, Führerscheine, juristische Beglaubigungen bis hin zum 
Eigentumstitel erstellt.671 
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4.2.  OSZE 
Nach dem Krieg mussten alle zuvor zusammengebrochenen Strukturen wieder von Grunde 
auf aufgebaut werden. Die UNMIK hätte es nicht alleine und ohne die Unterstützung und die 
Beteiligung der verschiedenen anderen freiwilligen internationalen Organisationen schaffen 
können, die funktionierenden demokratischen Strukturen im Land wiederherzustellen. Die 
OSZE wurde seitens der UNO im Juli 1999 damit beauftragt, das Institution-Building und 
Monitoring des Landes einzurichten. Das Institution-Building ist ein sehr wichtiger Faktor 
innerhalb des State-Building-Prozesses. Dessen wichtigste Aufgabe bestand darin, die 
Demokratisierung und den Wiederaufbau des Landes voranzutreiben, die Polizei, Justiz und 
die öffentliche Verwaltung auszubilden. Für die Ausbildung der lokalen Polizisten wurden 
spezielle Kurse nach internationalen Standards eingerichtet, die in verschiedenen Teilen des 
Kosovos angeboten wurden. Die Akademie, die für die Ausbildung des Kosovo Police 
Services zuständig sein sollte, wurde in Vushtrri gegründet. Es wurde eine Ausbildung von 
acht bis 20 Wochen durchgeführt, an deren Ende von den Teilnehmern eine Prüfung 
abzulegen war, um ein Mitglied des Kosovo Police Services  zu werden. Am Anfang war 
mehr als die Hälfte der Interessenten UÇK-Mitglied. Heute sind circa 25 % UÇK-Mitglieder, 
die in der Kosovo-Polizei arbeiten. Die OSZE unterstützt die Bürger einer pluralistischen 
Gesellschaft, wobei gezielt Jugend- und Frauengruppen im politischen pluralistischen und 
demokratischen System gefördert werden, um daran teilnehmen zu können. Die Demokratie 
wird derweil durch die Stärkung der politischen Parteien in einer friedlichen Gesellschaft 
hergestellt. Die Aufgabe der OSZE war es unter anderem auch, unabhängige multipolare 
Medien und eine Zivilgesellschaft zu schaffen. Die Schaffung unabhängiger Medien 
bedeutete konkret, den bestmöglichen Zugang zu objektiven Informationen sicherzustellen.672 
Die OSZE verfügte über die Kompetenzen seitens der UN zur Organisierung und 
Durchführung der Wahlen im Kosovo. Außerdem war die OSZE auch für die Überwachung 
der Menschenrechte zuständig. Dafür sollten Strukturen geschaffen werden, die für die 
Sicherstellung der Menschenrechte im Land nach dem Krieg dienen sollten. Damit die 
Menschenrechte  im gesamten Kosovo kontrolliert werden konnten, wurde ein Stab von 
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Beratern und Überwachern zusammengestellt, der zu prüfen hatte, ob die Menschenrechte mit 
den internationalen Standards übereinstimmten. 
 
 
Abbildung 8: Grafische Darstellung der Aufgabenstruktur der OSZE, Quelle: OSZE673 
 
 
4.3.   Errichtung der lokalen Beratungs- und Verwaltungsstrukturen 
Mit dem Ausgang des Krieges zum Ende des Jahres 1999 übernahm die UNMIK die 
Aufgaben der Legislative, Exekutive und Judikative mit voller Verantwortung für das ganze 
Territorium des Kosovo, dessen Staatsfunktionen durch das politische Ende der serbischen 
Herrschaft völlig am Boden lagen. Die UNMIK wurde als UN-Mission durchgeführt, um den 
Frieden und sämtliche Institutionen von Grund auf neu aufzubauen. Diese Zielsetzung 
beinhaltete alle Grundelemente eines Staates, die für die Bedürfnisse der Bevölkerung 
notwendig sind, wie zum Beispiel eine funktionsfähige Müllabfuhr, die Grenzkontrolle, 
ärztliche Versorgung bis hin zum Schulwesen. Außerdem sollte die UNMIK die 
provisorischen demokratischen Institutionen der Selbstverwaltung einrichten und ihre eigenen 
Kompetenzen  sukzessive an diese lokalen Institutionen übertragen. Anders als in den anderen 
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Post- Konfliktgesellschaften engagierte sich die internationale Gemeinschaft stärker als 
Interims- Autorität, wobei im Kosovo eine provisorische Regierung und ein gewähltes 
Parlament, die als Provisional Institutions of Self-Government betitelt wurden, eingerichtet 
wurden, die zusammen mit der UNMIK-Verwaltung das Land regieren sollten. 
Eine der Prioritäten der UNMIK-Verwaltung war es, den schnellstmöglichen Aufbau neuer 
politischer lokaler Strukturen im Kosovo voranzutreiben und die Bevölkerung des Kosovos an 
der Ausübung der Hoheitsgewalt zu beteiligen, um den Prozess der Demokratisierung des 
Landes in die Wege zu leiten.674 Ein erstes Problem für die UNMIK war jedoch, die richtigen 
Ansprechpartner unter den existierenden kosovarischen Parteien zu finden. Die UNMIK  hielt 
es für sehr wichtig, die ehemaligen albanischen Parteien an einem runden Tisch zu 
versammeln, was nur schwerlich gelang. Dies lag daran, dass die größte politische Partei 
LDK Ibrahim Rugova zum Vorsitzenden hatte, der in der Zwischenzeit ein schlechtes Bild in 
der albanischen Öffentlichkeit erlangt hatte. Der Grund dafür lag in seinem Verhalten in der 
Kriegszeit bzw. an dem auch im serbischen Fernsehen inszenierten Treffen Rugovas mit 
Milošević und der serbischen Regierung, , das von der albanischen Bevölkerung als Verrat 
wahrgenommen wurde. Nach seiner Rückkehr in das Kosovo mied Rugova öffentliche 
Auftritte. Er weigerte sich, hinsichtlich seines Verhaltens in der Kriegszeit Erklärungen 
abzugeben. Rugova schien nach seiner Rückkehr vollständig das Heft aus der Hand  gegeben 
zu haben. Man glaubte, dass seine politische Karriere hiermit beendet sei. Anderseits wurden 
die UÇK-Führer bei ihrer Rückkehr in das Kosovo als Helden empfangen, sie residierten 
sofort nach ihrer Rückkehr bei der Übergangsregierung in Prishtina. Das zwischenzeitlich 
entstandene Machtvakuum nutzten die UÇK-Führer als Chance und errichteten eine  
Geheimverwaltung, die vor allem in ländlichen Gebieten die Kontrolle über alles übernehmen 
konnte. Als Folge davon herrschte nach dem Krieg noch mehr Chaos im Land. Zu Beginn der 
internationalen Verwaltung tauchten viele Probleme für UNMIK auf, und der Plan, durch die 
UNMIK legitime demokratische Strukturen aufzubauen, verzögerte sich signifikant. Die 
Errichtung illegaler undemokratischer Institutionen seitens des UÇK-Führers Hashim Thaqi, 
die sich in den ersten sechs Monaten nach dem Ende des Krieges etablierten, war eine echte 
Herausforderung für die UN-Verwaltung hinsichtlich ihrer Abschaffung.675  Die Kontrolle 
über die Region durch UÇK-Mitglieder, die aufgrund ihrer schwarzen Uniformen in der 
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Öffentlichkeit als Militärpolizei Policia Ushtarake (PU) genannt wurde, führte zu vielen 
Gewaltakten, Verhaftungen, Verhören und kriminellen Aktivitäten.676 Sie versuchten, ihre 
Kontrolle durch kriminelle Tätigkeiten über die gesamte Region auszuweiten und ihre Macht 
durch Gewalt und Bedrohung zu festigen. Dadurch entstand auch eine enge Verbindung  
zwischen ehemaligen UÇK-Kommandanten und der Unterwelt, die mit Drogenschmuggel 
und Menschenhandel sehr weitreichende und profitable illegale Geschäfte mit Clans und 
Eliten führte, die in dunkle Machenschaften verwickelt waren. Dies machte es schwer für die 
UNMIK, den zukünftig erwarteten demokratischen Staat aufzubauen, obwohl auch in den 
UNMIK-Hierarchiestrukturen und unter deren Mitarbeitern eine hohe Zahl an Abenteurern 
und Kriminellen tätig waren. Es wurden viele Fehler aufseiten der UNMIK begangen, wobei 
unterschiedliche Affären der SRSGs nur selten in der Öffentlichkeit publik wurden.677 Die 
UNMIK verfolgte eine mehrstufige Strategie des State-Building, die Einbindung der 
Bevölkerung in die Verwaltung und alle anderen Bereichen nach dem Krieg, wie es klar vom 
UN-Generalsekretär erläutert wurde: 
 „It is clearly an essential requirement for the success of UNMIK that the people of Kosovo be 
included fully and effectively in its it work.“678  
Die UNMIK übte ihre Hoheitsgewalt am Anfang auf der kommunalen und regionalen Ebene 
ungeteilt aus. Das Land wurde in fünf Regionalverwaltungen (Prishtina, Peja, Mitrovica, 
Prizren, Gjilan)  unterteilt, die unter einem Regionalverwalter standen und in den ersten 
Tagen der Mission von dem UNMIK-Vorausteam  ernannt und entsandt wurden. Diese 
Verwaltungsstruktur unter Berücksichtigung des SRSG könnte man als verlängerten Arm des 
SRSG bezeichnen, welcher die Lokalverwaltung überwachen und für die öffentliche 
Versorgung da sein sollte. Neben der Errichtung der Hoheitsgewalt auf allen Ebenen war für 
die UNMIK als Leitbild die Integration der Bevölkerung in eine multiethnische Gesellschaft 
wesentlich, in der alle Bevölkerungsgruppen in den staatlichen Strukturen mitwirken können. 
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4.3.1.  KTC – Der Kosovo-Übergangsrat 
Um alle kosovarischen ethnischen Gemeinschaften an einem Runden Tisch zu versammeln, 
versuchte die UNMIK durch die Errichtung der Beratungsorgane, den kosovarischen 
politischen Vertretern sowie Minderheiten die Möglichkeit zu geben, sich in die 
Entscheidungsprozesse der UNMIK einzubringen. Dieses Repräsentationsorgan bestand aus 
zwölf Mitgliedern, die direkt unter der Leitung des SRSG standen. Dieses Organ wurde 
aufgrund seines Zwecks ganz gezielt als Forum errichtet, in dem alle Vertreter 
zusammenarbeiten und Konsens über verschiedene Themen im Zusammenhang mit der 
zivilen Verwaltung, mit dem Aufbau von Institutionen, dem Wiederaufbau und in Bezug auf 
grundlegende Dienstleistungen erlangen konnten.679 Der Kosovo-Übergangsrat trat zum ersten 
Mal als Beratungsorgan unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zusammen, was 
ein erster Schritt in Richtung der Schaffung und Entwicklung der lokalen 
Selbstverwaltungsstrukturen im Kosovo war. Dieser Übergangsrat mit beratender Funktion, 
der zum ersten Mal am 16. Juli 1999 zusammentrat, bestand am Anfang aus zwei Mitgliedern 
der UÇK (Hashim Thaçi und Xhavit Haliti), zwei Mitgliedern der LBD – Levizja e Bashkuar 
Demokratike –, zwei Mitgliedern der LDK (Ibrahim Rugova und Edita Tahiri), zwei 
unabhängigen Mitgliedern, namentlich Veton Surroi und Blerim Shala, sowie zwei 
Mitgliedern, welche die Kosovo-Serben repräsentierten (Bischof Artemije, und Momčilo 
Trajković von der Serbischen Widerstandsbewegung). Hinzu kam je ein Mitglied der 
bosnischen und türkischen Minderheit (Numan Balic und Sezair Shaipi).680 In diesem Rat war 
keine Abstimmung vorgesehen, sondern die Vertreter der ethnischen Gruppen und der 
UNMIK diskutierten Probleme und sollten diese gemeinsam lösen oder beheben. Es wurde 
darauf abgezielt, UNMIK-Einigungen zwischen den ethnischen Gemeinschaften zu  
erreichen. Falls dies nicht geschah, wurde die Entscheidung vom SRSG getroffen. Die 
UNMIK bemühte sich darum, die chaotische Lage im Land so schnell wie möglich zu 
überwinden und durch den Aufbau demokratischer politischer Institutionen sowie die 
Einbeziehung der Bevölkerung aller Volksgruppen in die politischen Prozesse die aktuelle 
anarchische Lage zu stabilisieren. Die Themen, welche die heftigsten Diskussionen auslösten, 
waren im KTC die Zukunft des Kosovo, wirtschaftliche Angelegenheiten, die Organisierung 
der ersten demokratischen Wahlen, die Rückkehr der Flüchtlinge, vermisste Personen, 
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Angelegenheiten der lokalen Verwaltung, Justiz, Medien sowie viele andere Bereiche, die für 
eine bessere Zukunft des Kosovo notwendig waren.681 
 
 
4.3.2. JIAS – Die gemeinsame Interimsverwaltungsstruktur 
Die Komponente der UNMIK-Zivilverwaltung sorgte dafür, dass bei dem Wiederaufbau der 
öffentlichen Verwaltung so viele lokale Mitarbeiter beteilig wurden wie möglich. Um eine 
Einigung mit den drei größten kosovo-albanischen Parteien zu erzielen und eine Wiederkehr 
der Anarchie zu verhindern, sowie das Herrschaftsmonopol der UNMIK durchzusetzen, 
wurde eine gemeinsame Verwaltungsstruktur für das Kosovo errichtet. Am 15. Dezember 
1999 wurde eine Übergangsverwaltungsstruktur namens JIAS (Joint Interim Administrative 
Structure) etabliert, die als ersten Schritt der kosovarischen Bevölkerung die Beteiligung an 
der Verwaltung der Region ermöglichte und damit zugleich eine Legitimierung der 
internationalen Verwaltung seitens der lokalen politischen Vertreter förderte. Die JIAS wurde 
zum Zweck der Verhinderung der errichteten parallelen Strukturen der serbischen 
Bevölkerung ins Leben gerufen, da diese sofort nach dem Krieg mit der Unterstützung 
Belgrads einen „Serbischen Nationalrat“ gründeten, der die serbischen Minderheitsinteressen 
vertrat.682 Ebenso unternahm die UNMIK die Initiative zur Abschaffung der errichteten 
Verwaltungsstrukturen der albanischen Bevölkerung, die in dem Schattenstaat des Kosovos 
unter Ibrahim Rugova und nach dem Krieg von UÇK-Anhängern unter UÇK-Führer Hashim 
Thaçi gegründet wurden, die allerdings nur lückenhaft strukturiert waren. Die UNMIK 
entwickelte eine Strategie, um nach dem Krieg im Kosovo ihre Verwaltungstrukturen zu 
installieren ,, und zwar in einem gemeinsamen Übergangsverwaltungsorgan (JIAS), das die 
oben erwähnten Strukturen integrieren sollte, um die erwünschte politische Stabilität zu 
erlangen, die seitens der IG notwendigerweise vorgesehen war.683 Zu diesem Zweck waren die 
ethnischen Gemeinschaften verpflichtet, ihre illegalen Strukturen aufzulösen und beide Seiten 
mussten die Autorität der UNMIK anerkennen, sie legitimieren und durch sämtliche 
Zusammentreffen der Volksgruppen sollten die ethnischen Trennungslinien vermindert 
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werden.684 In dieser Periode unternahm die UNMIK als oberste Priorität soziale Dienste und 
die Schaffung von Rechtsstaatlichkeit. Dabei wurde auch versucht, die politische Szene zu 
konsolidieren, wobei die Aufgabe für die OSZE darin bestand, sowohl die politische als auch 
die Medienlandschaft aufzubauen und gleichzeitig in der Zivilgesellschaft für das Entstehen 
eines toleranten Klimas zwischen den Volksgruppen und deren Beziehungen zu sorgen.685 
Einhergehend mit der Errichtung der JIAS entstand nun erstmals eine allumfassende lokale 
Verwaltungsstruktur. Höchste Priorität der JIAS-Verwaltung hatten der Aufbau neuer 
politischer Strukturen und der Demokratisierungsprozess des Landes.  
Die Leitung der JIAS hatte der SRSG inne. Der Sonderbeauftragte des UN-Generalsekretärs 
übte seine Macht über die Exekutive und Legislative aus und genoss weiterhin hohe 
Autorität.686 Das bedeutet, dass die UNMIK auch nach der Schaffung dieser ergänzenden, 
gemeinsamen Verwaltungsstruktur die volle Hoheitsgewalt in den Händen behielt. Die 
Struktur der JIAS sollte bis zur Schaffung der demokratischen Wahlen und bis zu dem 
Zeitpunkt bestehen bleiben, bis die Verwaltungsstrukturen und die Übergangsinstitutionen der 
autonomen Selbstverwaltungsinstitutionen im Land errichten werden würden. Der Aufbau 
von JIAS wurde von verschiedenen Organen in unterschiedlichen Strukturen geordnet, die 
gemeinsam von der internationalen Verwaltung und lokalen Vertretern besetzt wurden. Im 
Wesentlichen umfasste die JIAS drei konstitutive Elemente. Das Aufsichts- und 
Beratungsorgan KTC (Kosovo Transitional Council) bestand aus zwölf Mitgliedern. Es wurde 
erst am 1. Juli 1999 eingerichtet und fungierte als höchste politische Vertretung und 
Beratungsgremium, wurde jedoch später auf 35 Mitglieder erweitert. Der KTC umfasste die 
relevantesten Spitzenpolitiker aus den Bereichen Politik, Wirtschaft sowie aus der 
Zivilgesellschaft und Vertreter der kosovarischen Volksgruppen. Als zweites Gremium wurde 
der IAC (Interim Administrative Council) einberufen, der aus wichtigen kosovarischen 
politischen Vertretern bestand (darunter ein Serbe und drei Kosovo-Albaner). Drittens wurden 
die 20 Administrative Departments geschaffen, die einer ministerialen Aufgabenteilung 
folgten.687 
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4.3.3. Der Interimsverwaltungsrat 
Der IAC wurde in erster Linie als Beratungsorgan für den SRSG errichtet und bestand aus 
acht Mitgliedern, darunter drei kosovo-albanischen Politikern (Thaqi, Rugova, Qosja) und 
einem Vertreter der serbischen Minderheit (Trajković). Daneben fügte die UNMIK vier 
Stellvertreter, den Principal Deputy SRSG und den Deputy SRSG der drei Säulen zivile 
Verwaltung (VN), Institutionenaufbau (OSZE) und Wiederaufbau (EU) hinzu. Das IAC 
fungierte als Beratungsorgan für die SRGS und als Vorstand für die JIAS. Es lieferte 
Vorschläge über Gesetzesänderungen an den SRSG und diente als Beratungskabinett der 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs, außerdem erfüllte es die Funktion eines 
Exekutivorgans der JIAS. Das IAC-Organ erarbeitete Politiklinien für die JIAS-Abteilungen, 
nach denen die anderen JIAS-Organe, die 20 Administrative Departments und die Strukturen 
der lokalen Ebene funktionierten. Der IAC trat zwei Mal wöchentlich zusammen, um über 
politische Einrichtungen des Alltagsgeschehens zu diskutieren und diese in eine politische 
Agenda zu implementieren. Das internationale  Vorstandsgremium stand unter der Leitung 
des Principal Deputy SRSG und zudem gab es jeweils einen Kosovaren, der durch Rotation 
alle vier Monate abgelöst wurde (Co-Vorsitzender).688  
Der IAC wurde vielmehr  als politischer Körper und nicht als Entscheidungsorgan bezeichnet. 
Entscheidungen wurden, wenn möglich, durch Konsens getroffen. Wenn dies nicht möglich 
war, wurde mit Drei-Viertel-Mehrheit der Anwesenden entschieden. In den Fällen, in denen 
der SRSG nicht mit der Entscheidung des Rates einverstanden war, konnte er innerhalb von 
sieben Tagen die Materie wieder an den IAC zurückschicken, wobei die letzte 
Entscheidungsinstanz der SRSG blieb, wenn keine andere realisierbare Entscheidung erreicht 
werden konnte.689 Der KTC als höchstes konsultatives Organ, das bereits im August 1999 
errichtet worden war, wurde auf 36 Mitglieder erweitert. Neben den bisherigen politischen 
Vertretern und den ethnischen Volksgruppen gab es nun auch Religionsführer, Mitglieder der 
IAC, Vertreter der Zivilgesellschaften, Vertreter der nationalen Minderheiten sowie 
unabhängige Vertreter, die den Rat repräsentierten. In den Debatten, die in dem Rat 
wöchentlich stattgefanden, wurde über die Belange des öffentlichen Interesses, unter anderem 
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über Wirtschaft, das Erziehungswesen, die lokale Verwaltung, das Justizsystem, die 
Organisation der Wahlen, die Problematik der vermissten Personen und die Rückkehr der 
Flüchtlinge diskutiert. Das KTC-Organ unterstand vier Ausschüssen, die ähnlich den 
parlamentarischen Ausschüssen pro Ausschuss 15 Mitglieder umfassten.690 
 
 
4.3.4.  Die 20 JIAS-Verwaltungsabteilungen 
Drittes JIAS-Organ waren die 20 Verwaltungsabteilungen, die mit der ursprünglichen Vier-
Säulen-Struktur der UNMIK verbunden waren. Diese Verwaltungsabteilungen waren für die 
Bereiche Landwirtschaft, Zivilgesellschaft und Katastrophenschutz, Kultur, Bildung und 
Wissenschaft, Umwelt, Public Services, Gesundheit und soziale Sicherheit, außerdem für die 
öffentlichen Dienste, Justiz, Arbeit und Beschäftigung, ferner lokale Verwaltung, Post und 
Telekommunikation, Sport, Transport und Infrastruktur in der zweiten Säule zuständig (UN-
Zivilverwaltung). Darüber hinaus unterlagen ihnen die demokratische Regierungsführung und 
die Förderung der Zivilgesellschaft (Civil Society Support) in den Bereich der 
Demokratisierung (dritte Säule der OSZE), die Bereiche der Central Fiscal Authority, der 
Wiederaufbau (Department of Reconstruction), der Handel und die Industrie (Department of 
Trade and Industry). Für die öffentlichen Versorgungsbetriebe (Public Utilities Department) 
übernahmen sie den Bereich des wirtschaftlichen Wiederaufbaus, also die vierte Säule (EU), 
die für diese Aufgabe zuständig war.691 Die Abteilungen wurden mit einer Doppelspitze 
besetzt, und zwar durch einen UNMIK-Repräsentanten (Co-Head) und einen Vertreter der 
Bevölkerung (aus allen ethnischen Volksgruppen). Beide brauchten die Zustimmung des 
SRGS, um ernannt zu werden. Zusammenfassend wurde die Strategie der UNMIK, JIAS zu 
errichten, als Erfolg bezeichnet, denn sie schaffte die Möglichkeit, die Bevölkerung Stück für 
Stück in die wichtigsten Entscheidungsprozesse zu integrieren. Nichtsdestotrotz wurde nicht 
über eine gleichberechtigte Beteiligung in der Entscheidungsfindung diskutiert, da hier die 
Entscheidungen an den nächsthöheren UNMIK-Mitarbeiter zurückfielen. UNMIK verfügte 
stets über die letzte Entscheidung, wenn zwischen Volksgruppen und UNMIK-Vertretern 
Uneinigkeiten aufkamen. Der Einfluss des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs war in 
allen Bereichen der errichteten Strukturen uneingeschränkt – insgesamt wurde auch in der 
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Zeit der gemeinsamen Struktur der Übergangsverwaltung (JIAS) die Rolle der UNMIK als 
sehr dominierend gegenüber dem Einfluss der einheimischen Bevölkerung angesehen. 
Schließlich muss hinsichtlich der Auflösung der parallelen Strukturen der kosovo-albanischen 
Bevölkerung JIAS aber doch als ein Erfolg bezeichnet werden. Um ihr Herrschaftsmonopol 
im Kosovo praktisch und faktisch durchzusetzen und es auf das ganze Gebiet auszuweiten, 
wollte UNMIK diese parallelen Strukturen entweder beseitigen oder sie in die UNMIK-
Verwaltung integrieren. Die aufgebauten illegalen parallelen Institutionen, die von Kosovo-
Albanern sofort nach dem Krieg als Ministerien der Übergangsregierung errichtet wurden, 
ebenso wie die Bukoshis, die aus dem Schattenstaat in den 1990er Jahren gegenüber dem 
Miloševićs-Regime entstanden waren, existierten nach dem Krieg anscheinend noch weiter. 
Aber am 31. Januar 2000 wurden sie aufgelöst und in die UNMIK-Verwaltungsstrukturen 
integriert.692 Demgegenüber errichteten die Serben sofort illegale parallele Strukturen, die von 
der UNMIK nicht ernstgenommen wurden – und eben diese stellen heute nun das größte 
Problem für die Staatlichkeit des Kosovos dar. Durch die Schaffung der 
Verwaltungsstrukturen gleich zu Beginn der Mission versuchte die UNMIK, die Akzeptanz 
und einen besseren Eindruck bei den politischen Parteien wie auch in der Bevölkerung zu 
erreichen.  
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Abbildung 9: JIAS Institution, Quelle: UNMIK693 
 
 
4.4.  Errichtung der provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen – Provisional In-
stitutions of Self-Government (PISG) 
Die UNMIK hat sofort nach dem Krieg kontinuierlich den Aufbau des Staates vorangetrieben. 
Durch die Errichtung der JIAS-Institution wurde der erste Schritt in die Richtung des 
Aufbauprozesses demokratischer Institutionen gegangen, was zu einer gemeinsamen 
Beteiligung der wichtigsten politischen Parteien sowie Vertreter aller Volksgruppen geführt 
hat, um den Staat auf den demokratischen Weg zu führen, den Hass zwischen den ethnischen 
Gruppen zu vermindern und dadurch letztendlich auch eine multiethnische Gesellschaft zu 
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kreieren. Angegangen wurde die Durchführung der Strategie für eine weitere 
Demokratisierung und Schaffung der selbstverwaltenden demokratischen Institutionen sowie 
möglichst auch für den schrittweisen Transfer der UNMIK-Verwaltungskompetenzen an die 
lokalen Institutionen in dem in Kraft getretenen verfassungsrechtlichen Rahmen für die 
provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen. dieser wurde als Constitutional Framework for 
Provisional Self-Government bezeichnet  und legte die Errichtung der politischen 
Institutionen und deren Struktur fest. Dieser Verfassungsrahmen für die provisorische 
Selbstverwaltung stellte die legale politische Basis für die Einrichtung der kosovarischen 
Selbstverwaltungsinstitutionen dar. Es wurde darüber wochenlang zwischen der UNMIK und 
kosovarischen Vertretern verhandelt. Während die UNMIK das Dokument einfach als 
„Rechtsrahmen" bezeichnete, wollten die Kosovo-Albaner das Dokument eine „temporäre" 
oder eine „Interims“-Verfassung nennen. Offensichtlich wurde letztendlich der Begriff 
„Constitutional Framework" gewählt, der einen Kompromiss darstellte und die Lücke 
zwischen beiden Positionen überbrückte. Dieser Entwurf wurde von einer Expertengruppe 
ausgearbeitet: Dazu gehörten sieben einheimische (von allen Bevölkerungsgruppen; neben 
Albanern und Serben also auch der anderen Minderheiten) und acht internationale 
Vertreter.694  
„Die Schaffung `vorläufiger Selbstverwaltungsinstitutionen` (Provisional Institutions of Self-
Government, PISG) – wie im Verfassungsrahmen vom Mai 2001 festgelegt - war eine 
Richtmarke für die Implementierung der Resolution 1244 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen und sollte der Ausgangspunkt für die dritte Stufe des Institutionenaufbaus durch die 
Mission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) sein, bevor die komplizierten Fragen im 
Zusammenhang mit dem endgültigen Status des Territoriums in Angriff genommen werden 
sollten“.695 
In diesem Dokument, das im Mai 2001 als Ergebnis von intensiven Gesprächen von neun 
Wochen zwischen den o. g. Volksgruppen und UNMIK entstanden ist, wurde sowohl der 
Grundstein für zukünftige nationale Wahlen im November 2001 als auch für die letzten fünf 
Phasen der UNMIK bezüglich der Errichtung der selbständigen Eigenverwaltung des Landes  
                                                          
694
 Vgl. UNMIK/REG//2001/9 v. 15.5.2001, Abschnitt 1.5 und Abschnitt 4. Vgl. Joint Working Group on the Legal 
Framework, Press Briefing of 13 April 2001, abrufbar unter:  http://www.un.org/peace/kosovo/press. 
695
 Knoll, Bernhard / Johnston Molina Kara: Ein steiniger Weg: Das Kosovo im Übergang zur vorläufigen 




gelegt, wie es von der Resolution 1244 vorgesehen war.696 Das Dokument besteht aus einer 
Präambel und 14 Kapiteln, in denen die provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen 
festgelegt wurden. Die Erstellung dieses Dokuments, das der Bevölkerung eine weitgehende 
demokratische Teilhabe an den Verwaltungsstrukturen ermöglicht, ist definiert durch seinen 
politischen Charakter, ohne die Statusfrage wahrzunehmen.697 Einerseits sollte es wie eine 
Staatsverfassung mit echten Institutionen definiert werden, die auch von der Funktion der 
Selbstverwaltung einem unabhängigen Staat ähnelt. Anderseits durfte gemäß der UN-
Resolution 1244 der Entscheidung des Sicherheitsrates über den endgültigen Status des 
Landes nicht vorgegriffen werden. Der Verfassungsrahmen stellte damit ein Dokument mit 
verfassungsrechtlichem Charakter dar, um das Funktionieren der vorläufigen Institutionen der 
Selbstverwaltung im Kosovo zu regeln und sich zu entwickeln.  
Bei der Analyse sowohl der Annahme als auch der normativen Substanz des 
verfassungsrechtlichen Rahmens muss man konstatieren, dass dieser im wahrsten Sinne des 
Wortes nicht als Verfassung bezeichnet werden kann. Vielmehr stellt er ein vorläufiges Statut 
für ein internationalisiertes Gebiet dar, das durch die Vereinten Nationen in einem Prozess des 
territorialen Wiederaufbaus und nach Konfliktauflösung verabschiedet wurde. Die 
provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen sollten nach der Festlegung des Constitutional 
Framework in ihrer Ausübung der Tätigkeiten die letztinstanzliche Autorität der SRGS nicht 
einschränken.698 Darüber hinaus behält der SRSG die Macht, in den wichtigsten Bereichen 
(Außenbeziehungen, Strafverfolgungsbehörden, Schutz von Minderheiten, Budgetkontrolle 
usw.) zu intervenieren und alle unternommenen Aktionen der Institutionen der provisorischen 
Selbstverwaltung zu korrigieren, wenn diese gegen die Resolution 1244 des Sicherheitsrates 
verstoßen. Die provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen im Kosovo dürfen in keiner 
Weise die höchste Autorität des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für die Umsetzung 
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der Resolution 1244 (1999) beeinträchtigen oder verringern. Die Befugnisse des 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs zur Gewährleistung der vollständigen Umsetzung 
der Resolution 1244 (1999), einschließlich der Überwachung der provisorischen Institutionen 
der Selbstverwaltung, ihrer Beamten und Behörden, sowie das Ergreifen geeigneter 
Maßnahmen, wenn deren Handlungen inkonsistent sind, wurden mit der Resolution 1244 
(1999) bekräftigt. Es ist daher klar zu verstehen, dass die PISG-Institutionen durch die 
Festlegung des Verfassungsrahmens nicht nur die Bedingungen der Resolution 1244 des 
Sicherheitsrates einhalten mussten, sondern auch die Verordnungen, die seitens des SRSG 
verabschiedet werden. Das Dokument könnte man darüber hinaus nicht als einen 
umfassenden Rechtsrahmen für die Ausübung aller öffentlichen Autorität in Betracht ziehen, 
da der Staatsgewalt die grundlegende Funktion einer Verfassung fehlt, da die Verpflichtungen 
gegenüber dem SRSG vorhanden bleiben.699 Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal des 
verfassungsrechtlichen Rahmens von einer Verfassung ist dessen vorläufiger Charakter. Das 
Dokument ist als Übergangslösung konzipiert worden, um einen Rahmen der demokratischen 
Selbstverwaltung im Kosovo unter der Verwaltung der Vereinten Nationen zu etablieren, bis 
der endgültige Status des Landes geklärt ist. Der funktionale Charakter des 
verfassungsrechtlichen Rahmens ist damit eindeutig, dass das Kosovo als „ein ungeteiltes 
Gebiet [verstanden wird], in dem die  provisorischen Institutionen der Selbstverwaltung [...]“ 
ihre Verantwortlichkeiten ausüben könnten.700 Nach der Übertragung zusätzlicher 
Kompetenzen an die Institutionen der Selbstverwaltung und einer breiteren Anerkennung der 
Legitimität der nationalen Institutionen durch die Abhaltung von Wahlen könnte dieses 
Instrument allerdings eines Tages in eine Verfassung im formellen Sinn überführt werden. 
Die UNMIK-Verwaltung unter dem ehemaligen französischen Gesundheitsminister Bernard 
Kouchner hielt es für relevant, dass das Kosovo den endgültigen Status so schnell wie 
möglich erhalten sollte und danach die Wahlen als Prozess der Demokratisierung in der State-
Building-Phase erfolgreich abgehalten werden. Dieses Ziel wurde aber nicht erreicht. Seine 
Bemühung um Kooperationsbereitschaft der ethnischen Volksgruppen in den politischen 
Prozessen war nicht erfolgreich, da der Hass zwischen den verfeindeten Volksgruppen noch 
nicht abgekühlt war. Oberste Priorität der UNMIK-Verwaltung war von Anfang an die 
Schaffung der sozialen Dienste, der wirtschaftlichen Strukturen und der Rule of Law des 
Staates, die Bildung von Parteien und die Konsolidierung der politischen Vertreter des 
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Landes, die seitens der UNMIK hervorragend gefördert wurden. Die UNMIK-Unterstützung 
geht weiter mit der Förderung der Zivilgesellschaft, der Medien und den Bemühungen für 
einen interethnischen Dialog zwischen den verschiedenen Volksgruppen im Sinne eines 
toleranten Klimas für alle ethnischen Gemeinschaften.701 Kouchners Nachfolger, Hans 
Haekkerup, sah dies aber anders: Bevor eine Entscheidung über den zukünftigen Status des 
Landes getroffen werde, sah er die Schaffung eines gesetzlichen Rahmenwerks vor der 
Abhaltung der Wahlen als wichtiger an, wobei die Bildung stabiler demokratischer 
Regierungsstrukturen eine Priorität der UN-Verwaltungspolitik sei. Die zwei politischen 
Parteien PDK und AAK, ein Teil der Zivilgesellschaft und die Mehrheit der Bevölkerung 
kritisierten die UNMIK heftig und sahen Haekkerups Strategie der Schaffung eines 
Verfassungsrahmens als Hindernis für die weitere politische Entwicklung an,702 da die 
provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen in den Kompetenzen und in der 
Verantwortlichkeit in den wichtigsten Bereichen seitens der UNMIK eingeschränkt sein 
würden.703 Zweitens kritisierten die Bevölkerung und die kosovarische politische Elite das 
Abkommen von Haekkerup und Nebojša Čović, das Belgrad zum zentralen Faktor im 
politischen Leben des Kosovo machte, womit die serbischen Minderheiten keine 
Entscheidungen mehr ohne Absprache mit der serbischen Regierung treffen konnten.  
Das Verfassungsrahmenwerk regelte die provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen, ihre 
Machtbefugnisse und ihr Verhältnis zur UNMIK. Dieses Dokument schaffte im Kosovo 
eigene Regierungsorgane und legte so eine parlamentarische Regierung (Modell: 
Repräsentative Demokratie) für das Kosovo fest, wobei die UNMIK die Kontrolle über die 
geschaffenen Institutionen behielt.704 Im Verfassungsrahmen gibt es keine klaren Hinweise 
darauf, dass das Kosovo die Statusfrage mit Unabhängigkeit lösen wird, gleichwohl wird es 
nicht als Teilgebiet der BRJ oder Serbiens erwähnt, sondern sehr allgemein als eine Entität 
betitelt, die im ersten Artikel des Verfassungsrahmens wie folgt definiert wird: „an entity 
under interim international administration which, with its people, has unique historical, legal, 
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cultural, and linguistic attributes.”705 Die UNO hatte durch diese Definition keine klaren 
Hinweise für die Klärung des rechtlich-politischen Status des Landes vorgenommen. 
Demgegenüber gilt nun das Kosovo nach dem Verfassungsrahmen als ein ungeteiltes Gebiet 
und ist definiert als:  
„Kosovo is an undivided territory throughout which the Provisional Institutions of Self-
Government established by this Constitutional Framework for Provisional Self-Government 
shall exercise their responsibilities.“706 
Explizit wird bei der Aufgabe im Verfassungsrahmen von den neun Institutionen und deren 
Mitarbeitern die Achtung der Grundsätze von Rechtsstaatsprinzipien, der Menschenrechte 
sowie der demokratischen Grundrechte und der Schutz von Volksgruppen 
(Minderheitenrechte) verlangt. Hiermit wird zugleich klargestellt, dass, wenn es um die 
Menschenrechte oder die Verletzung von Minderheitenrechten durch die politischen 
Institutionen oder Bevölkerungsvertreter geht, die SRSG jederzeit zum Eingreifen befugt 
bleiben.707 Mit dem Verfassungsrahmen wurde auch der institutionelle Rahmen für das 
Kosovo durch die UNMIK definiert. Als provisorische Verwaltungsinstitutionen konstituiert 
der Verfassungsrahmen eine parlamentarische Volksversammlung, einen Präsidenten des 
Kosovos, eine Regierung sowie die Gerichte mit dem Obersten Gericht als dem höchste 
Instanz der Provisional Institutions of Self-Government (PISG).708 In Kapitel fünf der 
Rahmenverfassung wird explizit die Gewaltenteilung zwischen den Staatsgewalten der 
Exekutive, Legislative und Judikative festgeschrieben. Ferner ist hier fixiert, dass die 
künftigen politischen Bereiche gemäß dem Verfassungsrahmen der Verantwortung der PISG 
unterstehen sollten. Hier sind im Einzelnen folgende Bereiche eingeschlossen:  
• Wirtschafts- und Finanzpolitik                   
• Steuern und Handelspolitik 
• Administrative und operational costums activities 
• Binnen- und Außenhandel 
•  Industrie und Investitionen 
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• Wissenschaft und Technologie 
•  Jugend und Sport 
•  Kultur 
• Gesundheit 
• Umweltschutz 
• Arbeit und Soziales 
• Familie und Jugend 
• Transport 
• Post 
• Telekommunikation und Informationstechnologie 
• öffentliche Verwaltung 
• Landwirtschaft 
•  Forstwirtschaft und ländliche Entwicklung 
• Statistik 
•  Raumplanung 
•  Tourismus 
• Demokratische Regierungsführung 
• Menschenrechte und Chancengleichheit 
• Angelegenheiten von Nicht-Einwohnern.709 
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Weiterhin sind die Verantwortungsbereiche für die PISG in der Kommunalverwaltung regle-
mentiert, worin die folgenden genannten Punkte enthalten sind: 
• Unterstützung der Kooperation zwischen den Gemeinden 
•  Förderung der Entwicklung einer professionellen Gemeindeverwaltung 
• Unterstützung der Gemeinden bei der Entwicklung ihres Haushalts und Finanzmana-
gements, Überwachung der Qualität der kommunalen Dienstleistungen 
• Erschließung von Mitteln und Wegen für Schulungen der Gemeinden 
• Unterstützung der Gemeinden bei der Aufgabe, ihr Handeln für die Öffentlichkeit 
transparenter zu machen, Bereitstellung von rechtlichem Rat für die Gemeinden 
• Koordination der Aktivitäten von internationalen Vertretungen und nicht-staatlichen 
Organisationen in den Gemeinden 
•  Aufsicht über die Einhaltung der Befugnisse und Pflichten der Gemeinden und 
schließlich auch die Übertragbarkeit der Befugnisse an die Gemeinden710 
Aus dem Bereich der Justiz werden der PISG folgende Verantwortungsbereiche unterstehen: 
• Entscheidungen bzgl. der Ernennung von Richtern und Anklägern 
• Verantwortung für die Organisation und das Funktionieren von Gerichten innerhalb 
der bestehenden Gerichtsstrukturen 
• Bereitstellung, Entwicklung und Aufrechterhaltung von Gerichten und Anklagebehör-
den 
• Bereitstellung technischer und finanzieller Voraussetzungen  
• Ausbildung des Justizpersonals in Zusammenarbeit mit der OSZE 
• Organisierung von Prüfungen für die Qualifikation von Richtern,  Anklägern und 
Rechtsanwälten durch eine unabhängige professionelle Einrichtung 
                                                                                                                                                                                     
Selbstverwaltung im Kosovo bis zur endgültigen Lösung und die Einrichtung vorläufiger Institutionen der 
Selbstverwaltung in der Legislative, Exekutive und der Justiz durch die Beteiligung der Bevölkerung des Kosovos 
an freien und fairen Wahlen. Abrufbar unter: http://www.unmikonline.org/constframework.htm#5. 
710
 UNMIK/REG//2001/9 v. 15.05.2001. Kapitel 5, Abschnitt 5.2. 
246 
 
• Ernennung, Ausbildung, Überwachung und Entlassung von Angestellten in der 
Rechtspflege 
• Sicherstellung der Abstimmung zwischen Gerichtsystem und Strafvollzug 
• Bereithalten von Informationen und Statistiken über die Rechtspflege und den Straf-
vollzug 
• Sicherstellung des Datenschutzes 
• Sicherstellung der Kooperation in der Rechtspflege und im Strafvollzug 
• Unterstützung bei der Einstellung, Ausbildung und Überwachung des im Strafvollzug 
tätigen Personals. 
Die provisorischen Institutionen der Selbstverwaltung (PISG) galten einige Zeit vor den Wah-
len als etablierte staatliche Institutionen, welche die Menschen im Kosovo unter das Mandat 
der Mission zur Übergangsverwaltung im Kosovo (UNMIK) stellen. Trotz ihrer demokrati-
schen Legitimation waren die Befugnisse der PISG hinsichtlich des geäußerten Willens der 
Menschen in den politischen Entscheidungsprozessen begrenzt und alles unterstand dem Ge-
neralsekretär (SRSG). Obwohl die PISG als legitime Vertretung des Volkes Kosovo fungierte, 
hatte sie nur das Recht und die Verantwortung für Rezensionen, Analysen, Bewertungen und 
Kritiken gegenüber den politischen Entscheidungen des SRSG, wenn dies als Kompetenz der 
SRSG galt. Die SRSG übernahmen die Entscheidungskompetenzen in wichtigen Fragen wie 
der Außenpolitik, der Justiz, der öffentlichen Ordnung und makroökonomischen Entwicklun-
gen.   
 
 
4.5. Politische Partizipation im Kosovo (Parteienbildung) 
Die Demokratie und der Pluralismus politischer Alternativen sind eine neue Erfahrung für das 
Kosovo, obwohl das Mehrparteiensystem zur gleichen Zeit wie der politische Pluralismus in 
Süd- und Osteuropa installiert wurde. Die gegebenen Bedingungen unter den Repressionen 
seit der Abschaffung der Autonomie des Kosovos verschlechterten sich und damit blieb eine 
echte Entwicklung der pluralistischen und demokratischen Parteien im Land bis dato aus. 
Zwar wurden schon in den 1990er Jahren im Kosovo politische Parteien gegründet – die De-
mokratische Liga des Kosovo, die Sozialdemokratische Partei des Kosovo, die Parlamentari-
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sche Partei des Kosovo, die Liberale Partei, die Christlich-Demokratische Partei –,  doch sie 
agierten nicht in einem Umfeld der normalen Entwicklung des politischen Lebens und der 
Demokratie. Nach dem Krieg wurde nunmehr ein neuer Raum für politisches Handeln und 
Parteien geschaffen. Viele der alten Parteien waren weiter in ihrer Funktion aktiv, während 
neue Parteien im Land gegründet wurden. In der geschaffenen neuen Ära versuchten diese 
Parteien, sich in der politischen Konkurrenz voneinander abzusetzen und eine Abstimmung 
der Bürger zu fördern, was als ein großer Schritt nach vorne bei der Installation der demokra-
tischen Praxis im Kosovo zu verstehen ist. Die Jahrzehnte der Transition von einem Einpar-
teiensystem zu einem pluralistischen System waren aber kurz nach dem Krieg wieder zu se-
hen. Darüber hinaus kann die Entwicklung der Demokratie innerhalb der politischen Parteien 
nicht als ein Prozess getrennt von den allgemeinen sozialen und wirtschaftlichen Entwicklun-
gen im Kosovo bewertet werden. Die kosovarische Gesellschaft befindet sich nach wie vor in 
einer Notphase der Schaffung der Grundlagen des Staates, ohne Realwirtschaft und geprägt 
von verschiedenen Übergangseffekten. Unter den wichtigen Übergängen sollten in diesem 
Zusammenhang die Kosovo-Albaner das Patriarchat erfolgreich überwinden. Das Individuum 
in der kosovarischen Gesellschaft wächst oft in einem patriarchalischen Umfeld auf, in dem 
offene Meinungsäußerungen, Kritik sowie die Kreativität der jüngeren Generation nicht 
wahrgenommen werden. Vielmehr hat sich das einzelne Subjekt dem Willen des Familien-
oberhauptes zu unterwerfen. Eine solche Unterwerfung unter die Autorität eines Familienmit-
gliedes und die Erwartung von Anweisungen darüber, was zu tun und auch was zu glauben 
ist, wird auf eine breitere gesellschaftliche Gruppe wie die Familie ausgeweitet. Vor diesem 
Hintergrund ist zu erwarten, dass sich ein solches Verhalten in politischen Parteien wiederfin-
det, indem die Parteimitglieder vom Führer der Partei mehr erwarten als es eigentlich der Fall 
sein sollte. Da die politischen Parteien im Kosovo nicht ideologisch profiliert sind, fehlt es an 
einem Wettbewerb der Ideen und Strategien. Es werden Ideologien implementiert, wobei der 
Kampf zwischen Gruppenmitgliedern aus einfachsten Motiven wie Machtgewinnung und 
hohen exekutiven Machtpositionen sowie staatlichen Privilegien geführt wird. In den vergan-
genen zehn Jahren sind im Kosovo politische Parteien ständig engagiert gewesen, ihr politi-
sches und ideologisches Profil sowie gleichzeitig erste Kontakte und die Zusammenarbeit mit 
den wichtigsten europäischen Parteien aufzubauen. Doch die politischen Parteien setzten da-
bei vor allem auf ihren Parteichef und weniger auf ein Parteiprogramm. Allerdings wurden 
diese kosovo-albanischen Parteien im Wesentlichen als nationalistische Gruppierungen er-
fasst, die sich fast ausschließlich auf das Erreichen der Unabhängigkeit des Kosovo kon-
zentrierten. Folglich definiert der kosovarische Analyst Shkelzen Maliqi wie folgt: 
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„Kosovo Albanian political organisations are not real parties, but merely pluralised elements 
of a national liberation movement whose overriding goal is the establishment of an independ-
ent Kosova“.711 
Die politischen Parteien im Kosovo haben seit dem Ende des Krieges weiterhin die nationalen 
und internationalen Institutionen bei der Verbesserung der politischen und Verwaltungskapa-
zitäten unterstützt, um die Entwicklung der Parteien auf Grundlage der demokratischen Funk-
tionsweise einer Partei zu garantieren. Die politischen Parteien erfüllen die Anforderungen 
der zugrundeliegenden soziologischen Definition dahingehend, was heißt, eine politische Par-
tei zu sein: eine organisierte Gruppe, die durch politische Mittel an die Macht gelangen will. 
Dennoch sind bisher keine anderen Kriterien erfüllt worden, die nach einer politischen Ideo-
logie der Parteien ausgerichtet sein sollten. Es fehlen richtige Programme und nicht einmal 
eine Mitgliedschaft ist klar feststellbar. Ein guter Indikator für das Fehlen von Ideologie und 
Zugehörigkeit sowie Identifikation der Mitglieder der Partei mit einer Ideologie ist die häufi-
gere Frequenz von wechselnden Mitgliedern, die freudig von einer politischen Partei zur an-
deren wechseln. Es gibt keine politische Partei im Kosovo, die noch nicht einmal hochrangige 
Mitglieder hatte, die von einer zu einer anderen Partei weitergegeben wurden. Das Hauptmo-
tiv für den Beitritt zu anderen politischen Parteien ist der Genuss der Vorteile von Macht. Im 
Kosovo bedeuten diese Vorteile nicht nur finanzielle Vorteile in Form eines hohen Gehalts, 
sondern auch die Möglichkeit, das System zu missbrauchen und unter Machterhaltung die 
Ausnutzung von illegalen finanziellen Quellen sowie Zufriedenheit mit dem höheren sozialen 
Status, vor allem in den Augen der anderen Menschen, zu genießen. Materielle und finanziel-
le Vorteile scheinen mehr als Kohäsionskräfte innerhalb der politischen Partei zu wirken, die 
die Mitglieder der Partei zusammenhalten und motivieren, sich zu engagieren und zu arbeiten. 
Dies verstärkt die Rolle des Parteiführers, da die „Belohnung" in der Partei, konkret gemeint 
sind damit Positionen und Macht, als der beste Nutzen angesehen werden. Seit sie gegründet 
wurden, haben die meisten Parteien ständig ihre Programme geändert und formulierten stän-
dig einen neuen Status. Ausgehend von diesem Status scheint „Bewegung Selbstbestim-
mung!“ die fortschrittlichste Partei zu sein, da hier die Begrenzung der Mandate und die An-
wendung der direkten Demokratie bei wichtigen Entscheidungen berücksichtigt werden. Das 
Problem ist dabei nicht die formelle Funktion der Parteien, sondern die Präferenz, die gesetz-
lichen Vorgaben zu missachten, womit vielmehr die informellen Wege der Entscheidungsfin-
dung ausgenutzt werden. Informelle Formen der Entscheidungsfindung sind im Land häufig 
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und stark ausgeprägt. Der Parteiführer und seine Leute üben mehr Macht aus, als es ihrem 
gesetzlichen Status als Partei zusteht. Oft wird über politische Prozesse oder wichtige Partei-
entscheidungen auf informellen Treffen entschieden. Ein Beispiel ist der in der Öffentlichkeit 
als „Zanzibar-Fall" bekannt gewordene Fall, als die PDK entschied, den Koalitionsvertrag 
während einer Diskussion in einer Bar in Prishtina zu beenden. Diese informellen Formen der 
Entscheidungsfindung werden häufig als die wichtigsten Wege angesehen, um elementare 
Entscheidungen für die Partei zu treffen, welche sie damit in den Schatten aller Organe der 
Partei und Anforderungen aus den zugrundliegenden Dokumente stellt. Die Existenz der in-
formellen Kanäle der Entscheidungsfindung verleiht dem Parteichef eine zentrale Rolle und 
beeinflusst damit die Macht und wichtigen Entscheidungen zu den Parteifunktionen. Die en-
gen Verbindungen zwischen Führer und Parteifunktionären, die vom Parteichef bevorzugt 
behandelt werden, werden als informelles „Forum“ bezeichnet, in dem die wesentlichen Ent-
scheidungen der Partei getroffen werden. Von den Mitgliedern der Partei wird die Mitglied-
schaft in diesem „Forum" als Hauptziel angesehen. Es ist demnach eine Tatsache, dass der 
Einfluss der internationalen Akteure auf die Führer im Kosovo in der Lage ist, die Entschei-
dungen der Parteien zu beeinflussen. Diese Förderung informeller Entscheidungen, die von 
den internationalen Agenten/Behörden bevorzugt werden, verletzt aber wiederum die Demo-
kratie innerhalb der Parteien. Ein drastisches Beispiel dafür ist die Wahl des Präsidenten des 
Kosovos, als sich die Vorsitzenden der drei politischen Parteien informell für einen Kandida-
ten entschieden, der überhaupt erst an dem Tag, an dem gewählt wurde, aus einem Umschlag 
des US-Botschafters , präsentiert wurde. Die politischen Parteien ähneln während ihrer Wahl-
kampagnen weniger einer Volksvertretung, sondern eher einer musikalischen Gruppe, die im 
Kosovo innerhalb eines Monats Tourkonzerte veranstaltet. Inzwischen sind politische Partei-
en der Kosovo-Serben lediglich eine Erweiterung der Parteien in Serbien.712 Die Abstimmung 
bleibt weitgehend beim Clan und basiert auf regionalen Bindungen, womit  die Bemühungen 
um eine stabile demokratische Regierung unterlaufen werden.713 Die Finanzierung der politi-
schen Parteien seit dem Krieg ist nicht durch Gesetze geregelt, sodass sich annehmen lässt, 
dass sie durch illegal gewonnenes Geld (Bestechung, Korruption, illegale Geschäfte) finan-
ziert werden. Die westlichen politischen Parteien finanzieren sich dagegen aus Mitgliedsbei-
trägen, aus dem Staatshaushalt und aus Spenden. Die westlichen demokratischen Politiker 
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erhalten Gehälter für ihre Parteivertretung, und es wird der Prozentsatz des Gehalts bezahlt, 
um das Budget der Partei zu bestimmen.714 Die politischen Parteien, die vor dem Krieg oder 
gleich nach dem Krieg inmitten der Konflikteskalation gegründet wurden, können program-
matisch und strukturell nur entfernt mit westlichen europäischen Parteien verglichen werden. 
Vielmehr handelt es sich um Gruppierungen, die sich auf starke Parteiführungspersönlichkei-
ten und Spitzenpolitiker konzentrieren.715 Die Mehrzahl der politischen Parteienvertreter im 
Kosovo war/ist unausgebildetfür den politischen Wettbewerb. Vielmehr waren sie zuvor in 
mafiöse Strukturen, in Verbrechen bzw. kriminelle Tätigkeiten verwickelt. So konnten sie das 
bisherige Machtvakuum ausnutzen und wurden nach dem Kosovokrieg in die politischen Pro-
zesse einbezogen.716 Sie waren in Parteistrukturen eingebunden und dadurch versuchten sie, 
durch politische Tätigkeiten ihre dunklen Vergangenheiten zu legitimieren und zu rechtferti-
gen. Das gravierende Problem bei der Herausbildung einer demokratischen politischen Kultur 
ist auch die zum Teil enge Verwobenheit der politischen Elite mit den Strukturen und Akteu-
ren des Kriminellen: Zwei ehemalige UNMIK-Beamte beschreiben dazu in einer Buchpubli-
kation die politische Lage im Kosovo wie folgt: „Though ordinary crime has been reduced to 
a level comparable to some EU countries, an Al Capone like combination of violence and 
corruption continues to colour public life.“717 In einer Analyse der Lage nach der Unabhän-
gigkeit des Kosovo von zwei Balkan-Experten – Vedran Džihić und Helmut Kramer – äußerte 
die ehemalige Vorsitzende des Frauenforums der LDK, Melihate Termkolli, öffentlich: 
„(T)he current government not only fails to fight crime, but in certain cases is encouraging it 
(…). In fact, I said at the last assembly that crime and criminals are ruling Kosovo.“718 
Im Kosovo wurde ein Gesetz initiiert, das die Finanzierung der politischen Parteien und ihrer 
Wahlkämpfe regeln sollte, doch das Gesetz ist noch nicht vom Parlament verabschiedet wor-
den. Viele NGOs oder auch die Zivilgesellschaft kritisieren heftig, dass politische Parteien, 
insbesondere diejenigen, welche an der Macht sind, sich weigern, das Gesetz im Parlament zu 
verabschieden, da sie dann gezwungen wären, ihre finanziellen Ressourcen transparent offen-
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zulegen. Zogiani Avni, ein Führender der Nichtregierungsorganisation COHU – Organisation 
für Demokratie, Korruptionsbekämpfung und Menschenwürde – meinte dazu, dass sich im 
Kosovo die politischen Parteien weigerten, diesen Bereich gesetzlich zu regeln, weil sie wüss-
teb, dass die Verabschiedung eines Gesetzes über die Finanzierung politischer Parteien in 
diesem Feld ihnen selbst schaden würde. Transparenz verringere die Möglichkeit des Betrugs, 
der im Zusammenhang mit verschiedenen Unternehmen und zweifelhaften Geschäften an der 
Tagesordnung sei.719 Wie oben erwähnt wurde, sind die politischen Parteien im Kosovo von 
ihrer internen Struktur her weder als transparent noch als demokratisch zu bezeichnen. Die 
Forschungen zum System und zur Transparenz der politischen Parteien zeigen klar, dass die 
politischen Parteien stark hierarchisch und hermetisch strukturiert sind, sie unter einer Top 
Down Hierarchie funktionieren, wobei diese Struktur den Zentren der Parteien untergeordnet 
ist.720 Die internen Probleme der politischen Parteien werden nie an die Öffentlichkeit ge-
bracht, die Parteien organisieren interne Wahlen und präsentieren dann diese Kandidaten für 
die öffentlichen Wahlen. Dieser Prozess findet aber nur in engen Parteikreisen statt.721 Die 
UNDP erklärte in einem Bericht, dass die politischen Parteien im Kosovo eine elitäre und 
patriarchalische Konstruktion praktizieren. Die Mitglieder schließen sich einer Partei und de-
ren Führer aufgrund emotionaler Verbindungen aus der Zeit des Konflikts mit Serbien oder 
aufgrund dessen regionaler Herkunft an.722 Durch die Einführung des Wahlsystems der Pro-
portionalität der politischen Parteien, womit die Wähler auf geschlossenen Listen nur Parteien 
auszuwählen haben, wurden die Abgeordneten den Parteien untergeordnet. Die Wähler 
stimmten nur für die Partei ab, konnten aber nicht für die Abgeordneten stimmen, die gewählt 
werden sollten. Dieses System hat die Parteien gestärkt und die Abgeordneten gegenüber ih-
ren Parteien verantwortlich gemacht.723 Nach dem Krieg war fast das gesamte politische 
Spektrum im Kosovo (dazu gehörten politische Parteien), mit Ausnahme der LDK, die ir-
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gendwie eine Geschichte hatte, ohne Profil. Die meisten der Parteien wurden sogar ad-hoc 
etabliert, wobei sie diese Entwicklung in derselben Art und Weise bis heute aufweisen. Da die 
Parteien aus den Spitzen der UÇK kamen und von oben durch ein Kontrollsystem eingerichtet 
wurden, sind sie aus ehemaligen berühmten Kommandanten der UÇK entstanden und der 
ganze Wahlkampf basierte auf der UÇK. Als Folge der hohen Kontrolle gelang es den wich-
tigsten Parteien, nie ihre Führer zu ändern, selbst im Falle der AAK, denn obwohl deren Füh-
rer jahrelang nicht seine Parteifunktion ausüben konnte, schaffte es die Partei nicht, einen 
anderen Parteiführer zu etablieren.  
Die Demokratische Liga des Kosovo (LDK) ist die älteste politische Partei des Landes, die am 
23. Dezember 1989 gegründet wurde. Das wichtigste Bindeglied ist die verwandtschaftliche 
Verbindung mit Präsident Ibrahim Rugova und zur Bewegung für die Unabhängigkeit. Ge-
gründet zu Beginn der Bewegung für die Unabhängigkeit des Kosovos, fungierte die LDK 
eher als eine Opposition der Massenbewegung des albanischen Volks gegen die Repressions-
Politik Miloševićs. In den 1990er Jahren wurde die kohärente Kraft in der LDK die Verpflich-
tung des Landes zur Unabhängigkeit. Nach dem Krieg, aber bevor das Kosovo seine Unab-
hängigkeit erreicht hatte, war dieses Ziel die Triebkraft für das Engagement der Partei-
Ideologie. Die politischen Programme der LDK waren in den Nachkriegsjahren leer und nicht 
überzeugend für eine politische Partei, die die politischen Interessen der Mehrheit der Bevöl-
kerung vertreten will. Das Entscheidende war, dass die LDK im Wesentlichen die gleiche 
Bewegung wie vor dem Krieg blieb, die in der Reaktion auf die Repression gegen  Serbien 
begonnen hatte und den Wunsch der Kosovo-Albaner nach Unabhängigkeit artikulierte.  
Nach dem Krieg, als das Kosovo mit mehr als nur dem Bedürfnis nach Unabhängigkeit kon-
frontiert wurde, war die LDK nicht in der Lage, diese neuen Bedürfnisse der Bürger mit in 
ihre Tätigkeiten aufzunehmen. Dennoch ist die LDK im Vergleich zu den anderen Parteien in 
ihrer ideologischen Profilierung einen Schritt voraus, indem sie sich in jüngerer Zeit selbst 
immer als Partei des Rechtes beschrieben hat, wobei die LDK kurz davor mit ihrem Beitritt 
zur Europäischen Volkspartei bewiesen hat, dass die LDK seit Kurzem zu den Mitte-Rechts-
Parteien gehört. Ein Vorteil, der einfacher die Demokratie innerhalb der Partei im Vergleich 
zu anderen Parteien ermöglicht, ist die Tatsache, dass der Parteivorsitzende und Gründer 
Ibrahim Rugova nicht mehr da ist und aus diesem Grund der demokratische Wettbewerb in-
nerhalb der Partei eröffnet wurde, womit sich nun die Mitglieder nicht mehr mit nur einem 
Führer identifizieren können. Ibrahim Rugova war nicht nur der Führer, sondern auch eine 
Person im Sinne des „Hausherren“, der die Partei personifiziert und Konflikte oder ungelöste 
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Streitigkeiten immer durch seine endgültige Meinung vermieden hat.724 Neutral gesehen sind 
die politischen Parteien eng mit ihrem Gründer verbunden und es ist schwierig, die Position 
des Führers zu ändern. Interne Reformbemühungen seit Rugovas Tod 2006 haben negative 
Auswirkungen für die LDK-Partei gebracht. Im ersten internen Wahlprozess in der Konkur-
renz von zwei Kandidaten für den Parteivorsitz hat sich die Partei in Abteilungen und Frakti-
onen gespalten und sogar die Schaffung neuer politischer Parteien aufgrund der Unzufrieden-
heit mit dem Wahlprozess war zu beobachten. Die Demokratische Liga des Kosovos ist der-
zeit die wichtigste Oppositionspartei im Kosovo. Obwohl sie die größte Partei war, ist die 
LDK eine politische Partei, die die meisten Wähler im Kosovo verloren hat. Spaltungen in-
nerhalb der Partei und die Herausforderung der Umwandlung in eine echte politische Partei 
gehören zu den Ursachen für den Verlust der Wählerschaft. Das höchste Entscheidungsorgan 
der LDK ist die Versammlung, die von 355 gewählten Delegierten vertreten wird. Die Mit-
gliederversammlung wählt ihren Parteichef in geheimer Abstimmung und der Generalrat be-
steht aus 99 Mitgliedern. Der Generalrat wählt dann die Präsidentschaft, die aus 25 Mitglie-
dern besteht. Präsident der LDK ist zugleich Vorsitzender aller Führungskräfte.725  Die LDK 
präsentierte nach dem Krieg ein solides Programm auf Basis der Vision von Präsident 
Rugova, der einen unabhängigen, souveränen und demokratischen Staat forderte. Die LDK 
setzte ihre Prioritäten kurz nach dem Krieg im Wahlprogramm wie folgt: die Erklärung der 
Unabhängigkeit und State-Building des Kosovos, Rechtsstaatlichkeit, die Reform des Justiz-
wesens, effiziente Polizei, die Schaffung der Sicherheitskräfte, die Verbesserung der Infra-
struktur und die Schaffung eins Gesundheitssystems.726  Damit zeigte sich die Partei als mo-
dern sowie demokratisch und vereinte kosovo-albanische Traditionen mit zukünftigen Bestre-
bungen. Ihre Ausrichtung ist liberal; sie begünstigt eine freie Marktwirtschaft. Weitere 
Schwerpunkte sind die europäische Integration, Bildung - in der die Schüler in ihrer Mutter-
sprache unterrichtet werden dürfen -, die Entwicklung der authentischen Kultur im Land, eine 
faire Sozialpolitik und garantierte Minderheitenrechte.727 Die internen Reformbemühungen 
haben manchmal aber auch negative Auswirkungen verursacht. Die Erneuerung des Personals 
und die Generation des Widerstandsbzw. die Freiheitskämpfer bleiben eine große Herausfor-
derung für die Partei. Zahlreiche Mitarbeiter, die seit ihrer Gründung ein Teil der Partei sind, 
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weigern sich bisher, ihre Positionen in der Partei zu verlassen, auch wenn klar ist, dass sie das 
Vertrauen der Wähler verloren und durch die behaltenen politischen Positionen das Image der 
Partei vor den Wählern beschädigt haben.728 
Die Demokratische Partei des Kosovo (PDK) wurde am 10. Oktober 1999 gegründet. Ihr 
Vorsitzender ist Hashim Thaçi, der derzeitige Premierminister des Kosovos. Die PDK ist vor 
allem von ehemaligen Mitgliedern der UÇK und der LPK gegründet worden, sodass der Par-
teigeist und die aufständische Kriegsführung in beiden Organisationen präsent sind. Thaçi, der 
die PDK im Jahr 1999 gründete und für die historische Rolle bei den  Verhandlungen zum 
Friedensabkommen von Rambouillet berühmt ist, verdrängte Rugova und übernahm als 
Gruppenführer die Verhandlungen. Der Kongress ist das höchste Organ der Partei, das unter 
anderem den Verwaltungsrat und den Vorsitzenden der Partei wählt. Die Liste der Kandidaten 
für den Vorstandsrat wird von der Präsidentschaft nominiert und mit Anregungen von den 
Kongressteilnehmern ergänzt. Der Vorstandsrat besteht aus 81 Mitgliedern mit einem zwei-
jährigen Mandat. Der Vorstandsrat schlägt das Charter- und Partei-Programm vor und wählt 
gleichzeitig die Präsidentschaft aus. Die Präsidentschaft, die aus 29 Mitgliedern besteht, fun-
giert als das Dach und exekutives Organ der Partei. Die Mitglieder des Präsidiums werden 
durch den Vorstandsrat gewählt.729 Dieser gegenseitige Auswahlprozess kann aber als Interes-
senkonflikt angesehen werden und lässt Raum für die Manipulation des Prozesses. Seit der 
Gründung der Institutionen des Landes blieb der PDK nur ein Mandat als Opposition in der 
Koalitionszeit von LDK-AAK. In den Wahlen 2007 kam die PDK als wichtige politische 
Kraft hinzu und regiert seitdem das Land. Derzeit tragen die meisten von der Führung der 
PDK regierten Positionen dazu bei, die Organisation und interne Funktionsweise der Partei 
kontinuierlich zu schwächen. Die PDK war bemerkenswert für die interne Einheit und den 
erzielten Konsens bei der Entscheidungsfindung. Diese Einheit der Partei wurde aber letztens 
von dem Parteisekretär Jakup Krasniqi und dem stellvertretenden Vorsitzenden, Fatmir Limaj, 
öffentlich wegen der Unzufriedenheit mit der Richtung der Partei und der Regierung von Mi-
nisterpräsident Thaçi kritisiert.730 Dank der LDK, die mehr als die Hälfte ihrer Wähler verlor, 
wurde die Partei des ehemaligen UÇK-Führers Hashim Thaçi (PDK) zur größten Partei im 
Kosovo. Das PDK-Image hat aber mit der Anklage wegen Kriegsverbrechen-, den Vorwürfen 
der Beteiligung von Mitgliedern der Partei an Korruption, Kriminalität und ihrer Verknüpfung 
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mit der illegalen Nachrichtenagentur SHIK, weiter abgenommen. Kürzlich wurde die Partei 
mit der Entlassung von zwei Bürgermeistern konfrontiert, die in Korruption oder andere Kri-
minalitätsformen und auch Straftaten verwickelt sind. Die PDK wird derzeit auch in patrioti-
scher Hinsicht von der „Bewegung Selbstbestimmung!“ herausgefordert, die sich stark oppo-
sitionell gegen Thaçis Regierung ausgerichtet hat. In dem Parteiprogramm standen als erste 
Priorität die Unabhängigkeit des Staates und der State-Building-Prozess, ferner die wirtschaft-
liche Entwicklung und Schaffung von mehr Arbeitsplätzen, die Förderung des Bildungswe-
sens, der Aufbau eines Gesundheitssystems und soziale Wohlfahrt, der Aufbau der Infrastruk-
tur und Energie, eines Rechtsstaats und Anti-Korruptions-Maßnahmen. Die Partei gehöre, so 
äußerte sich Chef Thaçi auf dem letzten Wahlparteikongress, zu den Mitte-Rechts-Parteien.731 
Die PDK wird vor allem von armen, ländlichen, albanisch beherrschten Regionen repräsen-
tiert (Drenica). Obwohl die Partei eine Guerilla-Herkunft bzw. einen aufständischen Geist 
hatte, ist die Partei heute mit lokalen Serben erstaunlich tolerant und kooperativ: Sie bietet die 
serbische Sprache als Amtssprache an, spezielle Kommunen, spezielle Positionen in Instituti-
onen und das Vetorecht bei Gesetzen, die mit Minderheitenfragen zu tun haben.732  
Die „Bewegung Selbstbestimmung!“ (albanisch: Lëvizja Vetvendosje!) wurde am 12. Juni 
2005 gegründet. Ihre Tätigkeit begann als Bürgerinitiative, die am Anfang gegen die UN-
Mission ausgerichtet war und danach gegen Status-Gespräche, den Ahtisaariplan, Korruption 
usw. agierte. Die „Bewegung Selbstbestimmung!“ wurde als Bürgerbewegung gegründet und 
machte sich durch Proteste gegen jede Art von Verhandlungen mit Serbien bemerkbar. An 
den Parlamentswahlen im Kosovo nahm sie zum ersten Mal 2010/2011 als politische Partei 
teil und erreichte nach offiziellen Auszählungen 12 Prozent der Stimmen, bei einer Wahlbe-
teiligung von 48 Prozent. Bei den Resultaten am 30. Januar 2011 nach den Wahlwiederholun-
gen konnte Vetëvendosje 14 Parlamentssitze erringen und ist somit drittstärkste Fraktion. Die 
„Bewegung Selbstbestimmung!“ trat bei den allgemeinen Wahlen von 2010 als zivile Bewe-
gung in einer Koalition mit zwei Parteien auf, deren Programm die nationale Vereinigung mit 
Albanien beinhaltet. Seit der Gründung ist Albin Kurti der Führer der „Bewegung für Selbst-
bestimmung!". Das Organigramm der „Selbstbestimmung!“ besteht aus der Präsidentschaft, 
die von 15 Mitgliedern repräsentiert wird und das höchste Entscheidungsgremium in der drit-
ten organisatorischen Ebene zwischen den beiden Sitzungen des erweiterten Rates darstellt. 
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Ein Mitglied der Präsidentschaft kann nicht zugleich Bürgermeister, Stadtrat, Abgeordneter 
oder Mitglied des Regierungskabinettes sein.  Präsidentschaftssitzungen finden mindestens 
einmal alle zwei Wochen statt. Der Führer wird direkt von den Mitgliedern gewählt. „Bewe-
gung Selbstbestimmung!“ hat eine wohldefinierte Satzung in Bezug auf die Verantwortung, 
Rechenschaftspflicht und Amtszeitbeschränkung. Jede politische Parteiposition/-funktion 
wird von zwei Mandaten begrenzt. Darüber hinaus muss der Parteiführer im Fall der Wahl in 
das Amt des Premierministers von der Position als Anführer der Bewegung zurücktreten.733 
Obwohl „Selbstbestimmung!“ ihr politisches Programm ausformuliert hat, bleibt die ideologi-
sche Profilierung dennoch unklar. Die Beamten der „Selbstbestimmung!“ haben bei ihren 
Auftritten in öffentlichen Debatten Zweifel an ihrer Ausrichtung erkennen lassen, die Ideen 
und die politische Repräsentanz ähneln mehr der sozialistischen Ära. Für die „Bewegung 
Selbstbestimmung!“ bleibt es damit eine Herausforderung, ein überzeugendes politisches 
Programm für ihre Wähler zu entwerfen.   
Die Allianz für die Zukunft des Kosovo (AAK) etablierte sich am 2. Mai 2000 als eine Koaliti-
on von fünf Parteien.734 Nach dem Rückzug der zwei Koalitionsparteien wurde die AAK im 
Jahr 2001 als einzige Partei nicht als eine Koalition registriert. Seit ihrer Gründung fungiert 
Ramush Haradinaj (ein ehemaliger Führer des UÇK-Kommandos) als Vorsitzender. Die 
Mehrheit der Wählerschaft kommt aus der Region Dukagjini, die die Städte Peja und Deqan 
als Basis der Haradinaj- und UÇK-Aktivitäten während des Krieges einschließt. Im Jahr 2005, 
drei Monate nach seinem Amtsantritt als Premierminister des Kosovos, trat  Haradinaj von 
diesem Posten zurück und übergab sich an den internationalen Strafgerichtshof des ehemali-
gen Jugoslawiens, wo er bis Ende des Jahres 2012 wegen Kriegsverbrechen angeklagt war. 
Die zentrale Mitgliederversammlung ist das höchste Organ der Partei und findet einmal alle 
drei Jahre statt. Die Versammlung wählt die Mitglieder des Vorstandsrates, der ein exekutiv-
politisches Organ für die Partei darstellt und sich mindestens einmal im Monat trifft. Die 
Zentralversammlung wählt ebenfalls den Vorsitzenden der Partei, der dann die Präsident-
schaft vorschlägt, welche wiederum aus mindestens 17 Mitgliedern besteht. Der AAK-Chef 
verfügt gesetzlich über das Recht, die Kooptierung durch den Vorschlag von Mitgliedern des 
Präsidiums zu jeder Zeit und nach Bedarf zu erhöhen. All diese Vorschläge müssen vom Vor-
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stand aber genehmigt werden.735  Die wichtigste Herausforderung für die AAK ist das Aus-
maß des gesamten Gebiets des Kosovos, da traditionell nur in der Region Dukagjini eine 
Mehrheit der Wählerschaften/Mitgliedschaften erreicht werden konnte. Für die Wahlen 2007 
entwarf die AAK ein solides Wahlprogramm, das detailliert zusammengefasst auf 60 Seiten 
ausgearbeitet wurde. Im Großen und Ganzen ähnelt das Programm der AAK vom November 
2007 mehr einer Verfassung und weniger einem Programm, in dem die verschiedenen Leitli-
nien und Grundsätze der Partei definiert sind. Das Programm bestand aus vier Hauptkapiteln:  
a. Aufbau von Staat, Recht und Ordnung,  
b. eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung,  
c. Bildung, Gesundheit und soziale Wohlfahrt und  
d. Infrastruktur, Landwirtschaft und Umweltschutz.  
Die AAK wird als moderne pro-europäische Partei in der Mitte des politischen Spektrums 
bezeichnet, die sich zugunsten der ethnischen Zusammenarbeit engagiert. Auch in der Abwe-
senheit des AAK-Parteichefs gelang es der Partei, elf Sitze im Parlament zu gewinnen, womit 
sie sich als drittgrößte Oppositionspartei etablieren konnte.   
Die New Kosovo Alliance wurde am 3. Mai 2006 gegründet. Gründer und Präsident der AKR 
ist der kosovarische Geschäftsmann Behgjet Pacolli. Bindekraft und wichtiger Entschei-
dungspunkt innerhalb der AKR ist die Idee der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes, was 
vom Vorsitzenden der Partei gefördert werden soll, obwohl diese ehrgeizige Strategie der 
wirtschaftlichen Entwicklung736  nie praktisch umgesetzt wurde. Viele Parteifunktionäre ste-
hen darüber hinaus in verwandtschaftlicher Beziehung mit dem Vorsitzenden der Partei, wäh-
rend über andere Funktionäre von der Öffentlichkeit gemutmaßt wird, dass sie der Partei bei-





4.6.  Wahlen – Kommunalwahlen von 2000 
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Als wichtigstes Element für die Schaffung der Demokratie galt das Absichern von Stabilität 
und Frieden nach dem Krieg 1999 durch die internationalen Gemeinschaften, die im Kosovo 
im Rahmen der UN-Mission für den Aufbau des Staates tätig waren. Die Errichtung moderner 
demokratischer Strukturen fungierte dabei als Grundvoraussetzung für eine demokratische 
Selbstverwaltung. Der Zweck der UNMIK war von Anfang an nicht, eine permanente Ver-
waltungsregierung zu etablieren, sondern nach dem Krieg im Land die demokratischen Struk-
turen aufzubauen, sie weiterzuentwickeln und das friedliche Leben im Land zu sichern, so-
dass die Bevölkerung aller Volksgruppen zukünftig in dem Land als multiethnische Gesell-
schaft zusammenarbeiten könnte. Der in Kraft getretene Verfassungsrahmen für die Errich-
tung der provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen definierte und forderte  die OSZE auf, 
die ersten demokratischen Kommunalwahlen im Land abzuhalten. Um diese Kommunalwah-
len demokratisch durchzuführen, musste die UNMIK erst klare Gemeindestrukturen schaffen, 
die auch von der UNMIK kontrolliert werden sollten. Durch die JIAS-Verwaltung wurden 
zudem neue Regelungen der Gemeinden geschaffen. Bisher hatte die UNMIK in die beste-
henden Kommunalstrukturen nicht eingegriffen, sondern einen sogenannten Municipal Admi-
nistrator ernannt, der die Tätigkeit übernahm, die jeweilige Gemeinde zu überwachen und zu 
beaufsichtigen. Die UNMIK beschloss, dass die ersten Nachkriegswahlen im Land Kommu-
nalwahlen sein sollten, da die Wahlen für ein Landesparlament und die Regierung zu dieser 
Zeit möglicherweise hätten gefährlich sein können, da sie zu einer Unabhängigkeitserklärung 
seitens der Kosovo-Albaner geführt haben könnten und die Stabilität der Region damit wieder 
eingestürzt wäre.737 Durch diese Wahlen sollte die UNMIK weitreichende Kompetenzen an 
die Selbstverwaltungsstrukturen der Gemeinden übertragen, was unter der Aufsicht der 
UNMIK geschehen sollte.738 Bei der Übertragung der Verantwortung auf die Gemeinden han-
delte es sich nicht um eine Eigenständigkeit im Sinne der Letztverantwortlichkeit, die die 
Gemeinden nach der Kompetenzübertragung erhalten sollten. Die Kompetenzen bezüglich der 
SRSG wurden nämlich ausdrücklich nicht angetastet. Darüber hinaus unterstehen die Ge-
meinden weiterhin der Kontrolle der Municipality Administrators, die nach der Resolution 
1244 die Gemeindeverwaltungen und ihre Politik überwachen sollten, gegebenenfalls Ent-
scheidungen aufschieben und an den SRSG zur Entscheidung übergeben. Der SRSG wurde 
dazu befugt, eine Gemeindeversammlung bei einem Verstoß gegen die UN-Resolution 1244 
aufzulösen und neue Wahlen auszurufen, falls er den Verstoß seitens der Gemeinde für nicht 
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richtig hält.739 Wahlen sind eines der wichtigsten Elemente in einem Transformations- und 
Normalisierungsprozess von Staaten. Die Wahlen dienen dazu, eine legitimierte Volksvertre-
tung zu etablieren und auch die realen Machtverhältnisse in einem bestimmten Raum zu si-
chern, die nach Wahlkriterien zugeordnet sind. Wahlen sind, wie Jureković es beschreibt, 
schwierig abzuhalten, wenn sie in einem Nachkriegsszenario durchgeführt werden müssen, in 
dem sich die Machtverhältnisse stark verändert haben. Daraus ergeben sich Verzögerungen 
oder Probleme bei der Vorbereitung der Bevölkerung, an den Wahlen teilzunehmen, und zwar 
vor allem in Ländern, die noch nie freie Wahlen hatten und wo die Bevölkerung ins In- oder 
Ausland geflüchtet ist.740 So sollten über die Kooperation zwischen UNMIK und OSZE im 
Kosovo die ersten demokratischen Lokalwahlen in der Geschichte des Landes organisiert 
werden, was nicht leicht war, da das Kosovo aufgrund seiner spezifischen Geschichte das 
erste Mal demokratische Wahlen erlebte und eine politische Kultur im Land nicht vorhanden 
war. Zwei Jahre nach der Errichtung der UNMIK-Verwaltungsmission sollten am 28. Oktober 
2001 die ersten demokratischen Kommunalwahlen im Land stattfinden, in denen die Bevölke-
rungsvertreter für eine zweijährige Amtsperiode für die Gemeindeämter gewählt werden soll-
ten. Diese sollten aber durch die Wahlregister seitens der OSZE eingereicht werden, da die 
Mehrheit der Bevölkerung nach dem Krieg keine Dokumente und Personalien mehr hatte.741 
Die OSZE übernahm die Aufgabe, erst die Bevölkerung schnellstmöglich zu registrieren, um 
die demokratischen Wahlen auf kommunaler Ebene im Oktober 2000 durchführen zu können. 
Rund eine Million Menschen wurde registriert, die für die Abstimmung über die neuen demo-
kratischen politischen Institutionen wahlberechtigt waren.742 Der ehemalige Chef der OSZE, 
Dan Everts, sagte hierzu wie folgt: „Dies sind die ersten freien, fairen Wahlen im Kosovo. 
Die Leute sind sehr begierig zu wählen, die Leute wollen mitmachen, das hat sich bei der 
Wähler-Registrierung gezeigt. Da gab es eine große Beteiligung und ich rechne mit einer 
hohen Wahlbeteiligung.“743 
Die Kosovo-Serben boykottierten die Wahlen, da von den serbischen Führern die serbische 
Bevölkerung zum Fernbleiben aufgerufen wurde. Vor den Wahlen wurde zwischen UNMIK,  
Kosovo-Albanern und Kosovo-Serben eine Einigung erreicht, dass, wenn die serbische Be-
völkerung an den Wahlen nicht teilnehmen würde, die serbischen Minderheitsvertreter für die 
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Gemeinderäte durch den SRGS ernannt werden. Es war ein Fehler der serbischen Minderhei-
ten, die ihnen von der UNMIK angebotene Chance, sich auf diese Art an den Angelegenhei-
ten der kosovarischen Gesellschaft zu beteiligen, nicht wahrzunehmen. Die Ursache für die 
Weigerung der Kosovo-Serben, an den ersten demokratischen Kommunalwahlen im Kosovo 
teilzunehmen, war, dass hier Miloševićs Politik immer noch einen großen Einfluss auf die 
serbischen Minderheiten hatte. Anders als die Serben nahm die albanische Bevölkerung an 
den Wahlen intensiv teil, da sie diese als Symbol für die demokratische Entwicklung durch 
die Übernahme der Verwaltungskompetenzen und die Entscheidungen von der UNMIK und 
als einen Schritt in Richtung der Unabhängigkeit von Serbien betrachteten. Es zeigte sich 
auch für die politischen Parteien und die Bevölkerung des Kosovo in dieser Testwahl, wie die 
Kräfte in der neuen politischen Landschaft nach den ersten demokratischen Wahlen verteilt 
waren. Die politische Gewalt erhöhte sich während des Wahlkampfes drastisch. LDK-
Politiker oder Personen, die eine enge Verbindung zur LDK hatten, wurden von den UÇK-
Anhängern und politischen Parteien wie PDK und AAK erschossen, entführt oder bedroht.744 
Die OSZE hatte als internationale Organisation die Aufgabe, die Wahlen zu beaufsichtigen. 
Um politische Gewalt zu verhindern, errichtete die OSZE eine Wahlkommission (CEC), die 
die Verantwortung für die Erstellung der Regeln in einem Verhaltenskodex übernahm.745 Acht 
Tage vor der Abstimmung wurden 150 Mitarbeiter von der OSZE in den Kosovo entsandt, um 
die Wahlen aus der Nähe zu beobachten. Die UNMIK in Zusammenarbeit mit der OSZE hatte 
sehr wichtige Informationen der Bevölkerung über den Wahlgang vor den Wahlen erhalten, 
um eine geordnete Durchführung der demokratischen Lokalwahlen im Land zu organisieren. 
Es wurden über 250.000 Plakate angebracht und an Infostellen und in den Medien wurde die 
Bevölkerung informiert. Die OSZE konzentrierte sich darauf, allen politischen Parteien den 
gleichen Zugang zu den Medien zu sichern. Die Medien wurden hinsichtlich der Gleichvertei-
lung der Zeit für Werbespots und Debatten der politischen Parteien beobachtet. Die Wahlen 
waren weder alphabetisch noch numerisch sortiert und so musste jeder Wähler und jede Wäh-
lerin anhand eines Passbildes identifiziert werden. Es wurden 39 politische Parteien, unab-
hängige Kandidaten, Bürgerinitiativen und Koalitionen im Wahlregister zur Teilnahme an den 
Kommunalwahlen registriert, darunter die LDK von Ibrahim Rugova746 und die PDK von 
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Hashim Thaçi. Viele politische Parteien konnten ein Programm als Strategie ihrer spezifi-
schen Problemlösung für das Land vorbringen, doch viele unterschiedliche Themenbereiche 
erschienen der Bevölkerung in dieser Zeit nur sehr mangelhaft ausgearbeitet.  
Die OSZE hatte in einer Studie die Bedürfnisse und wichtigsten politischen Themen e als 
Information veröffentlicht, sodass die Parteien ihr Programm zu Problemen des Alltagslebens 
der Bevölkerung darstellen konnten, wie zum Beispiel die folgenden: Nach dem Krieg gab es 
wenige Spitäler, so dass diejenigen Menschen, welche den Krieg überlebt hatten, in einem 
elenden Zustand leben mussten, da die Kosten für die medizinische Behandlung beträchtlich 
anstiegen. Zweitens standen als Hauptproblem der Kosovaren die Ausbildung und das Erzie-
hungswesen ganz oben auf der Liste, da seit Jahrzehnten das Schulwesen nur im Untergrund 
existiert hatte. Es war damit notwendig, eine völlig neue Struktur des Ausbildungssystems 
aufzubauen. Seit dem Krieg gab es also immer genug Themen für einen demokratischen 
Wahlkampf, an denen sich die politischen Parteien orientieren konnten. Das wichtigste 
Merkmal der politischen Parteien in ihrem politischen Programm, das sie auf den Wahlveran-
staltungen der Bevölkerung präsentierten, war aber die Unabhängigkeitsbestrebung für das 
Land. Die zentralen Themen sowie die wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Trinkwasser-
versorgung, das Stromnetz, die Müllversorgung usw., die nach dem Krieg sehr wichtig waren 
und vom Staat nach dem westlichen Modell aufgebaut werden mussten, waren im Wahlkampf 
der politischen Parteien jedoch quasi nicht vorhanden.747 Die politischen Parteien des Kosovos 
legten in den Wahlen 2000 keinen ausreichenden Plan vor, um den Bürgern zu dienen, sie 
wollten einfach nur die Macht übernehmen und der Bevölkerung irgendetwas über die Ge-
schichte des Landes in nationalistischer Hinsicht einreden. Die beiden Volksgruppen hatten 
seit Jahrhunderten einen mythisch begründeten Anspruch auf das Kosovo, standen sich immer 
wieder mit viel Nationalismus und Patriotismus gegenüber, was durch den Einfluss der Masse 
eine Herausforderung für die demokratischen Gesellschaft wurde.748  Am Wahltag lag die 
Beteiligung der Bevölkerung bei 79,0 %. Die Partei von Ibrahim Rugova – LDK, Demokrati-
sches Bündnis von Kosovo – hatte die Mehrheit gewonnen und galt mit 58,0 % der Stimmen 
als Sieger. Auf dem zweiten Rang stand mit 27,3 % die PDK – die Demokratische Partei des 
Kosovos –, des ehemaligen UÇK-Führers Hashim Thaçi749, gefolgt von der AAK – die Alli-
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anz für die Zukunft des Kosovos –, die vom Kommandanten der UÇK in der Region Dukagji-
ni gegründet wurde750, mit 7,7 % der abgegebenen Stimmen. Der Rest der anderen Parteien 
kam auf 7 % der Stimmen. Die letztgenannten politischen Parteien wurden nach dem Krieg 
gegründet und hatten in bestimmten Regionen sehr hohen Einfluss (PDK = Region Drenica, 
AAK = Region Dukagjini). Die große Beteiligung der Kosovaren an den ersten demokrati-
schen Kommunalwahlen unter IG-Überwachung wurde damit begründet, dass es der Wunsch 
nach besserer Lebensqualität gewesen sei, und dass das Kosovo sehr bald schon als unabhän-
giger Staat nach dem Modell der westlichen Staaten existieren könnte.  
Abbildung 10: Wahlergebnisse der Kommunalwahlen von 2000, Quelle: OSZE. Grafik Eigene Darstel-
lung.751 
Der Europarat war zur Überwachung der Wahlen eingeladen und es wurde von ihm wie auch 
von den internationalen Behörden ein Wahlverlauf gemäß korrekten, freien und fairen Bedin-
gungen bestätigt. Die Wahlen wurden nach Meinung der internationalen Gemeinschaft demo-
kratisch durchgeführt und das Land hatte den ersten Schritt zur Demokratie hinter sich gelas-
sen. Ein Wahldebakel erlebte Rexhep Qosja mit nur 0,4 % der Stimmen, da er der Bevölke-
rung unseriös im Wahlkampf versprochen hatte, dass er in seinem Mandat das Kosovo wie die 
Schweiz aufbauen werde. Damit konnte er kein Mandat gewinnen und als Reaktion darauf trat 
er von seinem IAC-Sitz zurück, der mit der Ernennung von Ramush Haradinaj durch den 
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SRSG wieder besetzt wurde.752 An den Kommunalwahlen war erstens interessant, dass sie 
demokratisch verlaufen sind, und zweitens, dass der regionale Unterschied der politischen 
Parteien nach ihren erhaltenen Stimmen aufgeteilt wurde. Die PDK erhielt die Mehrheit der 
Stimmen in Drenica, wo sie 83 % der Stimmen gegenüber der LDK mit 13,43 % erreicht hat-
te. In Dukagjin, wo die Region im Krieg von Ramush Haradinaj kontrolliert und nach dem 
Krieg durch Gewalt und Bedrohung regiert wurde, stand die AAK (33,1 %) sehr weit vorne 
gegenüber der PDK (5,3 %). Mit anderen Worten: Die UÇK-Kämpfer und ihre nach dem 
Krieg gegründeten Parteien hatten in der Region ihre Sympathie in gewissem Maße gewon-
nen, gegenüber der LDK, die von allen politischen Parteien im Kosovo die beste Ausgangspo-
sition hatte, da sie in den 1990er Jahren als Reaktion des Volkes gegen die serbische Repres-
sion gegründet wurde und bis zu den ersten demokratischen Wahlen die größte politische Par-
tei des Landes war. Der Vorsitzende der Partei war seit der Gründung Ibrahim Rugova, der 
durch Gewaltlosigkeit und pazifistischen Widerstand den Kosovo-Konflikt aufzulösen ver-
suchte.753 Des Weiteren zeigen die Schaffung des politischen Systems des Kosovos und die 
aktuellen politischen Parteien, dass das Kosovo bedeutende Fortschritte bei der Entwicklung 
einer gewaltfreien und demokratischen politischen Kultur in multiethnischer Hinsicht vollzo-
gen hat. Durch das internationale Engagement konnte eine einigermaßen stabile demokrati-
sche Basis aufgebaut werden und die Kosovaren konnten die demokratischen Regeln weitge-
hend akzeptieren. Es wurde auch möglich, politische Institutionen zu schaffen und Parla-
ments- und Kommunalwahlen in Einklang mit den internationalen Standards und ohne größe-
re Probleme abzuhalten. Unter den politischen Bewegungen im Kosovo ist Vetëvendosje die 
einzige, die direkt mit der internationalen Gemeinschaft und der Regierung auf Konfrontati-
onskurs liegt und von ihnen entsprechend als radikal eingestuft wird. Allerdings ist Vetëven-
dosje keine gewalttätige Organisation, ihre Aktivitäten sind hauptsächlich auf die Inszenie-
rung von Demonstrationen ausgerichtet, die von Gewaltlosigkeit gekennzeichnet sind.  
 
 
4.6.1. Parlamentswahlen 2001 
Die ersten Wahlen zum provisorischen Parlament des Kosovos fanden am 17. November 
2001 statt. Die einzige Unterschied dieser Wahlen im Vergleich zum Jahr zuvor war die Teil-
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264 
 
nahme der serbischen Minderheiten, die sich nun zu einer Beteiligung an den ersten demokra-
tischen parlamentarischen Wahlen des Landes entschlossen hatten.754 Die serbischen Minder-
heiten richteten ihren Blick auf die Rückkehr-Koalition (Koalicija Povratak, KP), womit sich 
die serbischen Parteien unter der Führung der Koalition verständigen und dadurch in einem 
einheitlichen serbischen Block der Kosovo-Serben in das neue Regionalparlament des Koso-
vos einziehen wollten. Die UNMIK förderte die Minderheiten dahingehend, zu den Wahlen 
zu gehen, um ihre Perspektive in der Zukunft zu sichern.755 Das politische Spektrum hatte sich 
gegenüber dem Jahr zuvor im November 2001 kaum verändert.756 Die Wahlen wurden erneut 
von der OSZE in Zusammenarbeit mit der UNMIK organsiert, um die ersten parlamentari-
schen Wahlen im Land demokratisch verlaufen zu laufen und eine sichere Organisation zu 
haben. Dazu wurden insgesamt 13.000 internationale Wahlbeobachter gestellt.757 Hauptthema 
des Wahlkampfes zwischen den Parteien war wiederum die Unabhängigkeit des Landes, 
wodurch die politischen Parteien Sympathie in nationalistischer Hinsicht gewinnen wollten. 
Die Beteiligung der Bevölkerung an den parlamentarischen Wahlen war drastisch gesunken 
auf 45 % Wahlbeteiligung. Sie war demnach deutlich niedriger als bei den ersten Kommu-
nalwahlen des Jahres 2000, obwohl die Zahl der Wahlberechtigten deutlich größer war als 
noch bei den Kommunalwahlen: Wahlberechtigt waren alle Bürger, die am Wahltag das 18. 
Lebensjahr vollendet hatten. Alle Mitglieder der zentralen Wahlkommission, Richter, Staats-
anwälte, Angeklagte des Haager Kriegsverbrechertribunals sowie die Schutzkorps wurden 
vom passiven Wahlrecht hingegen ausgenommen. Es wird explizit davon berichtet, dass die 
Bevölkerung den Kompetenzen der Selbstverwaltungsinstitutionen nicht traute und die zu 
erwartenden provisorischen Selbstentscheidungsinstitutionen, die nach den Parlamentswahlen 
errichtet werden sollten, gegenüber der UNMIK für nicht fähig hielt. Das Wahlsystem war 
eines der Elemente, das bewirkte, dass die Bürger keinerlei Vertrauen in die vermeintlich de-
mokratisch legitimierten Institutionen aufbauen konnten. Es lässt sich als bedeutsam begrei-
fen, dass die Macht und die Gesetze stets von der UNMIK ausgegeben und auch ausgeübt 
wurden. Das Parlament und die Regierung, die nach den Wahlen errichtet werden sollten, 
waren gegenüber dem SRGS machtlos.758  
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Die politischen Parteien sollten mehr Unterstützung für die regionalen Schwerpunkte suchen 
und in der Verfolgung nationaler Interessen besser kooperieren. Die politischen Parteien sind 
recht zentralistische, national-populistische Parteien ohne starke politische Orientierung und 
einzigartige Programme. Es gibt bis heute keine Definition der Dimensionen der politischen 
Parteienideologie von links oder rechts. Große politische Parteien haben noch keine Plattfor-
men entwickelt, um ihre Versprechen an die wichtigsten Unterstützer zu verbreiten. Ihre poli-
tischen Parteiprogramme unterscheiden sich kaum voneinander. Sie verfolgen die gleiche 
Agenda, wie sie angeblich die zukünftigen Interessen des Volks vertreten werden, wie sie die 
Wirtschaft oder soziale Fragen verbessern wollen. Dies macht es unmöglich, die Parteien als 
rechte, linke oder mittige Parteien zu identifizieren. Für gewöhnlich haben die politischen 
Parteien nach dem Krieg die Bestrebung nach Unabhängigkeit in ihren politischen Program-
men ins Zentrum gestellt,759 danach konzentrierten sie sich auf die katastrophale wirtschaftli-
che Lage und wirtschaftliche Fragen, oder aber es wurde der Kampf gegen die Korruption 
aufgenommen, was in der Tat eher politische Deklarationen als Problemwahrnehmungen sind. 
Die Parteien haben nicht genügend Verständnis für ihre Wähler und deren Bedürfnisse, um 
reaktionsschnell und rechenschaftspflichtig gegenüber ihrer Wählerschaft zu agieren. Der 
vorherrschende Fokus liegt auf Unternehmen und regionalen Interessen, sie konzentrieren 
sich auf ihren eigenen Wohlstand, den Wohlstand der Familie oder ihres Clans bzw. der Par-
teianhänger, nicht aber auf den Wohlstand des Landes. Dieses Verhalten der politischen Elite 
hat die Möglichkeiten zur Entwicklung eines Gefühls der Staatsbürgerschaft oder einer öffent-
lichen Rolle als Kontrollinstanz innerhalb eines Systems der demokratischen Checks and Ba-
lances geschwächt.  
Es besteht folglich ein Mangel an Interaktion zwischen Staat und Gesellschaft, was durch die 
Ablösung der Bevölkerung von ihren Führern verursacht wurde. Demgegenüber besteht kein 
Druck seitens der Bürger auf die Behörden, damit diese für ihre Versprechen einstehen und 
Verantwortung übernehmen. Die LDK sieht sich als Bannerträger des Präsidenten Ibrahim 
Rugova, der sich eine regionale Stabilität  mit der Unabhängigkeit des Kosovos und dem 
Land als Mitglied der EU und NATO vorstellte. Die PDK und AAK sind ein Auswuchs der 
UÇK und unterstützen ihre regionalen Stützpunkte. Im Gegenteil dazu fördern die serbischen 
Parteien ihre Ideologie, wonach das Kosovo einen Teil Serbiens darstellt. Die Identität der 
übrigen Prioritäten ist oft unklar und gelegentlich vergessen die Staats- und Regierungschefs, 
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dass die nationalen Interessen Vorrang haben sollten. Die Stabilität des Kosovos ist lobens-
wert, aber wenn die politische Szene des Kosovos geteilt wird, weil den Parteien die politi-
sche Erfahrung fehlt, neigt sie dazu, die engen persönlichen Interessen über die nationalen 
Ziele zu stellen. Die politischen Parteien sollten gemäß dem Verfassungsrahmen mehr als 2 % 
der Wählerstimmen erhalten, um den Einzug in das neue Regionalparlament zu erhalten. Ein 
Drittel der Wahlquote, die die UNMIK festlegte, sollte Frauen im Parlament repräsentieren, 
um sie in die demokratischen politischen Prozesse einzubeziehen, wobei die politischen Par-
teien zur Beteiligung der Frauen in den Parteistrukturen verpflichtet wurden. Von 35 Parteien, 
die zu den parlamentarischen Wahlen 2001 angetreten sind, haben nur vier den Einzug in das 
Parlament geschafft. Die Wahlergebnisse brachten keine große Überraschung, denn man 
wusste, dass die LDK die stärkste Partei des Landes war und sich über das Land sehr stark 
ausgeweitet hatte. Dieses Mal hatte die LDK die Wahlen mit 45,65 % und damit 47 Sitzen im 
Parlament gewonnen, wobei man damit einen drastischen Verlust an Wählern im Vergleich zu 
den Wahlen von 2000 erlebte. Der Stimmenanteil der PDK lag bei 25,70 %, was 1,6 % weni-
ger war als noch im Jahr 2000. Damit erhielt die PDK 26 Sitze im Parlament. Die drittstärkste 
politische Kraft im Land war die Rückkehr-Koalition, die von der serbischen Minderheit 
durch die erste Wahlbeteiligung der Kosovo-Serben an Parlamentswahlen des Landes auf 
11,34 % gehoben wurde und damit 22 Sitze im Parlament gewinnen konnte. Die AAK blieb 
wie ein Jahr zuvor bei 7,83 % der Stimmen und acht Vertretern im Parlament, womit sie wie-
derum die viertstärkste politische Partei im Land darstellte. Der Verfassungsrahmen hatte für 
Minderheiten 20 Sitze im Parlament reserviert, darunter zehn für die Serben, die bei den pro-
visorischen Parlamentswahlen noch zwölf zusätzliche Sitze gewinnen konnten, und zehn für 
die anderen Minderheiten (Türken, Bosniaken, Gorani, Roma), die durch ihre hohe Wahlbe-
teiligung auch drei Sitze im Parlament gewonnen haben.760 Das Land wurde zu einer parla-
mentarischen Demokratie761, in der das Parlament einen Präsidenten zu bestimmen hat. Die 
künftigen Institutionen wie Exekutive, Legislative und Judikative sollten nach dem Verfas-
sungsrahmen nur mit wenigen, aber ausreichenden Kompetenzen ausgestattet werden. Diese 
Kompetenzen sollten schrittweise unter UNMIK-Überwachung an die lokalen provisorischen 
Institutionen übertragen werden.  
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Abbildung 11: Wahlergebnisse der Parlamentswahlen 2001, grafische Darstellung: Wahlen 2001 
Da die Parteien in den parlamentarischen Wahlen keine absolute Mehrheit gewonnen hatten, 
mussten die Parteien eine Koalition bilden, die für die neue Regierung nötig war. Die Parteien 
offenbarten aber keine politische Kultur, die nach dem Krieg für die Demokratisierung des 
Landes und im Prozess des State-Building erforderlich war. Sie konnten sich nicht auf eine 
Regierungsbildung einigen. Die LDK schlug Nexhat Daci als Parlamentspräsidenten vor. Das 
Regionalparlament des Kosovos wurde im November 2001 unmittelbar nach den Wahlen 
konstituiert. Die beiden Parteien, die nach dem Krieg UÇK-Parteien genannt wurden, wollten 
die Vorschläge der LDK nicht akzeptieren: Rugova sollte voraussichtlich auf der nächsten 
Sitzung des Parlaments zum Präsidenten des Kosovos gewählt werden, wobei von ihm ein 
Premierminister ernannt werden sollte. Die PDK und AAK hatten ein schlechtes Bild von 
dem LDK-Vorsitzenden Ibrahim Rugova aus der Kriegszeit und nach dem Krieg erhalten, 
deshalb wollten sie Rugovas Kandidatur als künftiger Präsident des Landes auf keinen Fall 
unterstützen.762 In der ersten Zeit der provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen war die 
politische Debatte im Parlament geprägt von gegenseitigen Schuldzuweisungen der Parteien, 
wobei sich die Kritik unter anderem auch ausdrücklich auf die UNMIK richtete. Zwischen 
den kosovo-albanischen Parteien entwickelten sich zunehmend Differenzen, die eine effekti-
ve, einheitliche Arbeitsweise der Regierung verhinderten. Drei Monate lang stand das Land 
ohne Präsident und Regierung dar, die eigentlich unter den Dachkompetenzen der UNMIK 
regieren sollten. Die neugegründeten politischen Parteien PPDK (Partei des Demokratischen 
Wohlstands), welche später zu PDK (Demokratische Partei Kosovos) umbenannt wurde und 
hauptsächlich aus Personen der UÇK bestand, und AAK (Allianz für die Zukunft des Koso-
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vos), deren politische Akteure ebenso aus der UÇK stammten, versuchten, die LDK um jeden 
Preis aus der Politik herauszuhalten. Dies taten sie mit der Ermordung von politischen Akteu-
ren, Bedrohung und Erpressung. Eine schwere Autobombenexplosion erlebte Rugova in der 
Hauptstadt Prishtina, als er mit seiner Eskorte auf dem Weg zu einem Treffen mit Javier So-
lana, dem EU-Beauftragten für die Außenbeziehungen, im Parlament des Kosovos war.763 Die 
Machtkämpfe zwischen den drei großen albanischen Parteien (LDK, PDK, AAK) führten 
zunächst zu einer lähmenden politischen Blockade. Es entstand ein angeheiztes Klima in den 
politischen Parteien. Die Konflikte zwischen ihnen verhinderten einen Konsens für die Regie-
rung im Land nach den Wahlen vom November 2001.764  
Als großes Hindernis für eine effektive politische Arbeit erwies sich darüber hinaus der Sach-
verhalt, dass die Abgeordneten und Regierungsmitglieder über keine demokratische Erfah-
rung und politische Professionalität verfügten. Haekkerup bemühte sich, die Parteien zu ver-
einen, es blieb aber bei einem erfolglosen Kompromissversuch seitens des SRSG. Am Anfang 
des Jahres 2002 ernannte der UN-Generalsekretär Kofi Annan den deutschen Michael Steiner 
für das Amt des SRSG. Steiners Ankunft in seiner Amtszeit wurde als ein Erfolg bezeichnet, 
denn er hatte eine Einigung in dem dauerhaften Konflikt zwischen den politischen Parteien 
rund um die neue Regierungsbildung erzielt. Es lag sehr viel Druck auf den lokalen politi-
schen Vertretern seitens der politischen Vertreter der westlichen Staaten, die endlich einen 
Kompromiss erreichen wollten, um die Blockierungstätigkeit des Parlamentes in der langwie-
rigen Konfliktphase für die Regierungsbildung zu beseitigen. Am 28. Februar 2002 wurde 
zwischen den Parteien und der UNMIK tatsächlich ein Kompromiss gefunden. Es wurde eine 
Übergangsregierung beschlossen, in die alle politischen Parteien einbezogen werden konnten, 
um den politischen Stillstand zu überwinden.765 Seitdem hat das Kosovo eine Vielparteien-
struktur als Regierungssystem, in der alle Volksgruppen vertreten sind. Bajram Rexhepi, ein 
Chirurg, wurde von der PDK zum Premierminister ernannt, außerdem besetzte die PDK wei-
tere Ministerien für Handel und öffentliche Dienstleistungen. Die LDK sollte das Finanzwe-
sen, die Bildung, Kultur und den Verkehr übernehmen, die AAK hatte die Ministerien für 
Soziales und Umwelt, die serbische Minderheit das Landwirtschaftsministerium und die Koa-
lition Vatan der türkischen Minderheit übernahm das Gesundheitsministerium. Zwei Ministe-
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rien waren, wie schon erwähnt wurde, für die Minderheiten reserviert.766 Es wurde eine Kon-
kordanzdemokratie der inkludierenden Machtbeteiligung, die einer Allparteienkoalition ent-
sprach, errichtet. Die internationale Gemeinschaft hatte die demokratischen Prinzipien im 
Aufbauprozess des Landes durch die Errichtung einer Parteienregierungskoalition gefestigt, 
was ein Parlament ohne Opposition hinterließ, die zur Kontrolle der Regierung verpflichtet 
ist. Von Beginn an war stets eine Tendenz der kosovarischen politischen Elite zur UNMIK-
Politik festzustellen und nach den Kommunalwahlen wurde dies auch in den parlamentari-
schen Wahlen weiter kritisiert. Auf der einen Seite war sie nicht mit den Bestimmungen des 
Verfassungsrahmens einverstanden, seit die UNMIK diesen verabschiedet hatte. Die albani-
sche Bevölkerung war nicht bereit, etwas anderes als die Unabhängigkeit des Landes zu ak-
zeptieren und sie kritisierte in besonderer Weise, dass im Verfassungsrahmen ein herbeige-
sehntes Selbstbestimmungsrecht über die Unabhängigkeit des Kosovos mit keinem Wort er-
wähnt wurde.767 Der SRSG begründete dies mit der Äußerung, dass das Kosovo „noch nicht 
reif für eine endgültige politische Lösung“ sei. Deshalb sollte den Albanern durch den Verfas-
sungsrahmen keine Volksentscheidung zugesichert werden, da dieser Akt gegen die UN-
Resolution 1244 verstoßen hätte. Durch die Festlegung des institutionellen Fundaments, das 
mit der Abhaltung der Wahlen zu bestimmen war, schien die Lage zwei Jahre nach dem Krieg 
eine andere zu sein:768 Das Parlament und die Regierung sollten bald neben den kosovarischen 
Bevölkerungsvertretern auch andere Vertreter der Volksgruppen in die Selbstverwaltungsin-
stitutionen lassen. Für den Prozess der Demokratisierung des Landes wurde die Tür geöffnet 
und ein Schritt in Richtung des Aufbaus des Staates gegangen. Durch die Initiative seitens der 
kosovarischen Regierung, mit den serbischen Enklaven zusammenzuarbeiten, sollten sich die 
inter-ethnischen Beziehungen entspannen. In dem Verfassungsrahmen wurden die Minderhei-
tenrechte mehr als überall sonst in der EU oder in anderen Westbalkanländern garantiert. Die 
Verbesserung der Sicherheit, abgesicherte Wahlen und die Errichtung einer Koalitionsregie-
rung waren die wichtigsten Kriterien für den Aufbau des demokratischen Staates.769 So gibt es 
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beispielweise Länder in dieser Region, wie Serbien, Mazedonien oder Griechenland, in denen 
die Minderheitenrechte durch die Verfassung noch heute nicht anerkannt bzw. unterdrückt 
werden.   
 
 
4.6.2. Die Änderung der politischen Landschaft – die Wahlen von 2007 
Obwohl die LDK einen stetigen Rückgang ihrer Wählerschaft erlebte, wurde nach dem Krieg 
im Kosovo das politische Umfeld bis 2007 von der LDK dominiert. Mit dem Tod von Präsi-
dent Rugova war aber ein politisches Erdbeben in der Partei ausgelöst worden. Die schweren 
Zeiten fanden für die LDK erst nach dem Tod des Führers durch interne Machtkämpfe statt. 
Durch die negativen Auswirkungen der internen Reformbemühungen seit 2006 und den 
Wahlprozess von zwei potenziellen Kandidaten für den Parteivorsitz hat sich die Partei in 
Fraktionen aufgespalten. Sogar die Schaffung neuer politischer Parteien ist aus dem Streit um 
den Wahlprozess hervorgegangen, wodurch die Wählerschaft der Partei weiter abnahm.770 
Einer der Kandidaten, der die Wahlen in der LDK nicht gewann, namentlich Nexhat Daci, 
bildete schnell eine andere Partei. Diese von ihm gegründete LDD gewann ein Zehntel der 
Wähler im Kosovo. Die Wahlen 2007 veränderten damit die politische Landschaft des Koso-
vos. Wie in der folgenden Abbildung 12 dargestellt wird, gewann die PDK 34,3 % der Stim-
men, die LDK 22,6 %, die AKR 12,3 %. Letztere wurde von einem Unternehmensmagnaten 
gegründet, wobei die AKR 2007 erstmals an den Wahlen teilnahm. Die LDD erlangte 10,0 % 
und die AAK 9,6 %. Die ORA-Partei, die zuvor die vierte große Partei war, konnte nicht ins 
Parlament einziehen, was auf die Sperrklausel (5 %) zurückzuführen war. Man hatte vorge-
schlagen, die Grenze zu erhöhen, aber dies wurde nicht umgesetzt, weshalb die ORA in den 
Wahlen 2007 keine Sitze im Parlament erlangen konnte. Die kleinen Minderheitenparteien 
haben ebenso Gewinne erzielen können. Letztlich haben diese Ergebnisse zu einer Koalition 
zwischen der LDK und der PDK geführt, und Hashim Thaçi wurde zum Premierminister er-
nannt. Die Wahlen waren von einer niedrigen Wahlbeteiligung von rund 40 % der Bevölke-
rung geprägt. Außerdem gab es einen fast vollständigen Boykott der Kosovo-Serben.771 Auf-
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grund der Leitung und des Managementprozesses der OSZE seit 2000 sind die Wahlergebnis-
se aus der Vergangenheit nicht umstritten, was auf die Überwachung und Beobachtung der 
lokalen und internationalen Organisationen zurückzuführen ist, womit sich der Wahlprozess 
demokratisch entwickelt hat. Alle Wahlen von 2000 bis 2007 wurden von den internationalen 
Beobachtern als konform mit den meisten internationalen Standards gewertet und damit als 
demokratisch, frei und fair bezeichnet. 
 




4.6.3. Die Wahlen 2010 
Im September 2010 entschied das Verfassungsgericht der Republik Kosovo, dass Präsident 
Fatmir Sejdiu mit der Übernahme des Amtes des Präsidenten des Landes und als Führer der 
Demokratischen Liga des Kosovos gegen die Verfassung des Staates verstoßen habe. Nach 
der  Entscheidung des Verfassungsgerichts trat der Präsident von seinem Posten zurück. Jakup 
Krasniqi, Präsident der Versammlung, übernahm die Aufgaben und Pflichten des Amtes als 
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amtierender Präsident, wie es auch in der Verfassung festgelegt ist.772 Sein Rücktritt brachte 
tiefgreifende Änderungen in der Koalition mit der PDK mit sich. Nach diesen Ereignissen war 
die Regierung nicht mehr funktionsfähig, da die LDK ihren Koalitionspartner PDK nicht 
mehr unterstützte.773 So meldete die New Kosovo Alliance (AKR) einen Antrag zur Abstim-
mung des Regierungsvertrauens im Parlament an. Die Mehrheit der Abgeordneten stimmte 
diesem Vorschlag der AKR zu.774 Rechtlich sollten die Wahlen innerhalb der vorgeschriebe-
nen Frist von 45 Tagen stattfinden. Während dieser kurzen Zeit vor den Wahlen entschied 
sich die zweitgrößte Partei im Land, die LDK, dazu, sich von der regierenden Partei so weit 
wie möglich zu distanzieren. Dies war ein politischer Schritt, um möglichst viele bisherige 
Koalitionsfehler auf die führende Partei PDK zu schieben. Für die Wahlen 2010 registrierte 
die zentrale Wahlkommission insgesamt 55 politische Einheiten, von denen 23 den Albanern 
und 11 den Serben angehörten. Der Rest wurde von verschiedenen anderen Minderheiten-
gruppen vertreten.775 Die Serbische Liberale Partei (SLS) trat die Wahlen als Teil der vorheri-
gen Regierungskoalition und als Sieger der Kommunalwahlen in den Gemeinden mit serbi-
scher Mehrheit an. Diese Partei ist durch ihre Aufrufe bekannt, die serbische Gemeinschaft in 
die kosovarische Gesellschaft zu integrieren. Der Wahlkampf ging nur zehn Tage und die 
politischen Parteien wurden mit einem engen Wettbewerb konfrontiert. Der Wahlkampf war 
weitgehend friedlich, wenn auch mit einigen Ausnahmen wie Anschuldigungen, Zerstörungen 
von Wahlplakaten und der Abdeckung der meisten Boulevardzeitungen durch die großen Par-
teien zuungunsten der kleineren Konkurrenten. Die ersten Parlamentswahlen im unabhängi-
gen Kosovo waren von einer Reihe an Manipulationen und Betrug gekennzeichnet. Doch trotz 
des weit verbreiteten Betrugs zeigten die Wahlen, dass der Staat ungeachtet einer politischen 
Krise stabil blieb. Die aufgetretenen Probleme der Wahlen 2010 waren auf den Umgang mit 
der Familienabstimmung, insbesondere in ländlichen Gebieten, zurückzuführen, wie von Be-
obachtern aufgedeckt wurde.776 Die Probleme waren von der Anwesenheit politischer Vertre-
                                                          
772
 Verfassungsgericht des Kosovo. Fall nr. KI 47/10.  Prishtinë. 29. September 2010. Siehe Online unter: 
http://www.gjkks.org/repository/docs/ki_47_10_eng_2.pdf. 
773
 Institut des Kosovo für Forschung und Politische Entwicklungen:  Shkaqet e vërteta të krizës institucionale të 
Kosovës. Policy Brief 2010/6), 2010. Siehe online unter:  
http://kipred.net/web/upload/the_actual_causes_of_kosovo.pdf. 
774
 Sitzung des kosovarischen Parlaments. 2. November 2010. Siehe online unter: http://www.assembly-
kosova.org/?cid=1,128,3501. 
775
 Kosovo Wahlkommission: Komisioni Qendror i Zgjedhjeve, Zyra e regjistrimit dhe certifikimit të partive 
politike, lista e kandidatëve. Siehe online unter:  http://www.kqz-ks.org/SKQZ-WEB/en/rrethkqz/lk.html. 
776
 Vgl. ENEMO - INTERNATIONAL OBSERVATION MISSION TO KOSOVO ASSEMBLY ELECTIONS 2010 Misioni per 
Vezhgimin e Zgjedhjeve: Zgjedhjet per Kuvendin e Kosoves:  Parregullsit ndikojne ne Besimin e procesit 
demokratik ne Kosove. Prishtinë, 12 janar 2011 
http://www.enemo.eu/press/ENEMO_press_release_KOSOVO_EOM_ALB_12.01.2011.pdf. Vgl. Koha Ditore. 
Parlamenti Evropian kërkon dënimin e mashtruesve në zgjedhjet e Kosovës, siehe online unter 
273 
 
ter und deren Gruppen in der Nähe der Wahllokale gekennzeichnet, die Menschen dazu 
zwangen, für sie abzustimmen. Des Weiteren wurde die Wahlmanipulation als ernsthaftes 
Problem angesehen, etwa das illegale Ausfüllung von Stimmzetteln. Abgesehen von kleineren 
Fragen wie der Förderung der politischen Parteien durch die Militanten in den Umfragen und 
die Verletzung des stillen Wahltags sowie des Wahlrechts wurde auch durch Werbemateria-
lien wie Telefon-Nachrichten Einfluss auf die Wähler ausgeübt. Des weiteren gab es schwere 
Vorwürfe bzgl. unterschiedlicher Druckmittel gegenüber den Wählern und Wahlbeobachtern, 
die mehrfach verhinderten, dass die Wahlen geregelt ablaufen konnten. Ein weiteres Problem 
bei der Wahlbeobachtung wurde von den zivilgesellschaftlichen Organisationen dahingehend 
festgestellt, dass am Wahltag die Praxis der doppelten Stimmabgabe existierte, bei der eine 
Person mehr als einmal in einem Wahllokal oder in einem anderen abgestimmte. Dieses Prob-
lem war im ganzen Land verbreitet, mit Schwerpunkt in den Bastionen der politischen Partei-
en. Neben dem erheblichen negativen Einfluss auf die Ergebnisse der Wahl diente dieses 
Vorgehen dazu, die Schwäche der  Sicherheitsmaßnahmen der Wahlkommission und den 
Mangel an Rechenschaftspflicht des Personals in den Wahllokalen herauszustellen. Am Ende 
des Wahltages wurden zahlreiche Berichte von Kommissaren veröffentlicht, die Mängel fest-
gestellt hatten; einschließlich der Berichte von ausländischen Botschaftern, welche die Wah-
len in bestimmten Regionen beobachtet haben. Diese Behauptungen wurden mit Videos und 
Fotos von Wahlurnen dokumentiert, die später auch in der Presse veröffentlicht wurden.777 
Der US-Botschafter im Kosovo hatte am gleichen Tag geäußert, dass er selbst die Wahlen in 
der Region von Drenica beobachtet habe und es „industriellen Diebstahl und Manipulation“ 
von Stimmen gab.778 Auch der Vorsitzende der Organisation der UÇK, Veteran Muharrem 
Xhemajli, wurde von EULEX später angeklagt, dass er im Dezember 2010 alleine 150 Mal in 
einem Dorf von Drenas (Region Drenica) abgestimmt habe.779 Selbst der Sekretär der PDK 
und Präsident des Parlamentes, Jakup Krasniqi, kritisierte in einem Interview mit einem koso-
varischen Fernsehsender die aktuelle Regierung und die letzten Wahlen als eine grausame 
                                                                                                                                                                                     
http://www.koha.net/index.php?page=1,13,85013. Der Wahlprozess wurde im Jahr 2010 durch eine große 
Anzahl von verschiedenen Akteuren beobachtet. Dazu gehörten: Beobachter aus politischen Parteien, Vertreter 
der Zivilgesellschaft, der Medien, internationale Organisationen und von der internationalen diplomatischen 
Präsenz im Kosovo. Allerdings konnte die Einbeziehung des großen Spektrums von Gesellschaft und 
Institutionen am Wahltag die Wahlmanipulation nicht verhindern. 
777
 Vgl. Institut für Forschung und politische Entwicklungen Kosovo: Parlamentswahlen im Kosovo 2010. 
Überblick und Trends. Prishtinë, April 2011. 
778




 Vgl. Klan Kosova (kosovarischer Fernsehsender): Xhemajli votoi 150 here (Xhemajli stimmte 150 Mal), siehe 
online unter: !http://www.klankosova.tv/index.php/lajme-nga-vendi/10327-xhemajli-votoi-150-here-.html. 
274 
 
Manipulation, den Diebstahl von Stimmen sowie die herrschende Korruption und Kriminalität 
seitens der Regierungspartei von Thaçi.780 In der politischen Debatte sagte Fatmir Limaj (poli-
tischer Vertreter der PDK), dass die Wahlmanipulation im Jahr 2010 einen Spitzenwert er-
reicht habe.781 „Ich möchte wissen, wie die Justiz reagieren wird, den Abgeordneten mit ge-
stohlenen Stimmen ihr Mandat zu entziehen. Es ist völlig unvorstellbar, dass die Mehrheit der 
Abgeordneten des Parlaments von neuen Gesichtern repräsentiert wird.“782 Die ENEMO 
(Election Observation Mission) zieht Rückschlüsse auf Unregelmäßigkeiten, die in den letzten 
allgemeinen Wahlen aufgetreten seien, sodass mehrere Fälle von Manipulationen festgestellt 
wurden.783 Die Wahlen von 2010 brachten die PDK als die erste führende Partei im Land her-
vor, die eine Koalition mit der AKR784 schloss.785 Die LDK786 wurde zweite Kraft, gefolgt von 
der VV787 und AAK, 788 die bisher in der Opposition aktiv waren. Die „Bewegung Selbstbe-
stimmung!“ war die Überraschung der allgemeinen Wahlen von 2010, da sie in fast allen 
Kommunen die drittstärkste Partei wurde. Überraschend ist, dass diese Bewegung in den 
größten Städten wie Prishtina und Gjilan die zweitgrößte Partei wurde. Die serbischen Partei-
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 New Kosovo Alliance (AKR) trat in den Wahlen 2010 in Koalition mit anderen sechs kleinen Parteien. Die 
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2010 Teil der Regierungskoalition. 
785
 Die Demokratische Partei des Kosovos (PDK) erwies sich als die stärkste Partei, da sie eine Verbreitung im 
gesamten Kosovo aufweisen konnte. Im Vergleich zu den Wahlen von 2007 erhöhte die Partei ihre Wahlquote 
im ganzen Kosovo, außer in Prishtina.  
786
 Im Vergleich zu 2007 konnte die LDK-Partei die Zahl ihrer Wähler um 33,34 % oder 43,142 Wähler erhöhen. 
Allerdings gewann die Partei weniger als die Hälfte der Gesamtzahl der Stimmen, die sie in den ersten 
allgemeinen Wahlen von 2001 erzielen konnte. 
787
 LVV (Bewegung Selbstbestimmung!) ging als  dritte politische Kraft im Land aus den allgemeinen Wahlen im 
Jahr 2010 hervor. 
788
 Auch ohne Führer markierte die AAK im Jahr 2010  eine Zunahme von 22,519 Stimmen oder 41,24 % im 
Vergleich zu den Parlamentswahlen von 2007. Trotz ihrer Bemühungen, sich von der Partei in der Region 
Dukagjin (Peja, Junik, Decan, Gjakova, Klina und Istog) zu distanzieren, gewann sie in diesen Städten 45,74 % 
der Stimmen. In vier Gemeinden und zwei großen Zentren der Region war die AAK sogar die Spitzenkraft. 
275 
 
en im Kosovo zeigten bei diesen Wahlen ein größeres Interesse an der Teilnahme, was durch 
Wahlkampagnen gefördert wurde, sodass gewählte Beamte ihre Sitze im Parlament sicher-
ten.789 Die politischen Parteien der Kosovo-Serben haben in den letzten Wahlen durch direkte 
Abstimmung drei Sitze im Parlament gewonnen, wobei die Gesamtzahl der serbischen Vertre-
ter in der Versammlung auf 13 erhöht wurde.790 
 
 




4.7.  Die politischen Entscheidungsträger -  Das Kosovo-Regionalparlament  
Als eine Folge der Verabschiedung des Verfassungsrahmens im Mai 2001 wurde auch die 
Errichtung der Selbstverwaltungsinstitutionen festgelegt. Die UNMIK bemühte sich, in den 
Debatten zwischen den  kosovarischen politischen Vertretern einen Kompromiss zu finden, 
um den Status des Landes zukünftig nichtin Frage zu stellen. Die Albaner beharrten auf einer 
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vollgültigen Verfassung des Staates, womit die Unabhängigkeit des Landes gefördert werden 
sollte. Aus diesem Kompromiss heraus schlug die UNMIK ein Legal Framework als Lösung 
vor, in dem der institutionelle Rahmen definiert werden sollte. Die UNMIK hielt in dem Ver-
fassungsrahmen erst die Abhaltung der Wahlen für die Errichtung der Selbstverwaltungsinsti-
tutionen fest. Dies ist ein wesentliches Element für den politischen Prozess und für den Auf-
bau der Demokratisierung des Landes, wobei die Prozesse unter politisch-wirtschaftlichen 
Aspekten der Staatswerdung auf dem demokratischen Weg eingerichtet und durch ihre Funk-
tionäre und Kapazitätsfähigkeiten als primäre Staatsgewalten für das State-Building auf dem 
Weg des Demokratisierungsprozesses realisiert werden sollten. Nach den Parlamentswahlen 
wurde ein Parlament des Kosovos errichtet, das in Kapitel IX des Verfassungsrahmens als 
höchste repräsentative und legislative Institution der Selbstverwaltung festgelegt wurde.792 
Resultierend daraus wird das Staatsmodell als eine parlamentarische Demokratie mit Ein-
kammersystem bezeichnet. Die Legislaturperiode des Parlamentes wurde auf ein Jahr be-
schränkt und sollte innerhalb von 30 Tagen nach der Bescheinigung über die Wahlergebnisse 
seine Arbeit aufnehmen.793 Das Parlament setzt sich aus 120 Abgeordneten zusammen, von 
denen 100 nach dem Verhältniswahlrecht gewählt werden. Die anderen 20 Sitze sind für die 
Abgeordneten vorgesehen, die Minderheiten repräsentieren; zehn davon werden an die Koso-
vo-Serben, vier an die Roma, Ashkali und Ägypter, drei an die bosnische Minderheit, zwei an 
die türkische und einer an die Gruppe der Gorani vergeben.794 Seit 2007 sind die nationalen 
Minderheiten aktuell sogar mit 24 Abgeordneten im Parlament vertreten. Die Abgeordneten 
der serbischen Minderheit sind nach einem kurzfristigen Boykott nach der Unabhängigkeits-
erklärung wieder ins Parlament zurückgekehrt.795 Ein siebenköpfiger Vorsitz führt die Arbeit 
der Versammlung. Die Zusammensetzung des Präsidiums wird auch durch das Prinzip der 
Community-basierten Darstellung bestimmt. Ein Mitglied wird aus den Vertretern der koso-
vo-serbischen Gemeinschaft bestellt. Ein weiteres Mitglied muss „ein Vertreter der Nicht-
Kosovo-Albaner und Nicht-Kosovo-Serben“ sein. Dieses strikte Gleichgewicht ist von großer 
Bedeutung, da jedes Mitglied des Präsidiums ein Verfahren vor dem Ausschuss über die 
Rechte und Interessen der Gemeinschaften initiieren kann. Es gab im Parlament kein Veto-
recht für die Minderheiten, doch im Prinzip haben die Minderheiten die Möglichkeit, über ein 
                                                          
792
 Vgl. Baliqi, Bekim: Externes State-Building durch die Vereinten Nationen: Am Fallbeispiel des Kosovo. Wien. 
2008, S. 212. 
793
 Vgl. UNMIK/REG/2001/9. 15.5.2001: Verfassungsrahmen für die provisorische Selbstverwaltung, op. cit., 
Abs. 9 Art.1.4 und Art. 1.5. 
794
 Vgl. Hoxhaj, Enver: Die Politik des Antagonismus in Kosovo- Konfliktbewältigungsstrategien und 
Lösungszenarien unter der UN- Mission, Südosteuropa, 52. Jg., 10-12 / 2003, S. 527. 
795
 Vgl. Commission of The European Communities, Kosovo 2008 Progress Report, Brussels, 05.11.2008. 
277 
 
Exklusivrecht des Komitees alle anderen ethnischen Gemeinschaften und deren Entscheidun-
gen im Parlament sowie Gesetzentwürfe zu begutachten.796 Diese Regeln wurden durch die 
UNMIK festgesetzt, damit eine Dominanz der Bevölkerungsmehrheit im Parlament vermie-
den und die Partizipation der anderen Volksgruppen an den staatlichen Institutionen und Ge-
setzgebungsprozessen gefördert werden konnte, was in den Gesellschaftswissenschaften als 
„Positive Diskriminierung“ bezeichnet wird. Außerdem wurden durch den Ahtisaariplan spe-
zifische Mechanismen für die Vertretung der Minderheiten in öffentlichen Institutionen vor-
gegeben, die für eine effektive und aktive Teilnahme am öffentlichen Leben sorgen. Um diese 
nicht-albanischen Gemeinschaftsrechte im legislativen Prozess zu schützen, wurde garantiert, 
dass bestimmte Gesetze nur in Kraft treten können, wenn eine doppelte Mehrheit der Dele-
gierten nicht-albanischer Gemeinschaften im Parlament ihrer Annahme zustimmt.797 Die 
wichtigsten Kompetenzen und Aufgaben des Parlamentes sind die Verabschiedung von Ge-
setzen oder Resolutionen, die Bestätigung oder Ablehnung des vorgeschlagenen Premiermi-
nisters und seines Kabinetts seitens des Präsidenten, die Wahl des Präsidenten des Kosovos 
und die Entscheidung über Misstrauensanträge gegen die Regierung. Nexhat Daci (ein Che-
mieprofessor von der Universität Prishtina) wurde als erster Präsident des Parlamentes in der 
Geschichte des Kosovos von seiner stimmenstärksten Partei LDK nominiert. Diese Prozedur 
wurde klar im Verfassungsrahmen festgelegt, da der stimmenstärksten Partei das Amt des 
Präsidenten des Parlamentes zusteht.798 Die gewählten Abgeordneten stammen aus 21 ver-
schiedenen Gemeinden, da die Parteien in den Parlamentswahlen keine absolute Mehrheit 
erzielen konnten, weshalb die Parteien im Parlament kooperieren. Die Abgeordneten sind im 
politischen Alltagsgeschehen primär ihrer Parteilinie und nicht ihrer Abgeordnetenaufgabe als 
regionale Vertreter verpflichtet.. Wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln des Parlaments einen 
Auflösungsantrag beim SRSG stellt, kann das Parlament jederzeit aufgelöst werden. Das Par-
lament wurde seitens der OSZE nach einiger Zeit als unproduktiv und ineffizient bewertet. 
Die Ursache dafür war die langsame Arbeitsweise, weil etwa nur alle drei oder vier Wochen 
eine Plenarsitzung stattfand. Hinzu kam mangelnde Erfahrung mit dem politischen Parlamen-
tarismus, was zu einer ineffektiven parlamentarischen Tätigkeit führte. Ebenso wenig gab es 
eine funktionierende Opposition, womit die Abgeordneten weit davon entfernt waren, die 
Sorgen der Bevölkerung aufzugreifen.799 Die wichtigsten Hoheitsrechte sollten auch weiterhin 
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bei der UNMIK verbleiben,800 wie etwa die Hoheitsgewalten in den Bereichen der Außenbe-
ziehungen, der Sicherheit, der Haushalts- und Fiskalpolitik, der Minderheitenrechte, sowie 
bezüglich der Verwaltung des staatlichen Eigentums, worüber der SRSG als Reserved Power 
weiterhin die uneingeschränkten Machtbefugnisse ausüben sollte. Damit konnte der SRSG 
das Parlament jederzeit auflösen oder gegen jedes Gesetz sein Veto einlegen, immer wenn ein 
Parlamentsgesetz gegen den Verfassungsrahmenverstieß.801 Knaus und Cox beschreiben hier-
zu, dass dies eine Art von autoritärem Staatenaufbau sei.802 So hat z. B. am 23. Mai 2002 die 
Versammlung einseitig ihre Rechte überschritten, als in der Resolution die Erklärung des 
Schutzes der territorialen Integrität des Kosovos verabschiedet und durch eine öffentliche 
Deklaration seitens des Parlamentes proklamiert wurde, dass jedes Gesetz oder jede Verab-
schiedung ohne Zustimmung der Bevölkerung und ohne institutionellen Abschluss nach aner-
kannt werde.803 SRSG Haekkerup erklärte diese Verabschiedung sofort offiziell als Verstoß 
gegen die UN-Resolution 1244 und für „null und nichtig“, zudem musste sie seitens des Par-
laments (zwangsweise) sofort aufgehoben werden und es durfte sich in keine Zuständigkeit 
der UNMIK mehr eingemischt werden, wozu das Parlament offen ermahnt wurde. Territoriale 
Angelegenheiten, Grenzen und die Sicherheit des Kosovos seien in der Resolution 1244 als 
Kompetenz der internationalen Präsenz definiert, weshalb es hier zu einem Verstoß gekom-
men sei.804  
Das Parlament versuchte, seine Macht und Kompetenzen im Verfassungsrahmen rasch aus-
zuweiten, zumal die Abgeordneten oft die UNMIK-Verwaltung kritisierten, da aufgrund der 
eingeschränkten Kompetenzen die Zufriedenheit und das Vertrauen der Bevölkerung gegen-
über den politischen Institutionen sinken musste.805 Die politischen Parteien nutzten gerade 
diese politische Lage aus, um im Wettstreit der Kritik an der UNMIK die eigene politische 
Macht auszuweiten und Sympathie für sich als Parteien zu gewinnen. Die Bevölkerungszu-
friedenheit mit der UNMIK-Verwaltung hatte infolgedessen stark abgenommen und lag bei 
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27,2 %; 43,8 % erreichte die Zufriedenheit der Bevölkerung mit den provisorischen Selbst-
verwaltungsinstitutionen. Die Öffentlichkeit des Kosovos übte damit Druck auf die politische 
Elite aus, weshalb nicht viel erreicht wurde und die im Wahlkampf versprochene Unabhän-
gigkeit auch nicht erreicht werden konnte, was zur Unzufriedenheit seitens der Bevölkerung 
führte. Das Parlament wurde als Opposition gegen die UNMIK eingerichtet und nicht als 
Bühne, um bestmögliche politische Lösungen zu finden. Oftmals hat dies zu einem ange-
spannten Klima mit heftiger Kritik an der passiven UNMIK Politik geführt, die nur wenige 
Verabschiedungen von Gesetzen verkündete. Die International Crisis Group erklärte 2003, 
dass „der Aspekt der Versammlungsarbeit im vergangenen Jahr häufig zwischen Auseinan-
dersetzungen mit der UNMIK verlaufen“806 sei. So wurde auch in einer Umfrage des UNDP 
aus dem Jahr 2010 die Zufriedenheit der Bevölkerung mit der Tätigkeit der politischen Insti-
tutionen im Kosovo einschließlich der internationalen, nach dem Krieg eingerichteten Institu-
tionen im Kosovo wie folgend gezeigt evaluiert: 
 
Abbildung 14: Zufriedenheit der Bevölkerung mit den politischen Institutionen, Quelle: UNDP 2010.807 
 
                                                          
806
 International Crisis Group. 2003, S. 6. 
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 UNDP Bericht: Siehe unter: http://www.kosovo.undp.org/repository/docs/EWR_shqip_web-opm.pdf. 
(Abgerufen am 12.01.2012). 
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Das Parlament erhielt die Kompetenz, Gesetzentwürfe bei der Regierung anzufordern, auf 
welche sich die Regierung vorbereiten soll. Die Gesetzinitiativen können von einzelnen Ab-
geordneten oder Regierungsmitgliedern zur ersten Lesung eingebracht werden. Danach wer-
den die Gesetze an die zuständigen Ausschüsse übermittelt, die eine Abänderung beschließen 
können. Es gibt ein zweistufiges Lesungsverfahren. Am Ende der zweiten Lesung wird über 
die Gesetze oder ihre Änderungsvorlage, die auch von den Ausschüssen in die zweite Lesung 
gegeben werden können, mit einfacher Mehrheit als Ganzes abgestimmt. Falls das Gesetz 
nicht die notwendige Stimmenzahl erreicht, kann es ein drittes Lesungsverfahren geben, in 
dem eventuelle Ergänzungen beschlossen werden. Ist dies nicht der Fall, wird der Rechtsakt 
nicht realisiert. Am Ende des durchlaufenen Gesetzgebungsverfahrens wird der Rechtsakt 
vom Präsidenten des Kosovos und vom Präsidenten der Versammlung unterzeichnet, bevor er 
dann an den SRSG weitergeleitet werden soll, da dieser den Rechtsakt als rechtsgültig ver-
künden muss.808 Anderenfalls wird der Rechtsakt nicht zustande kommen. Außerdem kann der 
Rechtsakt vom SRSG für ungültig erklärt werden, was ebenfalls zum Scheitern führt. Hieran 
lässt sich die Macht der UNMIK dahingehend ablesen, inwiefern der institutionelle Rahmen 
seine Macht ausdehnen kann, wenn in bestimmten Fällen gegen die UN-Resolution 1244 ver-
stoßen wird. Der SRSG verfügte über das Recht, die Gesetze des Parlaments für null und 
nichtig zu erklären, das ganze Parlament aufzulösen und Neuwahlen anzusetzen.809 Wie oben 
bereits erwähnt, fungiert der SRSG als ultimativer Hüter der Rechte der nationalen Gemein-
schaften. Dadurch behält der SRSG die direkte Verantwortung auf Basis der Resolution 1244 
zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte und zur Unterstützung der Peace-
building-Aktivitäten und kann gleichzeitig in die Behörden eingreifen, wenn dies in der Aus-
übung der Selbstverwaltung zum Zwecke der Wahrung der Rechte der Volksgruppen und 
ihrer Angehörigen nötig sein sollte. Weil sich das Parlament aus verschiedenen Volksgruppen 
zusammensetzte, sollten die Gesetze für die anderen Volksgruppen in multiethnische Spra-
chen übersetzt werden. Die Serben haben seit der UNMIK-Forderung, die Kompetenzen an 
das Parlament des Kosovos zu übertragen, den Saal des Parlamentes verlassen und haben 
seither nicht mehr an den Parlamentssitzungen teilgenommen, da diese Angelegenheit eine 
Tendenz in Richtung der Unabhängigkeit des Landes darstellte. Mit der Unabhängigkeit des 
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Kosovo wurden durch das Inkraftreten der Verfassung des Staates vom 15. Juni 2008 auch die 
Parlamentsbefugnisse geregelt. Das Parlament wurde als Einkammersystem als höchstes 
Gesetzgebungsorgan des Kosovos etabliert, das vom Volk direkt gewählt wird. Analog zum 
Verfassungsrahmen wird das Parlament heute von 120 Abgeordneten repräsentiert, davon 
haben 20 Minderheiten die von der UNMIK reservierten Sitzen inne. Die Strukturen wurden 
demzufolge also kaum verändert. In Artikel 65 der Verfassung des Kosovos werden die 
Kompetenzen und Befugnisse geregelt. Die Aufgaben des Parlaments lauten nach der 
Verfassung des Kosovos wie folgt:  
„Die Versammlung des Kosovo: verabschiedet Gesetze, Beschlüsse und andere allgemeine 
Akte; kann die Verfassung mit zwei Dritteln aller ihrer Mitglieder ändern, kündigt ein 
Referendum in Übereinstimmung mit dem Gesetz an; ratifiziert internationale Verträge; 
genehmigt den Haushalt der Republik Kosovo; wählt und entlässt den Präsidenten und 
Vizepräsidenten der Versammlung; wählt und kann den Präsidenten der Republik Kosovo in 
Übereinstimmung mit dieser Verfassung gleichzeitig entlassen; wählt die Regierung; 
überwacht die Arbeit der Regierung und der anderen öffentlichen Einrichtungen und kann 
jederzeit ein Misstrauensvotum gegen die Regierung erklären, wählt die Mitglieder des 
Kosovo für Justiz und Staatsanwaltschaft, schlägt die Richter des Verfassungsgerichts vor; 
leitet die Außen- und Sicherheitspolitik; stimmt der Ausrufung von 
Ausnahmezustandsdekreten durch den Präsidenten zu; entscheidet über Angelegenheiten von 
allgemeinem Interesse im Sinne des Gesetzes.810 
Die Legislaturperiode des Parlamentes beträgt vier Jahre, wobei es innerhalb von 30 Tagen 
nach der offiziellen Bestätigung der Wahlergebnisse mit der konstituierenden Sitzung 
beginnen soll. Der Präsident des Parlamentes wird aus der Mitte der Mitgliederversammlung 
gewählt, die gleichzeitig auch seinen fünf Stellvertretern zustimmen soll.811 Seit der 
Konstituierung der ersten Legislaturperiode nach dem Krieg im Kosovo ist aber die Kosovo-
Versammlung mit ständig neuen Herausforderungen und Problemen konfrontiert, die beim 
Aufbau einer Institution, die als Fackel der demokratischen Werte im Kosovo fungieren 
sollte, umso schwerer wiegen. Noch mangelt es dem Parlament an Effektivität und Erfahrung. 
Es gibt zu wenig Interaktion zwischen Parlament und Regierung, viele Eingaben werden als 
Folge davon verspätet eingebracht. Leider sind selbst vier Jahre nach der 
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Unabhängigkeitserklärung zahlreiche Probleme ungelöst bzw. sogar neu hinzugekommen:812 
die Unfähigkeit des Parlamentes, den legislativen Arbeitsplan umzusetzen, nicht die beste 
Qualität der genehmigten Gesetze, eine extrem schwache parlamentarische Kontrolle über die 
Regierung, Unfähigkeit und Passivität der Überwachung der Umsetzung der Gesetze in der 
Praxis. Der Abbau oder die Degradierung der Empfehlungen oder Ansichten der 
Versammlung seitens der Regierung sind einige Tatsachen unter den vielen anderen 
Hindernissen, die in keiner Weise dazu beitragen, dass diese Institution ihren Verpflichtungen 
für eine garantierte Rechtsordnung demokratisch nachkommen kann. Die Arbeit des 
Gesetzgebers hängt in hohem Maße von einer professionellen Verwaltung ab und ist 
unabhängig von politischer Einflussnahme. In der Praxis der kosovarischen parlamentarischen 
Versammlung wurde aber schon mehrmals gezeigt, dass es in der Arbeit der Interims-
Vollversammlung einen sehr großen Einfluss auf die Politik gibt, der sich entweder in der 
Einstellung von Personal oder in anderen organisatorischen Fragen manifestiert. Die 
Auswirkungen der Politik auf die Rekrutierung von Verwaltungspersonal der 
parlamentarischen Versammlung impliziert einen negativen Einfluss auf die Teamarbeit, die 
Zusammenarbeit zwischen den Organisationseinheiten und die kollegialen Beziehungen. Die 
Einstellung von Personal erfolgte durch Aufträge aus politischen Kreisen oder auf der 
Grundlage von Verwandschaftsbeziehungen und  die Etablierung einer Leistungsgesellschaft, 
die auf beruflicher Qualifikation basiert, wurde somit nicht erreicht. Dies sendete ein Signal 
an die Europäische Kommission, die in der Veröffentlichung des Kosovo-Fortschrittsberichts 
für das Jahr 2010 heftige Kritik an den kosovarischen politischen Behörden übte.813 Das 
Kosovo verfügt nun über eine Vielzahl von kleinen konkurrierenden Parteien. Derzeit sind 
jedoch die wichtigsten Parteien, die im Parlament sitzen die PDK, die von Ministerpräsident 
Hashim Thaçi gegründet wurde und geleitet wird, die LDK, die vom ehemaligen Präsidenten 
Ibrahim Rugova gegründet und nach seinem Tod bis 2010 von Präsident Fatmir Sejdiu 
geführt wurde, bevor seit 2011 der Bürgermeister Prishtinas, Isa Mustafa, dieses Amt 
übernommen hat, und die AKR, die von dem Geschäftsmann und Multimillionär Behgjet 
Pacolli angeführt wird und seit 2011 mit der PDK das Land gemeinsam regiert. 
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 Entstehung des Gesetzes - Gesetzgebungsverfahren - Parlament des Kosovos 
Regierung                                                                                                  Abgeordnete 
                                              Gesetzesinitiative 
                                                      
                              (Parlament)  Erste Lesung 
                                                           
                                                     Gesetz 
                                    
                                   Vermittlungsausschuss (Abänderung) 
                                                                                         
                                              Zweite Lesung 
                                                                
                                    Abstimmung - Parlament 
                                        
                        Ja                                                                Nein 
      Unterschrift des Präsidenten des Parlamentes 
         Unterschrift des Präsidenten des Landes                                          Dritte Lesung  
                                                                                                            (eventuell) Ergänzungen 
                                                     
  Weiterleitung des Gesetzes an den SRGS                                           Ja                   Nein 
                                                                                                                                                                                
    Ja (Gesetz in Kraft)           Nein (Gesetz ist ungültig)                                     Gesetz scheitert  
Abbildung 15: Entstehung des Gesetzes – Gesetzgebungsverfahren - Parlament des Kosovos, eigene 
Darstellung.814 
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Ferner gibt es die AAK von Ramush Haradinaj, der bis 2012 im Kriegsverbrechertribunal in 
Den Haag war, und die VV, die von Albin Kurti geführt wird. Seit 1999 haben sich diese 
wichtigsten kosovo-albanischen politischen Parteien auf eine „moderate“ Position 
verschoben, die sich innerhalb der institutionellen Rahmenbedingungen und auf die 
Teilnahme an der Legislative und Exekutive auswirkt. 
 
 
4.7.1. Die Regierung 
Mit dem Kompromiss zwischen den politischen Parteien hatten sie nach den ersten demokra-
tischen Parlamentswahlen ihre Mandate gesichert. Der politische Druck der internationalen 
Gemeinschaft war erfolgreich, denn die politischen Vertreter der neuen Regierung einigten 
sich und alle politischen Kräfte beteiligten sich an der Übergangsregierung. Es waren die drei 
kosovo-albanischen politischen Kräfte (LDK, AAK, PDK), die in der Regierung das Mandat 
führen sollten. Zusätzlich waren auch die politischen Vertreter der Minderheiten eingebunden, 
darunter ein Bosniake und ein Serbe, denn der Verfassungsrahmen hatte für die anderen 
Volksgruppen zwei Ministerien gesichert. Sollte die Regierung aus mehr als zwölf Ministe-
rien bestehen, erhalten die nationalen Minderheiten einen dritten Ministerposten. Diese Kon-
kordanzdemokratie, die die UNMIK im Kosovo installiert hatte, bemühte sich vor allem um 
die Beteiligung aller Volksgruppen am Aufbauprozess des Staates, um künftige ethnische 
Konflikte zu vermeiden und durch die Einführung dieses Modells eine multi-ethnische Ge-
sellschaft zu schaffen. Nach der Konstituierung des Parlamentes und der Wahl des Präsiden-
ten sollte der Präsident des Landes einen Kandidaten für das Amt des Premierministers vor-
schlagen, worüber in der Plenarsitzung abgestimmt werden sollte. Gleichwohl wurde auch die 
Liste der Minister von der Seite der Abgeordneten präsentiert. Die neue Regierung konnte 
durch eine einfache Mehrheit bestimmt werden, allerdings kam keine Mehrheit zustande, 
weshalb der Präsident innerhalb von zehn Tagen einen neuen Kandidaten für das Amt des 
Ministerpräsidenten vorschlagen sollte.815  
Die politische Macht und die Stabilität der Regierung werden durch eine spezielle „Motion on 
No-Confidence"-Klausel gesichert. Ein Wechsel der Regierung ist nur möglich, wenn die par-
lamentarische Versammlung gleichzeitig einen neuen Ministerpräsidenten zusammen mit 
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einer von ihm vorgeschlagenen Liste der Minister wählt.816 Durch die parlamentarische Ver-
sammlung wurde der Kandidat der PDK – der zweitstärksten Partei – namens Bajram Rexhepi 
als Premierminister des Kosovos bestätigt. Bajram Rexhepi wurde von der Öffentlichkeit als 
ehrenhaftester Politiker, aber ohne politisches Gewicht bezeichnet, da seine Partei mehrmals 
die Ausübung seiner Macht blockierte, weshalb durch die gemischten Zuständigkeiten zwi-
schen Ministerien, Regierung und UNMIK von keiner normalen Regierung gesprochen wer-
den konnte.817 Die Regierung des Kosovos arbeitete parallel zu der UNMIK-Verwaltung, wo-
bei die Beziehungen durch die Übergabe der UNMIK-Verwaltungskompetenzen an die koso-
varische Regierung mit dem im Jahr 2003 errichteten Transferrat reguliert wurden. Dadurch 
sollte die Volkssouveränität durch die Übertragung der ausreichenden Kompetenzen von der 
UNMIK schrittweise auf die errichteten Selbstverwaltungsinstitutionen erweitert werden. In 
Kapitel 9 des Verfassungsrahmens sind die Kompetenzen der Regierung definiert. Die Um-
setzung der seitens des Parlaments beschlossenen Gesetze liegt bei der Regierung des Koso-
vos, außer das allgemeine Sicherheitsmandat und die Befugnisse der Polizei, die von der Au-
torität der Institutionen der Selbstverwaltung ausgenommen sind, da sie weiterhin unter der 
Aufsicht der UNMIK818 und KFOR819 stehen. Darüber hinaus kann die Regierung auch im 
Parlament Rechtsakte initiieren. Die Regierung sollte aus Ministerpräsident und Ministern 
zusammengesetzt werden.820 Die Umsetzungspolitik der Regierung wird im Verfassungsrah-
men geregelt. Hierzu heißt es wie folgt:  
„The Government shall exercise the executive authority and shall implement Assembly laws 
and other laws within the scope of responsibilities of the Provisional Institutions of Self-
Government established by this Constitutional Framework. The Government may propose 
draft laws to the Assembly at its own initiative and shall do so at the request of the Assem-
bly.“821 
Bis zum Jahr 2003 hatte die UNMIK eine ganze Reihe von Kompetenzen an die lokalen Ver-
waltungsinstitutionen übertragen. Die UNMIK hatte in verschiedenen Bereichen ihre Kompe-
tenzen übertragen, wie etwa in den Bereichen der Medien, Kultur, Umwelt, Landwirtschaft 
usw., und hielt sie selber wichtig für die Lösung der Statusfrage, die nicht als eine notwendige 
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Übergabe an die PISG seitens der UNMIK vorgesehen war. In Kapitel 8 werden die Kompe-
tenzen des SRSG genauer erläutert, die in der Verantwortung der UNMIK gegenüber der Re-
gierung liegen. Hierbei handelt es sich um die Bereiche der militärischen Sicherheit, der Au-
ßenpolitik, des Minderheitenschutzes sowie der Rahmenbedingungen.822 Die UNMIK war 
stets die letzte Instanz in Sachen der Entscheidungspolitik der Regierung, des Parlamentes 
oder der Gerichtbarkeit im Kosovo. Die Regierung ist gegenüber der Versammlung für die 
Umsetzung der Politik sowie seitens der Regierung für die politische Führung zu Berichten 
oder Erklärungen verpflichtet, wenn das Parlament dies so wünscht und dies von der Regie-
rung verlangt.823 Die Wahlen am 23. Oktober 2004 brachten eine neue Regierungskoalition 
hervor. Dieses Mal erlangte die LDK die Mehrheit gemeinsam mit der AAK.824 Obwohl auch 
in diesen Wahlen keine eigentlichen Parteiprogramme vorlagen, muss als wichtig anerkannt 
werden, dass die LDK die Mehrheit der Wahlen mit 45 % gewonnen hatte. Wie zuvor spra-
chen sich die Parteien für die Unabhängigkeit des Kosovos und den Wiederaufbau der wirt-
schaftlichen Strukturen aus, praktisch wurde aber kein wirklicher Strategieplan vorgestellt. 
Die serbische Minderheit hatte die parlamentarischen Wahlen 2004 aufgrund der schlechten 
Sicherheitslage weitgehend boykottiert, aber trotzdem sollte das Parlament als multiethni-
sches Parlament mit für die Minderheiten reservierten  Plätzen funktionieren.825 Allein die 
PDK hatte für die Wahlen 2004 Reformen für die Integration der ethnischen Minderheiten als 
Strategie veröffentlicht, was in der Realität sehr schwierig realisierbar war und de facto nicht 
ernst genommen werden konnte. Die PDK kritisierte die LDK mit dem Vorwurf, dass die 
LDK familiäre Clanstrukturen in der Gesellschaft errichte und sie nur der UNMIK diene, weil 
sie alles unterschreibe, was die UNMIK von ihr erwarte. Die PDK hatte 28 % der Stimmen 
und somit wieder die zweitstärkste politische Kraft des Landes gestellt. Die AAK hatte dage-
gen nur 8 % der Stimmen, womit für eine Koalitionsregierung ein Mandat mit der LDK vor-
gesehen war, obwohl die beiden Parteien nichts miteinander gemeinsam hatten. Dieses Mal 
gelang es hingegen den kosovo-albanischen Parteien, sich innerhalb eines Monats auf eine 
Koalitionsregierung zu einigen. Im Vergleich zu den Wahlen 2001 ging es dieses Mal schnel-
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ler und auch ohne Intervention der Sondergesandten.826 Dušan Janjić begründete den Deal als 
rationales Element des dauerhaften Konfliktes der beiden größten Parteien im Land, um die 
Situation zwischen den beiden politischen Kräften demnächst zu stabilisieren.827  
Angesichts der mangelnden Unterschiede in der politischen Agenda neigen kosovarische 
Wähler dazu, sich unabhängig von deren politischen Plattformen von der Persönlichkeit des 
Parteivorsitzenden beeinflussen zu lassen. Zum Beispiel würden die Menschen in der Region 
Drenica, die von der Bevölkerung nach dem Krieg als UÇK-Zelle wahrgenommen wurde, 
immer für Thaçi stimmen, während die Wähler in der Region Dukagjini stets den AAK-
Anführer Ramush Haradinaj unterstützen. Persönliche Beziehungen sind nach wie vor ein 
wichtiger Einfluss bei den Abstimmungen der Familien- und Clan-Gesellschaft im Kosovo. 
Unterstützer schließen sich einer Partei an, zu deren Parteivorsitzenden oder Vertretern der 
Partei sie eine persönliche Verbindung oder eine verwandtschaftliche Beziehungen haben, 
und zwar unabhängig davon, wofür sich die Partei einsetzt. Es ist auch unerheblich, ob die 
bekannte Person nur eine Nebenrolle oder eine Hauptrolle in der Partei spielt. Als Folge die-
ses Phänomens neigen Parteien dazu, interne Cliquen zu produzieren: Oft sind diese auch 
regionalbezogen aufgebaut, mit einem starken Führer, den die Kandidaten unterstützen, unab-
hängig von der jeweiligen politischen Agenda.828 Obwohl die im Parlament vertretenen Par-
teien teilweise vom Staat finanziert werden, decken diese Zuschüsse nur einen kleinen Pro-
zentsatz der Parteikosten ab. Weder das Büro des Auditor Generals noch die Kosovo Anti-
Korruptions-Agentur (ACA) sind dazu berechtigt, die Finanzierung der politischen Parteien 
zu untersuchen. Daher ist die allgemeine Wahrnehmung unter den Kosovaren so, dass die 
Korruption und die Finanzierung der Parteien durch kriminelle Tätigkeiten unter den politi-
schen Parteien weitverbreitet ist.829 Deshalb wurde die zentrale Wahlkommission dafür zu-
ständig, die Evaluierung der Finanzberichte über die politischen Parteien durchzuführen. Der 
Zweck dieser Prüfungen ist es sicherzustellen, dass die politischen Parteien des Kosovo die 
Transparenz als wesentlichen Wert in ihrer Entwicklung der demokratischen Gesellschaft 
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etablieren.830 Mit der Übertragung ausreichender Kompetenzen der UNMIK an die lokalen 
Institutionen bis Ende des Jahres 2003 sollte die künftige Regierung aus 13 Ministerien beste-
hen. In der Präambel zum Verfassungsrahmen wurde eine klare Determinierung der Kompe-
tenzübertragung formuliert. Hier heißt es dann wie folgt: „Determining that, within the limits 
defined by UNSCR 1244, responsibilities will be transferred to Provisional Institution of Self-
Government which shall work constructively towards ensuring conditions for a peaceful and 
normal life for all inhabitants of Kosovo, with a view to facilitating the determination of Ko-
sovos future status through a process at an appropriate future stage which shall, in accord-
ance with UNSCR 1244 take full account of all relevant factors including the will of peo-
ple.”831  
Die Regierung hatte zuletzt zehn Ministerien, während der Premierminister Haradinaj drei 
zusätzliche Ministerien wollte, die als Ministerien für die lokale Regierung, für Minderheiten-
rechte und Flüchtlingsrückkehrer und für Energie zuständig sein sollten. Die Übertragung der 
Kompetenzen von der UNMIK an die Selbstverwaltungsinstitutionen wurde von allen als er-
folgreichster Schritt der UNMIK-Verwaltung bezeichnet, was zu einem Aufschließen der Tür 
für die Status-Verhandlungen führte und die kosovo-albanischen Vertreter zu politischen Ent-
scheidungen befähigte. Obwohl die LDK 47 Mandate gewonnen und die AAK nur neun er-
reicht hatte, sollte aus der Einigung der beiden Parteien eine Regierungskoalition unter Premi-
erminister Ramush Haradinaj mit absoluter Mehrheit gewählt werden. Er konnte aber gerade 
einmal 100 Tage lang die Regierung führen, da er 2005 vor dem Kriegsverbrechertribunal in 
Untersuchungshaft kam. Er wurde als Kriegsverbrecher angeklagt und schied deshalb aus 
dem Regierungsamt aus. Er wurde von seinem Parteikollegen Bajram Kosumi ersetzt. Der 
SRSG Soren Jessen-Petersen ließ einen Tag nach Haradinajs Rücktritt verlauten, dass er per-
sönlich nun sehr traurig sei, da er nicht mehr mit seinem engsten Partner und Freund zusam-
menarbeiten könne, weshalb er hoffe, dass Haradinaj bald wieder zurückkommen werde, denn 
das Kosovo würde ihn brauchen.832 Haradinaj ist in der kosovo-albanischen Bevölkerung sehr 
beliebt und wurde nach dem Krieg als Kriegsheld gefeiert. Die Politiker in Belgrad warfen 
ihm vor, unter seinem Kommando der UÇK-Einheit „Schwarze Adler“ mehrere Dutzend ser-
bischer Zivilisten entführt, hingerichtet und in Massengräbern beseitigt zu haben. Dies wurde 
jedoch niemals bewiesen, da es keine eindeutigen Beweise oder Fakten gab. In Folge dessen 
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wurde Haradinaj nach einem Jahr wieder freigesprochen. Rechtlich gesehen kann man auch 
niemandem Kriegsverbrechen vorwerfen, solange er oder sie noch nicht verurteilt wurde.833 
Die internationale Gemeinschaft begrüßte das Abkommen zur neuen Koalitionsregierung, 
zumal die Wahlen, die von den lokalen Institutionen selbst organisiert wurden, seitens der 
internationalen Gemeinschaft als demokratisch freie und mit einem fairen Wahlkampf ausge-
statte Wahlen bezeichnet wurden.834 Aufgrund der passiven und unfähigen Politik der damali-
gen Regierung mit mangelnder Erfahrung und vielen Korruptionsskandalen, Bestechungen 
sowie Kriminalität war die Zufriedenheit der Bevölkerung mit den politischen Institutionen 
drastisch gesunken.835 Demgegenüber wird auch die Kompetenzbeschränkung der Verwal-
tungsinstitutionen des Kosovos seitens der UNMIK als ineffektiver Schritt der staatlichen 
Institutionen gegenüber der UNMIK kritisiert, da dadurch die politischen Entscheidungen der 
Selbstverwaltungsinstitutionen seitens der UNMIK-Verwaltungskontrolle behindert worden 
seien. Die Regierungsprioritäten waren die Unabhängigkeit des Kosovos und der Wiederauf-
bau der wirtschaftlichen Strukturen. Die beiden Ministerpräsidenten Haradinaj und Kosumi 
zeigten sich bereit, mit Belgrad über jede offene Frage zu verhandeln. Die Ministerien, die im 
Jahr 2005 in der Regierung des Kosovos als exekutives Organ existierten, von denen gemäß 
dem Verfassungsrahmen drei durch Minderheiten vertreten werden sollten, waren Folgende: 
836
 
• Ministerium für Wirtschaft und Finanzen 
• Ministerium für Justiz 
• Ministerium für innere Angelegenheiten 
• Ministerium für Handel und Industrie 
• Ministerium für Kultur, Jugend und Sport 
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• Ministerium für Lokalregierung 
• Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
• Ministerium für Verkehr und Telekommunikation 
• Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Technologie 
• Ministerium für Gesundheit 
• Ministerium für Raumplanung 
• Ministerium für Minderheitenschutz und Rückkehr der Flüchtlinge 
• Ministerium für Arbeit und sozialen Wohlstand 
• Ministerium für Energie837 
Am 17. November 2007 fanden im Kosovo Parlaments- und Kommunalwahlen statt. Etwa 97 
politische Einheiten wurden zertifiziert, darunter 33 politische Einheiten von der serbischen 
Minderheit, die an den Wahlen teilnahmen, und zwar trotz des Drucks aus Belgrad, die von 
der IG organisierten Wahlen zu boykottieren. Auf Druck und Einschüchterung zogen vier 
Kosovo-Serben ihre politischen Einheiten zurück. Die Wahlen zeichneten sich durch eine 
niedrige Wahlbeteiligung von rund 40 % und einen nahezu vollständigen Boykott der Koso-
vo-Serben aus.838 Nur etwa 2.000 Kosovo-Serben wurden südlich des Ibar-Flusses bezüglich 
einer Abstimmung dokumentiert. Die Wahlen von 2007 haben die politische Landschaft des 
Kosovo verändert, wobei als Sieger der Wahlen die PDK mit 34,3 % der Stimmen hervorging, 
gefolgt von der LDK mit 22,6 %, der AKR mit 12,3 %, der LDD mit 10,0 %, und der AAK 
mit 9,6 %. Die Reformpartei ORA hatte die 5-%-Hürde nicht geschafft und hatte damit keine 
Sitze erlangt. Letztlich haben diese Ergebnisse zu einer Koalition zwischen der LDK und der 
PDK geführt, und Hashim Thaçi wurde zum Premierminister des Kosovos ernannt. Die AKR, 
LDD und AAK blieben in der Opposition. Am 15. November 2009 wurden kommunale Wah-
len im Kosovo organisiert. Dies waren die ersten seit der kosovarischen Unabhängigkeit und 
damit die ersten, die von lokalen Behörden organisiert wurden. Die Wahlen wurden von der 
EU und den USA als ein Meilenstein im Übergang des Kosovos zu einem demokratischen 
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souveränen Staat gelobt.839 Obwohl die Wahlbeteiligung höher als bei den Parlamentswahlen 
2007 war, blieb sie doch niedrig bei etwa 45 %. Der serbische Wahlboykott war erfolgreich 
im Norden (vor allem in den beiden nördlichen Gemeinden Leposaviq / Leposavić und 
Zveçan / Zvečan), während im Rest des Landes eine bedeutende Anzahl von Serben an den 
Wahlen teilnahm.840 Diese geringe Teilnahme der Bevölkerung  an den Wahlen wurde als 
Frustration und Enttäuschung der Kosovaren gegenüber ihren politischen Vertretern gedeutet, 
die sie für die hohe Arbeitslosigkeit und die schlechte wirtschaftliche Situation verantwortlich 
machten.  
Nach einem Misstrauensvotum Anfang November 2010 wurde die Demokratische Partei 
(PDK) von Hasim Thaçi bei den Parlamentswahlen im Dezember 2010 erneut stärkste Kraft 
des Landes. Erneut wurde die Demokratische Liga (LDK) als zweitstärkste politische Kraft 
im Land gewählt. Die LDK war auch in der vorherigen Regierung Koalitionspartner der PDK 
gewesen. Präsident Sejdiu war vom Amt zurückgetreten, weil er gleichzeitig zwei öffentliche 
Posten besetzt hatte, was die Verfassung des Landes nicht erlaubt. Als Folge davon vertiefte 
sich die Regierungskrise mit dem aus der Regierung ausgetretenen Koalitionspartner LDK. 
Die bestimmenden Themen des Wahlkampfs waren die schlechte wirtschaftliche Lage, die 
Korruption und Nord-Mitrovica.841 Dies wurde aber nur als Ausrede der Parteien angeführt, 
um ihre Macht in der Öffentlichkeit zu sichern. So wurde es auch von der Bevölkerung wahr-
genommen. Das Ziel der Regierung war nicht mehr die Unabhängigkeit, da sie diese bereits 
erklärt hatte. Stattdessen wollte sie andere wichtige Bereiche intensiv angehen. Beispielsweise 
handelt es sich dabei meiner Meinung nach um solche essentiellen Punkte wie die Bekämp-
fung der organisierten Kriminalität und die hohe Korruption, außerdem die Verbesserung der 
sozialen und wirtschaftlichen Lage, da hierunter die allerwichtigsten Interessen der kosovari-
schen Bevölkerung zu verstehen sind. Seit Juli 2008 wurde seitens der Bevölkerung die 
UNMIK nicht mehr als Verantwortlicher für die politische Situation im Kosovo wahrgenom-
men. Nach der UNDP-Umfrage im Januar 2010 hielten nur 9 % der Befragten die UNMIK für 
verantwortlich für die politische Situation, und etwa 70 % führten diese Verantwortung auf 
die Regierung und die politischen Parteien zurück, was eine deutliche Steigerung von rund 9 
% seit September 2009 bedeutete. Seit Mai 2008 wurde die kosovarische Regierung immer 
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mehr für die soziale und wirtschaftliche Situation im Kosovo verantwortlich gemacht, wobei 
in der Meinung der Kosovaren eine  kontinuierliche Abnahme der Verantwortung der interna-
tionalen Gemeinschaft festzustellen ist. Im Januar 2010 hielten 92 % der Befragten die Regie-
rung verantwortlich für die soziale und wirtschaftliche Situation des Kosovos, wogegen nur 6 
% diese Verantwortung der UNMIK zuschrieben.842  
 
Abbildung 16: Die Verantwortung der politischen Institutionen für die politische Lage im Kosovo, 
Quelle: UNDP. Fast Facts. 2010 
Die Regierung sieht sich in ihrer Handlungsfreiheit durch zwei Akteure eingeschränkt: Zum 
einen durch die internationalen Missionen, die laut ihrem Mandat in vielen Bereichen hoheit-
liche Aufgaben wahrnehmen. Zum anderen durch die serbische Regierung, die im Norden des 
Kosovo Parallelstrukturen unterhält. Ziel der kosovarischen Regierung ist es, sich dieser Ein-
schränkungen zu entledigen. Sie fordert daher die UN und die EU dazu auf, ihre Missionen zu 
beenden und die Überwachung der Unabhängigkeit abzuschließen.843 Das Interesse, sich als 
souveräner Staat selbst zu regieren, steht dabei im Konflikt mit dem Ziel der UN, da die de-
mokratischen und rechtsstaatlichen Standards bis dato nicht vollständig durchgesetzt werden 
konnten. Die kosovarische Regierung ist und wird für eine langfristige Phase auf die interna-
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tionale Unterstützung angewiesen sein, ohne die sie nicht handlungsfähig wäre. Fast vier Jah-
re nach der Unabhängigkeit wird das Land immer noch von der Exekutive nach der UNMIK-
Verordnung 2001/19 über die provisorischen Institutionen arbeiten. Ein Entwurf eines Geset-
zes zur Regierung wurde von der Regierung des Kosovos im Februar 2009 genehmigt. Die 
Regierung wurde von den Medien und der Zivilgesellschaft hart dafür kritisiert, dass sie in 
vielen Fällen durch die Regelung von 2007, die über die Geschäftsordnung der Regierung 
verabschiedet wurde, nicht für die Öffentlichkeit transparent und auch nicht demokratisch 
vorgegangen sei. Aufgrund dieser Regelung wird nicht zugelassen, dass die Zivilgesellschaft 
und die Medien an den Sitzungen der Regierung teilnehmen. Die Medien haben aber die 
Möglichkeit, die Sitzungen der Regierung von einem Bildschirm aus, der sich in den Räum-
lichkeiten befindet, zu verfolgen. Die Regierungsgeschäftsordnung verbietet auch die Veröf-
fentlichung der Protokolle der Sitzungen der Regierung, was durch deren Klassifizierung als 
vertrauliche Dokumente begründet wird.844 Wie auch die Tätigkeit des Parlamentes wird 
ebenso die Regierung als zurückhaltend, in diesem Sinne als unkoordiniert und ineffektiv, 
beschrieben, wobei auch die Beobachter (international / lokal) oftmals geäußert haben, dass es 
im Land kein funktionierendes politisches System gebe.845  
Die öffentliche Verwaltung auf zentraler und kommunaler Ebene ist nach wie vor schwach 
und ineffizient. Die Beamten sehen sich weiterhin der politischen Einflussnahme ausgesetzt. 
Angesichts der langjährigen UNMIK-Präsenz sowie der weltweit unvergleichbar hohen inter-
nationalen Hilfen ist dies eine überaus ernüchternde Bilanz. Ähnlich wurde auch vom Aus-
wärtigen Amt im Jahr 2007 der Prozess des Institution-Building im Kosovo dahingehend be-
urteilt, dass die demokratischen Strukturen unter der UNMIK-Verwaltung entwickelt wurden, 
indem ein Parlament und eine demokratisch legitimierte provisorische Regierung aufgebaut 
wurde. Zwar wurden unter der UNMIK-Verwaltung die politischen Institutionen nunmehr seit 
einigen Jahren als demokratisch etabliert, aber ihr Funktionieren leidet teilweise immer noch 
an der Unerfahrenheit und mangelnden Kompetenz der handelnden Personen. Außerdem ver-
stricken sich die Parteien der Koalition immer wieder in Machtkämpfe, die den Prozess des 
State-Building und die Demokratisierung sowie die Perspektive des Landes weiterhin verzö-
gern. Derzeit verbucht die Regierung des Kosovos wegen begrenzter personeller Ressourcen, 
technischer und finanzieller Probleme weiterhin weniger Ergebnisse als erwartet wurden. Der 
Mangel an Ressourcen wird vor allem durch internationale Hilfe abgedeckt, die einen direkten 
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Einfluss auf die Unabhängigkeit der Exekutive hat. Das Parlament des Kosovos leistet nicht 
die Funktion , dass die Kontrolle der Regierung ordnungsgemäß ausgeübt wird, sondern der 
Regierung wird in vielen wichtigen Bereichen der Politik freie Hand gelassen.846 Die derzeiti-
ge Regierung zeigt eine Tendenz, parlamentarische Anfragen zu ignorieren (obwohl das Ko-
sovo offiziell ein parlamentarisches System ist). In der letzten Zeit ist die Regierung des Ko-
sovo mit einigen der heißesten politischen Entwicklungen im Land konfrontiert, die den größ-
ten Teil der vollziehenden Gewalt in Anspruch nehmen. Unter diesen Entwicklungen sind 
folgende zu nennen: der Norden des Kosovos und die Sicherheitslage in diesem Teil, außer-
dem die Gespräche mit Serbien, die in Brüssel stattfinden werden. Diese Themen  haben die 
Agenda dominiert und somit die Fähigkeit des Agierens der Kosovo-Regierung reduziert. Im 
Allgemeinen hat die Regierung des Kosovos keine zufriedenstellende Leistung bei der Erfül-
lung ihrer Pflichten und Aufgaben an den Tag gelegt, insbesondere in Bezug auf die Umset-
zung der Agenda für die europäische Integration. 
 
 
4.7.2. Der Präsident 
In Kapitel 9 des Verfassungsrahmens wird der Präsident als Repräsent der Einheit des Volkes 
definiert. Der Präsident übernimmt in seiner Rolle eine repräsentative und symbolische Funk-
tion für das Land. Der Präsident wird nicht direkt vom Volk gewählt, sondern muss mit einer 
Zwei-Drittel-Mehrheit in geheimen Abstimmungen in den ersten beiden Wahlgängen gewählt 
werden. Wenn es einen dritten Wahlgang geben muss, wird der Präsident mit einfacher Mehr-
heit von der parlamentarische Versammlung gewählt, was einen überparteilichen Kompro-
miss erfordert, wobei eine Nominierung von der mandatstärksten Partei oder von 25 Mitglie-
dern des Parlamentes erforderlich ist. Das Präsidentenamt sollte für drei Jahre mandatiert 
werden  und verfügt über die Kompetenzen und Verpflichtungen, die für die Aufgaben im 
Bereich der Außenbeziehungen unter Koordination mit dem SRSG zu erfüllen sind und ga-
rantiert die demokratische Funktionsweise der provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen. 
Dr Präsident verfügt zudem über das Ernennungsrecht des Ministerpräsidenten nach Konsul-
tationen mit den politischen Parteienvertretern im Parlament. Er kann weiterhin einen Antrag 
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beim SRSG stellen, das Parlament aufzulösen.847 Der Präsident unterzeichnet jedes Gesetz, 
das vom Parlament angenommen wurde und leitet es an den Sonderbeauftragten des General-
sekretärs zur Verkündung weiter. Einmal im Jahr kann er die Vorlage eines Berichtes über die 
allgemeine Situation im Kosovo vor dem Parlament präsentieren.848 Die Rolle des Präsidenten 
war unter der UNMIK-Verwaltung rein konsultativ, da die wichtigsten Aufgaben in den Be-
reichen der Außen- und Innenpolitik des Landes dem SRSG unterstanden.849 In dem Verfas-
sungsrahmen steht hierzu wie folgt: „The President of Kosovo shall represent the unity of the 
people and guarantee the democratic functioning of the Provisional Institutions of Self-
Government.” 850 
Der Präsident soll gleichzeitig eng mit der UN-Verwaltung zusammenarbeiten, was ebenfalls 
im Verfassungsrahmen reguliert ist: 
„The President of Kosovo shall, in coordination with the SRSG, represent Kosovo and exer-
cise his rights and duties in accordance with the provisions of this Constitutional Framework 
and the applicable law.“ 851 
Wenn der Präsident vorübergehend (aus Krankheitsgründen) seiner Tätigkeit nicht nachkom-
men kann, muss die Rolle oder Funktion des Präsidenten durch den Parlamentspräsidenten 
erfüllt werden. Gemäß der in Kraft getretenen Verfassung des Kosovos nach der Unabhängig-
keitserklärung des Landes wird der Präsident jetzt auf fünf Jahre gewählt. Bisher gab es vier 
Präsidenten des Kosovo. Als erster Präsident des Kosovos wurde im Jahr 2002 der ehemalige 
Präsident der kosovarischen Bevölkerung im Schattenstaat, Ibrahim Rugova, gewählt. Die 
kosovo-albanische Bevölkerung nannte ihn aufgrund seiner pazifistischen Politik und der In-
ternationalisierung der Kosovo-Frage den Vater der Nation. Rugova starb im Jahr 2006 an 
Lungenkrebs. Von der internationalen Gemeinschaft war er als eine vereinigende Kraft der 
politischen Elite des Kosovos bezeichnet worden. Die IG bewertete Rugovas Tod als einen 
großen Verlust für die kosovarische Bevölkerung und für den politischen Prozess in der Auf-
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bauphase des Staates. Rugova war als Befürworter des friedlichen Kampfes für die politischen 
Ziele des Landes bekannt. Die IG appellierte an die politische Elite des Kosovos, auch nach 
seinem Tod einig zu bleiben und in den Verhandlungen über den endgültigen Status des Ko-
sovos eng mit dem UNO-Sonderbeauftragten Maarti Ahtisaari zusammenzuarbeiten. Fatmir 
Sejdiu folgte Rugova nach. Die parlamentarischen Wahlen im Jahr 2007, die die PDK ge-
wonnen hatte, brachten den seinerzeitigen Präsidenten Sejdiu in sein Amt, indem eine Koali-
tionsregierung zwischen der PDK-LDK zustande kam, welche die beiden größten Parteien des 
Kosovos darstellten.852 Die LDK hatte nach dem Tod Rugovas wegen der internen Macht-
kämpfe und Korruptionsskandale deutlich an Macht verloren. Sejdiu war bis zum Jahr 2010 
Präsident des Kosovos und ist erst nach dem Urteil des Verfassungsgerichts von seinem Amt 
zurückgetreten, da er gleichzeitig zwei Posten besetzte: als Präsident des Staates und Partei-
chef der LDK, obwohl er die Führung der Partei seit 2006 auf Eis gelegt hatte.853 In der Ver-
fassung wird explizit festgestellt, dass der Präsident des Kosovos keine andere öffentliche 
Funktion ausüben darf. Und hiergegen hatte der Präsident des Kosovos nach der Verfassungs-
gerichtserklärung des Staates Kosovo verstoßen.854 Im Jahr 2011 wurde Atifete Jahjaga ohne 
parlamentarische Debatte und Zustimmung aller politischen Parteien zur Präsidentin gewählt. 
Sie wurde aufgrund einer Vereinbarung zwischen Thaçi (PDK), Mustafa (LDK) und Pacolli 
(AKR) gewählt, die unter dem Druck des US-Botschafters Dell  standen. Kurz nach der Wahl 
Jahjagas bezeichnete Behgjet Pacolli diesen Prozess als undemokratisch und verfassungswid-
rig. Pacolli sagte, dass der US-Botschafter Christopher Dell  in einem Augenblick den Um-
schlag mit Jahjagas Namen hervorgeholt habe und sagte, dass, falls diese Person nicht ge-
wählt werde, es zu einem Bruch der Kosovo-US-amerikanischen Beziehungen kommen wür-
de. Die politische Elite des Kosovos hat oft bewiesen, dass sie nicht fähig ist, konkrete Ent-
scheidungen zum Wohle des Landes treffen und Perspektiven umzusetzen. Vielmehr haben 
sie die Unterstützung der US-Botschaft gesucht, um die Parteienkonflikte oder die Probleme 
des Landes zu lösen. Es kam häufig vor, dass die US-Botschaft beantragte, Probleme zu lösen 
oder die folgenden politischen Richtlinien auszurichten. Darüber hinaus wird hier darauf hin-
gewiesen, dass die US-Botschaft eine extrem leistungsstarke informelle Macht über die Re-
gierung und die politischen Richtungen sowie Aktivitäten verfügt. Die kosovarische Regie-
rung bzw. die gesamte Nomenklatura sieht ihre Verantwortung nicht darin, der Bevölkerung 
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zu dienen, sondern es ist wichtiger, sich den Botschaftern der westlichen Staaten politisch 
anzupassen, damit sie mit der Hilfe der westlichen Unterstützung länger an der Macht bleiben 
können. Die kosovarische Zeitung „Zeri“ schrieb dazu in einem Artikel, dass die politische 
Klasse des Kosovos  von Druck und Erpressung durch die internationale Gemeinschaft ge-
prägt sei, weshalb es nur eine kleine Auszeichnung sei, dass selbst ein niedriger internationa-
ler Beamter von jedem kosovarischen Politiker seine Ziele und Position verraten bekommt. 
Nach Angaben der Zeitung sei es Erpressung, bei der es in erster Linie um die schnelle Berei-
cherung der Politiker geht, sowohl bei denjenigen, die derzeit Posten in Ministerien (Regie-
rung) besitzen, als auch bei denjenigen, die sich in der Opposition befinden. Ein weiterer 
Grund dafür, dass sich die Änderung auf die Einstellung der Politiker auswirkt, ist die Idee, 
dass die lokalen Beamten den Interessen oder Zielen der internationalen Behörden in keiner 
Weise widersprechen dürfen, da sie so alles nur verzögern, um an Macht zu kommen. Der 
internationale Druck war letztlich auch real in den Versammlungsausschüssen zu sehen, wie 
es anonyme kosovarische Abgeordnete in der kosovarischen Zeitung „Zeri“ berichteten. So 
habe die Rede eines US-Beamten im Versammlungsausschuss nur fünf Minuten gedauert, um 
den Rückzug einiger Mitglieder des Präsidiums von der Demokratischen Liga des Kosovo 
und der Allianz für die Zukunft des Kosovos aus dem Parlament zu erzwingen. Darüber hin-
aus wurde von dem US-Beamten Druck ausgeübt, die Gesetze im Parlament nach internatio-
naler Zufriedenheit zu verabschieden, um den gewünschten politischen Richtlinien zu fol-
gen.855 
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 Abbildung 17: Die Struktur und Funktion der UNMIK und PISG, Quelle: UNMIK856 
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4.8.   Die Zivilgesellschaft 
 
„Der Aufbau einer funktionierenden, pluralistischen Zivil-
gesellschaft, die im Stande ist, eine dauerhafte Demokratie 
zu tragen: Während die Zivilgesellschaft den Staat nicht 
daran hindert, die hoheitliche Rolle als Friedensbewahrer 
und Ordnungsmacht zwischen konkurrierenden gesell-
schaftlichen Interessen einzunehmen, vermag sie den Staat 
dennoch davon abzuhalten, die Gesellschaft als Ganzes zu 
dominieren. Gleichzeitig verhindert die Zivilgesellschaft 
eine Atomisierung der Gesellschaft durch Marktkräfte und 
eine Dominanz isolierter Einzelinteressen.“ 857 
Schon kurze Zeit nach dem Ende des Krieges im Kosovo im Juni 1999 starteten die ersten 
Bemühungen um einen Aufbau friedlicher Konfliktaustragungsstrukturen. Es wurden in die-
sem Zusammenhang neben den politischen Parteien praktisch zivilgesellschaftliche Struktu-
ren  durch die Nicht-Regierungsorganisationen aufgebaut, die das Verhältnis zwischen Staat 
und Volk beschreiben. Die Errichtung der internationalen Verwaltungsmission im Kosovo 
brachte ein moderne Art der zivilgesellschaftlichen Strukturen mit sich, die von NRO und 
lokalen Bürgerinitiativen etabliert wurden, woraus sich gesellschaftliche Transparenz und 
Toleranz der politischen Institutionen in der Post-Konfliktgesellschaft entwickelten.858 Der 
Begriff der Zivilgesellschaft wird heute als ein sozialer Raum verstanden, der sich außerhalb 
der Familie, des Staates und des Marktes befindet, und der durch individuelle und kollektive 
Aktionen, Institutionen, Organisationen und Non-Profit gekennzeichnet ist, die nicht in den 
Kampf um die Macht involviert sind, sondern darauf abzielen, gemeinsame Interessen zu för-
dern.859 Der Unterschied zwischen der Zivilgesellschaft und den politischen Parteien in Bezug 
auf die staatliche Kontrolle ist darin zu sehen, dass die Zivilgesellschaft mit öffentlichen 
Maßnahmen zur Bewältigung von Konflikten beitragen kann, ohne dass sie dazu staatliche 
Kontrolle über den Staat besitzen muss. Dagegen ist es das Ziel der politischen Parteien, den 
Sieg in Wahlen und damit Macht zu erreichen. In den Ländern, in denen die Gesellschaft 
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mehr oder weniger politisch polarisiert ist, wie etwa in Süd- und Osteuropa, besteht eine star-
ke Verbindung zwischen Organisationen der Zivilgesellschaft und politischen Parteien, wobei 
viele aktuelle Politiker ehemalige Führer von NGOs und viele Führende der NGOs ehemalige 
Politiker waren, die in der politischen Szene nicht wiedergewählt wurden, aber weiterhin ak-
tiv und in der Öffentlichkeit präsent bleiben wollten. 860 Die o. g. parlamentarische Demokra-
tie, die von der UN-Verwaltungsmission im Kosovo nach dem Krieg aufgebaut wurde, hat das 
Kosovo im Verlauf seiner bisherigen Geschichte noch nie kennengelernt. Das Kosovo wurde 
stets von totalitären Herrschaften regiert und von den regionalen Besatzern unterdrückt. Die-
ses Herrschaftssystem hat das Kosovo während seiner Historie gewechselt: Freiheit und De-
mokratie bzw. freie Meinungsäußerung und Kritik an den Regierungen seitens der Bevölke-
rung wurden von den Regimen zuvor strengstens verboten. In den gesamten postkommunisti-
schen Ländern wurde in der Phase des Transitionsprozesses die Entwicklung der Zivilgesell-
schaft als wichtiger Faktor angesehen, um die Demokratie und den Konsolidierungsprozess zu 
etablieren. Dabei gibt es die Möglichkeit, zwischen Staat und Gesellschaft durch eine koope-
rative Funktion zu vermitteln und eine verfestigte Bürgerkultur zu schaffen, auf der sich eine 
funktionsfähige Demokratie errichten lässt, sobald  zivilgesellschaftliche Strukturen realisiert 
sind.861 Gramsci beschreibt diesen Prozess wie folgt:  
„Für eine Revolutionsbewegung würde ein Regimesturz nicht ausreichen: Es galt die Über-
zeugung und Loyalität der Bürger zu wandeln (…). Die Zivilgesellschaft sollte und konnte 
sich nicht vom Staat lossagen, sondern sollte die autonomen Freiräume wiederherstellen und 
diese zum Regimewechsel nutzen.“862 
Im Gegensatz zu den anderen postkommunistischen Ländern hat der Zerfall Jugoslawiens 
tiefgreifende Spuren in den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bereichen hinterlassen. 
Die moderne Bedeutung der Zivilgesellschaft, der Initiativen und bürgerlichen Organisationen 
entwickelte sich seit den späten 1980ern und frühen 1990er Jahren nach dem Sturz des Kom-
munismus aus der politischen Orientierung der Bevölkerung in Richtung der Demokratie und 
gegen die Gewalt heraus. Aufgrund der sehr spezifischen Situation zum damaligen Zeitpunkt 
entstand die Zivilgesellschaft als elementarer Bestandteil eines vollständig parallelen und zi-
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vilen Widerstandes gegen das serbische Regime, in welchem sich die grundlegenden Bedürf-
nisse und das Überleben der Bevölkerung gesichert werden konnten. Die humanitäre Hilfe 
und der Schutz der Menschenrechte, welche durch verschiedene Bürgerbewegungen mit gro-
ßer Unterstützung durch die Gesellschaft im Allgemeinen ergänzt wurden, waren die Schwer-
punkte der wichtigsten Aktivitäten der Zivilgesellschaft.863 Diese Aktivitäten wurden auch 
von der Demokratischen Gesellschaft für Demokratie (UJDI), dem Präsidium der Philosophen 
und Soziologen aus dem Kosovo und seitens des Rates für die Menschenrechte und Freiheit in 
Prishtina, der auch von der LDK unterstützt wurde, anerkannt und vertreten. Die Zivilgesell-
schaften haben damit nach dem Boykott der serbischen Institutionen seitens der albanischen 
Bevölkerung im Kosovo eine essentielle Rolle in verschiedenen Bereichen wie dem Sozial- 
und Gesundheitswesen eingenommen.864 In Reaktion auf die zunehmenden Repressionen 
durch die serbische Seite entwickelten die Kosovo-Albaner gegenüber dem Milošević-Regime 
eine Strategie des gewaltfreien Widerstandes, indem das offizielle politische System boykot-
tiert und stattdessen ein eigenes Parallelsystem aufgebaut wurde.865 Mit der Errichtung dieser 
Parallelgesellschaft in den 1990er Jahren kam es zur Gründung zahlreicher albanischer Partei-
en, die sich gegen die repressive Politik Miloševićs stellten.866 Die Mitwirkung und Unterstüt-
zung der Bevölkerung an diesen neu geschaffenen Parallelstrukturen des Kosovos hat man als 
eine Reaktion des Volkes auf so viele Jahre der serbischen Repression zu betrachten. Diese 
Menschen, die aufgrund der errichteten parallelen Institutionen als bedeutsamer Teil des 
Schattenstaates anzusehen sind, und die auch für eine freie und pluralistische Gesellschaft 
eintraten, entwickelten später im Kosovo politische Gruppierungen und Vereinigungen sowie 
die politischen Parteien des Landes.  
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In dieser Zeit kam eine alternative Bewegung der Albaner auf, die gegen die serbische Dis-
kriminierung die parallelen Institutionen für das Kosovo aufbaute.867 Die abgehaltenen „ille-
galen“ Wahlen des Jahres 1992 sollten lediglich eine Legitimierung der kosovarischen Bewe-
gung bedeuten. Dies war einer der ersten und sehr wichtigen Schritte zum Aufbau der Institu-
tionen im Kosovo, die von den Kosovo-Albanern als erste NRO im Kosovo bezeichnet wer-
den und für den Eintritt in den Prozess für das Kosovo entscheidend waren, obwohl es sich 
letztlich um eine starke politisierte Widerstandsbewegung auf dem Weg zum Staatsaufbau 
handelte. Während das Regime Miloševićs in den staatlichen Einrichtungen seine Monopol-
stellung festigte, leisteten die Kosovo-Albaner in Selbstorganisation freiwillige Dienste und 
Aktivitäten, da im „Schattenstaat“ soziale Solidarität herrschte. So stellte man fest, dass vor 
1999 die gesamte kosovarische Gesellschaft mobilisiert war, um sich gegenseitig zu helfen 
und auf freiwilliger Basis für das Gemeinwohl zu arbeiten.868 Dies führte zu einer Verdrän-
gung des Politischen ins Private und wirkt sich damit bis heute auf die politische Kultur im 
Kosovo aus. Der Zusammenhalt und die Solidarität der Albaner führten zur Formierung einer 
durchaus aktiven Zivilgesellschaft, die Einschränkungen im öffentlichen Leben hinnahm, da-
mit die Albaner eine Initiative mit dem Ziel der Befriedigung essentieller sozialer Bedürfnisse 
in Kultur, Bildung und im gesamten öffentlichen Leben einer Zivilgesellschaft auf die Beine 
stellen konnten.869 Resultierend daraus ist auch die Entwicklung der kosovarischen Zivilge-
sellschaft mit diesen historischen Ereignissen eng verbunden und ist wesentlich für den 
Schutz und die Mobilisierung der Bürger gegen den Staat.870 Mit ihrem politischen Willen ist 
es den Kosovo-Albanern innerhalb von zehn Jahren gelungen, mit dem aufgebauten „Staat im 
Staate“ dauerhaft gewaltlosen politischen und zivilen Widerstand gegen die serbische Herr-
schaft auszuüben.871 Der ehemalige Präsident im Schattenstaat, Rugova, behauptete dazu 
einmal wie folgt: „Im Kosovo funktioniert allein unser System“.872 In einem KSZE-Bericht 
vom Juni 1993 wurde ferner konstatiert, dass „die Lage im Kosovo stabil und explosiv sei“, 
was auch in den parallelen Strukturen als stabilisierender Faktor aufgenommen wurde. So 
stellte Reuter 1994 fest: „Der Aufbau paralleler Strukturen beeinträchtigt die serbische Herr-
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schaft zwar, vermag sie jedoch nicht grundlegend zu erschüttern“.873 Die Kosovaren hatten 
somit Erfahrung mit der virtuellen Staatlichkeit gesammelt, die sie dann auch nach dem Krieg 
sofort durchsetzen wollten. Nach dem Krieg waren die Parallelstrukturen aber nicht gefragt, 
da nun die UNMIK die Aufgabe der Errichtung der Zivilgesellschaft übernommen hatte.874 So 
änderte sich die Lage der Zivilgesellschaft auf drastische Weise, wobei die Phase der Nothilfe 
nach dem Krieg durch eine überwältigende internationale Präsenz charakterisiert war. Tatsa-
che war es so, dass internationale Organisationen wie die Vereinten Nationen sowie die Euro-
päische Union als supranationaler Staat insbesondere in den Politikfeldern der Entwicklungs-
hilfe, des Konfliktmanagements und der Demokratisierung vorzugsweise mit internationalen 
NROs im Kosovo agierten, um den Staat und seine Strukturen nach demokratischem Vorbild 
wiederaufzubauen. Die UNMIK hatte UNDP und OSZE als internationale Organisationen 
damit beauftragt, die zivilgesellschaftlichen Strukturen nach dem Krieg zu festigen, wobei 
zusätzlich zwei staatliche Entwicklungsagenturen – USAID und GTZ – an dem Aufbaupro-
zess der Zivilgesellschaft beteiligt wurden.875 Die Befreiung des Kosovo durch die NATO und 
die Errichtung der UNMIK-Mission, die für die Bevölkerung eine neue Ära der Politik im 
Kosovo eingeläutet haben, wurden auch von den internationalen Experten als eine schwierige 
sowie langfristige Phase eingeschätzt, um die Gesellschaft nach dem Krieg wieder intakt zu 
setzen. Die Nachkriegsgesellschaft im Kosovo orientierte sich an einer westlichen Demokra-
tie, die sich auch darauf konzentrierte, westlich-demokratische Modelle für alle politisch-
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Strukturen zu befolgen. Diese Übertragung des westli-
chen Gesellschaftsmodells auf das Kosovo sollte umfangreiche Grundsätze umfassen, nach 
denen ein Staat in erster Linie als westliches Demokratiemodell aufzubauen sei. Zu diesem 
Gesellschaftsmodell gehören vor allem Marktwirtschaft, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und 
Multiethnizität, die weit von der Wirklichkeit im Kosovo entfernt waren. Eine demokratische 
Kultur des Kompromisses und des verantwortlichen Regierens hatte bisher nicht unter den 
Kosovo-Albanern heranwachsen können.876  
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Die Probleme bei der Schaffung einer demokratischen Gesellschaft entstanden in der Versöh-
nung zwischen Albanern und Serben. Das State-Building multi-ethnisch zu realisieren, war 
damit eine der großen Herausforderungen nach dem Krieg im Land. Um diese Versöhnung  
zu erleichtern und die Initiative der Bevölkerung in den Mittelpunkt zu stellen, wurde von der 
IG sowie der EU als ein wichtiges Ziel877,um die Medien und Zivilgesellschaften zu fördern, 
angesehen, öffentliche Diskussionen und Kritiken über das politisch-wirtschaftliche Alltags-
geschehen an die Bevölkerung heranzutragen und sie rechtzeitig darüber zu informieren, um 
sie damit zu animieren, selbst daran mitzuwirken. Auch wenn der Aufbau der Zivilgesell-
schaft nicht durch die UNMIK direkt betrieben wurde, setzte diese doch den rechtlichen 
Rahmen für die Entwicklung jener Strukturen. So waren die Zivilgesellschaften der erste Be-
reich, der durch das Gesetz der UNMIK reguliert wurde. Am 15. November 1999 verkündete 
die Mission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) die Verordnung über die Aufnah-
me und Arbeit von NROs im Kosovo 1999/22. In dieser Verordnung heißt es als wichtigster 
Grundsatz, dass alle NROs ihre politische Autonomie behalten müssen, wobei die politischen 
Aktivitäten der Zivilgesellschaften durch diese Verordnung wie folgt klassifiziert werden:  
„NGOs may not engage in fundraising or campaigning to support political parties or candi-
dates for political office, nor may they propose, register or in any way endorse candidates for 
public offic [sic!]“.878  
Die internationale Gemeinschaft hielt es primär für notwendig, eine Gesellschaft zu errichten, 
die durch Regeln und Instanzen vermittelt wird. Eine der wichtigsten Aufgaben der internati-
onalen Gemeinschaft war es damit, freie und unabhängige Medien zu schaffen, welche für 
eine freie und öffentliche Meinung sorgen sollten. Sie waren ebenfalls verpflichtet, als Forum 
für die öffentlichen Diskussionen zu arbeiten, Unabhängigkeit und Objektivität der Öffent-
lichkeit herzustellen. Damit leisteten sie für die IG beim Aufbau der Zivilgesellschaft nach 
demokratischen Kriterien eine wesentliche Funktion, „die auch durch die Einführung demo-
kratischer Strukturen, einer Alternative zum sozialistischen Wirtschaftsdesaster gekennzeich-
net ist“.879 Der Schwerpunkt der NATO-Aktivitäten wurde durch eine humanitäre Sprache 
ersetzt und die UN-Verwaltung wurde beauftragt, Frieden, Wiederaufbau, Versöhnung und 
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Multi-Ethnizität im Land zu erreichen. In dieser neuen Ära der Organisationen der Zivilge-
sellschaft wurden diese Bemühungen als notwendig für die Konsolidierung des Friedens in 
den politischen Prozess eingebunden. Durch diesen Aufbau des Civil Society Building sollten 
auch die Ziele der UN-Mission im Kosovo legitimiert werden. Dieser Prozess schaffte eine 
Transformation der alten Zivilgesellschaften von der Widerstandspolitik hin zur Politik des 
Wiederaufbauprozesses und zum State-Building.880 Sowohl die UNMIK als auch die interna-
tionalen NROs und Stiftungen halfen mit ihren Geldern der Bevölkerung des Kosovos, lokale 
NRO zu gründen, sodass nach dem Krieg im Jahr 2007 aus den internationalen Fonds 4.000 
NRO im Land ins Leben gerufen werden konnten.881 1999 war ein Wendepunkt in der gesam-
ten Entwicklung der Zivilgesellschaft im Kosovo: Höhere Anforderungen an die Nothilfe und 
den Wiederaufbau sowie die Aussöhnung der verfeindeten ethnischen Volksgruppen führten 
dazu, dass sich die Zivilgesellschaft transformierte und sich an neue Realitäten anpassen 
konnte. Größere finanzielle und technische Unterstützung von internationalen Geldgebern 
führte zu einem massiven Wachstum der Zahl der lokalen NROs, wobei dieses Wachstum 
nicht von einer erhöhten Qualität der Arbeit begleitet wurde. Es wurden tausende lokaler Or-
ganisationen sowie bürgerliche Initiativen der Zivilgesellschaft gegründet, um von den inter-
nationalen Geldgebern finanzielle Unterstützung zu erhalten.882 Diese internationalen Förde-
rungen, um zivilgesellschaftliche Organisationen zu errichten, haben einerseits NROs hervor-
gebracht, die von den internationalen Geldgebern abhängig sind und nach den Vorgaben und 
für die Ziele der Geldgeber arbeiten. Andererseits entstanden die passiven NROs, die nur 
dann aktiv wurden, wenn finanzielle Förderungen zur Verfügung standen,883 wobei sie als 
lokale NGOs kaum Einfluss auf die nationale politische Ebene und auf die Prozesse auf Ge-
meindeebene auszuüben konnten.884 Des Weiteren wurden viele NROs durch Outsider ins 
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Leben gerufen, um bestimmte Projekte durchzuführen. Diese waren aber in vielen Fällen nach 
der Durchführung nicht in der Lage dazu, ihre Arbeit auf eine breitere Basis zu stellen. Die 
meisten nach dem Krieg errichteten Organisationen sind nicht hinreichend auf die Unterstüt-
zung der Bürger ausgerichtet, sondern mehr um ihre Existenz und die internationalen Förde-
rungen besorgt. Obwohl einige NROs ihre personellen Kapazitäten und ihre Budgets erhöht 
haben, bleibt der größte Teil der NROs stark abhängig von internationalen Finanzierungen, 
wofür sie auch nach den Vorgaben und Interessen der internationalen Geldgeber agieren sol-
len.885 Dennoch schien es im Kosovo letztens durchaus auch ein starkes Maß an Wettbewerb 
zwischen den NGOs zu geben, die um die Durchführung einzelner Projekte konkurrieren, 
wobei viele davon von den gleichen internationalen Geldgebern finanziert werden, was darauf 
hinweist, dass es sich nicht um selbstgewählte Partnerschaften handelt, sondern vielmehr um 
solche, die von den Geldgebern induziert werden. Dies wurde auch in einem UNDP-Bericht 
aus dem Jahr 2008 erkannt, in dem die kosovarische Zivilgesellschaft und ihre Funktionsfeh-
ler beschrieben wurden:  
„There are serious short comings in at least four fields (…): weak and nonfunctional inter-
nals governance, lack of financial resources and means to ensure long-term existence and 
independence and avoid extremly high dependence on donors, instability to join forces and 
capacities to act jointly under networks or coalitions, and a not-so-positive public image, 
producing a perception of elitism“.886 
Die internationalen Geldgeber haben darüber hinaus nicht die Struktur der bestehenden bür-
gerlichen Gesellschaft aus den 1990er Jahren gefördert, sondern haben mehr Zeit und Energie 
für die Festlegung ihrer Rolle in der Gesellschaft nach westlichen NRO-Modellen verbraucht. 
Damit war mehr professionelle Arbeit für die Durchführung der Projekte gefragt als freiwilli-
ges Engagement wie noch vor dem Krieg, als die Bevölkerung massiv aus Solidaritätsgründen 
engagiert war. 
(…) viele der kosovarischen Nicht-Regierungsorganisationen richten ihre Agenda nach den 
wechselnden Prioritäten der internationalen Gemeinschaft aus (Rückkehr von Flüchtlingen, 
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Gewalt gegen Frauen usw.) und arbeiten in gewisser Weise als `Dienstleister` für internatio-
nale Auftraggeber.887 
Die europäische Kommission schätzt, dass im Allgemeinen die Zivilgesellschaft im Kosovo 
schwach bleiben wird, bis die Regierung einen strategischen Ansatz für die Zusammenarbeit 
mit der Organisationen der Zivilgesellschaft zur Verfügung hat.888 Die Öffentlichkeit im Ko-
sovo begann damit, NROs als Teil der internationalen Gemeinschaft wahrzunehmen  und 
nicht als ein Werkzeug, das den Bürgern dienen und sie gegenüber der Regierung stark ma-
chen sollte. Ohne organisatorisches Profil werden die NROs uneffektiv und ineffizient sein. 
Auf dieser Weise kann keine Zivilgesellschaft entstehen, die von den Bürgern entwickelt wird 
und bürgerliche Interessen vertritt.889 Die Bemühungen der internationalen Geldgeber um eine 
demokratische Zivilgesellschaft wurden durch ihre mangelhaften Strategien nicht an die loka-
le Bevölkerung angepasst, wobei die nach dem Krieg installierte Zivilgesellschaft von der IG 
eher als Arbeitsmarkt für eine kleine Elite wahrgenommen wurde. Seit dem Anfang wurden 
die Zivilgesellschaften eher als etwas Künstliches betrachten, da sie kaum Einfluss weder auf 
die Gesellschaft noch auf die Politik hatten, weshalb sie mehr als Arbeitgeber für ein Heer 
von Arbeitslosen dienen. Somit werden die lokalen NROs von der Bevölkerung als sehr 
schwach und nicht kompetent betrachten, da die nach Meinung der Bevölkerung nur für die 
Interessen ihrer Geldgeber arbeiten. In einer Umfrage von 2008, die von der UNDP durchge-
führt wurde, um die Bevölkerung nach den Prioritäten der zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen zu befragen, haben 54 % der Befragten mit den Interessen ihrer Geldgeber geantwortet, 
lediglich 10,9 % waren der Meinung, dass die Zivilgesellschaft sich an den Bedürfnissen der 
Bevölkerung ausrichten solle.890 Im Gegensatz dazu bleiben in der Bevölkerung nicht-
institutionelle Mechanismen stark präsent, die auf der Basis von Familie oder Freundschaft 
gründen, da die meisten Kosovaren glauben, dass eher ihre Familie oder der Freundeskreis 
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ihre Probleme lösen kann und nicht die staatlichen Institutionen.891 Dies liegt daran, dass die 
Gesetze und politischen Institutionen ihre Politik nicht zur Änderung/Verbesserung des Le-
bens praktizieren, wie es in den entwickelten demokratischen Staaten der Fall ist. Grund dafür 
sind auch die historischen Gründe der andauernden Repressionen, die tiefe Spuren in der ko-
sovarischen Gesellschaft hinterlassen haben. Somit wurden die NROs nach dem Krieg von 
der Bevölkerung nicht als Ansprechpartner wahrgenommen, um ihre Interessen gegenüber 
PISG oder UNMIK zu vertreten.892  Dies sorgte dafür, dass die staatliche Seite die CSOs nicht 
als Faktor wahrgenommen hat, den es im Entscheidungsprozess zu berücksichtigen galt, wo-
bei als Hauptfaktor für die nicht wahrgenommenen CSOs von der Politik und Gesellschaft die 
mangelnde Anknüpfung an die vor 1999 bestehenden zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und die Abhängigkeit von externen Geldgebern angeführt wurden.893 Lulzim Peci, ehemaliger 
Leiter der Kosovo-Gesellschaft für Zivilgesellschaft und heute Botschafter der Republik Ko-
sovo in Schweden, bemerkt dazu treffend wie folgt: „Weil die Menschen nicht aus dem Be-
dürfnis, sich zu Gruppierungen zusammenzuschließen, zueinander kommen, sondern weil die-
se Gruppierungen Selbstzweck sind, hat man heute NRO und keine Zivilgesellschaft“.894 
Nietsch definiert den Begriff der „Zivilgesellschaft“ „als Form der organisierten Teilnahme 
an sozialen Prozessen, die meist über Organisationen bzw. Verbände ohne lukratives Ziel 
läuft“.895 Allerdings gibt es eine Reihe von Organisationen der Zivilgesellschaft, die ihre Ge-
staltung und ihr Profil kontinuierlich wandeln, um zu versuchen, sich ständig in einem wan-
delnden politischen Rahmen zu positionieren. In einem OSZE-Bericht von  2007 wurde die 
Rolle der Zivilgesellschaft beschrieben und hinsichtlich ihrer Schwäche im „policy-making“ 
kritisch bewertet:  
„All sectors in Kosovo received significant financial and other assistance, and so did civil 
society. Of course, the reason behind such assistance was to build a vibrant NRO sector as 
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the ultimate corner stone of institution- and democracy-building. The millions of Euros in-
vested in the civil society sector of Kosovo since 1999 have thus aimed to establish its struc-
tures and capacities, so that it gradually assumes its desired role in the policy making in Ko-
sovo. However, the overall impression is that the success achieved is not at a desired level. 
The structures are indeed there, embodied in the high number of international and local 
NROs in Kosovo, but civil society has not assumed a position that would enable it to chal-
lenge the government, shape policies, and otherwise help solve societal problems that the 
government cannot tackle.” 896 
Doch einige erfolgreiche Initiativen und Kampagnen haben die politischen Prozesse und spe-
zifischen Entwicklungen sehr wohl geprägt. Die Zivilgesellschaft wurde nach dem Krieg als 
ein essentieller Sektor für die internationale Gemeinschaftspolitik im Demokratisierungspro-
zess betitelt. Eine gewichtige Rolle haben auch die internationalen NGOs nach dem Krieg 
übernommen, als sie unter dem Schutz der UNMIK und KFOR schnell die politisch-
wirtschaftliche und soziale Lage im Land wiederaufzubauen halfen. So gab es vor allem in 
den ersten Jahren nach Kriegsende deutliche Fortschritte in den Bereichen Infrastruktur, fi-
nanzielle Unabhängigkeit und im juristischen Bereich. Sie versuchten, neben ihrer Hilfe 
gleichzeitig die lokalen NGOs und die Zivilgesellschaft zu unterstützen, die auch als Notwen-
digkeit für die Demokratisierung des Landes zu betrachten waren. Im Jahr 2002 waren 50.000 
kosovarische Mitarbeiter bei internationalen oder lokalen NGOs beschäftigt. Bis heute haben 
die internationalen NGOs eine zentrale Stellung im Aufbau der Institutionen und der demo-
kratischen Prozesse gespielt. Kurz nach dem Kriegsende waren viele NGOs an der Flücht-
lingshilfe und am Wiederaufbau der zerstörten Häuser beteiligt. Der Index von USAID be-
sagt, dass im Jahr 2005 2.500 internationale NGOs ihre Tätigkeit im Kosovo ausübten, 150 
davon sind heute noch aktiv und gut etabliert. Sie haben durch die enge Zusammenarbeit mit 
unterschiedlichen ethnischen Hintergründen außerdem Netzwerke gebildet. Diesbezüglich 
muss auch erwähnt werden, dass die Zivilgesellschaft bei Gewaltausbrüchen wie den oben 
erwähnten Märzunruhen oder in Nord-Mitrovica keine nennenswerte Rolle gespielt hat. Glei-
ches gilt in Bezug auf die Überwachung der staatlichen Institutionen, „Check and Balance“ 
unter der UN-Verwaltung und bei Korruptionsfällen, die seit dem Ende des Krieges an der 
Tagesordnung sind. Folglich meint die Bevölkerung laut einer UNDP-Umfrage über die Zi-
vilgesellschaft, dass sie keine wesentliche Monitoring-Funktion geleistet habe. Die meisten 
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internationalen NGOs sind unabhängig vom Staat und werden folglich nicht von diesem fi-
nanziert. Zwei derjenigen NGOs, welche hingegen sehr wohl vom Staat finanziert wurden, 
sind USAID (United States Agency for International Development) und GTZ (Deutsche Ge-
sellschaft für technische Zusammenarbeit). Diese NGOs arbeiten eng mit KFOR, der UNMIK 
und der OSZE zusammen, halten beispielsweise unterschiedliche Seminare ab, um das Be-
wusstsein der Zivilgesellschaft zu steigern, mehr am Institution-Building und am Aufbau der 
demokratischen Strukturen teilzunehmen. Ferner unterstützen sie die Gründung der heimi-
schen Nicht-Regierungsgruppen. Die Mehrheit der NGOs im Kosovo stammt aus EU-Staaten 
und den USA. Das NDI (National Democratic Institute) ist ebenso wie das IRI (International 
Republican Institute) eine von der US-Regierung gegründete Organisation, die beide mit den 
politischen Parteien und der Zivilgesellschaft im Land kooperieren, um ihre Projekte durchzu-
setzen, wobei sie sich auf Aufgaben fokussieren wie den interethnischen Dialog, den Prozess 
der Demokratisierung und die Verbesserung der Situation der Frauen in der Gesellschaft.897 
Besonders werden nach der Unabhängigkeitserklärung ein neues Governance-System und 
neue Ansätze für die Zivilgesellschaft gefördert, bei der Entscheidungsfindung in den politi-
schen Prozessen mitzuwirken, um die Bevölkerungsinteressen zu vertreten, welche in der Zeit 
der UNMIK und der PISG durch die Entstehung des Zwei-Klassen-Governance Systems ge-
schwächt wurden. Durch die kosovarische Diaspora und den intensiven Kontakt der jungen 
Kosovo-Albaner zum Ausland sowie die internationalen Helfer nahm der Grad der Bildung 
der Kosovo-Albaner stark zu. Dies hat zu einem differenzierteren Problembewusstsein beige-
tragen und gleichzeitig die nationalen politischen Eliten emanzipiert, woraus eine Möglichkeit 
entstehen kann, Probleme auf dem pragmatischen Wege zu lösen.898 Die NRO wurden durch 
die internationale Gemeinschaft in Bezug auf eine neue Struktur-Ausrichtung beraten, wobei 
die meisten der NRO in letzter Zeit durch ihre Emanzipation komplett die lokalen Strukturen 
verändert haben.899  
Seit der Unabhängigkeit des Kosovos steht die Zivilgesellschaft vor neuen Herausforderungen 
und wird zukünftig mehr Verantwortung in den politischen Prozessen übernehmen müssen. 
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Das Parlament hat am 12. Februar 2009 ein neues NGO-Gesetz verabschiedet, nach dem kei-
ne Gebühr erhoben wird, um sich als NGO registrieren zu lassen oder den Status der Gemein-
nützigkeit zu beantragen. Zudem wird in Artikel 44 der Verfassung des Kosovos vom 10. Juni 
2008 das Recht auf Zusammenschluss gewährleistet.900 In den Grundzügen sind die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen aus Sicht der Zivilgesellschaft also durchaus annehmbar, es gibt 
allerdings auf der Ebene der Finanzgesetzgebung noch Verbesserungspotential, so zum Bei-
spiel hinsichtlich der Erleichterung der steuerlichen Absetzbarkeit von Spenden, zumal für die 
internationalen Geldgeber durch die Emanzipation der lokalen NROs ein Abhängigkeitsver-
hältnis zu Ende geht. Heute stellt die Zivilgesellschaft politische Dokumente zu aktuellen po-
litischen Themen und Unterrichtsgruppen von Experten, die mit den staatlichen Institutionen 
zusammenarbeiten. Doch die Interaktion zwischen der Regierung und der Zivilgesellschaft 
zeigt einen großen Abstand zwischen deren Aktivitäten und des Weiteren gibt es von beiden 
Seiten Initiativen, um die Beziehungen zu intensivieren und sich auch professionell zu verbes-
sern.901 Eine aktive und effektive Zivilgesellschaft setzt auf ungehinderten Zugang zu relevan-
ten und genauen Informationen. Demgegenüber hängt die Zugangsmöglichkeit zu Informatio-
nen aber von der kosovarischen Regierung ab, davon, ob die Regierung die NRO als zuverläs-
sigen Partner und Mitarbeiter bei der Politikgestaltung der Regierung ansieht.902 Die Regie-
rung hat die Zivilgesellschaft als Partner bei der Erfüllung der Interessen der Bürger nicht 
angenommen und hat sie in den meisten Fällen als Hindernis für die Regierungspolitik ange-
sehen. Nichtstaatliche Organisationen im Kosovo werden nach wie vor als Opposition der 
Regierung gesehen. Aufgrund des Mangels an politischer Kultur und Institutionen des Koso-
vos muss gerade der Ansatz zur aktiven Beteiligung der Zivilgesellschaft gefördert werden. 
Die Zivilgesellschaft wird von den politischen Institutionen des Kosovos nicht als ein politi-
scher Akteur und für die Ausarbeitung von Gesetzen wahrgenommen, da das Land in seiner 
Geschichte stets eine kommunistische Herrschaftskultur erlebt hat.903 Hierbei sollte auch er-
wähnt werden, dass insofern im Demokratisierungsprozess eine vollfunktionsfähige Zivilge-
sellschaft aufgebaut werden soll, diese einige Voraussetzungen zu erfüllen hätte, um als Inte-
ressenvertreter der Bevölkerung Akzeptanz zu finden. Nur so kann sie auf der einen Seite 
überhaupt die Interessen der Bevölkerung aufnehmen (unabhängig von den internationalen 
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Gelgebern: Interessen, Richtlinien und politische Strategien), auf der anderen Seite Druckpo-
tenzial gegenüber der Regierung und dem Parlament ausüben (unabhängig von staatlichen 
Institutionen). Nun wenn dieser Fall geschaffen werden kann, hätte die CSO im Kosovo als 
effektiver Interessenvertreter und Vermittler zwischen Staat und Gesellschaft eine Chance. Es 
gibt ferner zahlreiche lokale NGOs, die dagegen sind. Sie bezeichnen die UNMIK als Koloni-
alsystem und die politische Elite als Marionette der internationalen Gemeinschaft. Sie protes-
tieren jeden Tag gegen die Missionen der EU (EULEX), die Politik der Regierung und ihre 
Schwäche. Für Albin Kurti, den Gründer von „Vetëvendosje“ (Selbstbestimmung), ist es die 
Aufgabe dieser Bürgerinitiative, die IG-Politik aufzuhalten, da sie in Zusammenarbeit mit den 
lokalen Politikern das ganze politisch-wirtschaftliche und soziale System korrumpiert habe. 
Er spricht von einem „Kolonialsystem, wie es von UNMIK aufgebaut wurde“. „Die UNMIK 
ist eine pyramidal aufgebaute, autoritäre Struktur“. „Sie eignen sich alles an: politische Herr-
schaft und ökonomische Macht“. Weiter sagt er: „Die UNMIK kam hierher und hat unser 
Parallelsystem zerstört, das wir während der serbischen Besatzung relativ erfolgreich aufge-
baut haben. Ein Parlament im Untergrund, ein Erziehungs- und Gesundheitswesen waren 
existent, man hätte darauf aufbauen können und müssen. Die UNMIK hat tatsächlich mit ei-
nem ihrer ersten Dekrete dieses System für ungültig erklärt. Logischerweise, denn die ganze 
Legitimität der Internationalen fußte auf der Vorstellung, alles neu aufbauen zu müssen. Da 
konnten vorhandene Strukturen, so schwach oder unvollständig sie auch waren, nur stören. 
UNMIK hat uns entdeckt, wie man Eingeborene entdeckt – Sie haben für sich moralische 
Autorität in Anspruch genommen, wie Priester, die uns erklären müssen, wann wir reif sind. 
Und die NGOs kamen im Sog der UNMIK: Sie essen ihr eigenes Geld, halten Konferenzen 
ab, üben sich in diversen Trainings. Wir hingegen fordern: Arbeit statt Training!“904 Mehr als 
4.000 NROs im Land bezeichnet der Gründer von „Selbstbestimmung!“ Albin Kurti immer-
hin als eine schwache Zivilgesellschaft. Die Mitglieder der Bewegung „Selbstbestimmung!“ 
kritisieren die UNMIK und im Speziellen EULEX sowie die Regierung, zum Beispiel durch 
Plakataktionen. . Sie lassen auch die NGOs nicht besser aussehen. Die kosovarische Regie-
rung nannte Kurti aufgrund seiner radikalen Ideen einen „Leninisten“ und die Aktionen, Pro-
teste und Aktivitäten gegen UNMIK und die Regierung werden als kontraproduktiv in der 
Nachkriegszeit bewertet. Weiterhin wirft die Regierung „Bewegung Selbstbestimmung!“ vor, 
dass sie als Jugendliche noch reif genug seien, sich der Demokratie anzupassen. Die Vetëven-
dosje hat sich inzwischen aber als eine bürgerliche Bewegung im ganzen Land verbreitet. 
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Diese Organisation hat Richtlinien für eine Politik der radikalen gesellschaftlichen und politi-
schen Veränderungen aufgebaut, deren Ziel es auch ist, die Selbstbestimmung der Menschen 
im Kosovo zu verwirklichen. Sie wird dabei nicht von fremdem Geld finanziert, sondern wird 
weiterhin durch Spenden der kosovarischen Bevölkerung in- und außerhalb des Kosovo un-
terstützt.905 Aufgrund der Tatsache, dass die UNMIK-Verwaltung und die kosovarischen poli-
tischen Institutionen unter dem UNMIK-Schirm sie nicht anerkannten, wurde die Bewegung 
bis zur letzten parlamentarischen Wahl trotz ihrer politischen Kraft nicht offiziell registriert, 
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5. Die politische Kultur  
5.1 Organisierte Kriminalität – Kosovo als Transitland 
 
„Die organisierte Kriminalität ist schwierig zu definieren. Der 
Begriff wird für mehr systematische und anspruchsvolle Formen 
illegaler Unternehmen aus herkömmlicher Kriminalität zu un-
terscheiden verwendet. Er umfasst eine breite Palette von ge-
winn-motivierten kriminellen Aktivitäten, insbesondere grenz-
übergreifenden Schmuggel. In einigen Fällen wird auch OK 
durch das Profitieren von Schutzgelderpressung, Unterschla-
gung oder betrügerische Übernahme von staatlichen Mitteln 
und Regelung der örtlichen Schwarzmärkten manifestiert.“ 
(UN- Doc - 2008) 
Nach einem enormen Mitteleinsatz seitens der internationalen Gemeinschaft, der Errichtung 
der politischen Institutionen im Land und der Schaffung der Demokratie hat das Kosovo 
selbst nach der Unabhängigkeitserklärung politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich noch 
immer keine Stabilität. Die politischen Strukturen scheinen nach wie vor mit kriminellen Ma-
chenschaften und diesen Entwicklungen verbunden zu sein. Die Balkan-Region ist stark von 
der organisierten Kriminalität (OK), Korruption, illegalen Waffentransporten, Geldwäsche, 
Menschenhandel, Drogenschmuggel usw. betroffen. Die organisierte Kriminalität ist aber 
nicht aus dem „Nichts“ heraus entstanden, sondern hat eine frühere Genese, die sich in der 
Geschichte des Landes schnell entwickelte und in dem gesamten Struktursystem tief verwur-
zelt ist. Das Phänomen der Organisierten Kriminalität ist in allen Bereichen der Gesellschaft 
sehr ausgeprägt und stellt ein Problem für den unabhängigen Kosovo dar. Das Kosovo liegt 
auf dem Mittelpunkt der Balkan-Route und wird als wichtiges zentrales Transitland genutzt, 
um Heroin aus Afghanistan nach Westeuropa zu transportieren. Monatlich werden schät-
zungsweise in etwa vier bis fünf Tonnen Heroin über diese Balkan-Route geschmuggelt. Der 
Tagesumsatz der OK beträgt laut Directorate of Organised Crime (DOC) circa 1,5 Millionen 
Euro, was einem jährlichen Umsatz von etwa 550 Millionen Euro entspricht. Dieser Betrag 
macht in etwa ein Viertel des gesamten Bruttosozialproduktes des Kosovos aus. Wie weiter-
hin festgestellt wird, ist der einzig profitable Wirtschaftszweig im Kosovo, in dem es auch 
vertrauensvolle Zusammenarbeit von Albanern und Serben gibt, die organisierte Kriminali-
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tät!906 In dem Bericht der Europäischen Kommission und des Europäischen Rates wurde fest-
gehalten, dass die sehr stark ausgeprägte organisierte Kriminalität in Südosteuropa ein Hin-
dernis für die sozialen und wirtschaftlichen Entwicklungen sein wird und durch ihre Ausbrei-
tung eine Bedrohung für die ganze Europäische Union darstellt.907 Obwohl die EU im Jahr 
1999 eine Beitrittsperspektive für den Westbalkan eröffnete, haben die Balkan-Länder seit-
dem nur wenige Fortschritte auf dem Weg des Integrationsprozesses erfüllt, da die politische 
Elite, die mit der organisierten Kriminalität und Korruption stark verbunden ist, die von der 
EU vorgegebenen Kopenhagener Kriterien als wichtige Aufgaben für den EU-Beitritt nicht 
erfüllen will.908 Aufgrund ihrer misslichen Politik werden die Balkan-Länder auch von der EU 
als unerwünschte Länder für die Integration wahrgenommen.909 Einige Länder haben den 
Kandidatenstatus für die Integration in die EU erhalten und einige sind in der Beobachtung-
phase der EU-Kommission, wann sie reif genug sind, den Beitrittsstatus zu erhalten.910 Die 
EU hat einen Stabilitätspakt für die Balkanländer geschaffen,Der Stabilitätspakt für Südosteu-
ropa ist der erste ernsthafte Versuch, eine langfristig angelegte Politik der Konfliktprävention 
zu entwickeln. Gerade die europäische Staatengemeinschaft erhofft sich dadurch weitreichen-
de Verbesserungen, wobei die Bekämpfung der Kriminalität eine der wichtigsten Aufgaben in 
diesem Zusammenhang in die Bereiche der Justiz und des Inneren gehört. Hierbei handelt es 
sich um eines der wichtigsten Projekte, welches die EU im Balkan während der letzten zehn 
Jahre finanziell und missionarisch unterstützt hat. In diesem Rahmen der Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozesse wurden von der Europäischen Union im Zeitraum von 2001 bis 2006 
4,6 Mrd. Euro für hunderte Projekte bereitgestellt und als Programm CARDS bezeichnet. 
Diese Investitionen beziehen sich in der Mehrheit auf die Bereiche der Justiz und des Inneren, 
die von der EU als Hauptproblemfelder des Balkans wahrgenommen werden, um Rechtsstaat-
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lichkeit zu erreichen. Dieses mehrere Bereiche umfassende Projekt CARDS will auch die 
Modernisierung der Grenzübergänge fördern, um den Warenhandel zu erleichtern, aber auch 
um den Menschenschmuggel, illegalen Warenhandel, Waffentransporte, Drogenlieferungen 
usw. zu unterbinden. Dazu sind auch eine Ausbildung der Polizei nach westlichem Vorbild 
und die Anwendung von neuen Untersuchungsmethoden, die Einführung von unterschiedli-
chen Datenverarbeitungssystemen sowie die Vernetzung der verschiedenen Dienste und 
dadurch auch eine engere Zusammenarbeit mit Interpol erforderlich, um diesen Ländern neue 
Sicherheitstechnologieuntersuchungen zu ermöglichen. Die Resultate der Balkan-
Regierungen bei der Bekämpfung von Kriminalität und Korruption sind trotz der massiven 
Investitionen, die von der EU 2001 bis 2006 mit 4.6 Mrd. sowie 2007 bis 2013 mit 11 Mrd. 
geleistet wurden, in der Gesamtmenge aus Sicht der EU als nicht befriedigend zu betrachten. 
Die EU hat für die Balkan-Länder eine langfristige Strategie für ihre Integration in die EU 
konzipiert, wofür die Balkan-Länder intensiver gegen die OK und die Korruption in ihren 
Ländern kämpfen müssen. Der Fortschritt bei der Zurückdrängung der OK und der Korrupti-
on ist einer der entscheidenden Faktoren für die Integration in die EU.911 
 
 
5.1.1 Entwicklung und regionale Kooperation der OK 
Mit dem Ende des Kalten Krieges entstanden unterschiedliche kriminelle Organisationen als 
Operationsbasis zur Finanzierung von Kampfhandlungen im Zuge des Zerfalls von Jugosla-
wien. In allen Balkan-Ländern haben mit dem Fall des Kommunismus die Kriminalität und 
Korruption deutlich zugenommen.912 Die Kriege und die Transitionskrise waren ein idealer 
Nährboden für diese kriminellen Strukturen. In der Regel sind viele Mitglieder der politischen 
Elite in der Periode der politischen Unsicherheit von der politischen zur wirtschaftlichen 
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02.12.2011). 
912




 Ebd. S. 5. 
317 
 
Macht gewechselt. Der Prozess der Privatisierung des staatlichen Vermögens ist oft ein we-
sentlicher Punkt in dieser Hinsicht.913  
Als der Kommunismus in den späten 1980er Jahren fiel, waren die Mitglieder der Geheimpo-
lizei und ihre kriminellen Verbündeten gut am Gewinn aus dem neuen Kapitalismus beteiligt. 
Dies wurde durch die sogenannte „Nomenklatura Privatisierung" erreicht, in welcher Partei-
funktionären staatliche Unternehmen und Finanzen verliehen wurden. In Südosteuropa wur-
den diese Funktionen oft von geheimen Polizisten übernommen, die ihre geheimen Tätigkei-
ten mit kriminellen Kontakten zum Erstellen lokaler Monopole und verdeckter multinationa-
ler Konzerne einsetzten. Um ihren Vorteil zu schützen, behielten sie ihre Verbindungen mit 
der politischen Macht bei.914 Konflikt- und Post-Konflikt-Länder werden durch die Kriminali-
tät gefährdet, da in einem Kriegsgebiet die reguläre Wirtschaft zusammenbricht und dadurch 
die bewaffneten Machthaber andere Quellen des Lebensunterhalts für eigene Zwecke ausnut-
zen sowie zur Steigerung ihres Reichtums und ihrer Macht missbrauchen können. Durch die 
aufständischen Gruppen wird das Schmuggeln praktiziert, wenn dem Staat selbst Sanktionen 
auferlegt werden. Wenn diese Aktivitäten während des Konflikts ausreichend lukrativ sind, 
können sie auch im nach dem Konflikt weiter betrieben werden.915 Die organisierte Kriminali-
tät wurde, wie es der Historiker Schmitt beschreibt, als Ergebnis des Zusammenbruchs des 
kommunistischen Systems in ganz Ost- und Südosteuropa geboren. Der Begriff darf keines-
falls als ein kosovo-albanisches Phänomen betrachtet werden, sondern vielmehr als histori-
sches Ereignis dieser Länder, das durch grausame Krisen und ethnische Konflikte entstanden 
ist.916 Die dauerhaften Konflikte der 1990er Jahre führten nach dem Zerfall Jugoslawiens zu 
einem Vielvölkerstaat, der auch zu einer wirtschaftlichen Blockade geführt hat. Daraus resul-
tierten ferner die Existenz schwacher Staaten in der Nachkriegszeit und rechtliche Vakuums 
sowie das Zusammenleben von Gruppen der organisierten Kriminalität innerhalb des Staates, 
sofern ein günstiges Umfeld für dieses Mafia-Phänomen erblühte.917 Diese Einflussnahme der 
OK hat durch die Schwächung der staatlichen Strukturen stark zugenommen, was selbst heute 
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noch als eine große Herausforderung für die funktionierende Rechtsstaatlichkeit in den Bal-
kan-Ländern genannt wird.918 Da nach 1991 in den Kriegszeiten in Jugoslawien die Kontroll-
mechanismen weitgehend ausgefallen sind, profitierten in diesen chaotischen Zuständen die 
Macht und Akteure, die den Schmuggel in der Region weiter ausbauten.919 Darüber hinaus 
sind durch die wachsenden ethnischen Konflikte im ehemaligen Jugoslawien durchlässige 
Grenzlinien entstanden, die in den Kriegszeiten durch deren Durchbrechung seitens der Ver-
brechersyndikate zu einem lukrativen Geschäft führte, wobei der Schmuggel am Grenzüber-
gang durch die kriminellen Gruppen in Zusammenarbeit mit den Zollbehörden sowie den Po-
lizisten in der Region stark ausgeprägt war.920 Die Balkan-Region ist derzeit eines der wich-
tigsten Epizentren der organisierten Kriminalität: ein transnationales und globales Bedro-
hungsphänomen. Aufgrund der korrumpierten politischen Elite in den Balkan-Ländern wurde 
kurz vor dem Zusammenbruch für den eigenen Vorteil und Machterhalt gearbeitet, was zur 
Kooperation zwischen der politischen Elite mit kriminellen Strukturen führte.921 Aufgrund 
Jugoslawiens Orientierung als blockfreies Land waren die Grenzen für Bevölkerung und Gü-
ter während des Kalten Krieges sowohl zum Ost- als auch zum Westblock hin offen. Hiermit 
entstand in dieser Zeit ein wesentlicher Faktor: die „Balkan-Route“, die von Mafia-Gruppen 
für Drogengeschäfte, vor allem Heroin, genutzt wird. Dieses Dealernetz führt Drogen-
Transporte aus Afghanistan über die Türkei in Richtung Westbalkan und nach Mittel- und 
Westeuropadurch. Diese entstandene Route des Drogenhandels breitete sich während der 
Kriegszeiten sehr weit aus und wurde auch durch die organisierte Kriminalität, den illegalen 
Handel, illegalen Waffentransport, Menschenhandel, Zigarettenschmuggel und durch andere 
kriminelle Machenschaften gefestigt.922  
Die Kriminalisierung der Gesellschaft wird auf den Anfang der 1990er Jahre datiert, als die 
UN ein Embargo gegen Serbien ausgesprochen hatte und durch den Zusammenbruch der ju-
goslawischen Wirtschaft die Steigerung des illegalen Handels stark zugenommen hatte, da 
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Import und Export während des Embargos nur illegal funktionieren konnten, 923 wobei selbst 
die Regierungen am Schmuggel beteiligt waren, um ihre bewaffneten Formationen aufzurüs-
ten. So wurde in Kürze ein Schwarzmarkt für Waffentransporte und militärische Ausrüstung 
errichtet, der in den 1990ern zu einem weltweiten illegalen Waffennetzwerk und paramilitäri-
schen Verbänden führte, wobei ein weiterer wesentlicher Faktor die Entstehung der Mafia in 
dieser Region war. Doch der Trend der Erfassung des öffentlichen Vermögens für den persön-
lichen Reichtum und das taktische Platzieren von Kumpanen begannen schon früher in Serbi-
en, und zwar während der Ära Milošević. Der Übergangsprozess zur Demokratie wurde vom 
kriminellen Netzwerk als Chance ergriffen, indem es seine Verbindungen und Macht ausnutz-
te, um den Privatisierungsprozess zu dominieren und Machtstrukturen zu etablieren.924 In die-
sem geführten Prozess der Oligarchie, in dem es eine erhebliche Fusion des Politischen, 
Kommerziellen und des Verbrechens gab, hat die Pseudowissenschaftlerin Mira Marković die 
wichtigste Rolle gespielt, die eng mit den illegalen Tätigkeiten bekannt war und eine Vermitt-
lerrolle zwischen Milošević und der Mafia einnahm. Es war eine bedeutsame Rolle für die 
Mafiotisierung der balkanischen Gesellschaft, wo die Mafia einen Staat im Staat errichtet hat-
te.925 Vor diesem Hintergrund beschrieb Komlinović die Lage in Jugoslawien wie folgt: 
„At the top sit functionaries who are unequivocally loyal to Milošević (…). They distribute 
monopolies for the import of gas, cigarettes, and other profitable merchandise among various 
businessmen, while taking their own cut. Policemen and customs officers, whose job is to shut 
their eyes when necessary, also get a piece of the action… Since these businesses are wholly 
unregulated by law, rules for settling conflicts have not been established, and if one cannot 
negotiate a compromise, guns are drawn … the Yugoslav Secret Police has been known to 
cooperate in these shady affairs. During the Tito era, many criminals found that Yugoslavia 
was too confined a playground, so they moved abroad during the seventies and the eighties in 
search of a better life. In recent years, they have come home to “perform particular services” 
for the Secret Police… members of the mafia are “legally” establishing private firms… 
Thanks to the services they rendered to the Secret Police during the war and at other times, 
some of these criminals have managed to make their way into the circles of privileged import-
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ers of highly profitable merchandise, hand in hand with numerous state officials and with 
many former and current functionaries of the State Security Service.“926 
In den gesetzlosen Zonen (Mazedonien, Kosovo, Albanien, Montenegro und Südserbien), wo 
die Dörfer an den Grenzen in der Mehrheit von albanischer Bevölkerung besiedelt sind, gab 
es ausreichende Punkte, um illegale Waren zu schmuggeln. Aufgrund der Sanktionen der IG 
gegen Jugoslawien waren sie auch am Schmuggel nach dem  Kosovo-Krieg massiv beteiligt, 
wobei die illegalen Importe aus Rumänien, Bulgarien, Mazedonien und Albanien eingeführt 
wurden. So wurde beispielweise in den 1990er Jahren von der albanischen Mafia Öl an bosni-
sche Serben und die jugoslawische Armee geliefert, woraus eine ausgezeichnete Partnerschaft 
und Verbindung zwischen den politischen, kommerziellen und kriminellen Eliten im Balkan-
gebiet resultierte.927 Dementsprechend wurde auch die politische Elite Serbiens und die OK 
von Trivunović, Devine und Mathisen beschrieben: 
„(…) smuggling of weapons, fuel, and other key commodities, including foreign currency… 
was orchestrated by the state and subcontracted to organised crime groups and `business-
men` in return for a share of the profits. A number of businessmen – many of Serbia’s pre-
sent-day tycoons – built their fortunes on monopoly positions granted by the state in a number 
of industries, including media and telecommunications, again in return for support of the rul-
ing party and its leadership. After the fall of Milošević, many of these business interests have 
endeavoured to legitimise and protect their wealth through investments in Serbian industry, 
including through participation in privatisation processes, and through support of political 
parties in power since 2000.“928 
Der Grund für die Entstehung der albanischen Mafia wird auch in dem UN-Bericht von 2008 
(Crime and its Impact on the Balkans and affected countries) mit dem Fall des Kommunismus 
in Verbindung gebracht, wobei die Beziehungen zwischen der albanischen Geheimpolizei 
(bekannt als Sigurimi) und dem organisierten Verbrechen hervorgehoben werden, zumindest 
während des kommunistischen Regimes. Sigurimi-Mitglieder sind nach dem Tod von Hoxha 
1985 als bedeutende Persönlichkeiten hervorgegangen und viele verbanden sich später mit der 
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Kosovo-Befreiungsarmee.929 Albanien erlebte in dieser Zeit einen wirtschaftlichen Zusam-
menbruch, wobei zwischen staatlicher Kriminalität, Korruption und Mafia nicht mehr zu un-
terscheiden war.930 Die Plünderung des Waffenarsenals im Jahr 1997 inmitten des chaotischen 
Zustands in Albanien führte dazu, dass die Waffen des Militärs und der Staatspolizei an die 
benachbarten Länder verkauft wurden, was die Gründung und Förderung von Guerilla-
Gruppen vorantrieb. 
„Albania in the spring of 1997 represents a classic case of state failure. The structures that 
should have guaranteed the rule of law failed completely … There was no judicial system. To 
the extent that police were found on the streets, they were agents of private violence. A sub-
stantial amount of weapons were seized by the population; the state of insecurity was total. 
The state was neither taxing nor spending.“931 
 
 
5.1.2 Die Entwicklung und Rolle der Balkan-Route für die OK 
Die albanischen Mafia-Gruppen waren in die Kriminalitätsaktivitäten in den 1990er Jahren 
intensiv involviert, wobei sie versuchten, das verlorene Geld aus dem Pyramidensystem zu-
rückzugewinnen.932 Die organisierte Kriminalität im Kosovo wurde auch durch den starken 
Einfluss der albanischen Mafia geprägt, die im Krieg und danach ihre Tätigkeit über das Dea-
lernetz des regionalen Gebietes ausgeweitet hatte. Außer den drei o. g. Gründen, die für die 
Entstehung der albanischen Mafia sehr wichtig sind, haben Miloševićs Regime sowie die Pa-
rallelinstitutionen im Schattenstaat Kosovo zur Entstehung dieser Klientelisierung der Gesell-
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schaft beigetragen. Nach dem Krieg kam das Kosovo durch die vor dem Krieg und im Krieg 
entstandenen Mafia-Gruppen als Transitroute für schmutzige Tätigkeiten hinzu und wurde, 
wie der Journalist Hoffbauer äußert, unter vier bis sechs albanischen Clans aufgeteilt, wobei 
die Markaufteilung im Ausland von „emigrierten Familienmitgliedern kontrolliert wird.“933 
In der Zeit vor dem Krieg wurden diese illegalen Geschäfte über das Land hinaus vor allem 
im Heroinhandel von den zwei serbischen Mafia-Gruppen betrieben, wobei auf der einen Sei-
te die „Tiger“ von Željko Ražnatović, genannt „Arkan“, und auf der anderen die „Roten Ba-
rette“ von Milorad Ulemek, genannt „Legija“, als paramilitärische Gruppen im Kosovo-Krieg 
operierten.934 Diese paramilitärischen Kämpfer wurden sogar Mitglieder der Einheiten der 
Staatssicherheit, was zu einer weiteren Stärkung der Verbindung zwischen der Regierung und 
der Unterwelt führte. Die Route (Balkan-Route) wird durch ihre Kanäle in der gesamten Bal-
kan-Region für illegale Transaktionen von Drogen, Zigaretten, gestohlenen Autos, Textilien, 
Treibstoff und sogar von menschlichen Organen und Waffen genutzt. Die Zusammenarbeit 
zwischen diesen organisierten Kriminellen führte in diesem Bereich zu einer Ausweitung und 
Herausbildung von internationalen Netzwerken, die weltweit tätig sind. Die Balkan-Route 
wird meistens verwendet, um Güter und Personen in Richtung der EU zu schmuggeln. Durch 
Kriege wurde die Route, wie es der Bericht von Interpol beschreibt, mehrmals unterbrochen, 
also musste die alte Strecke durch eine neue Strecke der Kriminalität ersetzt werden. Dabei 
haben diese kriminellen Gruppen auch die Instabilität der Region ausgenutzt, um ihren Profit 
durch Waffen-, Drogen-, Zigaretten- und Menschenschmuggel zu erhöhen, womit in Kriegs-
zeiten hier vom schnellsten Geschäftsviertel auf dem Balkan die Rede war.935 Die Menschen 
aller Länder des Balkans sind in den Schmuggel verwickelt, wobei häufig auch über die Lan-
desgrenzen hinweg kooperiert wird. Allerdings verdient die extreme Stärke der albanischen 
kriminellen Gruppen eine besondere Erwähnung: Die Kontrolle der Balkan-Route wurde in 
einer kurzfristigen Phase von den Albanern aus der Hand der Türken und Kurden übernom-
men, denn diese Strecken standen bis dahin unter der Kontrolle der türkischen und kurdischen 
Drogenhändler.936 Diese Drogenkartelle sollten jährlich einen Gewinn von circa 2,1 Milliar-
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den Euro einnehmen. Über vier Tonnen Heroin werden über die Grenze des Kosovo aus Af-
ghanistan transportiert, wobei der Kosovo als Destinations- und Transitort bezeichnet wird.937 
Die Übernahme der Kontrolle aus der Hand der türkischen Kartelle durch albanische Gruppen 
betrachtet Hislope wie folgt: 
„Georgian and Armenian antipathy towards the Turks played into Albanian hands as they 
became the couriers of choice. In this way, the Albanian mafia gradually supplanted the 
Turks as the main suppliers of heroin into Western Europe.”938  
Die zunehmende Zahl der albanischen Drogendealer wurde mit der Flüchtlingsbewegung  
Ende der 1980er und Anfang der 1990er Jahren von Flüchtlingen initiiert, die vor allem in 
westeuropäische Staaten und die USA ausgewandert sind.939 Die Auswanderungswelle wurde 
von der Aufhebung des Autonomie-Status des Kosovo seitens des Milošević-Regimes und der 
katastrophalen politisch-wirtschaftlichen sowie sozialen Lage gefolgt.940 In den internationa-
len Berichten wurde bestätigt, dass die albanischen und kosovarischen kriminellen Gruppen 
seit den 1990er Jahren einen exponentiellen Anstieg in den Ländern der Region sowie auf der 
westlichen Seite erlebten. Italien, Frankreich, Deutschland, Österreich, die Schweiz, Großbri-
tannien, Ungarn, die Tschechische Republik, Griechenland und die Vereinigten Staaten wer-
den für den Drogentransport nach Nordamerika auch als wichtigste Zwischenstationen miss-
braucht, wie es aus den Polizeiberichten der einzelnen Staaten hervorgeht.941 Viele der albani-
schen Flüchtlinge waren wegen der repressiven Politik Miloševićs und der Verfolgung durch 
das Regime sowie der katastrophalen politisch-wirtschaftlichen und sozialen Lage in ihrem 
Heimatland dazu gezwungen, nach Westeuropa auszuwandern. Sie hatten aufgrund verschie-
dener Bestimmungen keinen Zugang zu geregelter Arbeit und waren somit auf andere Ein-
kommensquellen angewiesen, um ihren Lebensunterhalt zu verdienen, wobei der Eintritt in 
die Kriminalität nach Mappes-Niediek nicht für alle Albaner eine Notwendigkeit darstellte.942 
Die Dominanz der kriminellen Gruppen in den o. g.  Ländern wird durch die Balkan-Mafia 
seit Jahren gestärkt. Weiterhin bleibt die albanische Mafia als schwergewichtigste Organisati-
on bestehen, die die Mehrheit des Heroinschmuggels, Menschenhandels (Zwangsprostitution) 
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sowie anderer Formen der Kriminalität nach dem Krieg des Kosovo in der EU-Zone vorange-
trieben hat. Diese Formen werden weiterhin von Albanern, Serben, Mazedoniern und tür-
kisch/kurdischen Gruppen kontrolliert. Hierzu wurde auch in einem UN-Bericht mit dem Titel 
„World Drug Report“ von 2004 wie folgt geschrieben:  
„Much of the heroin wholesale trade in Western Europe is still reported to be controlled by 
Turkish/Kurdish groups, though in recent years Albanian groups (originating in Kosovo, in 
F.Y.R of Macedonia and in Albania) appear to have obtained a significant market share in a 
number of countries“.943   
Die kosovarischen OK-Gruppen schienen bei der regionalen Machtübernahme erfolgreich zu 
sein, da die regionalen Konkurrenten mit dem Regimewechsel ebenfalls geschwächt wurden. 
Somit wurde die Lage der OK auch in den Nachbarländern wie zum Beispiel Serbien, die 
während Miloševićs Zeit eine wichtige Rolle für die OK weltweit gespielt haben, vom OK-
Experten Williamson, der unter anderem als Leiter der UNMIK-Justizabteilung tätig war, wie 
folgt beschrieben:  
„By the time Slobodan Milošević fell from power in October 2000, the Serbian organized 
crime presence outside Serbia was significantly diminished. The new leaders, and their gov-
ernment patrons, were too busy making money and protecting their political interests in Ser-
bia to pay much attention to the rest of Europe.“944 
Der illegale Waffentransport und -handel hat aber nach dem Krieg an Bedeutung verloren, da 
es mit Ende des Krieges keinen Bedarf mehr gab. Die wirtschaftliche Lage war am Ende des 
Krieges am Boden und die Menschen wurden, um ihre wirtschaftliche Lage zu verbessern, 
auch in kriminelle Tätigkeiten verwickelt. Beispiele dafür sind Prostitution oder Zigaretten-
schmuggel. Nach dem Krieg lag die Arbeitslosenquote bei 85 % und die Menschen hatten 
keinerlei Einnahmequelle mehr. Dies war auch der Entscheidungsfaktor dafür, dass die Men-
schen im Kosovo keine Perspektiven mehr sahen und zum Teil sehen, um ihre Existenz nicht 
mit kriminellen Handlungen zu bestreiten. Der Waffenhandel hat laut Schätzungen etwa 
460.000 kleine und leichte Waffen in die Hände von Zivilisten gebracht. Das organisierte 
Verbrechen und der Menschen- sowie Drogenhandel haben nach dem Krieg einen starken 
                                                          
943
 UN: World Drug Report. Analysis: 2004. Volume.1. The Office for Drug Control and Crime Prevention 
(UNODCCP) became the Office on Drugs and Crime (UNODC) on 1 October 2002. The Office on Drugs and Crime 
includes the United Nations International Drug Control Programme (UNDCP), siehe unter:  
http://www.unodc.org/pdf/WDR_2004/volume_1.pdf ( Abgerufen am 16.12.2011). 
944
 Williamson, Clint: Balkan Organized Crime. 2003, S. 44. 
325 
 
Zuwachs erlebt, insbesondere der Frauenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung. Die 
meisten Orte, an denen die Prostitution als geheime Form organisiert und als lukratives Ge-
schäft ausgeführt wird, liegen in der Nähe der Armeebasen, wo die internationalen Sicher-
heitstruppen und internationalen Behörden gelandet sind. In allen Städten des Kosovos wur-
den nach dem Krieg Cafés, Restaurants, Motels und getarnte Bordelle errichtet, die in der 
Mehrheit von den internationalen Akteuren frequentiert werden. So wurde im Jahr 2004 in 
einem Bericht von Amnesty International festgehalten, dass 80 % der Klienten der Prostituier-
ten Mitglieder der internationalen Organisationen waren.945 Die wichtigste Route für den 
Frauenhandel führt aus dem Norden (Nord-Mitrovica – serbische Enklave) über die serbische 
Grenze und auch über Mazedonien. 946 Nach dem Krieg haben die Clan-Gruppen, die meis-
tens unter UÇK-Schutz aufgrund der organisierten Kriminalität die gesamten Wirtschaftssek-
toren des Landes übernehmen und ihren Einfluss landesweit ausbreiten konnten, auch politi-
sche Macht zu erlangen versucht, wie es im Folgenden zitiert wird:  
„(…) organized criminal groups suspected of ties to the KLA swiftly took over apartments, 
real estate, and formerly „socially owned“ economic assets such as petrol stations, hotels, 
and other commercial premises and started using them for political activities as well as for 
revenue generation.”947  
Die UÇK-Führer wollten mit ihren Clanstrukturen um jeden Preis und mit der Hilfe der noch 
bewaffneten UÇK-Kämpfer ihre Macht aufrechterhalten und über das Land ausweiten. Die 
UN-Verwaltungsmission stand diesen Aktivitäten hilflos gegenüber und um die öffentliche 
Ordnung schnell wiederherzustellen, sollte die UNMIK diese Clan-Gruppen oder einzelne 
Clanchefs in die Politik integrieren, wobei UNMIK nur die Möglichkeit sah, diese Ordnung 
über legitime politische Vertreter vor Ort herzustellen. Damit waren ein Machtzuwachs und 
politischer Respekt durch die internationale Anerkennung dieser Führer auf der politischen 
Ebene verbunden, da sie am State-Building-Prozess beteiligt wurden, um den Rechtsstaat zu 
errichten.948 Hinsichtlich der Beteiligungsmöglichkeiten im Wiederaufbauprozess des Staates 
wurden auch von der UNMIK als  kriminell eingestufte UÇK-Mitglieder angeworben und 
integriert. Juda äußert in seinem Buch zu diesem Vorgehen kritisch wie folgt:  
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„Despite Kosovo’s small size, UNMIK was also discovering that it was impossible to govern 
the province alone. In part, this was thanks to the fact that in the chaotic days following the 
ending of the bombing the KLA had seized effective power in much of the province and its 
people were either governing or appointing people to do so.“949  
Die Verbindung des illegalen mit dem politischen Bereich konnte wegen des durch all diese 
Bedingungen der UNMIK geschaffenen Machtvakuums in der Rechtsstaatlichkeit nicht funk-
tionieren. Durch eine instabile Lage sowie die Anerkennung der Strukturen seitens der inter-
nationalen Gemeinschaft und Bevölkerung als politische Vertreter konnten weiterhin im Hin-
tergrund kriminelle Strukturen ihrer profitablen Tätigkeit nachgehen: „Organized crime, 
which was spreading almost unhindered, seems to have gradually come to exert great in-
fluence over political, economic and social life in Kosovo.”950 Diese politischen Vertreter, die 
von der internationalen Gemeinschaft als kriminell bezeichnet werden, haben ihre politischen 
Parteien unter dem Deckmantel des politischen Prozesses zu verstecken versucht und durch 
ihre Anerkennung seitens der internationalen Gemeinschaft als „politische Vertreter“ haben 
sie die organisierte Kriminalität nur noch gefestigt und in allen Bereichen ihre Clan- und 
Verwandtschaftsstrukturen ausgeweitet, die mit den durchgeführten kriminellen Interessen die 
Aktionen der politischen und wirtschaftlichen Strukturen des Landes ruiniert haben.951 
„The limited UNMIK presence in the regions and municipalities during the early stages of the 
Mission has allowed parallel local structures to take root in some areas. These structures, 
mainly affiliated with the former KLA, are competing with UNMIK for interim administration 
authority through such illegal activities as tax collection and certification.”952 
Unter den gegebenen Umständen wird auch die Anfangsphase der UN-Verwaltung im Koso-
vo gegen die Bekämpfung der organisierten Kriminalität und Korruption als sehr schwach 
betrachtet, wobei die UN möglicherweise keine alternative Strategie hatte, die organisierte 
Kriminalität und Korruption einzudämmen. Aufgrund der geringen Kapazitäten an Polizeibe-
amten konnte die UNMIK die organisierte Kriminalität nicht erfolgreich bekämpfen, zusätz-
lich bestand das Ausbildungsproblem der Polizisten aufgrund der unterschiedlichen Ländern 
                                                          
949
 Judah, Tim: Kosovo. War and Revenge. New Haven. Yale University. 2000, S. 298. 
950
 Vgl. Teran, Nika Stražišar (2007): Peacebuilding and Organized Crime The Cases of Kosovo and Liberia. 
Working Paper 1/2007. Swiss Peace. Bern, S. 16 
951
 Vgl. Reljić, D.. 2007, S. 16 
952
  UN-Bericht 1999. Report of the Secretary-General on the United Nations Interim Administration Mission in 
Kosovo. S/1999/1250. 23 December 1999. Siehe unter: 




der UN-Polizisten, deren Einsatzfähigkeiten nicht für Krisenregionen geeignet waren und 
deren Vorgehen gegen die Kriminalität in der Anfangsphase der Mission schwer durchzufüh-
ren war.953 Die aus unterschiedlichen Ländern stammenden internationalen Polizeikräfte wur-
den in der UN-Mission im Kosovo als CIVPOL zusammengefasst, um für Frieden und Si-
cherheit im Land zu sorgen sowie Rechtsstaatlichkeit und Demokratie aufzubauen, wie es 
auch in der UN Resolution 1244 geschrieben steht. Obwohl es in einigen Heimatländern der 
UN-Polizisten gar keine Demokratie gab, wurden sie in das Kosovo entsandt, um hier einen 
demokratischen und rechtsstaatlichen Staat aufzubauen. Die UN-Polizei hatte seit dem An-
fang dieser Maßnahmen eine Strategie zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität vorge-
legt, in deren Verlauf eine Einheit speziell für die organisierte Kriminalität und den Terroris-
mus von der UN-Polizei eingerichtet wurde. Die Bekämpfung der OK sollte auch mit der Ko-
ordinierung der lokalen einheimischen Polizei, die von der UN und OSZE als KPS (Kosovo 
Police Service) eingerichtet wurde, stattfinden. Die UN-Polizei war mit der Aufgabe betraut 
worden, die Rekrutierung in der KPS zu übernehmen, wobei eine strenge Untersuchung der 
RekrutInnen durchgeführt wurde, um Mitglieder der Banden oder kriminellen Gruppen in der 
KPS zu verhindern.954 Nach mehr als sieben Jahren im Kosovo scheint die UNMIK-Polizei 
offenbar nicht als vertrauensvolle Sicherheitsinstitution von der Bevölkerung wahrgenommen 
zu werden, da in einem Bericht die Mehrheit der Befragten die Frage nach dem Vertrauen in 
die UNMIK-Polizei mit „Nein“ beantwortet.955 Die mangelnden Erfahrungen der UN-Polizei 
führen zu scharfen Kritiken seitens der einheimischen Zeitungen. So beschrieb der koso-
varische Journalist Blerim Shala im Jahr 2004 den Zustand der UN-Polizei wie folgt: „there 
are many official and police officers from countries that are far from standards of Kosovo is 
aiming to achieve and from standards already in place in Euro-American liberal-democratic 
countries“. Hiermit wird Simbabwe von Shala als ein Länderbeispiel herangezogen und 
beschrieben als „a state that is at the top list of African countries when it comes to human 
rights violations, and where law and power are identified with one person.“956  
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5.2     Der Clan – Klientelisierung der Gesellschaft 
In vielen wissenschaftlichen Beiträgen aus der Literatur wird der State-Building-Prozess im 
Kosovo als ein 'neopatrimonialer Staat" beschrieben, in dem öffentliche Mittel von der herr-
schenden Elite ausgebeutet werden und an ihren Clan, die Partei und in der eigenen Region 
verteilt werden, um die Loyalität der Mehrheit zu sichern. So beschreibt auch der Südosteuro-
pa-Experte Prof. Wolfgang Höpken diesen Sachverhalt mit den folgenden Worten: „Staat und 
Politik blieben stattdessen weithin von einer paternalistisch herrschenden Elite bestimmt, 
welche die politische Mitwirkung der Bevölkerung in erster Linie als klientistische Herr-
schaftslegitimation betrachtete, und welche in ihrer eigenen Herrschaftspraxis immer wieder 
Geist und Institution der verfassungsmäßigen Ordnung ignorierte“.957  Er weist darauf hin, 
dass diese gewaltsamen Prozesse, die sich nicht nur auf den verfassungsrechtlichen Rahmen 
auswirken, sondern auch auf die wesentlichen Prozeduren der demokratischen Normen, das 
politische Alltagsleben der Bevölkerung in dem Land determinieren.958 Die Relevanz dieser 
Kategorie wird durch die Schwäche sowohl der Rechtsstaatlichkeit als auch der institutionel-
len Kapazitäten bestätigt, während ein ziemlich starker Führer an der Spitze der Machtpyra-
mide sitzt. Darüber hinaus sind die sichtbare Verbindung zwischen Macht und Reichtum für 
die Entwicklung des sozialen Vertrauens und des Zusammenhalts nicht erforderlich. Dieser 
neopatrimoniale dynamische Einfluss hat auf diese Art und Weise den demokratischen Über-
gangsprozess entfaltet, indem er ein politisches und administratives System auf einer offiziel-
len und gesetzlichen Basis durchdringt.959 Die Führer des Staates oder die politische Klasse 
haben ihre Legitimität aus dem friedlichen Widerstand und der Dissidenten-Rolle in den 
1990er Jahren und zum Teil von der nationalen Befreiungsarmee während des Aufstandes 
1998/99 abgeleitet, womit ihre Beteiligung am Unabhängigkeitsprozess des Kosovos vor dem 
Krieg und danach unter internationaler Verwaltung wahrgenommen wurde. Die politische 
Klasse heute unterscheidet sich von den Wurzeln der Clans und deren politischen Bestrebun-
gen. Diese Vertiefung des Klientelismus begann aber erst mit der Diskriminierung der Alba-
ner und der repressiven Politik seitens Serbiens von 1989. Danach war der Krieg das ent-
scheidende prägende Erlebnis und die negative Referenz, die die Bevölkerung in Parteilinien 
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und Clans beeinflusste. Die Clan-Gruppen, die aus und vor dem Krieg entstanden sind, etab-
lieren nun politische Parteien, die um die politische Macht konkurrieren. Dies führte zu einer 
verschärften Rivalität unter den Clan-Gruppen, die oftmals mit Mord, Erpressung, Bedrohung 
und Gewalt untermauert wird.  
Die Unterwelt im Kosovo hat unter der UN-Verwaltungsmission erheblich zugenommen, da 
die kriminellen Netzwerke in jeden staatlichen Bereich eingezogen sind, wo sie straffrei ope-
rieren. Die kosovarische Bevölkerung hat bis Ende des Krieges keine Öffentlichkeit gekannt, 
da sie seit 1989 aus dem öffentlichen Leben ausgeschlossen war. So haben die Familie und 
die Verwandtschaft eine Lebensordnung basierend auf der Tradition und Kultur vorgegeben, 
wobei die Verwandtschaft eine der wichtigsten Rollen in der politisch-wirtschaftlichen koso-
varischen Gesellschaft spielt. Diese großen Familien oder deren Zusammenschluss bilden im 
Kosovo einen Clan, der um regionalen Einfluss kämpft, um wiederum die eigene Macht aus-
zuüben.960 Dadurch wurden in der kosovarischen Gesellschaft seit Jahren Clanstrukturen auf-
gebaut und diese haben auch nach dem Krieg eine große Rolle bei der Macht gespielt. Gleich-
zeitig haben sie eine Schutzfunktion für die Verwandtschaft übernommen, wobei in den Clans 
die Grundrechtprinzipien der Kanun-Regeln als Gewohnheitsrecht anerkannt werden. Vor 
diesem Hintergrund wird anstatt eines Richters oder einer Behörde die Machtausübung durch 
die Familie (Fis), die zwischen 60 und 100 Personen umfasst, ausgeübt, und ist durch dieses 
Gewohnheitsrecht (Kanun) als „gewaltlegitimierendes Ehrkonzept“ in der Bevölkerung tief 
verankert. Es wird oftmals als „Gesetz über den Gesetzen“ zur Anwendung gebracht.961 Aus 
zwei zusammengeschlossenen Fisen sollte ein Clan entstehen, der den Kreis der Verwandt-
schaftsstruktur bildet. All dies schuf Regeln in einem idealen System, um die Familien-, Clan- 
und kriminellen Strukturen gegen andere abzuwehren. Die albanischen OK-Gruppen sind 
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hierarchisch, diszipliniert und auf exklusive Gruppenmitgliedschaft ausgerichtet, die auf der 
Basis familiärer oder verwandtschaftlicher Strukturen aufgebaut sind und vom historisch-
kulturellen Verhaltenskodex (Kanun) und dem „code of silence“ organisiert werden.  
„So beruht das System ausschließlich auf Selbstjustiz, Institutionen werden überhaupt nicht 
gebraucht; wer geschädigt wurde, ist zur Rache verpflichtet, wenn er seine Ehre nicht verlie-
ren will; Familien haften kollektiv. Das Lügen wird nicht geahndet; verpönt ist dagegen, je-
mand anderen der Lüge zu bezichtigen.“962 
Hislope beschreibt diesen Kodex der Verwandtschaftsgesellschaft wie folgt: „Codes of con-
duct based on honour, brotherhood, respect for verbal promises, absolute loyalty to the family 
and the clan, and the morality of revenge provide norms that serve well surreptitious activi-
ties”.963  
Im Gegensatz zum Waffenhandel haben die anderen Aktivitäten der kriminellen Gruppen 
landesweit zugenommen: Prostitution, Zigaretten-, Treibstoff-, Drogenhandel und Geldwä-
sche, wobei das Kosovo von General Fabio Mini, Ex-KFOR-Kommandeur, als eines der be-
liebtesten und meistgenutzten Länder für die Geldwäsche bezeichnet wird.964 Die Geldwäsche 
wird über die Geschäftsbereiche im Besitz der Clanchefs und politischen Vertreter praktiziert, 
wie zum Beispiel Tankstellen, Restaurants, Motels, ehemalige staatseigene privatisierte Un-
ternehmen, Zigarettenschmuggel, Privatuniversitäten, in denen allerdings niemand ein ernst 
zu nehmendes Diplom erwerben kann, außerdem illegale Firmen usw. 965 Das sind die Ele-
mente der Schwächung im Zustand des Kosovos. Ein Zustand der kriminalisierten Eliten mit 
teils illegalen Einnahmequellen, die auch die nachhaltigen Märkte manipulieren, um maxima-
le Ressourcen zu extrahieren, raubt der legalen Wirtschaft die Einnahmen und das wirtschaft-
liche Wachstum des Landes. Ferner beeinträchtigt dies die Erbringung öffentlicher Dienstleis-
tungen für die Bürger. Alleine durch den Zigarettenschmuggel im Balkan-Gebiet (durch die 
geheimen Produktionsstätten das größte Geschäft im Kosovo) verliert die EU aus Steuerein-
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nahmen mehr als 10 Milliarden Euro, davon 1,4 Milliarden alleine Deutschland. Dies ist ein 
sehr profitabler Bereich der OK im Kosovo, der auch durch die regionale Kooperation (Gangs 
aus Mazedonien, Serbien und Montenegro) intensiv betrieben wird, wobei es sich um ein Mil-
lionengeschäft handelt. Neben dem Zigarettenschmuggel wird der Benzinschmuggel (mehr 
als die Hälfte) als ein sehr wichtiger und profitabler Bereich der OK angesehen. Gleiches gilt 
für gestohlene Autos, die in etwa zu 50 % mit gefälschten Dokumenten in den Verkehr ge-
bracht werden.966 Der doppelte Betrag des gesamten kosovarischen Regierungsbudgets geht 
jährlich durch Schwarzmarktoperationen wie Zigaretten- und Benzinschmuggel verloren. Die 
Strecke zwischen Prishtina und Kacanik ist nicht länger als 50 km und nach dem Krieg sind 
hier mehr als 30 Tankstellen aufgebaut worden, die zur Geldwäsche genutzt werden. Dies sei 
heute die beste Investition für die Geldwäsche, äußert sich ein deutscher OK-Ermittler in 
Mappes-Niedieks Buch. Mitdiesen sichtbaren Zeichen, die im Besitz der politischen Macht-
haber sind, welche auch in kriminelle Strukturen verwickelt sind, betreiben ein enges Netz aus 
Kooperationen.967  
Im Fortschrittsbericht der EU-Kommission wurde festgestellt, dass im Zusammenhang mit 
der Geldwäsche und Kriminalität nur wenige Untersuchungen und keine gerichtlichen Ver-
folgungen von Behörden des Kosovo vorgelegt wurden. Im Gegensatz dazu bleibt auch die 
Möglichkeit bestehen, dass die Kriminellen des Balkans durch ihre politischen Verbindungen 
und Korruption weiterhin geschützt werden. In der Praxis bleibt jedoch die Kapazität, um die 
Wirtschaftskriminalität zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen, begrenzt. Große Men-
gen werden weiterhin in Immobilien, Restaurants und Casinos investiert, und zwar ohne aus-
reichende Aufsicht. Business-Finanztransaktionen auf private Konten und eine große Anzahl 
von Personen, die ihre Geschäfte ohne Registrierung betreiben, haben sich inzwischen weit 
verbreitet, was ein ernstes Problem für das Kosovo in Bezug auf die OK, Korruption und ille-
galen Tätigkeiten durch diese polykriminellen Gruppen darstellt, indem gleichzeitig politi-
sche, wirtschaftliche und kriminelle Interessen verfolgt werden.968 Das Kosovo wird nach 
dem EU-Kommissionsbericht im Kampf gegen diese Tätigkeiten immer noch als in einem 
frühen Stadium befindlich bezeichnet. Um diese Strukturen hart zu bekämpfen, müssen nach 
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dem Bericht erhebliche Anstrengungen vorgenommen werden.969 Die Organisationsstruktur 
albanischer OK-Gruppen ist hingegen durch klare Hierarchien und extreme Homogenität auf 
Basis der familiären Verwandtschaftsmuster charakterisiert. Im Unterschied zu den anderen 
BOC-Gruppen werden bei den albanischen Vereinigungen aus dem Kosovo auch historisch-
kulturelle Verhaltensregeln praktiziert, die auf dem Kanun aufbauen. Laut EUROPOL wird 
der Heroinhandel zu 80 % in Nordeuropa und zu 40 % in Westeuropa von der albanischen 
Mafia kontrolliert. Eine Monopolstellung der albanischen Gruppen kontrolliert den Heroin-
handel europaweit.970 Darüber hinaus wird von der US-amerikanischen Bundespolizei FBI 
berichtet, dass die albanische Mafia sehr aktiv ist und ihr Netzwerk weit über den Atlantik 
ausgestreckt hat. Da die italienische Mafia von der Polizei stark getroffen wurde, wurde ihre 
Rolle von den Albanern übernommen, die durch ihre Glücksspiele, Prostitution, den Drogen-
handel und weitere kriminelle Tätigkeiten diesen Platz eingenommen haben. Die Balkan-
Diaspora wird aufgrund ihrer guten Etablierung und Organisierung (Zusammenhalt) als eine 
der besten immigrierenden Diaspora in der EU und USA bezeichnet. Dies wird durch einen 
funktionierenden Aufbau und das Aufrechterhalten der  illegalen und kriminellen Netzwerke 
weltweit ermöglicht.971   
„Das FBI sprach von einer neuen `ernsten Herausforderung` für die öffentliche Sicherheit in 
den USA, da es sich um `hart gesottene Gruppen` aus Kosovo, Makedonien und Montenegro 
handelt, mit einer ausgeprägten `Neigung zur Gewalt und Brutalität`, die sich zudem von üb-
lichen polizeilichen Methoden nicht abschrecken lassen.“972 
Nicht zuletzt die starke Position der organisierten Kriminalität und Korruption im Kosovo 
gefährdet die politisch-wirtschaftliche und soziale Perspektive des Landes. Einhergehend mit 
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dem schwachen Gewaltmonopol, dem Mangel an Rechtssicherheit und der engen Zusammen-
arbeit zwischen der politischen Elite und der Mafia nimmt die kosovarische Mafia Einfluss 
auf die Polizei und Justiz, was deren Glaubwürdigkeit in der Bevölkerung untergräbt. Diese 
enge Verbindung zwischen den politischen Akteuren und den kriminellen Gruppen ist dafür 
verantwortlich, dass sie mit ihren illegalen Geschäften eine bedeutende Rolle auf allen staatli-
chen Ebenen ausüben.973 Eine vertrauliche geheimgehaltene Analyse des BND aus dem Jahr 
2005 über die OK im Kosovo berichtete, dass alle politischen und wirtschaftlichen Machtha-
ber im Kontext der OK eng miteinander verwoben sind und durch die Strafverfolgungsbehör-
den ihre kriminellen Machenschaften bewahrt werden. Diese Verflechtung zwischen Politik, 
Wirtschaft und international agierenden kriminellen Strukturen wird über diese „Key Player“ 
organisiert. In einem BND-Bericht von 2005 werden die Punkte, nach denen das Kosovo als 
Rechtsstaat zu funktionieren versucht, durch die OK als wie folgt beeinträchtigt angeführt: 
Die organisierte Kriminalität im Kosovo: 
- behindert die Entwicklung einer legalen Wirtschaftstätigkeit (z. B. Firmengründung) 
und die Finanzierung der Staatshaushalte aus regulär erwirtschafteten Steuerein-
kommen, 
- behindert die Schaffung von legalen Arbeitsplätzen, 
- beeinträchtigt den Reformprozess und die Stabilisierung der politischen Lage, 
- schreckt Auslandsinvestoren ab, 
- verhindert eine wirksame OK-Bekämpfung (Involvierung von 
Zoll/Polizei/Militär/NDs) sowie die Stabilisierung der Sicherheitslage, 
- beteiligt sich massiv an der Privatisierung bisher staatlicher Unternehmen, verschafft 
sich dadurch weitere Transportkapazitäten und Möglichkeiten zur Geldwäsche und 




Viele sogenannte „UÇK-Anhänger“ haben nach dem Krieg das Machtvakuum genutzt, um 
ihre separaten Herrschaftsstrukturen zu errichten, wobei diese Machtstellung der OK im Ko-
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sovo mit den Ereignissen des Krieges eng verbunden ist.975 In einem Bericht äußerte der ehe-
malige KFOR-Kommandant Fabio Mini, dass es sich auch um Personen handle, die ranghohe 
Politiker seien und gleichzeitig Banden-Chef oder Clan-Anführer.976 Das Kosovo nach dem 
Krieg ist in drei regionale Interessengruppen zu differenzieren. Diese regionale Aufteilung 
wird auch in den Debatten der Bevölkerung klar, die in den Foren der albanischen Internetsei-
ten und Medien geführt werden, in denen die User ihren Clan-Anführer mit jeglichen Interes-
sen unterstützen. Diese Clan-Gruppen agieren in ihren Kernterritorien, regionalbezogen, in 
dem sie Kontrolle und ihre illegalen Machenschaften ausüben. Die Dominanz dieser Gruppen 
erstreckt sich auch über die Grenzen des Landes hinaus, um ihre politische Macht und Kon-
trolle auszuweiten. Diese regionalbezogenen Interessen der Clan-Gruppen haben die Kontrol-
le über die schmutzigen Geschäfte (Handel und Schmuggel von Autos, Treibstoff und Men-
schen; Geldwäsche; Schutzgelderpressungen, Zigarettenschmuggel, Drogen) in ihren Regio-
nen und weiten ihre Dealernetze und Kontrolle durch die Zusammenarbeit mit anderen regio-
nalen Clan-Gruppen kontinuierlich aus, um ihre Macht und Interessen zu verwirklichen. Es 
wäre irrig zu meinen, dass die OK nur innerhalb ethnischer Gruppen betrieben wird. Die al-
banischen Mafia-Gruppen arbeiten nach dem Krieg wie auch schon zuvor mit den serbischen 
kriminellen Gruppen sowie mit den Angehörigen anderer Minderheiten ohne große Probleme 
zusammen, um ihre profitablen Wirtschaftsinteressen zu erfüllen.  
Ausgehend davon arbeiteten montenegrische Mafia-Gruppen im Grenzraum zwischen Koso-
vo und Nordalbanien während der Kosovokrise mit der albanischen Mafia zusammen. Der 
umfangreiche Schmuggel von Erdöl verlief über Nordalbanien. Die UN hatte durch die von 
ihr verhängten Sanktionen Serbien blockiert, doch schaffte dies erst die Möglichkeit, Serbien 
mit albanischer Hilfe mit Panzern, Erdöl und einem kompletten Waffenarsenal zu versorgen, 
die im Kosovo gegen andere Albaner eingesetzt wurden.977 Es werden heute weiterhin Mafia-
Verbindungsfälle zwischen den albanischen und serbischen staatlichen Strukturen in der Öf-
fentlichkeit publik gemacht. Vor kurzem wurde der albanische Premierminister Sali Berisha 
kritisiert, der seit mehr als einem Jahr das Projekt für den Bau von 400-KW-
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Verbindungsleitungen blockiert hat, die das Kosovo mit Albanien verbinden und mit Energie 
versorgen sollte. Das Blockieren dieses Projektes durch Premierminister Berisha hat das ser-
bische staatliche Monopol gestützt, womit es bei der Einfuhr von Energie im Kosovo als ein-
ziger Energieversorger verblieb, da das Kosovo derzeit den einzigen Weg für den Import der 
Energie über seinen nördlichen Nachbar (Serbien) gehen kann.  
In der kosovarischen Tageszeitung „Zeri" wurde berichtet, dass im März 2011 der Auftrag 
und die Ausschreibung eröffnet wurden, um im Kosovo Transmissionslinien mit einer Kapa-
zität von 400 KW aufzubauen, die das Kosovo durch den albanischen Staat mit Energie ver-
sorgen sollte. Das Projekt sollte von der deutschen KfW Bank (Kreditanstalt für Wiederauf-
bau) finanziert werden, wobei diese Strecke zwischen Albanien und dem Kosovo die Unab-
hängigkeit des Landes vom serbischen Staat bezüglich der Energieversorgung bedingen wür-
de. „Zeri“ erläuterte, dass der Geschäftsmann Vuk Hamović, einer der reichsten Menschen 
auf dem Balkan, der in diesem Geschäftsfeld tätig ist, in Zusammenarbeit mit Damir Fazlić in 
Wien (Österreich) den Sohn von Premierminister Berisha Shkelzen getroffen habe, wobei die 
serbischen Geschäftsleute riesige Summen in die höheren staatlichen Instanzen von Albanien 
investiert haben, was den Bau dieser Energieversorgung blockieren sollte.978 Die Ideologie 
und der ethnische Hass sowie der Krieg waren nicht stark genug, dass diese Kriminellen ihre 
Geschäftskontakte unterbrachen.  
„Selbst der gewalttätige Extremist Arkan unterhielt Geschäftsverbindungen zu kosovarischen 
Mafiosi und belegte zu diesem Zweck im Grand Hotel von Prishtine/Pristina eine ganze Büro-
etage.“979 Diese Kontrolle der illegalen Geschäfte wird, wie der BND-Bericht analysiert, von 
15 bis 20 Familien umgesetzt, die aufgrund der Finanzkraft in enger Zusammenarbeit mit den 
politischen Vertretern stehen.980 In einem Geheimbericht der KFOR von 2004 wird diese 
Clan-Gruppe als „die mächtigste kriminelle Organisation“ bezeichnet. Diese Kriminellen-
gruppe hat nach dem Krieg auch eine illegale Task Force von hundert Mitgliedern auf die 
Beine gestellt, die unter anderem für den Stimmenkauf bei den Wahlen auf die Einschüchte-
rung der Bevölkerung, Erpressung, Mord, Kontrollierung der Regierungsorgane und andere 
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illegale Geschäfte gesetzt haben.981 Der Bericht „(…) befasst sich mit dem gesamten Spektrum 
krimineller, politischer und militärischer Aktivitäten, die die Sicherheitsverhältnisse im ge-
samten Kosovo erheblich beeinflussen. Die Gruppe zählt ca. 100 Mitglieder und betätigt sich 
im Drogen- und Waffenschmuggel und im illegalen Handel mit zollpflichtigen Waren. Außer-
dem kontrolliert sie kommunale Regierungsorgane.“982 In vielen Fällen war die albanische 
Bevölkerung gezwungen, entweder für die albanische Diaspora dieser Clan-Gruppen oder ihre 
Parteien zu spenden. Diese Verflechtung der Politik mit der Kriminalität ermöglicht bis heute 
die geheime Finanzierung der politischen Parteien, obwohl das bestehende Rechtssystem und 
die Kontrollorgane den politischen Parteien eine unabhängige Kontrolle und Verabschiedung 
des Gesetzes über die Finanzierung der politischen Parteien und die Personalrekrutierung 
nach demokratischen Kriterien untersagt. Nichtdestotrotz werden die politischen Parteien 
durch Geheimdienste und Clanstrukturen, die im Hintergrund gegen konkurrierende Parteien, 
Politiker oder sonstige Feinde vorgehen, verwaltet. Nach dem Krieg gab es relativ häufig An-
schläge auf Politiker, die in den Reihen der Parteigegner standen.983 Teran beschreibt die poli-
tische Lage des Landes vor diesem Hintergrund wie folgt: „Political life in Kosovo is general-
ly very violent, with a great number of political murders occurring.“984 
 
 
5.3      Korruption 
Auch in anderen Post-Konfliktgesellschaften hat der Krieg die industrielle, politische und 
soziale Infrastruktur zerstört und Korruption, Nepotismus sowie Kriminalität gefördert.985 Die 
Verwaltung der Vereinten Nationen (UNMIK) hatte den Bürgerinnen und Bürgern des Koso-
vos keine Verwaltung zu bieten, sodass die Achtung der Rechtsstaatlichkeit priorisiert werden 
sollte. Die UN hat ihr Scheitern gegenüber der organisierten Kriminalität und Korruption mit 
dem angeblichen Druck von mächtigen ausländischen Ländern gerechtfertigt, um den „Frie-
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den und Stabilität" im Kosovo zu bewahren.986 Doch wird die internationale Gemeinschaft für 
die Schwächen des Staates, die in kriminalisierten politischen ökonomischen Verflechtungen 
verwurzelt sind, verantwortlich gemacht, da sie mehr als ein Auge zugedrückt hat, um krimi-
nelle und korrupte Aktivitäten zuzulassen, oder auch selbst in diese Machenschaften oder ille-
galen Geschäfte verwickelt war. Der aktuelle Zustand der Justiz und der Staatsanwaltschaft 
als Reaktion auf die organisierte Kriminalität und Korruption ergibt sich aus der falschen 
Struktur der UNMIK-Strategie, die bis zum 15. Juni 2008 für den Bereich der Kriegsverbre-
chen, der ethnischen Verbrechen und der organisierten Kriminalität die volle Verantwortung 
im Kampf gegen die Phänomene hatte, die den Rechtsstaat Kosovo erheblich bedroht hat-
ten.987 Die unterschiedlichen Rechtssysteme arbeiteten gleichzeitig, ohne eine rechtliche Hie-
rarchie oder einen klaren Mechanismus zu verfolgen. Im Kosovo, wo enorme Arbeitslosigkeit 
herrscht und gleichzeitig die politische Ökonomie der grauen und schwarzen Märkte einen 
illegalen Reichtum und Macht besitzt, weshalb die nationale wirtschaftliche Entwicklung und 
Konsolidierung des Staates kaum in der Lage sind, zu gedeihen, hat nach dem Krieg den von 
der UN-Verwaltung geleiteten State-Building-Prozess herausgefordert, indem für die Mission 
viele Schwierigkeiten dieser Hinderungsformen des Staatenaufbaus aufgetreten sind. In einer 
Umgebung, in der die staatlichen Institutionen, die Polizei und auch die Gerichte eng mit die-
sen kriminellen Verwicklungen verbunden sind, lässt sich ein wesentliches Hindernis für das 
State-Building in Betracht ziehen. Diese Gruppen der OK sind nicht am Aufbau der staatli-
chen Institutionen nach westlichem Vorbild interessiert, da ihre Geschäfte davon beeinträch-
tigt werden. Dadurch wird auch die Bekämpfung der Korruption und der kriminellen Tätig-
keiten von diesen Verbrechersyndikaten verhindert. Diese kriminellen politischen Vertreter 
mit politischer Anerkennung der internationalen Gemeinschaft haben im Ausland an Privile-
gien/Reputation als Staatsvertreter gewonnen, nach innen besitzen sie hingegen eine parla-
mentarisch selbst geschaffene politische Immunität, wobei sie durch ihre ungeschriebene 
Macht weitgehend kosovoweit operieren sowie durch ihre illegal gegründeten Parteigeheim-
dienste Druck auf die Bevölkerung und den politischen Gegner ausüben.988  
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Eine Studie des Instituts für europäische Politik von 2007 hatte ein verheerendes Bild der 
provisorischen Selbstverwaltungsinstitutionen gezeigt, da die offiziellen kosovarischen Insti-
tutionen auf den tatsächlichen Machtstrukturen basierten. Insbesondere werden hier die illega-
len Geheimdienste der drei großen Parteien als wichtiger Faktor genannt, da sie kosovoweit 
dominieren und maßgeblich das politische Leben im Kosovo gestalten. Sie haben im Grenz-
bereich der internationalen Wahrnehmungsschwelle einen Machtkampf um wirtschaftliche, 
politische und kriminelle Interessen ausgetragen. Zudem werden viele der wichtigsten ver-
dächtigen Politiker erwähnt, die in Korruptionsfälle und organisierte Kriminalität verstrickt 
sind.989 Die zwei illegalen Parteigeheimdienste (PDK-SHIK, LDK-IHSOP, AAK bisher nicht 
bekannt) stehen in Zusammenhang mit den beiden wichtigsten politischen Parteien, der LDK 
und der PDK. Im Bericht von Kipred wird behauptet, dass selbst innerhalb der AAK eine sol-
che Struktur vorhanden sei, aber mit weniger Personal und Ausrüstung.990 IHSOP ist aus dem 
ehemaligen Ministerium für Verteidigung entstanden, das im Exil während der neunziger Jah-
re ein Teil der kosovarischen Regierung war. Rame Maraj wurde zum Führer der IHSOP er-
nannt. SHIK stammt aus der Kosovo-Befreiungsarmee (UÇK), wobei eines der Top-
Mitglieder der Regierung von Hashim Thaçi eingesetzt wurde.991 Die Aufgabe dieser Grup-
pen und die Beziehungen zwischen ihnen und ihren Aktivitäten reichen vom sofortigen 
Schutz von Parteifunktionären über die Sammlung von Informationen über politische Gegner 
bis hin zu deren Bedrohung. Obwohl es keine rechtliche Grundlage für diese Organisationen 
gibt, werden sie weiterhin funktionieren und sogar von den verschiedenen Teilen der interna-
tionalen Verwaltung und der Behörden im Kosovo verwendet werden.992  
„Wir sind als Teil der provisorischen Regierung des Kosovo gegründet, wir handeln in der 
Öffentlichkeit, wir haben unsere Stempel, unser Büro etc. Unsere Legitimität haben wir durch 
unsere Opfer während des Krieges geschaffen."993 
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Die Präsenz dieser Geheimdienste im Land , die nicht gesetzlich geregelt sind, spiegelt das 
Versagen der internationalen Verwaltung und der KFOR wider, die Rechtsstaatlichkeit im 
Land zu schaffen. Das Vorhandensein solcher Dienste wurde zu einer ernsthaften Herausfor-
derung für die neuen Institutionen, die zu unerfahren und schwach waren, um Sicherheit im 
Kosovo zu implementieren, und die nach wie vor auf allen staatlichen Ebenen von Parteige-
heimdiensten wie SHIK kontrolliert und verwaltet werden. Die existierenden   Geheimstruk-
turen in den Parteien ergeben politische Risiken für den Staatenbau und Demokratisierungs-
prozess, die auch von den politischen Institutionen gut unterstützt bleiben und deren Leute im 
Regierungsamt des Kosovo sitzen. Diese Bedrohung des politischen Prozesses soll auch in der 
Verantwortung der internationalen Akteure liegen, die für die Sicherheit des Landes eine 
mangelnde Ernsthaftigkeit im Umgang mit diesen Gruppen an den Tag gelegt haben.994 Un-
ternehmen, die derzeit von der öffentlichen Auftragsvergabe profitieren, wie es vom US-
KFOR Geheimdienst berichtet wird, haben im Kosovo SHIK-Agenten am Leben gehalten. 
Diese SHIK-Agenten werden als die Polizei-Einheiten der Demokratischen Partei des Koso-
vos beschrieben. In geheimen Berichten des US-Geheimdienstes, die im Zeitraum 2001 bis 
Ende 2004 erstellt worden sind und von der kosovarischen Tageszeitung „Zeri" zur Verfü-
gung gestellt wurden, werden im Detail die Wege zur Finanzierung der SHIK-Strukturen er-
läutert. Dem Bericht zufolge hatte SHIK enge Verbindungen zu einer Reihe von kriminellen 
Organisationen, wonach ihre Aktivitäten in den Bereich der illegalen Arbeit eingeordnet wur-
den.995 In Wikileaks werden Dutzende von Geheimdokumenten der internationalen Gemein-
schaften veröffentlicht, die im Kosovo tätig sind, wobei die UN-Mitarbeiter sowie die anderen 
internationalen Behörden als ein Teil des gesamten Problems und der kriminellen Machen-
schaften bezeichnet werden.  
Die Korruption ist auch ein sehr ausgeprägtes Phänomen, in das die internationalen Behörden 
seit 1999 durch die enge Zusammenarbeit zwischen den internationalen und lokalen Behörden 
verwickelt sind.996 Dieses hohe Ausmaß der organisierten Kriminalität kann als eine Bedro-
hung des State-Building und des Demokratisierungsprozesses sowie für das Funktionieren der 
Staatlichkeit des Kosovos und als Erklärung für die bisher geringen Fortschritte auf dem Weg 
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zur Bekämpfung dieses Phänomens angeführt werden. Darüber hinaus hat die Korruption im 
Kosovo zuletzt stark zugenommen, was sich an dem großen Problem der profitablen kriminel-
len Tätigkeit im Kosovo darstellen lässt. Analog zur organisierten Kriminalität ist Korruption 
schwer zu definieren, aber im Allgemeinen ist die Verwendung öffentlicher Macht zum priva-
ten Nutzen ausschlaggebend, wobei es nach dem UN-Bericht 2008 zwei verschiedene Arten 
der Korruption gibt: Die erste Art wird als kleine Korruption bezeichnet, wie z. B. die Erpres-
sung von Beamten mit Schmiergeldern. Die zweite Art der Korruption schlägt sich dagegen in 
größerem Auftragsbetrug nieder.997 Laut dem Korruptionsindex von Transparency Internatio-
nal befand sich das Kosovo im Jahr 2007 nach Kambodscha und Kamerun unter den Ländern 
mit dem höchsten Schmiergeldniveau.998 Obwohl die Regierung des Kosovos unter dem Mot-
to „Null-Toleranz für Korruption" arbeitet, zeigt diese Tatsache doch deutlich, dass das Phä-
nomen die höchste Ebene der staatlichen Strukturen erreicht hat. Korruption und Betrug sind 
im Kosovo an der Tagesordnung, wie es die deutsche Tageszeitung Die Welt beschreibt. Es 
sind mehrere Milliarden an Investitionen von der internationalen Gemeinschaft und der EU in 
den Kosovo geschickt worden, um den Wiederaufbau des Staates voranzutreiben. Doch diese 
sind in dunklen Kanälen versickert, vor allem im Energiebereich, in Flughäfen, in der Post, in 
der Kosovo Trust Agency (Privatisierungsprozess), in Zollbehörden, Spitälern, Regierungsor-
ganisationen, Gemeindeinstitutionen usw.999 Neben der katastrophalen wirtschaftlichen und 
sozialen Lage sowie der OK ist das Kosovo nach der Unabhängigkeit die Korruption ange-
gangen, die in allen staatlichen Bereichen sowie in der Sphäre der Gesellschaft auf dem Hö-
hepunkt angekommen war. Dennoch ist die Korruption weiterhin eines der größten Probleme 
des Kosovos. Die KEK, Gerichte und Zölle sind die drei Institutionen, die mit dem höchsten 
Grad an Korruption wahrgenommen werden. Institutionen mit geringerem Grad an Korrupti-
on sind die NGOs, Bildungseinrichtungen und der Kosovo Police Service. Sowohl in den 
UNDP als auch den anderen Bereichen wird davon berichtet, dass in den letzten Jahren die 
Korruption rasend zugenommen hat. Des Weiteren ist eine enorme Steigerung der Korruption 
festzustellen, die in allen Bereichen stark präsent ist, wie es auch die Abbildung unten zur 
Korruption differenziert nach einzelnen Bereichen in Prozent darstellt. Die Meinung der 
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Mehrheit der Kosovaren über die Korruption gründet dabei zu 50 % auf Informationen aus 
den Medien und zu 31 % auf Gesprächen mit Freunden und Verwandten. 
 
Abbildung 18:  Korruptionsrate differenziert nach Sektoren und Bereichen, UNDP.1000 
In einem Interview von 2004 äußerte der ehemalige stellvertretende SRSG Charles Brayshaw, 
dass: „(…) these criminal gangs are still in Kosovar society, the majority community in Koso-
vo will be their victim and not only the minority community“1001. Im Kosovo hat es seit 1999 
bis 2008 kaum staatliche Gewalt gegeben. Die Fremdherrschaft hat in dem Prozess zur For-
malisierung des Alltagslebens beigetragen. Dennoch gibt es einige Initiativen auf der regiona-
len Ebene, um die OK im Balkan-Gebiet hart zu bekämpfen, wie beispielsweise die Central 
Criminal Investigative Unit (CIU), die aus mit über 40 Mitarbeitern aus den Geheimdiensten 
der Quint-Staaten (USA, GB, F, D, I) kosovoweit operiert und in einer engen Kooperation mit 
Interpol steht, und eine Überwachung der OK und des Terrorismus im Kosovo durchführt. 
Außerdem gibt es die Southeast European Cooperative Initiative (SECI), die aus zehn Staaten 
führende Polizeikräfte zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität bereitgestellt 
hat. Dieses hohe Ausmaß der OK im Kosovo hängt auch damit zusammen, dass die IG in ih-
rer Mission im Kosovo in vielen Bereichen nicht erfolgreich war.1002 Nichtsdestotrotz wurde 
auch in dem Bericht der Transparency International das Kosovo auf die Liste der korrumpier-
testen Länder weltweit gesetzt, in denen die Bestechung an der Tagesordnung ist.1003 Trotz 
der Tatsache, dass das Phänomen der organisierten Kriminalität im öffentlichen und instituti-
onellen Leben involviert ist, wurde bisher von den internationalen Behörden bzw. EULEX 
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sowie den lokalen Sicherheitsbehörden, soweit es bekannt ist, keine ernsthafte Initiative 
durchgeführt, um dieses Phänomen zu bekämpfen. Dies hängt möglicherweise mit vielen 
wiederholten Fällen der Beteiligung sowohl internationaler als auch lokaler und staatlicher-
Beamter in verschiedenen Skandalen von Korruption und organisierter Kriminalität eng zu-
sammen. In einem Zitat von Kramer und Džihić wird die gesamte Gesellschaft des Kosovos 
in einem Netz der OK, die in unterschiedlichen Formen funktioniert und als „White-Collar-
Crime“ bezeichnet wird, wie folgt umschrieben:  
„The most common crimes that fall in this category are frauds in the government, finances, 
banks, insurance companies, corruption in public sector, money laundering, tax evasion, for-
gery etc… White-collar crime has included both internationals and locals, whereas the fact 
that these crimes are carried out by people in political and economic power – both Kosovar 
and international – makes their prosecution seem like science fiction.“1004 
Die errichtete Agentur für Anti-Korruption wird nach wie vor als zahnlos gegenüber den kor-
rupten Machenschaften gesehen, in die einflussreiche politische Machthaber im Kosovo in-
volviert sind. Es wurden auch oftmals Korruptionsskandale an die Öffentlichkeit gebracht, in 
welche die Mitglieder der UNMIK und der EU verwickelt waren.1005 Diese Korruptionsskan-
dale waren sehr schlecht für das Image der neuen EULEX-Mission in der Öffentlichkeit, die 
für das gute Ansehen und die Rechtsstaatlichkeit des Kosovos installiert wurde, womit das 
Vertrauen der Bevölkerung seit 2008 weiter abgenommen hat. Zu Beginn des Jahres 2010 
leitete die EULEX-Mission eine Aktion gegen die korrupten und kriminellen Politiker im 
Kosovo ein. Dies hat in der Öffentlichkeit unmittelbar zu einem positiven Image der EULEX 
geführt, da seit der Installierung der Mission von der Öffentlichkeit ein solch entschlossenes 
Vorgehen erwartet wurde, um die Kriminalität und Korruption zu bekämpfen. Im April wurde 
im Ministerium für Transport und Kommunikation eine Operation seitens EULEX durchge-
führt, bei der die EU-Mission im Büro des Ministers Fatmir Limaj seinen Computer und viele 
wichtige Unterlagen beschlagnahmte, da ein Verdacht auf Geldwäsche, organisierte Krimina-
lität, Amtsmissbrauch und Betrug gegen den Minister bestand. Einige Tage später wurde auch 
Premierminister Thaqi von EULEX am Flughafen von Prishtina durchsucht. Die Reaktion der 
kosovarischen Regierung nach diesen EULEX-Aktionen war, dass sie die Unprofessionalität 
der Mission kritisiert haben, dass sie nur als Medienspektakel  angekündigt wurde und somit 
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die Stabilität des Landes bedrohen könnte. Thaqi versuchte mit dieser Drohung, der Stabili-
tätsargumentation sowie mit der Hilfe westlicher Vertreter im Kosovo, gestützt von den USA, 
diesen EULEX-Druck abzuschwächen.1006 Andererseits sprach der Chefankläger Johannes 
van Vresswijk in einem Interview davon, dass er Fakten über die kriminellen und korrumpier-
ten Aktivitäten der Regierungsmitglieder habe und kritisierte in der kosovarischen Tageszei-
tung Koha Ditore den Chef der Regierung direkt: 
„The prime minister should be ready to govern his country well. This is his business and I 
don’t interfere. It’s in business. I do my job. If the country is run well, is not run in a criminal 
way, they will not see me.“ Weiter führte er aus: „Everybody who is involved in organized 
crime and corruption should start sweating. And if they are doing such a thing, let they stop 
from today.“1007  
Durch diese Aktionen der EU-Mission wurde ein positiver Eindruck an die Bevölkerung ver-
mittelt, dass nach einer langen Wartezeit nun endlich die Korruption und Kriminalität offensiv 
bekämpft werden. Allerdings ist aufgrund der Passivität der EULEX seitdem nichts mehr er-
weitert und weitergeführt worden, womit das Vertrauen der Bevölkerung wieder deutlich ab-
genommen hat. Die EU-Mission ist einer der größten und teuersten Friedenseinsätze, die für 
den Aufbau von Frieden, Sicherheit und Rule of Law im Kosovo initiiert wurden. Unter ande-
rem geht es auch darum, kriminelle und kompromittierte Politiker aus dem Amt zu entfernen. 
Eine große Herausforderung für diese Mission ist weiterhin, den Staat nach dem westlichen 
Vorbild aufbauen zu können.1008 Folglich besteht nur eine geringe Bereitschaft der internatio-
nalen Gemeinschaft, gegen dieses Problem vorzugehen, da eine politische Destabilisierung 
durch diesen Angriff auf die öffentlichen Institutionen gefürchtet wird, weil die effektivsten 
und einflussreichsten politischen Führer aus der politischen Szene entfernt werden könn-
ten.1009 Mit diesen Strukturen sollte sich die internationale Gemeinschaft offensiv auseinan-
dersetzen, da sie diese seit dem Ende des Krieges toleriert hat. Um die oben erwähnten Hin-
dernisse für das Kosovo zu vermeiden, sollte durch die IG eine Wiederherstellung der Rechts-
staatlichkeit angestrebt werden, die in Nachkriegsgesellschaften nur mit Hilfe von außen rea-
                                                          
1006
 Vgl. Džihić, V.: EULEX-Mission im Kosovo. Eine (vorläufige) kritische politikwissenschaftliche Bilanz. In: 
Möllers van Ooyen. Jahrbuch Öffentliche Sicherheit. 2010/2011. Verlag für Polizeiwissenschaft, S. 94. 
1007
 UNMIK Media Monitorings, 7. Mai 2010. 
 Siehe unter: http://www.unmikonline.org/dpi/localmed.nsf/f0300?OpenForm (abgerufen am 18.12.2011). 
1008
 Siehe “The Joint Action Plan of the Council of European Union, 2008/124/CFSP” (2008). COUNCIL JOINT 
ACTION 2008/124/CFSP. of 4 February 2008 on the European Union Rule of Law Mission in Kosovo, unter: 
http://www.eulex-kosovo.eu/en/info/docs/JointActionEULEX_EN.pdf ( 14.12.2011). 
1009
 Vgl. Chicago-Kent College of Law/Illinois. Institute of Technology (Hg.) (2006): Combating Corruption in 




lisiert werden kann. Der Rechtsstaat bedeutet auf der institutionellen Ebene unabhängige Ge-
richte, gesetzgeberische Strukturen, Exekutivagenturen, freie Wahlen, ein starkes Bildungs-
system, freie Presse und unabhängige nicht-staatliche Organisationen (NGOs) wie Verbände, 
Bürgerinitiativen, Parteien usw. Auf der kulturellen Ebene sollten engagierte Menschen ihre 
Bemühungen und Treue an diese Institutionen verleihen.1010 Diese Strukturen nach dem west-
lichen Vorbild zu etablieren, sollte in Zusammenarbeit der Regierung, der europäischen 
Rechtsstaatlichkeitsmission (EULEX) und der internationalen Gemeinschaft im Kampf gegen 
Korruption, in Form der Implementierung nötiger Rechtsreformen, der Anstellung von mehr 
RichterInnen und StaatsanwältInnen sowie in einem verbesserten Training weiterverfolgt 
werden. Ein besonderes Augenmerk sollte dabei auf den Norden gelegt werden, wo albani-
sche und serbische RichterInnen ernannt und die lokale Polizei mit eingebunden werden soll-
te. Im Norden hat das Rechtssystem seit 1999 nicht mehr funktioniert, woran der schwache 
Staat sichtbar wird, da das Kosovo nördlich des Ibars eigentlich von Serbien kontrolliert wird 
und daher auch nicht mit der von der UN beauftragten Kosovo Police (KP) kooperiert.1011 Die 
im Norden bestehenden parallelen Strukturen wurden nicht von der internationalen Gemein-
schaft und der lokalen Regierung eingedämmt, die in grenzüberschreitende kriminelle Aktivi-
täten wie Menschenhandel, Geldwäsche und Waffenschmuggel verwickelt sind.  
Die internationale Gemeinschaft wie auch die EU-Mission (EULEX) und die kosovarische 
Regierung werden von den Kritikern als die Hauptversäumnisse angesehen, die mit der Unab-
hängigkeit des Landes kaum Veränderungen herbeigeführt haben.1012 In einem Interview äu-
ßerte Albin Kurti, dass die internationale Gemeinschaft mittels kosovarischer Politiker, die 
wegen ihrer Korruption erpressbar seien, ihr Interesse im Kosovo durchsetze. Des Weiteren 
erläutert er, dass die Funktionäre teure Häuser und Autos besäßen und ihre Kinder in privaten 
Schulen ausgebildet würden, die sie mit ihren normalen Gehältern nicht bezahlen könnten, 
sondern dies vermutlich durch die Verbindung mit fragwürdigen Unternehmen täten. Kurti 
beschreibt weiters, dass die Akteure der internationalen Gemeinschaft ganz genau darüber 
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Bescheid wüssten und dass sie mit diesem Wissen die kosovarischen Politiker drängten, Bel-
grad weitgehend entgegenzukommen.1013 Diese Ereignisse werden seit zwölf Jahren als 
Transformationsprobleme im jungen Kosovo wahrgenommen, und werden in der Verwoben-
heit der Mafia mit der politischen Eliten-Struktur sowie den existierenden Verbrechensstruk-
turen im Norden des Staates identifiziert. Ferner schlagen sie sich in der dortigen Rechtlosig-
keit als Hindernis für den Aufbau der Rechtsstaatlichkeit nieder, wie es in dem Bericht der 
internationalen Crisis Group Mitte 2010 festgestellt wurde.1014 So wurde die Lage von der 
internationalen Crisis Group im Jahr 2010 bezüglich der Rechtsstaatlichkeit im Norden wie 
folgt beschrieben: „(…) leaving the area free for organised criminal gangs. Its efforts to re-
plenish the Mitrovica court with local judges have failed, while offending both Pristina and 
Belgrade.“1015  
Auf der anderen Seite haben die Institutionen des Kosovos in Bezug auf die Auflösung der 
Korruptionsaffären und Kriminalität keine Bereitschaft an den Tag gelegt und werden auch 
deshalb weiterhin als sehr passive und schwache Institutionen wahrgenommen, die keine 
konkreten Maßnahmen realisieren, um die hohe Korruption zu minimieren.1016 Die Erklärung 
des Reichtums von leitenden Beamten der Anti-Korruptionsagentur ist, dass falsche Informa-
tionen seitens der politischen Behörden kommuniziert und die Angaben über Vermögenswer-
te nicht an die zentrale Wahlkommission geliefert wurden. Die unregelmäßige Gewährung 
von öffentlichen Aufträgen zeigt sich im Missbrauch der Amtsgewalt und im Missbrauch von 
öffentlichen Geldern, wobei dies nur einige der Korruptionsaffären sind, welche die Regie-
rung des Kosovos ständig begleiten.1017 Es gibt massive finanzielle Transaktionen im Kosovo, 
da eine leistungsfähige Einheit der Finanzkontrolle fehlt. Die Offenlegung ihrer Einkünfte für 
die Parlamentswahlen 2010 durch die politischen Kandidaten und die Erklärung bei ACA im 
Jahr 2010 zeigten eine unlogischen Zunahme des Reichtums bei einigen Politikern. Es gibt 
reiche Politiker, deren Jahresgehalt reduziert wurde, während sich ihr finanzieller Reichtum 
innerhalb von drei Jahren um 100 % erhöhte.1018  
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 Vgl. Kurti, Albin, Interview. In: Rathfelder, E. 2010, S. 392. 
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 Vgl. International Crisis Group -  (ICG) „The Rule of Law in Independent Kosovo.”  Siehe unter: 
http://www.crisisgroup.org/~/media/Files/europe/balkans/kosovo/204%20The%20rule%20of%20Law%20in%2








Vgl. Report of Progress: Made in Kosova. Prishtine. Oktober 2011, S. 28-29. 
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 Vgl. INSTITUTI KOSOVAR PËR KËRKIME DHE ZHVILLIME TË POLITIKAVE. Kërkime politike 2011/05. FUQIZIMI 
I SUNDIMIT TË LIGJIT NË KOSOVË II: INSTITUTI KOSOVAR PËR KËRKIME DHE ZHVILLIME TË POLITIKAVE. Kërkime 
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In dem Fortschrittsbericht 2010 der EU-Kommission, in dem jährlich über den Fortschritt des 
Kosovos berichtet wird, wurde festgestellt, dass noch ein hohes Maß an Korruption im Koso-
vo vorhanden ist, während die ACA (Anti Corruption Agency) weiterhin begrenzte Kapazitä-
ten für die Untersuchungsfälle der Korruption hat. Die ACA kann bei Gericht eine Untersu-
chung zur Falschmeldung der Beamten beantragen und ihre Aussagen bestätigen, wobei die 
Bußgelder über ihre Falschmeldung zwischen 150 bis 1500 Euro variieren können.1019 Das 
Kosovo-Rechtssystem sieht Bestimmungen vor, um StaatsanwältInnen und RichterInnen zu 
aktivieren, da mit gerichtlichen Entscheidungen durch illegale Aktivitäten erworbenes Eigen-
tum konfisziert werden kann.1020 Obwohl diese Regelung seit mehreren Jahren existiert, wur-
de bisher kein gemeldeter Fall von Erträgen aus Straftaten derart behandelt, da die Staatsan-
wältInnen und RichterInnen diese nicht-effiziente Maßnahme durch die mangelnden zuge-
schriebenen rechtlichen Möglichkeiten für die Beschlagnahme begründen.1021 Die Regierung 
hat ihrerseits nur Lippenbekenntnisse zum Kampf gegen die Korruption gemacht, doch gibt es 
sowohl einen Mangel an Kapazität als auch an Willen, organisierte Kriminalität und Korrup-
tion im Kosovo wegen der tief verwurzelten Verbindung zwischen Macht, Reichtum und 
Verbrechen zu bekämpfen. Es ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, kriminelle Strukturen 
und die allgemein verbreitete Korruption anzugehen, was nur zu bewältigen wäre, wenn die 
„Rule of Law“ funktionieren würde. Dafür sollten verstärkt Maßnahmen von Staatsanwalt-
schaft, Gerichten und Polizei unternommen werden.  
Drei Jahre nach der Unabhängigkeit bleibt die Rechtsstaatlichkeit als fragil zu bezeichnen, 
was eine Bedrohung für die Stabilität des Landes darstellt und sich direkt auf die soziale und 
wirtschaftliche Perspektive des Landes auswirken wird. Während die Arbeitslosenquote nach 
wie vor bei über 50 % und die extreme Armut bei über 30 % liegt, bleiben die organisierte 
Kriminalität und die Korruption eine Herausforderung für die schwache Justiz, und die Ge-
richte des Landes sind aus den oben genannten Gründen schlichtweg überlastet. Diese Me-
chanismen stellen eine große Herausforderung für eine wirksame Koordinierung im Kampf 
gegen die Korruption im Kosovo dar. Diese mangelnde ausschließliche Zuständigkeit im 
                                                                                                                                                                                     
politike 2011/05. Prishtinë, prill 2011. KONFISKIMI I PASURISË SË FITUAR NË MËNYRË TË KUNDËRLIGJSHME. 
(Institute for Policy FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG. Political Research 2011/05. Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit im Kosovo II: ed, Forschungs- und Entwicklungspolitik. Political Research 2011/05. Prishtina, 
April 2011.) Vgl. Fortschrittsbericht der EU-Kommission über das Kosovo. November 2010. 
1019
 Vgl. ebd. 
1020
 Siehe Strafgesetzbuch des Kosovo. Kapitel 7 über die Einziehung von materiellen Nutzen durch Begegung 
der kriminellen Tätigkeiten. Vgl. Strafgesetzbuch Kosovo, Artikel 83. 
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 Vgl. Institute for Policy FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG. Political Research 2011/05. Stärkung der 
Rechtsstaatlichkeit im Kosovo II: ed, Forschungs- und Entwicklungspolitik. Political Research 2011/05. Prishtina, 
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KSPO (Kosovo Special Prosecutor's Office) behindert auch  die Aufklärung von Fällen der 
Korruption und fehlende Unterstützung für Personal, Finanzen und Logistik für besondere 
StaatsanwältInnen sowie die Wirksamkeit ihrer Arbeit.1022 Von der EULEX-Mission wurden 
Initiativen ins Leben gerufen, um die korrupte politische Elite zu durchsuchen, was die Be-
völkerung auch schon sehr lange Zeit von EULEX  erwartet hat, um die politische Elite vor 
Gericht zu bringen. Da die internationale Gemeinschaft, wie oben dargestellt wurde, maßgeb-
lich mitverantwortlich für die Machtakkumulation dieser kriminellen Strukturen ist, müsste 
sie gegen diese Strukturen hart ankämpfen und auch entscheidende Gegenmaßnahmen set-
zen1023, aber dies schien mit der Zeit keine ernsthafte Vorgehensweise seitens der EULEX zu 
sein, weshalb die Bevölkerung diese passiven  Tätigkeiten in der Korruption und Kriminali-
tätsbekämpfung der EULEX scharf kritisierte. Insgesamt 15 Fälle von Korruption und sechs 
Fälle von organisierter Kriminalität sind von der  EULEX-Mission verurteilt worden, jedoch 
wurde ironischerweise in diesen Fällen das erworbene Eigentum nicht beschlagnahmt.1024 
Diese Ergebnisse waren nur mit geringen Strafen in Fällen von Korruption und organisierter 
Kriminalität verbunden. Es sind nun schon zweieinhalb Jahre seit Beginn der EULEX-
Mission verstrichen. Ein EULEX-Richter hat durchschnittlich 1,78 Sätze in Zusammenhang 
mit der Verfolgung und der Bestrafung von Korruptionsfällen und organisierter Kriminalität 
pro Jahr verhängt; eine EULEX-Staatsanwaltschaft hat zwei Fälle von Korruption und einen 
Fall von organisierter Kriminalität untersucht.  
Darüber hinaus ist eines der Hindernisse bei der Bekämpfung der Korruption die Ermittlung 
und Verfolgung von hohen BeamtInnen, was zunächst als Problem des Bruchs der Familien-
bande angesehen wird, die seit Jahren aufgebaut wurden und mit einer großen Anzahl von 
Interessen verbunden sind. Die Zusammenarbeit mit Zeugen ist sehr wichtig, um die Korrup-
tionsfälle zu überwachen (zu erkennen). Der Mangel an Zeugenschutzrechten und die geogra-
fische Größe des Kosovos sind weitere Hindernisse für die Erzielung von Ergebnissen, da 
keine Nachweise und Untersuchungen von Geheimdiensten vorliegen. Die EULEX-Mission 
wird aber trotz des Mangels an RichterInnen, StaatsanwältInnen und Polizei weiterhin - insbe-
sondere in Fällen der Korruption - unabhängig arbeiten.1025 Jene Kräfte, die im Kosovo gegen 
die OK arbeiten sollten, wie z. B. die kosovarische Polizei, stehen im Verdacht, selbst mit 
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 Vgl. ebd. 
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 IEP. 2007. IX. 
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 Siehe: Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission. Kosovo. November 2010. Auch Interviews mit 
Radio Free Europe Director Anti-Korruptions-Agentur - Hasan Preteni "Korruption überall", veröffentlicht in: 
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 Vgl. Kipred - INSTITUTI KOSOVAR PËR KËRKIME DHE ZHVILLIME TË POLITIKAVE. Kërkime politike 2010/8:  
Forcimi i Sundimit te Ligjit ne Kosove: Lufta kunder Korrupsionit dhe Krimit te Organizuar. Prishtine. 2010. S.  16 
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OK-Gruppen verbunden zu sein.1026 Deshalb gibt es auch eine sinkende Vertrauensbasis sei-
tens der Bevölkerung gegenüber der lokalen Polizei. Eine frühere Untersuchung von Safer-
world und FIQ im Jahr 2006 ergab ein erhebliches Misstrauen gegenüber der Fähigkeit und / 
oder dem Wunsch, den KPS Kampf gegen das Verbrechen und die OK zu führen.1027 Ferner 
stellte die Vertrauenswürdigkeit der Bevölkerung gegenüber den staatlichen Institutionen das 
Hauptproblem dar. Die kosovarische Bevölkerung wurde seit Jahrzehnten von der OK sehr 
hart getroffen, da sie unter der daraus resultierenden Unsicherheit und der Brutalität der kri-
minellen Gruppen zu leiden hatte und nach wie vor hat. Die Anzahl von RichterInnen und 
AnwältInnen hat seit dem Krieg nicht ausgereicht und die Kriminalfälle werden nicht recht-
lich behandelt, da hierzu erst die Politik und die Mafia voneinander getrennt sein müssten und 
die Rechtsstaatlichkeit funktionieren müsste, um die grassierende Angst der RichterInnen vor 
der Verfolgung und Rache durch die Mafia zerschlagen zu können. In diesem Sinne wird auch 
in vielen Fällen davon berichtet, dass bei Zeugenaussagen in Gerichtsverfahren gegen ange-
klagte Kriminelle die Beweise aus Angst nicht vorgelegt werden, da für die Zeugen keine 
Schutzmaßnahmen von den staatlichen Sicherheitsstrukturen existieren. Dieses Schweigege-
bot und das Klima der Angst machen eine Informationsgewinnung durch die Bevölkerung 
über die Aktivitäten der kriminellen Organisationen, Clans und Gruppierungen nahezu un-
möglich.  
Von den sogenannten UÇK-Mitgliedern, die nach dem Krieg in dem errichteten System der 
Loyalitäten und des Klientelismus einen Aufstieg in Machpositionen (Regierung, Parlament, 
KPS, FSK usw.) geschafft haben und die vor einer effektiven Strafverfolgung stets geschützt 
waren, werden weiterhin Verbrechen begangen, da der Aufbau des Rechtsstaates noch nicht 
abgeschlossen ist. Zudem ist das Bewusstsein bei den politischen Verantwortlichen und der 
Bevölkerung noch zu wenig verankert, weshalb von diesen Clan-Gruppen immer noch die 
Interessen der Bevölkerung und das Funktionieren des Staates nach dem westlichen Vorbild 
missachtet werden.  
                                                          
1026
 Bächora, R. Organisierte Kriminalität auf dem westlichen Balkan als sicherheitspolitische Herausforderung 
für die EU – Schwerpunkt Kosovo. 01/2008, S. 30.  
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 Vgl. Sokolová, Juliana. Hulumtimi i AVL-ve ne Kosove (Armeve te Vogla dhe te Lehta ne Kosove). S.  45-46,  
siehe unter: http://www.seesac.org/uploads/salwsurveys/SALW_Survey_Kosovo_-_albanski.pdf (Abgerufen am 
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Aufgrund der schwachen staatlichen Institutionen haben auch die Kriminalität und die Kor-
ruption stark zugenommen: Es gibt ferner die Institution des Kosovo Judicial Council (KJC) 
und das Justizministerium, welche das Rechtsstaatlichkeitssystem überwachen sollten, aber 
sie haben bisher nicht ordentlich funktioniert und die Abteilungen, die für Korruptionsskanda-
le und Kriminalität zuständig sind, bringen keinerlei Effekt, da der Gesamtapparat des koso-
varischen Justizsystems gelähmt ist. Der Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission 
von 2010 stellte dazu fest, dass die Justiz im Kosovo nicht unabhängig ist. „Political and other 
interferences is an issue of serious concern“.1028 
Die von der UNDP durchgeführte Befragung zeigt in der folgenden Abbildung, wie die Be-
völkerung mit den Sicherheitsorganen zu kooperieren bereit ist. 
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Abbildung 19: Gründe für die ungenügende Bereitschaft der Bevölkerung in Bezug auf die Kooperation 
mit staatlichen Sicherheitsstrukturen (in Prozent) Quelle: UNDP:1029  
Hinzu kommen die niedrigen Gehälter der RichterInnen (200 Euro monatlich), was wiederum 
Fälle von Bestechung und Korruption fördert.1030 In dem jährlichen Fortschrittsbericht (Re-
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 Kosovo Progress Report 2010, S. 11. Mehr dazu: UNMM. 29.12.2010.  233.130 Fälle sind in der 
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 UNDP: Kosovo Early Warning Report. May-August. 2003: Siehe unter: 
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port of Progress) der EU über das Kosovo wurde wiederholt konstatiert, dass die kriminellen 
Netzwerke bis in die unterschiedlichen politischen, wirtschaftlichen sowie gesellschaftlichen 
Bereiche hineinreichen.1031 Doch mehr als drei Jahre nach der Unabhängigkeitserklärung des 
Kosovos wird die Rechtsstaatlichkeit als einer der schwächsten Bereiche der Regierungsfüh-
rung im Kosovo gesehen. Insbesondere gilt dies für den Kampf gegen Korruption und organi-
sierte Kriminalität, die sich aus dem Mangel an politischem Willen im Kampf gegen die orga-
nisierte Kriminalität und Korruption ergibt. Der Fortschrittsbericht urteilte dazu, dass die Kor-
ruption im Kosovo „remains prevalent in many areas and still constitutes a very serious con-
cern. [...] Kosovo still needs to demonstrate results in investigations, indictments, prosecuti-
ons and convictions in anti-corruption cases”,1032 wobei  auch die oben erwähnten organisier-
ten Kriminalitätsformen wie Geldwäsche, Drogenschmuggel, Menschenhandel usw. ein sehr 
ernsthaftes Problem seien, da sich hierdurch der Prozess des Staatenbaus und die Perspektive 
verzögern würden.1033  
Darüber hinaus kritisiert der Kosovo-Fortschrittsbericht von 2010 das Fehlen einer echten 
Untersuchung über falsche Einkommenssteuererklärungen und das Vermögen der politischen 
Beamten. Dies ist bisher nicht von der Regierung abgestellt worden, indem ein Mangel an 
politischem Willen an den Tag gelegt wird, dass die bestehenden Strukturen die Untersuchung 
der Korruption durchführen und zwar insbesondere in jenen Fällen, in denen hohe Beamte im 
Fokus stehen.1034 Die geschaffene Situation wirkt sich zunehmend auf ausländische Investiti-
onen und auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung des Kosovos aus. Es gibt ein wachsendes 
Misstrauensgefühl der kosovarischen Bevölkerung am Willen der Institutionen des Kosovos, 
die Korruption und die organisierte Kriminalität tatsächlich als Priorität ihrer Aufgaben zu 
bekämpfen.1035 Obwohl im Kosovo eine enge Verflechtung zwischen den politisch-
wirtschaftlichen und den kriminellen Strukturen besteht, was sich negativ und als ein Hinder-
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nis auf das Herausbilden gesunder rechtsstaatlicher und zivilgesellschaftlicher Kräfte auswir-
ken kann, werden letztlich positive Signale gesendet, da es von den verantwortlichen Politi-
kern und auch von der Bevölkerung eine Bereitschaft gibt, diese Machtstrukturen aufzubre-
chen und einen Staat zu errichten, in dem die wirtschaftlichen Perspektiven und ein demokra-




Die UNMIK-Mission ohne eine voraussichtliche Frist für die Klärung der Statusfrage des 
Kosovos war von Anfang an falsch eingerichtet, da das Mandat der UN-Resolution 1244 von 
falschen Prämissen ausging, welche viele Fragen offen ließen. Anders wird der Kosovo-Fall 
von der UN-Mission betrachtet, denn im Vergleich zum UN-Einsatz in Osttimor, wo das Ziel 
die Erreichung der Absicherung der Unabhängigkeit des neuen Staates war, wurde im Kosovo 
der zukünftige völkerrechtliche Status des Kosovos offengelassen, ohne einen Zeitpunkt und 
einen Strategieplan vorzulegen, wie die Statusfrage künftig gelöst werden sollte. Die interna-
tionale Gemeinschaft weigerte sich, die Statusfrage des Landes zu klären, die als wichtiges 
Instrument für die Perspektive des Landes wahrgenommen werden sollte. Mit den März-
Unruhen von 2004 war es für die UNMIK klar, dass der aktuelle Status quo nicht für dauer-
hafte Zeit stabil bleiben würde, ohne ihn zu definieren. Doch diese Verschleierung hat eine 
reife politische Elite behindert, wodurch auch ausländische Investitionen abgeschreckt und die 
Anstrengungen zur Interaktion zwischen Kosovo-Albanern und Kosovo-Serben gehemmt 
wurden. Während des internationalen Einsatzes gab es am Anfang eine deutliche Verbesse-
rung der Sicherheitslage und eine Reduzierung der direkten Gewalt, allerdings ist die wirt-
schaftliche und soziale Lage des Landes bis heute (2012) auch nach zwölf Jahren weiterhin 
katastrophal; neben der Arbeitslosigkeit und der Armut stellen die organisierte Kriminalität, 
dieKorruption, die schwache Rechtsstaatlichkeit und das Funktionieren der Parallelstrukturen 
im Norden die hartnäckigsten Probleme des Staates dar. Strukturelle Gewalt, die als Gewalt in 
der Struktur einer Gesellschaft definiert wird, manifestiert sich in ungleicher Macht und un-
gleichen Entfaltungsmöglichkeiten und durchdringt den jungen Staat weiter. All diese Fakto-
ren, insbesondere aber die Korruption und die fragile Rechtsstaatlichkeit sowie die Justiz un-
tergraben das Vertrauen in die Institutionen des Kosovos auf der Seite der Öffentlichkeit und 
führen zu erheblichen Konsequenzen für den langfristigen Prozess der Staatsbildung und des-
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sen Demokratisierung, womit sie eine Bedrohungen für die Zukunft des Kosovos und die Sta-
bilität der Region darstellen. Positive Schritte in vielen Bereichen, die für den Staat eine große 
Herausforderung darstellen, gibt es auch nach zwölf Jahren unter der internationalen Präsenz 
nicht zu beobachten. Obwohl die internationale Gemeinschaft eine entscheidende Rolle im 
Aufbauprozess des Landes spielt, hängt jetzt die Erreichung eines positiven und funktionie-
renden Staates in erster Linie von den kosovarischen Autoritäten selbst ab. Der Maßstab ist, 
ob die organisierte Kriminalität und Korruption erfolgreich bekämpft werden können oder 
nicht. Nach meiner Ansicht ist es nicht wichtig, wie viele Staaten die Unabhängigkeit des 
Kosovos anerkannt haben, sondern ob das Kosovo einen funktionsfähigen Staat und eine de-
mokratische Kultur sowie die Rechtsstaatlichkeit schaffen wird und gleichzeitig die ökonomi-
sche und soziale Lage verbessern kann, welche den Bürgern eine offene Perspektive mit de-
mokratisch wertvollen Rechten bieten könnte.  
Ein großes Hindernis für die Entwicklung einer politischen Kultur ist manchmal die enge 
Verbindung zwischen Politikern und Strukturen der organisierten Kriminalität. Die politische 
Klasse im Kosovo leidet erheblich unter Klientelismus und Korruption, zudem unter unpro-
fessionellen und ungebildeten Politikern, die nach dem Krieg die politische Szene des Landes 
sehr geprägt haben. Der Kampf gegen die organisierte Kriminalität ist ein weiterer Bereich 
des Scheiterns der UNMIK und KFOR. Die eher passive Politik und die halbherzigen Bemü-
hungen gegen die organisierte Kriminalität, die auch hinsichtlich der partiellen Einbindung in 
Fälle von Korruption anzuführen ist, hat die organisierte Kriminalität weiter durch diese Zu-
sammenarbeit unterstützt und damit den gesamten Stabilisierungs- und Entwicklungsprozess 
im Kosovo behindert. Fukuyama schreibt in seinem Buch „Staaten bauen“ dazu wie folgt: 
„Staaten zu bauen bedeutet, neue Regierungsinstitutionen zu schaffen und bestehende zu stär-
ken“.1036 Die Strategie der UNMIK und der OSZE für die demokratische Legitimität und Ef-
fizienz der aufgebauten politischen Institutionen sowie der politische Trend der kosovarischen 
Politiker werden explizit geäußert. Durch die Schaffung der politischen Strukturen und Insti-
tutionen wurden die betroffenen Parteien von dominanten Führungspersönlichkeiten gegrün-
det, die den ganzen Staatsapparat und die Kontrolle im Land in der Hand haben und von de-
nen der Staat regiert wird. Als Folge davon wird auch die Entwicklung der politischen demo-
kratischen und unabhängigen Parteien im jüngeren Staat blockiert. Sie versuchen, durch öf-
fentliche Auftritte ihr Image zu verbessern und die negativen Tätigkeiten (Kriminelles, Kor-
ruptionsfälle) sowie ihre Schwäche in der Politik durch ethnonationalistische Argumentatio-
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 Fukuyama, Francis: Staaten bauen. Die Herausforderung internationaler Politik, Berlin 2004, S. 8. 
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nen in der Öffentlichkeit zu beeinflussen, um den Eindruck und das Vertrauen bei der Bevöl-
kerung zu verbessern. Die kosovarische politische Klasse, der es an demokratischen Erfah-
rungen mangelt, legitimiert ihr Handeln gegenüber der internationalen Gemeinschaft und lässt 
es nicht zu, die Entscheidungen für die Zukunft und Perspektive des Kosovos ohne Beratung 
oder Einmischung der internationalen Behörden zu treffen. Diese politische Klasse, die durch 
die internationalen Akteure in Abhängigkeit gestellt worden ist, wird von der Bevölkerung 
heftig kritisiert, da sie nicht entscheidungsfähig und mutig genug ist, um Pläne und Strategien 
für die Zukunft des Landes vorzulegen. Dies zeigte sich deutlich in der geringen Wahlbeteili-
gung bei den letzten Parlamentswahlen. Die Strategie der UNMIK bei der Einrichtung der 
politischen Institutionen im Kosovo, alle Volksgruppen darin zu involvieren und die ethni-
schen Interessen der Vertreter zu beachten, hat in der Tendenz zur Ethnisierung der Politik 
geführt, da alle politischen Akteure und Vertreter dazu motiviert wurden, sich vor allem nach 
ethnischen Gesichtspunkten zu definieren, um künftig in dieser Richtung agieren zu können. 
Dies hat die Spaltung anhand ethnischer Grenzlinien vertieft, wodurch die Vertretung der po-
litischen Interessen durch diese Akteure ineffizient geworden ist.  
Zwar ist es der internationalen Gemeinschaft gelungen, politische Institutionen im Land auf-
zubauen und die verschiedenen politischen Kräfte weitgehend in eine demokratisch gewählte 
Regierung einzubinden, was die politische Neuordnung anbelangt, doch nach wie vor wurde 
eine politische Kultur im Kosovo nicht entwickelt. Eine starke demokratische Kultur und eine 
politische Klasse, die ernsthaft die Probleme des Landes in den Fokus nehmen würde und 
nach den Interessen des Volkes agiere, anstatt das Ziel der eigenen Bereicherung zu verfol-
gen, ist aber im Kosovo noch längst nicht realisiert worden. Die Strategien und Unterstützun-
gen der UNMIK, der OSZE und der EU zum Aufbau der Demokratie im Kosovo waren nur 
mäßig erfolgreich, was unter anderem an der Rolle der internationalen Gemeinschaft als Ver-
treter eines Protektorats im Kosovo lag. Bis dato existiert aber nur ein fragiler und unvollstän-
diger Staat, weil die internationale Gemeinschaft die falschen Prioritäten und Strategien ver-
folgt hat. Zudem sind Schwächen und Dilemmata zu bemängeln, die untrennbar mit einer 
internationalen Intervention verbunden sind. Dazu gehören die fehlende Koordinierung und 
Kohärenz, Legitimitätsprobleme, Personalprobleme und lokale Eigenverantwortung versus 
externe hegemoniale Kontrolle. Ein weiterer Schwachpunkt im internationalen Peace-
Building und bei den Peace-Keeping-Missionen ist die Auswahl des Personals und der häufig 
geringen Qualifikation und mangelnden Erfahrung der internationalen Akteure. Da die UN 
nicht über einen Pool an ExpertInnen verfügen kann, wurden oft unerfahrene Menschen ein-
gesetzt und in Positionen angestellt, die nicht über die notwendigen Qualifikationen für den 
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Einsatz in Krisenregionen verfügten, wobei in den kurzfristigen Verträgen des UNMIK-
Personals ein ernsthaftes Hindernis für die effiziente Mandatserfüllung wahrgenommen wird. 
Darüber hinaus kommt es vielfach vor, dass das Personal mehr über die eigene berufliche 
Perspektive als die Entwicklung des Kosovo Sorge getragen hat, weshalb es als Pendler-
Personal der UN-Missionen mit höheren Gehältern bezeichnet wird. Dies geschah auch im 
Kosovo nicht unbemerkt seitens der Bevölkerung, was sich auf das Image und die Glaubwür-
digkeit der internationalen Institutionen auswirkte, weshalb das Vertrauen der Bevölkerung in 
die internationale Gemeinschaft drastisch gesunken ist. 
Trotz  des massiven Einsatzes von Mitteln der finanziellen Unterstützung hat die 
internationale Gemeinschaft es versäumt, die wirtschaftliche Lage zu verbessern, so dass in 
den zentralen gesellschaftlichen Bereichen immer noch eine äußerst krisenhafte und instabile 
Situation im Kosovo besteht. Vier Jahre nach der Unabhängigkeit des Kosovo ist die 
Wirtschaft weiterhin äußerst schwach und die Mehrzahl der wichtigsten makroökonomischen 
Indikatoren wird weiterhin als negativ bezeichnet. Die letztere Entwicklung birgt ein 
erhebliches Potenzial des Kosovos, die schon jetzt alarmierenden sozioökonomischen 
Schwierigkeiten noch zu verschärfen. Darüber hinaus tragen schwere Arbeitslosigkeit, 
geringe Produktivität, sehr geringe Ausfuhren, das wachsende Handels- und Haushaltsdefizit, 
ein kleiner heimischer Markt, Schwächen in der Infrastruktur und die chronische 
Energieknappheit zum katastrophalen Zustand der Wirtschaft des Kosovos bei. Dies sollte 
auch für die besondere Situation der wirtschaftlichen und sozialen Bereiche sowie für die 
Sicherheitsapparate und den Justizapparat gelten, die gegen korrupte Politiker und ihre 
kriminellen Netzwerkaktivitäten machtlos sind. Um den Status des Landes zu festigen und 
den Staat stark zu halten, müssen selbst größere Anstrengungen unternommen werden, um die 
Herrschaft der organisierten Kriminalität und der Korruption zu bekämpfen, wobei die 
Schattenwirtschaft ebenfalls beseitigt werden muss. Dieser Weg sollte die wirtschaftliche 
Lage des Landes und das Geschäftsklima verbessern, um Auslandsinvestitionen ins Land 
ziehen und den Einfluss der illegalen Geschäfte in den staatlichen Strukturen reduzieren zu 
können. Organisierte Kriminalität stellt eine der komplexesten Bedrohungen der Stabilität für 
die politische, wirtschaftliche und soziale Sicherheit einer Gesellschaft im Übergang dar. 
Verschiedene Manifestierungsformen sowie die starke Präsenz dieses Phänomens führten zu 
einem destabilisierenden Faktor bei der Begrenzung und Eindämmung der Konsolidierung 
sowie der Entwicklung der Gesellschaft in einer Übergangsphase, die in den Balkan-Ländern 
wie auch im Kosovo stark ausgeprägt ist. Unter den stärksten Formen der organisierten 
Kriminalität im Kosovo, wie es auch oben schon erwähnt wurde, ist der Drogen- und 
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Menschenhandel. Die verschiedenen regionalen und internationalen Berichte über das Kosovo 
unterscheiden diese beiden Formen der organisierten Kriminalität als das profitabelste 
Geschäft der Kriminellen.  
Die internationale Gemeinschaft scheiterte hier auch beim Aufbau der Rechtsstaatlichkeit des 
Landes durch die Anerkennung der Kriminellen als politische Vertreter, außerdem durch die 
Vernachlässigung und die enge Verwobenheit des UNMIK-Personals mit der lokalen 
politischen Elite, die mit Korruption und organisierter Kriminalität verbunden ist. Der 
kosovarischen Regierung wird heute vorgeworfen, in die Korruption und Unterwelt 
verwickelt zu sein. Allerdings müssen nicht nur kosovarische Institutionen den Vorwurf über 
ihre passive und korrumpierte Politik hinnehmen, sondern vor allem sollte auch die 
internationale Gemeinschaft den Vorwurf akzeptieren, dass ihre passive Politik gegenüber der 
Korruption sowie dem organisierten Verbrechen nicht dazu beigetragen hat, den oft 
versprochenen Rechtsstaat nach dem Krieg aufzubauen. Die Rechtsstaatlichkeit ist das 
Fundament, auf dem ein demokratischer Staat beruht. Tatsächlich wird ein wesentlicher 
Grund für einen effektiv regierten Staat im Vorhandensein eines lebendigen und gut 
funktionierenden rechtsstaatlichen Systems gesehen. Allerdings ist die Rechtsstaatlichkeit der 
empfindlichste Aspekt der Regierung im Kosovo und eine der größten Herausforderungen für 
die vollständige Konsolidierung der Staatlichkeit des Landes. Das Justizsystem des Kosovos 
ist schwach, ineffizient und wird stark von der Politik beeinflusst. Die Gerichte sind deutlich 
unterbesetzt durch den Personalmangel und die unprofessionellen RichterInnen und 
StaatsanwältInnen. Eine große Anzahl von ungelösten Kriminalfällen, Korruption sowie 
anderen schweren Straftaten und der riesige ständig wachsende Rückstand unbearbeiteter 
Fälle werden das Misstrauen der Menschen in die Gerichte und das Rechtssystem nur 
zusätzlich anwachsen lassen. Die Gerichte und StaatsanwältInnen haben bei wichtigen 
Punkten versagt: Korruption, schlechte Bildungsstandards, niedrige Löhne, unzureichende 
Infrastruktur und der Mangel an einer gemeinsamen Datenbank sowie die Verfolgung von 
Strafsachen. Ferner wurde die Leistungsfähigkeit der Justiz behindert, was auch nur schwer 
durch die Nicht-Existenz angemessener Überwachungs- und Kontrollmechanismen zu 
verbessern ist. Diese Situation oder den Bereich zu verbessern und ein Funktionieren der 
Rechtsstaatlichkeit anzustoßen und realisierbar zu machen, sind höhere politische 
Koordinierungsmaßnahmen der kosovarischen Regierung mit der Europäischen Union und 
den Vereinigten Staaten.  
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Die kosovarischen Institutionen und die EULEX-Mission im Kosovo sollten sofortige 
Ergebnisse bei der Verfolgung politischer Korruptionsfällen herbeiführen. Dies wäre ein 
starkes Signal an die gewählten Behörden und würde den allgemeinen politischen Willen und 
das Vertrauen in die Institutionen des Kosovos erhöhen, um den Kampf gegen Korruption und 
organisierte Kriminalität zu unterstützen. EULEX war in ihrem ersten Jahr zögerlich, 
entschlossene Maßnahmen gegen die Korruption und organisierte Kriminalität in die Wege zu 
leiten. Doch die Angriffe auf das Verkehrsministerium im April 2010 haben Anti-
Korruptions-Ermittlungen auf einer höheren Ebene initiiert und weckten die Hoffnungen in 
der Bevölkerung, dass die EULEX endlich ihre Versprechen halten werde. Allerdings mehren 
sich die kritischen Stimmen in der Bevölkerung, dass die Effizienz der EULEX als 
fragwürdig zu bezeichnen ist, da auch die enormen Millionen Euro, die investiert wurden, um 
die Justiz und den Polizeiapparat der EULEX effektiv zu machen, , nur teilweise zum Erfolg 
führten. Deshalb wird es relevanter, dass von den Kritikern eine bessere Bezahlung der 
kosovarischen Richter und Staatsanwälte sowie der Polizisten der KPS und 
Reformmaßnahmen im Bildungs- und Gesundheitsbereich als wichtige Investitionen 
angesehen werden, wo es einen enormen Finanzbedarf gibt. Immer wieder kommt es zu 
Protesten der zivilgesellschaftlichen Organisationen und der politischen 
Widerstandsbewegung namens „Selbstbestimmung!“ unter der Führung von Albin Kurti, der 
in dieser Zeit der prominenteste Kritiker von Thaçis Regierung ist. Er äußerte Kritik an den 
kosovarischen Politikern, die tagsüber als Politiker arbeiten und in der Nacht zu 
Geschäftsleuten werden, welche die reichsten Menschen im Land sind und an der Spitze der 
Korruption stehen: „ich denke, die kosovarischen Politiker haben weder den Willen noch das 
Wissen, das Kosovo aus dieser Situation zu befreien“, äußerte er in einer österreichischen 
Fernsehsendung. Gegenüber dieser Dominanz der klientelistischen und ethnonationalen 
Politik, die so gut wie alle Lebensbereiche überlagert hat, wird im Kosovo eine demokratische 
Kultur durch die jüngeren Politiker und Reformisten entstehen, die an der Lösung der 
existentiellen Probleme der Bevölkerung orientiert und nicht an individueller Bereicherung 
und einer Unterstützung der politischen Seilschaften ausgerichtet ist. Neue 
zivilgesellschaftliche Strukturen, die unabhängig von den internationalen Geldgebern agieren,  
hätte das Kosovo unbedingt gebraucht. Mit diesen wäre es möglich, für die Bevölkerung 
relevante Themen im öffentlichen Diskurs zu verankern und die politischen Verantwortlichen 
effizient zu kontrollieren. Wie oben erwähnt wurde, sollte an der internationalen 
Gemeinschaft harte Kritik geübt werden, da einerseits ein großer Teil der kosovarischen 
NGOs weitgehend von ausländischer Finanzierung abhängig gemacht wurde und andererseits 
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die Regierung und die politischen Parteien wenig Interesse daran zeigen, die 
zivilgesellschaftlichen Gruppen und Repräsentanten ernst zu nehmen und einen Raum zu 
schaffen, in dem mit ihnen in konstruktiver Weise kooperiert werden kann. Zudem müssen 
die Geschäftsaktivitäten, die zur Versöhnung zwischen den Gemeinschaften beitragen, durch 
die internationale Gemeinschaft, die kosovarische Regierung und die Zivilgesellschaften 
unterstützt werden.  
Doch unter der UN-Mission im Kosovo wurde die Möglichkeit gegeben, politische 
Institutionen zu schaffen und die Parlaments- und Kommunalwahlen in Übereinstimmung mit 
internationalen Standards und ohne größere Probleme abzuhalten, die oftmals von der EU und 
den USA als Meilensteine im kosovarischen Übergang zu einem demokratischen und 
souveränen Staat gelobt wurden. Allerdings waren die Bemühungen der internationalen 
Gemeinschaft im Kosovo am Anfang überzeugend, da sie mehr auf die Abhaltung von 
Wahlen und den Aufbau der politischen Institutionen, auf die Gründung der 
Rechtsstaatlichkeit und den Kampf gegen die konzentrierten kriminellen und korrupten 
Strukturen fokussiert war, die in dieser Zeit die politische Szene beherrschten oder massiv in 
der Politik rekrutierten. Doch die Verwicklung der internationalen Gemeinschaftsbehörden in 
Korruptionsfälle und die Zusammenarbeit mit kriminellen Strukturen, die in die Politik nach 
dem Krieg einbezogen waren, haben die Strategie der Einrichtung funktionaler Institutionen 
ernsthaft behindert.1037 Die Bekämpfung der grassierenden Korruption und der organisierten 
Kriminalität,  die Abschaffung der serbischen Parallelstrukturen im Norden, die Stärkung der 
Zivilgesellschaft und der Aufbau der Rechtsstaatlichkeit sollten die demokratischen 
Strukturen und Perspektiven des Landes geschaffen haben. Sie sollten auch die notwendigen 
Voraussetzungen zur Stabilisierung der Lage und Perspektive des Landes an die EU 
heranführen.  
Die EU und all ihre Mitgliedsländer müssen sich der Verantwortung bewusst werden und mit 
aller Macht versuchen, eine von ihr überwachte Unabhängigkeit des Kosovo permanent bis 
zur Abschlussphase fortzusetzen, um alles daran zu setzen, dass das Kosovo zu keinem Failed 
State werde, was zur Destabilisierung der Region führen würde. Die Statusfrage hat 
erheblichen Einfluss auf die Sicherheitslage im Westbalkan. Besonders für Mazedonien wäre 
ein ungeklärter Status sehr gefährlich. Zwar herrscht seit dem Ohrider Abkommen Frieden im 
Land, doch die Albaner stellen ca. 30 % der Bevölkerung dar und befürworten einstimmig die 
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Unabhängigkeit des Kosovos. Dabei fungiert Mazedonien inmitten eines turbulenten 
regionalen Umfeldes als Vorbildstaat für den Balkan. Nach dem bürgerkriegsähnlichen 
Konflikt im Jahre 2001, welcher mithilfe der internationalen Gemeinschaft und der 
Unterzeichnung des Ohrider Abkommens beendet wurde, gilt dieser als Erfolgsvertrag. Die 
Balkan-Länder wurden schon darauf hingewiesen, dass durch sie bis zu einem möglichen EU-
Beitritt ein langer Weg zurückgelegt werden müsse, zumal ohne die Erfüllung der 
festgelegten Beitrittskriterien kein solcher Beitritt zu erwarten sei. Das Kosovo sieht seine 
zukünftige Perspektive ebenfalls in der europäischen Integration, doch der EU-Beitritt stellt 
für das Kosovo eine große Herausforderung dar. Es sind zahlreiche Reformen und 
Stabilitätskriterien im rechtlich-institutionellen, sozioökonomischen und im praktisch-
politischen Bereich umzusetzen, die das Land nach den EU-Kriterien zu erfüllen verpflichtet 
ist. Die Staaten durchlaufen Entwicklungsprozesse, die mit dem Beitritt zur Europäischen 
Union in mehrfacher Hinsicht längst nicht abgeschlossen sein werden. Alle Länder 
Südosteuropas sind in den Fokus der internationalen Aufmerksamkeit geraten und schlagen 
sich in vielen internationalen Berichten und Diskussionen durch Leistungs- und 
Legitimitätsdefizite demokratischer Institutionen und Akteure, durch Korruptionsskandale 
und die Verflechtung politischer und ökonomischer Interessen(-gruppen) nieder. Der Status 
quo unter der UNMIK hatte dabei ebenso die europäische Entwicklung in dieser Region 
blockiert. Erhard Busek äußerte sich dazu dahingehend, dass im Rahmen der europäischen 
Entwicklung die gesamte Region zur Europäischen Union komme, was aber sicherlich ohne 
die Behebung der oben genannten Hindernisse nicht realisierbar ist, solange die Länder die 
von der EU verlangten wesentlichen Kriterien wie Demokratie, Menschenrechte, die 
Bekämpfung der Korruption, Kriminalität und Stärkung der rule of law nicht zu erfüllen 
bereit sind. Dies ist zwar ebenso wenig der einzige Schlüssel, um alle Probleme zu beseitigen, 
aber es wurde als ein Ausweg angesehen, den südosteuropäischen Ländern eine neue 
Perspektive zu geben. Genauso wie ein Großteil der Balkan-Regionen leidet auch das Kosovo 
unter wirtschaftlicher Stagnation. Die Friedenskonsolidierung nach gewaltsamen Konflikten 
hängt nicht nur davon ab, ein sicheres Umfeld zu schaffen und aufrecht zu erhalten, sondern 
verlangt auch die Entwicklung der ökonomischen und sozialen Situation, ohne die sich der 
Friede nur als vorübergehend erweisen wird. Das Scheitern der EU und der internationalen 
Organisationen im Kosovo, die wirtschaftlichen Probleme zu lösen, ist in den mangelnden 
strategischen Konzepten zu sehen, in denen die Wirtschaft als prioritäre Sache betrachtet 
werden sollte. In diesem Fall halte die IG mehr Priorität, um die Sicherheitslage verbessern 
und die Versöhnung der ethnischen Volksgruppen erreichen zu können, die nach wie vor als 
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zwei Lebenswelten der Kosovo-Albaner und der Kosovo-Serben politisch, gesellschaftlich 
und wirtschaftlich weitgehend voneinander getrennt sind. Da sich die Feindseligkeit und eine 
soziale Abkapselung zwischen der albanischen Mehrheitsbevölkerung und den Serben in der 
Geschichte des Kosovos durch die ausgeprägten Ereignisse entwickelt haben, kam es im 
Krieg von 1998/99 zwischen den beiden Gruppen UÇK und dem serbischen Militär bzw. 
Paramilitär zu massiven Vertreibungen und mehr als 15.000 Toten unter den Kosovo-
Albanern durch die serbischen Truppen. Dies wurde durch die NATO-Intervention im Jahr 
1999 beendet, was aber die Kluft und den Hass zwischen diesen beiden Bevölkerungsgruppen 
weiter vergrößert hat. Die Serben haben nach wie vor eine aggressive Einstellung gegenüber 
dem Kosovo. Die derzeitige Führung in Belgrad zeigt jeden Tag ihre Intention, die 
Souveränität und territoriale Integrität des Kosovos zu verletzen. Einige serbische Parteien 
haben die Serben im Kosovo zu extremem Verhalten sogar ermutigt, womit deren Unwille, 
sich dort an dem demokratischen Leben zu beteiligen, die Sache nicht vorangebracht hat. Der 
serbischen Politik ist es im Prozess der Verhandlungen mit Martti Ahtisaari gelungen, das 
Kosovo nach ethnischen Linien zwischen Serben und Albanern territorial aufzuteilen.  
Während der Verfolgung dieses Ziels wurde die Entwicklung einer umfassenden 
wirtschaftspolitischen Strategie mit zu wenig Nachdruck verfolgt. Darüber hinaus zeigt die 
klare Unzufriedenheit der BürgerInnen mit der sozialen und wirtschaftlichen Lage, dass der 
Erfolg in diesem Bereich von der internationalen Staatengemeinschaft als nicht ausreichend 
eingeschätzt werden muss, um die Bedürfnisse der BürgerInnen zu befriedigen, da die 
langfristige Politik den Schritt zur Schaffung einer Kultur der freien Marktwirtschaft für die 
Bürger versäumt hat. Die Wirtschaftshilfe-Maßnahmen waren nicht ausreichend für die 
Verhältnisse im Kosovo und damit weitgehend ein Fehlschlag, um lokale Institutionen zu 
stärken.  
Um für das Kosovo eine nachhaltige Wirtschaft zu entwickeln, bleibt ausländische Hilfe von 
entscheidender Bedeutung. Ausländische finanzielle Unterstützung, Direktinvestitionen und 
Überweisungen aus der Diaspora sind nötig, um das Wirtschaftswachstum anzukurbeln und 
soziale Missstände zu mildern. Einer von zwei Kosovaren lebt aktuell ohne Job und die Hälfte 
der Bevölkerung in Armut. Die Jugendlichen, die eine sehr große Komponente der 
Bevölkerung stellen, sind am stärksten von Armut und Arbeitslosigkeit betroffen. Die Zeit im 
Kosovo scheint eingefroren zu sein, denn Arbeitslosigkeit, Armut und Isolation bestimmen 
das Leben der Kosovaren. Die Hohlheit der öffentlichen Institutionen, der Würgegriff der 
politischen Elite, die eigennützigen Querelen des politischen Systems, die 
360 
 
Verwaltungspassivität, mangelnde staatliche Kompetenz und Willen, das Fehlen eines 
sozialen Vertrags, die Konsolidierung des Zusammenhangs zwischen illegalem Reichtum und 
politischer Macht, das sehr schwache System von Checks and Balances in der institutionellen 
Architektur und schließlich die Abhängigkeit des Kosovos von internationalen SpenderInnen 
und UnterstützerInnen geben keinen Anlass für großen Optimismus. Verstärktes Engagement 
und wirksame Maßnahmen sind dringend erforderlich, damit das Land die hohe 
Arbeitslosigkeit und Armut überwinden kann. Ansonsten wird die Entwicklung des Landes 
entscheidend behindert und die Sicherheit bedroht sein, da die Menschen in illegale Geschäfte 
als Überlebensstrategien gezwungen werden.  
Unter den vielen Prioritäten, um die wirtschaftliche Zukunft des Kosovos zu sichern, wäre 
eine effektive Strategie zur Stärkung der kleinen und mittleren Unternehmen als Grundlage 
der nationalen Wirtschaft zu fördern, denn es sollte eine massive Verbesserung der 
grundlegenden Infrastruktur, insbesondere der Energie, gewährleistet werden. Die Kosovaren 
wurden vor 2008 mit großem Optimismus und erwartungsfroh beschrieben, dass die 
Unabhängigkeit nach der geklärten Statusfrage die drängendsten sozialen Probleme lösen 
würde, doch dies bewahrheitete sich nicht, da die Beschaffenheit der Hauptprobleme in einem 
wirtschaftlich und sozial katastrophalen Zustand ist und sie mittel- oder langfristig in dem 
jungen Staat Kosovo gelöst werden müssten. So müssen Reformen in allen Bereichen erzielt 
werden, es sind die Politiker, Institutionen und Ressourcen zu identifizieren, die auf die 
wachsende soziale und wirtschaftliche Krise reagieren können. Nach Angaben der UN-
Resolution 1244 hatte die EU im Kosovo zunächst die Verantwortung dafür übernommen, die 
wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung in der Region zu fördern. Dieses Mandat war 
gleich ein Dreifaches: Erstens der Wiederaufbau der grundlegenden Infrastruktur und die 
wirtschaftliche Entwicklung, zweitens die Errichtung von Wirtschaftsinstitutionen, und 
drittens die Förderung von Frieden und der Stabilität. Während der Wiederaufbau der 
grundlegenden Infrastruktur erfolgreich erreicht wurde, wurde die wirtschaftliche 
Entwicklung nicht mehr als Priorität und wichtiges Kriterium für die Zukunft des Landes 
wahrgenommen und dadurch hat auch deren Verfolgung nachgelassen. Dieser Fehler kann 
wieder mit der falschen Wahl der Prioritäten erklärt werden. Ein markantes Beispiel für das 
Fehlen der wirtschaftspolitischen Strategie der ländlichen Entwicklung betrifft den 
Agrarsektor, der einer der größten Arbeitgeber im Kosovo sein könnte, aber nicht 
subventioniert und von den lokalen und internationalen Behörden weitgehend ignoriert wurde. 
Auch die Privatisierung des Staatseigentums ist ein Beispiel, wie durch Korruptionsfälle und 
falsche Kriterien gehandelt wurde, da hieran die UNMIK-Berücksichtigung für 
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Wirtschaftshilfe-Initiativen gescheitert ist, die die Notlage im Kosovo verbessern und damit 
weitgehend die lokalen Institutionen stärken könnte. Schließlich kann ohne eine stabile 
wirtschaftliche und soziale Lage keine Weiterentwicklung der demokratischen Prozesse 
stattfinden. Die Korruption ist das größte Problem des Landes. Es handelt sich nicht nur um 
Einzelfälle, die an die Öffentlichkeit gelangt sind. Korruption ist im Kosovo überall im 
Lebensalltag zu finden. Das Land wird weiterhin vor großen Herausforderungen stehen, wenn 
es um die Bekämpfung der Korruption geht, und muss seine Anstrengungen in diesem 
Bereich intensivieren. Neben den oben genannten Hindernissen wie OK und Korruption, die 
das Kosovo bekämpfen muss, sollte der Aufbau eines Rechtsstaates und äußerer Stabilität 
durch die feste Kontrolle der Grenzen, die Freiheit und das Wirtschaftswachstum im Land 
künftig garantiert werden. Die wesentliche Ausnahme von den positiven Entwicklungen im 
Prozess des State-Building und der Demokratisierung des Landes unter der internationalen 
Gemeinschaft liegt im Norden des Kosovos, wo die Sicherheitslage weiterhin prekär ist und 
ethnische Spannungen fortbestehen.  
Serbien hat nach wie vor Ansprüche auf das Territorium und öffentlich angemeldet, den 
Norden des Kosovos zu besetzen. Eine mögliche Aufteilung des Kosovos wurde seitens der 
internationalen Gemeinschaft aber ausgeschlossen. Die Verhandlungen in Brüssel scheinen 
offenbar keine langfristige Lösung hervorzubringen und langsam lenken die Verhandlungen 
von technischen zu politischen Verhandlungen um, wobei viele von den internationalen 
Beamten im Kosovo davor gewarnt haben, dass der Norden einen „autonomen Status" 
erhalten könnte. Serbien spielte ein doppeltes Spiel und zielte darauf ab, durch 
Verhandlungen in Brüssel eine positive Bewertung durch die Europäische Kommission zu 
erlangen und zur gleichen Zeit den Kandidatenstatus zu gewinnen, aber daneben auch die 
Kontrolle über den nördlichen Teil des Kosovos zu behalten. Das Kosovo hat nur begrenzte 
Souveränität über die Integrität seines Territoriums, da die Behörde der kosovarischen 
Regierung im Norden immer noch nicht von den Parallelstrukturen anerkannt wurde. Das 
Land bleibt de facto geteilt in einen serbischen Norden und einen albanisch dominierten 
Süden. Die beiden ethnischen Gemeinschaften leben weiterhin getrennt, was ein Hindernis für 
das Land und dessen Kontrolle über diese Region darstellt, gerade weil diese Region stark 
von Belgrad und radikalen Strukturen beeinflusst wird. Dieser Einfluss durch Belgrad wird 
von mehr als der Hälfte der kosovo-albanischen Bevölkerung als Hauptfaktor der 
destabilisierenden interethnischen Beziehungen betrachtet. Bisher waren weder die UNMIK 
noch die EULEX in der Lage, etwas zu verändern, die Teilung des Landes und die Funktion 
der serbischen Parallelstrukturen verhindern zu können. Und solange der Norden eine 
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ungelöste Frage bleibt, werden die Sicherheitslage im Kosovo und die Rechtsstaatlichkeit als 
fragil bezeichnet und weiterhin einen potenziellen Hintergrund für Gewalt und 
Destabilisierung im Kosovo sowie balkanweit bieten. Die Regierung des Kosovos ist mit der 
Aktion des 25. Juli 2011, das Gebiet unter die Kontrolle von zwei Zollpunkten zu bekommen 
und ihre Autorität im Norden zu erweitern, gescheitert. Als Ergebnis kann man erwarten, dass 
in den Verhandlungen über den Norden des Kosovo eine Autonomie für den Norden erzielt 
werden könnte. Es sieht derzeit jedoch nicht so aus, dass es schnelle Lösungen zwischen den 
beiden Ländern geben wird, um die Probleme und Fragen zu lösen. Diese Probleme werden 
weiterhin bestehen, solange es keine aktivere Rolle und Führung des Westens gibt, die 
Serbien zwingen kann, die Realität im Kosovo ohne Bedingungen zu akzeptieren, was den 
Weg der Integration in die Europäische Union und die NATO klar und deutlich vor Augen 
stellen würde. Damit das Kosovo multinational funktionieren kann, sollten schließlich alle 
nationalen Gemeinschaften zusammenarbeiten, um die gegenwärtige Krise zu überwinden. 
Wie lange es dauern wird, bis der Kosovokonflikt als endgültig überwunden angesehen 
werden kann, ist allerdings schwer zu prognostizieren. Vermutlich wird dies erst dann der Fall 
sein, wenn eine überzeugende Annäherung an Brüssel und an den EU-Kandidatenstatus 
existiert und eine wirtschaftliche Erstarkung eingetreten ist. Trotz ihrer enormen Injektionen 
von Diplomatie, Sicherheit, finanziellen und personellen Ressourcen in das Kosovo während 
der zwölf Jahre scheint es doch so zu sein, dass die internationale Gemeinschaft es nicht 
geschafft hat, einen Prozess der Schaffung der Grundlagen eines starken Staates und einer 
friedlichen Gesellschaft zu unterstützen. Das Kosovo muss erstens als unabhängiger Staat 
seine demokratische und wirtschaftliche Entwicklung selbst forcieren, wobei der junge Staat 
unabhängig von den  Entwicklungen in Serbien und eng mit den anderen Nachbarländern wie 
Albanien, Mazedonien und Montenegro kooperieren muss, um eine schnelle Perspektive der 
Integration in die EU zu erhalten, in der die angelegten langfristigen Prinzipien in den 
politischen, ökonomischen und militärischen Strategien zu finden sind, um die Widerstände 
zu überwinden.  
Die Zukunft des Kosovos sollte letztlich europäischer Natur sein, denn das Land bemüht sich 
trotz der großen Herausforderungen und des seit dem Krieg ausgeprägten 
Verzögerungsphänomens, die demokratischen Kriterien zu erfüllen. In dem letzten 
Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission wurde festgestellt, dass das Kosovo 
ungeachtet der Erreichung einiger erfolgreicher Schritte auf dem Integrationsweg einer 
weiteren Unterstützung der Europäischen Union bedarf. Die mangelnden Bereiche, 
insbesondere die Rechtsstaatlichkeit, die Bekämpfung der Korruption, gute 
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Regierungsführung und Reform der öffentlichen Verwaltung, wie sie oben erwähnt wurden, 
sollten mehr Einfluss auf den Dialog über die Visa-Liberalisierung für das Kosovo haben. Der 
Balkan steht im Blickfeld der europäischen Perspektive und die Europäische Union selbst hat 
diese politische Perspektive explizit angesprochen – jetzt geht es aber darum, dass die Länder 
in der Region ihre Hausaufgaben machen, während die EU sie gezielt weiter fördern wird, um 
letztlich zu einer befriedigenden Situation zu gelangen. Die finanziellen Ressourcen wären 
der einzige Weg zu mehr Stabilität, weshalb mehr in den Aufbau des Rechtsstaates investiert 
werden sollte, um eine bessere Perspektive für die europäische Integration der Balkan-Länder 
zu realisieren. Abschließend sind das Kosovo und Serbien nicht als die einzigen Länder zu 
sehen, die Krieg gegeneinander geführt haben, im gleichen Raum sitzen und über allgemeine 
gemeinsame Prioritäten verfügen: Beide wollen den Weg der globalen Werte beschreiten. Es 
gibt auch andere Länder in Europa, die der inneren europäischen Familie angehören und sogar 
schwerere Konflikte untereinander hatten, jetzt aber mit gemeinsamen Werten eng 
zusammenarbeiten. Doch sowohl die EU als auch Serbien sind sich im Klaren darüber, dass 
die Richtung von Serbien aus nur Brüssel heißen kann. Früher oder später wird Serbien zu 
den besten wirtschaftlichen und politischen Bedingungen die Unabhängigkeit respektieren. 
Die Anerkennung des Kosovos als Staat seitens der am höchsten entwickelten Staaten der 
Welt, die auf eine sehr lange Geschichte der Demokratie zurückblicken können, ist ein 
eindeutiges Signal des Vertrauens. Dieses Signal kommt genau von jenen, welche es dem 
Kosovo zugetraut haben, selbstständig zu werden, da dieses Land den großen Test beim State-
Building durch die internationale Gemeinschaft bestanden hat. Dieser Prozess kann als eine 
erfolgreiche Geschichte des State-Buildings im Kosovo betrachtet werden, da in der Zeit nach 
der Unabhängigkeit die Institutionen mehr oder weniger die wichtigsten Kompetenzen der 
Regierung des Landes übernommen haben. Dennoch gibt es immer noch Raum für 
Verbesserungen in dieser Hinsicht und vor allem im Bereich der „Rechtsstaatlichkeit". Somit 
ist zu konstatieren, dass der Aufbau von Institutionen im Kosovo als erfolgreich betrachtet 
werden kann, was mit der Ineffizienz der UNMIK in einigen Bereichen abgelaufen ist. Es gibt 
aber auch einen allgemeinen Unwillen seitens der internationalen Organisationen, ehrliche 
Kritik an ihrer Politik zu akzeptieren. Es ist üblich, unter ihnen den Erfolg und die Leistungen 
der eigenen Arbeit zu übertreiben, während die systematische Auswertung der Schwächen 
vermieden wird. Die Mehrheit der internationalen Berichte und Reden waren bisher sehr 
optimistisch und geben ein völlig unrealistisches Bild von der Situation vor Ort wider. 
Kritische Analysen der Missionsausfälle, Probleme und Schwächen werden entweder 
ignoriert oder als stark übertrieben abgetan, was es schwierig macht, die Defizite zu 
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beseitigen. Seit 2009 versucht die EU-Mission EULEX, gemeinsam mit der Regierung einen 
Rechtsstaat aus dem Land zu machen, doch das Land macht kaum Fortschritte. Eigentlich 
sollte die EULEX-Mission von der inneffizienten Politik der UNMIK gelernt haben, ihre 
Mission zu verstärken, was durch die Einrichtung von Überwachungsmechanismen realisiert 
werden sollte, wobei die Mission der EU auf klare Kriterien ausgerichtet werden muss, um 
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